
Präambel

Grundprinzip des kirchlichen Dienstes ist die Bereitschaft zu gemeinsam getragener Verantwortung 
und vertrauensvoller Zusammenarbeit unter Beachtung der Eigenart, die sich aus dem Auftrag der 
Kirche und ihrer besonderen Verfasstheit ergibt. Die katholische Kirche richtet ihr Verfahren zur 
kollektiven Arbeitsrechtssetzung am Leitbild der Dienstgemeinschaft und nach den Grundsätzen 
einer partnerschaftlichen Lösung von Interessengegensätzen aus. Im Sinne dieser Maßgabe 
kommen die Regelungen dieser Ordnung zustande durch Beschlüsse der paritätisch besetzten 
‚Kommission zur Ordnung des diözesanen Arbeitsvertragsrechts für den Bereich der (Erz-)Bistümer 
Aachen, Essen, Köln, Münster (nordrhein-westfälischer Teil) und Paderborn‘ (Regional-KODA 
Nordrhein-Westfalen) und deren Inkraftsetzung durch die Diözesanbischöfe.

Die Grundordnung des kirchlichen Dienstes vom 22. September 1993 (Grundordnung)1 ist 
Grundlage und in ihrer jeweiligen Fassung Bestandteil dieser Ordnung. 

Die Regelungen dieser Ordnung entsprechen im Wesentlichen den Bestimmungen des 
Tarifvertrages für den öffentlichen Dienst (TVöD-VKA) oder des Bundesangestelltentarifvertrages 
(BAT-VKA). Soweit die Regelungen dieser Ordnung mit denen des TVöD-VKA oder des BAT-
VKA übereinstimmen, werden sie in gleicher Weise ausgelegt.

§ 1 KAVO Geltungsbereich

(1) Diese Ordnung gilt für alle Arbeitsverhältnisse mit Rechtsträgern im Sinne von § 1 Abs. 1 der 
Ordnung zur Mitwirkung bei der Gestaltung des Arbeitsvertragsrechts durch Kommissionen in den 
(Erz-)Diözesen Aachen, Essen, Köln, Münster (nordrhein-westfälischer Teil) und Paderborn – 
KODA-Ordnung (KODA-O), soweit nicht in dieser Ordnung etwas anderes geregelt ist.

(1a) Diese Ordnung gilt ebenfalls für alle Arbeitsverhältnisse mit Rechtsträgern im Sinne von § 1 
Abs. 2 der Ordnung zur Mitwirkung bei der Gestaltung des Arbeitsvertragsrechts durch 
Kommissionen in den (Erz-)Diözesen Aachen, Essen, Köln, Münster (nordrhein-westfälischer Teil) 
und Paderborn – KODA-Ordnung (KODA-O), soweit nicht in dieser Ordnung etwas anderes 
geregelt ist. Diese Ordnung gilt nicht für die Arbeitsverhältnisse eines Rechtsträgers im Sinne von 
§ 1 Abs. 2 KODA-Ordnung, wenn die Regional-KODA Nordrhein-Westfalen ihn auf Antrag aus 
dem Geltungsbereich ausgeschlossen hat. Ein solcher Beschluss setzt voraus, dass

1. der antragstellende Rechtsträger bei Anwendung dieser Ordnung nach den für ihn geltenden 
Bewilligungsbedingungen eines öffentlichen Zuwendungsgebers keine 
Personalkostenzuschüsse erhalten würde (Besserstellungsverbot), 

2. die Arbeitsverhältnisse bei diesem Rechtsträger mehrheitlich diesem Besserstellungsverbot 
unterliegen und 

3. auf die Arbeitsverhältnisse des Rechtsträgers das Tarifvertragsrecht des Bundes, der Länder 
oder der Kommunen in der jeweils gültigen Fassung Anwendung findet. 

Der Rechtsträger hat gegenüber der Regional-KODA Nordrhein-Westfalen die in Satz 3 genannten 
Voraussetzungen in geeigneter Form darzulegen. Die Ausnahme vom Geltungsbereich dieser 

1 Bistum Essen: Grundordnung des kirchlichen Dienstes vom 7. Mai 2015 (Grundordnung)
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Ordnung ist auf eine bestimmte Zeit zu befristen. Die ausgenommenen Rechtsträger sind mit 
Hinweis auf die Dauer der Ausnahme in Anlage 31 aufgeführt.

(2) (nicht besetzt)

(3) Diese Ordnung gilt nicht für Mitarbeiter an Schulen der in Absatz 1 genannten Träger.

(4) Für Mitarbeiter im pastoralen Dienst gilt diese Ordnung mit den Sonderregelungen der 
Anlage 20.

(5) Für die Mitarbeiterinnen im Sozial- und Erziehungsdienst (Eingruppierung gemäß den 
Tätigkeitsmerkmalen der Ziffer V in Teil B der Anlage 2 – Entgeltordnung) gilt diese Ordnung mit 
den Sonderregelungen der Anlage 29.

(6) Für die Arbeits- und Ausbildungsverhältnisse (Volontariat) der PubliKath GmbH, Bonn, gelten 
die Sonderregelungen der Anlage 30.

§ 1a KAVO   Begriffsbestimmung

(1) Arbeitsverhältnisse im kirchlichen oder öffentlichen Dienst im Sinne des § 24 Abs. 2a Satz 1 
und des § 1 Abs. 4 Satz 5 Anlage 29 sind solche

1. a) im Dienst der katholischen Kirche und ihrer Einrichtungen und Verbände, unbeschadet 
ihrer Rechtsform, 

2. b) im Dienst der evangelischen Kirche und ihrer Einrichtungen und Verbände, unbeschadet 
ihrer Rechtsform, 

3. c) im Dienst eines sonstigen öffentlich-rechtlichen Dienstgebers, 

wenn auf diese Arbeitsverhältnisse diese Ordnung, eine sonstige Regelung wesentlich gleichen 
Inhalts oder beamtenrechtliche Bestimmungen angewendet worden sind oder wenn der Mitarbeiter 
in einem Beamtenverhältnis gestanden hat.

(2) Beschäftigungs- oder Arbeitsverhältnisse im Sinne des § 36 Abs. 4 Satz 1 und des § 1 Satz 1 
Nr. 2 Anlage 10 sind solche im Dienst der katholischen Kirche und ihrer Einrichtungen und 
Verbände, unbeschadet ihrer Rechtsform, wenn auf diese Arbeitsverhältnisse diese Ordnung, eine 
sonstige Regelung wesentlich gleichen Inhalts oder beamtenrechtliche Bestimmungen angewendet 
worden sind oder wenn der Mitarbeiter in einem Beamtenverhältnis gestanden hat.

§ 2 KAVO Beschlüsse der Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission

(1) Beschlüsse der Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission (bis 28. Februar 2023: Zentrale 
Kommission der Zentral-KODA) im Sinne von § 2 Abs. 1 der Ordnung der Zentralen 
Arbeitsrechtlichen Kommission (ZAK-Ordnung) sind mit ihrer Inkraftsetzung Bestandteil dieser 
Ordnung.

(2) Der Beschluss der Zentralen Kommission (seit 1. März 2023: Zentrale Arbeitsrechtliche 
Kommission) vom 23. November 2016 (Ordnung über die Rechtsfolgen eines Dienstgeberwechsels 
im Geltungsbereich der Grundordnung des kirchlichen Dienstes im Rahmen kirchlicher 
Arbeitsverhältnisse) gilt mit Ausnahme von Ziffer 5 Satz 1 ab dem 1. April 2018 sinngemäß auch 
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für den Wechsel eines Mitarbeiters zwischen Dienstgebern, für die die Regional-KODA Nordrhein-
Westfalen zuständig ist.

§ 3 KAVO Arbeitsvertrag, Nebenabreden

(1) 1Der Arbeitsvertrag ist vor Arbeitsaufnahme schriftlich unter Verwendung eines Muster-
Arbeitsvertrages der (Erz-)Bistümer Aachen, Essen, Köln, Münster und Paderborn abzuschließen. 
2In den Arbeitsvertrag sind mindestens aufzunehmen:

• der Name und die Anschrift der Vertragsparteien 
• der Zeitpunkt des Beginns des Arbeitsverhältnisses 
• bei befristeten Arbeitsverhältnissen: die vorhersehbare Dauer des Arbeitsverhältnisses 
• die Benennung der Entgeltgruppe und der Stufe 
• die vereinbarte Arbeitszeit 
• die Abrede zur Einbeziehung dieser Ordnung – einschließlich ihrer Anlagen – in ihrer 

jeweiligen Fassung. 

(2) 1Mehrere Arbeitsverhältnisse zu demselben Dienstgeber dürfen nur begründet werden, wenn die 
jeweils übertragenen Tätigkeiten nicht in einem unmittelbaren Sachzusammenhang stehen. 
2Andernfalls gelten sie als ein Arbeitsverhältnis.

(3) Nebenabreden sind nur wirksam, wenn sie schriftlich vereinbart werden. 2Sie können gesondert 
gekündigt werden, soweit dies einzelvertraglich vereinbart ist. 

§ 4 KAVO Probezeit

1Die ersten sechs Monate der Beschäftigung gelten als Probezeit, soweit nicht eine kürzere Zeit 

vereinbart ist. 2Bei Übernahme von Auszubildenden im unmittelbaren Anschluss an das 
Ausbildungsverhältnis in ein Arbeitsverhältnis entfällt die Probezeit.

§ 5 KAVO 

(nicht besetzt)

§ 6 KAVO  Dienstliche Anordnungen

(1) 1Der Dienstgeber kann dem Mitarbeiter dienstliche Anordnungen geben; § 106 

Gewerbeordnung bleibt unberührt. 2Der Mitarbeiter ist verpflichtet, den dienstlichen Anordnungen 
nachzukommen.

(2) Beim Vollzug einer dienstlichen Anordnung trifft die Verantwortung denjenigen, der die 
Anordnung gegeben hat.

(3) 1Der Mitarbeiter hat Anordnungen, deren Ausführung ihm erkennbar den Strafgesetzen 
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zuwiderlaufen würde, nicht zu befolgen. 2Dem Mitarbeiter bleibt es unbenommen, im Falle solcher 
Anordnungen nach Maßgabe des Hinweisgeberschutzgesetzes zu agieren.

§ 6a KAVO   Fort- und Weiterbildung

Die Fort- und Weiterbildung des Mitarbeiters erfolgt nach Maßgabe der Anlage 25.

§ 7 KAVO Ärztliche Untersuchung

(1) Der Mitarbeiter hat auf Verlangen des Arbeitgebers vor der Einstellung seinen 
Gesundheitszustand und seine Arbeitsfähigkeit durch das Zeugnis eines vom Arbeitgeber 
bestimmten Arztes nachzuweisen.

(2) 1Der Arbeitgeber kann bei gegebener Veranlassung durch einen Vertrauensarzt oder das 
Gesundheitsamt feststellen lassen, ob der Mitarbeiter dienstfähig oder frei von ansteckenden 

Krankheiten ist. 2Von der Befugnis darf nicht willkürlich Gebrauch gemacht werden.

(3) 1Mitarbeiter, die besonderen Ansteckungsgefahren ausgesetzt oder in gesundheitsgefährdenden 
Betrieben beschäftigt sind, sind in regelmäßigen Zeitabständen ärztlich zu untersuchen. 
2Mitarbeiter, die mit der Zubereitung von Speisen beauftragt sind, können in regelmäßigen 
Zeitabständen ärztlich untersucht werden.

(4) 1Die Kosten der Untersuchungen trägt der Arbeitgeber. 2Das Ergebnis der ärztlichen 
Untersuchung ist dem Mitarbeiter auf seinem Antrag bekanntzugeben.

§ 8 KAVO Schweigepflicht

Die Mitarbeiter haben über Angelegenheiten, deren Geheimhaltung durch gesetzliche Vorschriften 
vorgesehen oder vom Dienstgeber angeordnet ist, Verschwiegenheit zu wahren; dies gilt auch über 
die Beendigung des Arbeitsverhältnisses hinaus.

§ 8a KAVO   Verschwiegenheitspflicht und Aussagegenehmigung 
in seelsorgerischen Angelegenheiten

(1) Angelegenheiten, die einem Mitarbeiter im Zusammenhang mit seelsorgerischen Tätigkeiten 
oder zu seelsorgerischen Zwecken anvertraut wurden, unterliegen auch dann der 
Verschwiegenheitspflicht, wenn dieser nicht ausdrücklich zur Seelsorge beauftragt ist. Dies gilt 
auch über den Bereich eines Dienstgebers hinaus sowie nach Beendigung des Dienstverhältnisses.

(2) Absatz 1 gilt nicht, soweit Tatsachen mitgeteilt werden, die offenkundig sind oder ihrer 
Bedeutung nach keiner Geheimhaltung bedürfen. Eine Verpflichtung, geplante Straftaten 
anzuzeigen, bleibt von Absatz 1 unberührt.

(3) Ein Mitarbeiter, der vor Gericht oder außergerichtlich über Angelegenheiten, für die Absatz 1 
gilt, aussagen oder Erklärungen abgeben soll, bedarf hierfür der Genehmigung. Dies gilt auch dann, 
wenn die Voraussetzungen des § 54 Strafprozessordnung (StPO) oder § 376 Zivilprozessordnung 
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(ZPO) nicht erfüllt sind. Die Genehmigung erteilt der Dienstgeber oder, wenn das Dienstverhältnis 
beendet ist, der letzte Dienstgeber. Hat sich der Vorgang, der den Gegenstand der Äußerung bildet, 
bei einem früheren Dienstgeber ereignet, darf die Genehmigung nur mit dessen Zustimmung erteilt 
werden.

(4) Die Genehmigung, als Zeuge auszusagen, soll nur zum Schutz des Beratungs- und 
Seelsorgegeheimnisses versagt werden. Ist der Mitarbeiter Partei oder Beschuldigter in einem 
gerichtlichen Verfahren oder soll sein Vorbringen der Wahrnehmung seiner berechtigten Interessen 
dienen, darf die Genehmigung auch dann, wenn die Voraussetzungen des Satzes 1 erfüllt sind, nur 
versagt werden, wenn die dienstlichen Rücksichten dies unabweisbar erfordern. Wird sie versagt, ist 
dem Mitarbeiter der Schutz zu gewähren, den er zur Vertretung seiner Interessen benötigt.

§ 8b KAVO  Umsetzung der Ordnungen für den Umgang mit sexuellem 
Missbrauch und zur Prävention gegen sexualisierte Gewalt

(1)  Die Ordnung für den Umgang mit sexuellem Missbrauch Minderjähriger und schutz- oder 
hilfebedürftiger Erwachsener durch Kleriker und sonstige Beschäftigte im kirchlichen Dienst2 und 
die Ordnung zur Prävention gegen sexualisierte Gewalt an Minderjährigen und schutz- oder 
hilfebedürftigen Erwachsenen finden in ihrer jeweiligen Fassung, soweit sie arbeitsvertragliche 
Regelungen betreffen, im Anwendungsbereich dieser Ordnung nach Maßgabe der folgenden 
Absätze Anwendung. 

(2) Alle Mitarbeiter haben unverzüglich die zuständige Person der Leitungsebene der Institution, 
bei der sie beschäftigt sind, oder die beauftragten Ansprechpersonen über einen durch Tatsachen 
begründeten Verdacht im Sinne der Nr. 2 der Ordnung für den Umgang mit sexuellem Missbrauch 
Minderjähriger und schutz- oder hilfebedürftiger Erwachsener in der jeweils geltenden Fassung, der 
ihnen im dienstlichen Kontext zur Kenntnis gelangt ist, zu informieren. Dasselbe gilt, wenn sie über 
die Einleitung oder das Ergebnis eines laufenden Ermittlungsverfahrens oder über eine erfolgte 
Verurteilung im dienstlichen Kontext Kenntnis erlangen. Etwaige staatliche oder kirchliche 
Verschwiegenheitspflichten oder Mitteilungspflichten gegenüber kirchlichen oder staatlichen 
Stellen (z. B. [Landes-]Jugendamt, Schulaufsicht) sowie gegenüber Dienstvorgesetzten bleiben 
hiervon unberührt. Im Rahmen von seelsorglichen Gesprächen besteht die Pflicht zur Weiterleitung 
an eine der beauftragten Ansprechpersonen immer dann, wenn Gefahr für Leib und Leben droht 
sowie wenn weitere mutmaßliche Opfer betroffen sein könnten; hierbei sind die Bestimmungen des 
§ 203 StGB zu beachten. Die Pflicht zur Weiterleitung gemäß Satz 4 besteht auch bei anonymen 
Hinweisen, wenn sie tatsächliche Anhaltspunkte für Ermittlungen beinhalten.

(3) Wird ein Mitarbeiter einer Tat nach Nr. 2 der Ordnung über den Umgang mit sexuellem 
Missbrauch in der jeweils geltenden Fassung beschuldigt, kann er im Falle einer Anhörung durch 
den Dienstgeber nach Nr. 26 der Ordnung eine Person seines Vertrauens hinzuziehen. Hierauf ist 
der Mitarbeiter vor der Anhörung hinzuweisen.

(4) Der Dienstgeber ist berechtigt, von einem Mitarbeiter, der im Rahmen seiner Tätigkeit Kinder, 
Jugendliche oder schutz- oder hilfebedürftige Erwachsene beaufsichtigt, betreut, erzieht oder 

2 Kirchlicher Anzeiger für die Diözese Aachen vom 1. Januar 2020, Nr. 2 [S. 2-10]; Kirchliches Amtsblatt Bistum 
Essen vom 27. Dezember 2019, Nr. 83 [S. 135-142]; Amtsblatt des Erzbistums Köln vom 1. Januar 2020, Nr. 2 [S. 
5-11]; Kirchliches Amtsblatt für die Diözese Münster vom 1. Januar 2020, Art. 3 [S.15-26]; Kirchliches Amtsblatt 
für die Erzdiözese Paderborn vom 17. Dezember 2019, Nr. 130 [S. 152-158]).
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ausbildet oder vergleichbaren Kontakt hat, die Vorlage einer Selbstauskunftserklärung bezüglich der 
in § 72a Abs. 1 SGB VIII genannten Straftaten zu verlangen. Diese enthält, sofern die Verurteilung 
noch nicht nach dem Bundeszentralregistergesetz (BZRG) getilgt ist, Angaben, ob der Mitarbeiter 
wegen einer Straftat nach § 72a Abs. 1 SGB VIII verurteilt worden ist und ob insoweit ein 
staatsanwaltschaftliches Ermittlungsverfahren gegen ihn eingeleitet worden ist. Darüber hinaus ist 
die Verpflichtung enthalten, bei Einleitung eines solchen staatsanwaltschaftlichen 
Ermittlungsverfahrens dem Dienstgeber hiervon unverzüglich Mitteilung zu machen.

(5) Der Dienstgeber hat dafür zu sorgen, dass in seinen kirchlichen Einrichtungen für die jeweiligen 
Arbeitsbereiche ein Verhaltenskodex unter Beteiligung der Mitarbeiterschaft erarbeitet wird. Eine 
Dienstvereinbarung nach § 38 Abs. 1 Nr. 1 der Mitarbeitervertretungsordnung (MAVO) ist zulässig. 
Kommt eine Dienstvereinbarung nicht zustande oder besteht keine Mitarbeitervertretung, erlässt der 
Dienstgeber einen Verhaltenskodex als Dienstanweisung.

§  9 KAVO Belohnungen und Geschenke

(1) Die Mitarbeiter dürfen von Dritten Belohnungen, Geschenke, Provisionen oder sonstige 
Vergünstigungen in Bezug auf ihre Tätigkeit nicht annehmen. Ausnahmen sind nur mit Zustimmung 
des Dienstgebers möglich.

(2) Werden den Mitarbeitern derartige Vergünstigungen angeboten, haben sie dies dem Dienstgeber 
unverzüglich anzuzeigen.

§ 10 KAVO   Nebentätigkeiten

(1) Nebentätigkeiten gegen Entgelt haben die Mitarbeiter ihrem Dienstgeber rechtzeitig vorher in 
Textform anzuzeigen. Der Dienstgeber kann die Nebentätigkeit untersagen oder mit Auflagen 
versehen, wenn diese geeignet ist, die Erfüllung der arbeitsvertraglichen Pflichten der Mitarbeiter 
oder berechtigte Interessen des Dienstgebers zu beeinträchtigen.

(2) Die Ausübung einer Nebentätigkeit ist unzulässig, wenn

1. durch die Ausübung der Tätigkeit gegen ein Gesetz, eine Rechtsverordnung, die 
Grundordnung in ihrer jeweils geltenden Fassung, sonstige kircheneigene Ordnungen oder 
sonstiges geltendes Recht verstoßen wird bzw. würde, 

2. die Tätigkeit zu einer Beeinträchtigung der vertraglich geschuldeten Arbeitsleistung des 
Mitarbeiters führt, 

3. die Tätigkeit den Mitarbeiter in Widerstreit zu seinen dienstlichen Pflichten im 
Hauptarbeitsverhältnis bringt oder 

4. die Tätigkeit mit dem Ansehen des kirchlichen Dienstes nicht vereinbar ist. 

Ist der Dienstgeber der Auffassung, dass die Nebentätigkeit unzulässig ist, so hat er dies dem 
Mitarbeiter unter Angabe von Gründen mitzuteilen.

(3) Der Mitarbeiter bedarf der vorherigen Zustimmung für die Inanspruchnahme von Einrichtungen, 
Personal und Material des Dienstgebers seines Hauptarbeits- oder Nebentätigkeitsverhältnisses bei 
der Ausübung der Nebentätigkeit. Mit der Zustimmung ist ein angemessenes Entgelt festzusetzen.

6



§ 11 KAVO   Versetzung, Abordnung, Zuweisung, Personalgestellung

(1) Mitarbeiter können aus dienstlichen oder betrieblichen Gründen versetzt oder abgeordnet 
werden. Sollen Mitarbeiter an eine Dienststelle oder eine Einrichtung außerhalb des bisherigen 
Dienstortes versetzt oder voraussichtlich länger als drei Monate abgeordnet werden, so sind sie 
vorher zu hören.

Abordnung ist die Zuweisung einer vorübergehenden Beschäftigung bei einer anderen Dienststelle 
oder einer anderen Einrichtung desselben oder eines anderen Dienstgebers unter Fortsetzung des 
bestehenden Arbeitsverhältnisses.

Versetzung ist die Zuweisung einer auf Dauer bestimmten Beschäftigung bei einer anderen 
Dienststelle oder einer anderen Einrichtung desselben Dienstgebers unter Fortsetzung des 
bestehenden Arbeitsverhältnisses.

(2) Mitarbeitern kann im dienstlichen oder betrieblichen Interesse mit ihrer Zustimmung 
vorübergehend eine mindestens gleich vergütete Tätigkeit bei einem Dritten zugewiesen werden. 
Die Zustimmung kann nur aus wichtigem Grund verweigert werden. Die Rechtsstellung der 
Mitarbeiter bleibt unberührt. Bezüge aus der Verwendung nach Satz 1 werden auf das Entgelt 
angerechnet.

Zuweisung ist – unter Fortsetzung des bestehenden Arbeitsverhältnisses – die vorübergehende 
Beschäftigung bei einem Dritten im In- und Ausland, bei dem diese Ordnung nicht zur Anwendung 
kommt.

(3) Werden Aufgaben der Mitarbeiter zu einem Dritten verlagert, ist auf Verlangen des Dienstgebers 
bei weiter bestehendem Arbeitsverhältnis die arbeitsvertraglich geschuldete Arbeitsleistung bei dem 
Dritten zu erbringen (Personalgestellung). § 613a BGB sowie gesetzliche Kündigungsrechte bleiben 
unberührt. Personalgestellung ist – unter Fortsetzung des bestehenden Arbeitsverhältnisses – die auf 
Dauer angelegte Beschäftigung bei einem Dritten. Die Modalitäten der Personalgestellung werden 
zwischen dem Dienstgeber und dem Dritten vertraglich geregelt.

§ 12 KAVO   Personalakten

(1) Für jeden Mitarbeiter ist eine Personalakte zu führen.

(2) Die Mitarbeiter haben ein Recht auf Einsicht in ihre vollständigen Personalakten. Sie können 
das Recht auf Einsicht auch durch einen hierzu schriftlich Bevollmächtigten ausüben lassen. Sie 
können Auszüge oder Kopien aus ihren Personalakten erhalten.

(3) Der Mitarbeiter muss über Beschwerden und Behauptungen tatsächlicher Art, die für ihn 
ungünstig sind oder ihm nachteilig werden können, vor Aufnahme in die Personalakte gehört 
werden. Seine Äußerung ist zu der Personalakte zu nehmen.

§ 13 KAVO   Schadenshaftung

Die Schadenshaftung der Mitarbeiter ist bei dienstlich oder betrieblich veranlassten Tätigkeiten auf 
Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit beschränkt.
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§ 13a KAVO Sachschäden

Sind in Ausübung des Dienstes durch den Mitarbeiter ausnahmsweise Gegenstände eingebracht 
worden und sind diese beschädigt oder zerstört worden oder sind abhandengekommen, leistet der 
Dienstgeber Ersatz, sofern der Mitarbeiter den Schaden nicht auf andere Weise (z. B. Versicherung, 
Schadensersatzanspruch gegen Dritte) ersetzt erhalten kann. Dies gilt nicht, wenn der Mitarbeiter 
den Schaden grob fahrlässig oder vorsätzlich herbeigeführt hat. Vom Mitarbeiter eingebrachte 
Gegenstände sind solche, die mit Wissen und Wollen oder Duldung des Dienstgebers zur 
dienstlichen Verrichtung im dienstlichen Interesse eingebracht worden sind und ansonsten vom 
Dienstgeber zu stellen wären.

§ 14 KAVO   Regelmäßige Arbeitszeit

(1) Die regelmäßige Arbeitszeit beträgt ausschließlich der Pausen durchschnittlich 39 Stunden 
wöchentlich3. Bei Wechselschichtarbeit werden die gesetzlich vorgeschriebenen Pausen in die 
Arbeitszeit eingerechnet. Die regelmäßige Arbeitszeit kann auf fünf Tage, aus notwendigen 
dienstlichen oder betrieblichen Gründen auch auf sechs Tage verteilt werden.

(1a) Abweichend von Absatz 1 können vorbehaltlich von § 60h Mitarbeiter und Dienstgeber im 
gegenseitigen Einvernehmen, frühestens nach Ablauf der Probezeit, die Erhöhung der regelmäßigen 
Arbeitszeit auf bis zu durchschnittlich 42 Stunden wöchentlich (ausschließlich der Pausen) in 
Textform vereinbaren. Bei der Übernahme von Auszubildenden, Schülerinnen im Sinne der PiA-
Ordnung4 sowie dual Studierenden im Geltungsbereich der Ordnungen für Studierende in 
ausbildungs- bzw. praxisintegrierten dualen Studiengängen darf die Vereinbarung gemäß Satz 1 
nicht bereits mit Beginn des Arbeitsverhältnisses geschlossen werden. Die Erhöhung ist auf 
maximal 18 Monate zu befristen. Verlängerungen sind nur befristet und nur in gegenseitigem 
Einvernehmen möglich. Die Verlängerungen können jeweils bis zu 18 Monate betragen. Die 
Vereinbarung kann aus wichtigem Grund in Textform mit einer Frist von vier Wochen zum 
Monatsende gekündigt werden. Soweit auf die regelmäßige durchschnittliche wöchentliche 
Arbeitszeit von vollbeschäftigten Mitarbeitern Bezug genommen wird, gilt in diesem Fall die 
individuell erhöhte regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit nach Satz 1. Näheres kann durch 
Dienstvereinbarung geregelt werden.

(2) Für die Berechnung des Durchschnitts der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit ist ein 
Zeitraum von bis zu einem Jahr zugrunde zu legen. Abweichend von Satz 1 kann bei Mitarbeitern, 
die ständig Wechselschicht- oder Schichtarbeit zu leisten haben, ein längerer Zeitraum zugrunde 
gelegt werden. Im liturgischen Dienst werden nicht regelmäßig wöchentlich anfallende Dienste auf 
die regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit innerhalb eines Kalenderjahres angerechnet.

(3) Soweit es die dienstlichen oder betrieblichen Verhältnisse zulassen, wird der Mitarbeiter am 24. 
Dezember und am 31. Dezember ganztägig sowie an dem Tage vor Ostersonntag und vor 
Pfingstsonntag jeweils ab 12 Uhr unter Fortzahlung des Entgelts nach §§ 23, 23a von der Arbeit 

3 Für Mitarbeiter, die sich in einem Altersteilzeitarbeitsverhältnis befinden oder deren Altersteilzeitarbeitsverhältnis 
spätestens am 1. Oktober 2008 beginnt, gilt § 14 Abs. 1 Satz 1 KAVO in der bis zum 30. September 2008 geltenden 
Fassung bei der Berechnung des Tabellenentgelts und von in Monatsbeträgen zustehenden Zulagen. Dem 
Tabellenentgelt stehen individuelle Zwischen- und Endstufen gleich.

4 Ordnung für Schülerinnen in praxisintegrierten Ausbildungsgängen zur Erzieherin, Kinderpflegerin oder 
Heilerziehungspflegerin nach landesrechtlichen Regelungen (PiA-Ordnung)
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freigestellt. Kann die Freistellung nach Satz 1 aus dienstlichen oder betrieblichen Gründen nicht 
erfolgen, ist entsprechender Freizeitausgleich innerhalb von drei Monaten zu gewähren. Bei 
Mitarbeitern, die an unterschiedlichen Tagen in der Woche arbeiten und wegen des Dienstplans am 
Feiertag frei haben und deshalb ohne diese Regelung nacharbeiten müssten, vermindert sich die 
regelmäßige Arbeitszeit für jeden gesetzlichen Feiertag, sowie für den 24. Dezember und 31. 
Dezember, sofern sie auf einen Werktag fallen, und an dem Tage vor Ostersonntag und vor 
Pfingstsonntag jeweils ab 12 Uhr um die dienstplanmäßig ausgefallenen Stunden.

(4) Aus dringenden dienstlichen oder betrieblichen Gründen kann auf der Grundlage einer 
Dienstvereinbarung im Rahmen des § 7 Abs. 1, 2 und des § 12 Arbeitszeitgesetz (ArbZG) von den 
Vorschriften des ArbZG abgewichen werden. In vollkontinuierlichen Schichtbetrieben kann an 
Sonn- und Feiertagen die tägliche Arbeitszeit auf bis zu zwölf Stunden verlängert werden, wenn 
dadurch zusätzliche freie Schichten an Sonn- und Feiertagen erreicht werden.

(5) In Dienststellen, deren Aufgaben Sonntags- und Feiertagsarbeit sowie Nacht-, Wechselschicht-, 
Schichtarbeit sowie – bei Teilzeitbeschäftigung aufgrund arbeitsvertraglicher Regelung oder mit 
ihrer Zustimmung – Bereitschaftsdienst, Rufbereitschaft, Überstunden und Mehrarbeit erfordern, 
muss dienstplanmäßig oder einrichtungsüblich gearbeitet werden.

Es sollen jedoch im Monat 2 Sonntage arbeitsfrei sein, wenn die dienstlichen oder betrieblichen 
Verhältnisse es zulassen. Satz 2 gilt nicht für Mitarbeiter, die grundsätzlich an allen Sonn- und 
Feiertagen arbeiten müssen; dies gilt insbesondere für den liturgischen Dienst.

Bei dienstplanmäßiger Sonntagsarbeit ist im Dienstplan innerhalb der nächsten 6 Arbeitstage ein 
arbeitsfreier Werktag vorzusehen. Ausnahmsweise kann der arbeitsfreie Tag einvernehmlich auf die 
folgende Woche übertragen werden.

Unterabsatz 3 gilt entsprechend für gesetzliche Wochenfeiertage, an denen dienstplanmäßig 
gearbeitet werden muss. Die an einem Wochenfeiertag dienstplanmäßig geleistete Arbeit kann 
dadurch ausgeglichen werden, dass der Mitarbeiter

a. für vier Wochenfeiertage bis zu zwei arbeitsfreie Samstage mit je einem darauffolgenden 
arbeitsfreien Sonntag im Jahr erhält und 

b. für weiter auszugleichende Wochenfeiertage innerhalb einer Frist von vier Wochen vom 
auszugleichenden Wochenfeiertag an Freizeitausgleich an einem Werktag erhält. 

Soweit die zu Unterabsatz 4 Buchstabe b) genannte Ausgleichsfrist aus dienstlichen oder 
betrieblichen Gründen nicht eingehalten werden kann, muss der Ausgleich bis zum 30. September 
eines jeden Jahres gewährt werden.

(6) Durch Dienstvereinbarung kann ein wöchentlicher Arbeitszeitkorridor von bis zu 45 Stunden 
eingerichtet werden. Die innerhalb eines Arbeitszeitkorridors geleisteten zusätzlichen 
Arbeitsstunden werden im Rahmen des nach Absatz 2 Satz 1 festgelegten Zeitraums ausgeglichen.

(7) Durch Dienstvereinbarung kann in der Zeit von 6 bis 20 Uhr eine tägliche Rahmenzeit von bis 
zu zwölf Stunden eingeführt werden. Die innerhalb der täglichen Rahmenzeit geleisteten 
zusätzlichen Arbeitsstunden werden im Rahmen des nach Absatz 2 Satz 1 festgelegten Zeitraums 
ausgeglichen.

(8) Die Absätze 6 und 7 gelten nur alternativ und nicht bei Wechselschicht- und Schichtarbeit.
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(9) Gleitzeitregelungen sind unter Wahrung der Mitarbeitervertretungsordnung unabhängig von den 
Vorgaben zu Arbeitszeitkorridor und Rahmenzeit (Absätze 6 und 7) möglich.5 Sie dürfen keine 
Regelungen nach Absatz 4 enthalten. In gemeinsamer Verantwortung von Dienstgeber und 
Mitarbeitern soll darauf hingewirkt werden, dass Gleitzeitkonten durch Zeitausgleich zum Ende des 
Ausgleichszeitraums keine Minus- oder Plusstunden ausweisen, welche die geregelten 
Saldogrenzen überschreiten. Hierzu gehört auch, dass im Einzelfall frühzeitig auch von der 
Möglichkeit der Anordnung von Überstunden (§ 14a Abs. 7 und 8) Gebrauch gemacht wird. Soweit 
ein Konto gemäß § 14d eingerichtet ist, kann auch die Übertragung von Plusstunden auf dieses 
erfolgen. In den Gleitzeitregelungen können weitere Einzelheiten, insbesondere zur Anwendung der 
vorgenannten Möglichkeiten, geregelt werden.

(10) Die Arbeitszeit beginnt und endet an der festgelegten Dienststätte, bei Dienstreisen am 
Geschäftsort.

(11) Die bei Dienstreisen notwendigen Reisezeiten werden wie Arbeitszeit vergütet, soweit 
Arbeitszeit und Reisezeit zusammen nicht mehr als 10 Stunden täglich betragen. Reisezeiten gelten 
nicht als Überstunden.

(12) In Verwaltungen und Einrichtungen, in denen auf Grund spezieller Aufgaben (z. B. 
Ausstellungen, Ferienfreizeiten, Bischofsweihen, Bildungswochen) oder saisonbedingt erheblich 
verstärkte Tätigkeiten anfallen, kann für diese Tätigkeiten die regelmäßige Arbeitszeit auf bis zu 60 
Stunden in einem Zeitraum von bis zu sieben Tagen verlängert werden, wenn durch Verkürzung der 
regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit bis zum Ende des Ausgleichszeitraums nach Absatz 2 
Satz 1 ein entsprechender Zeitausgleich durchgeführt wird.

§ 14a KAVO Sonderformen der Arbeit

(1) Wechselschichtarbeit ist die Arbeit nach einem Schichtplan, der einen regelmäßigen Wechsel der 
täglichen Arbeitszeit in Wechselschichten vorsieht, bei denen Mitarbeiter durchschnittlich längstens 
nach Ablauf eines Monats erneut zur Nachtschicht herangezogen werden. Wechselschichten sind 
wechselnde Arbeitsschichten, in denen ununterbrochen bei Tag und Nacht, werktags, sonntags und 
feiertags gearbeitet wird. Nachtschichten sind Arbeitsschichten, die mindestens zwei Stunden 
Nachtarbeit umfassen.

(2) Schichtarbeit ist die Arbeit nach einem Schichtplan, der einen regelmäßigen Wechsel des 
Beginns der täglichen Arbeitszeit um mindestens zwei Stunden in Zeitabschnitten von längstens 
einem Monat vorsieht, und die innerhalb einer Zeitspanne von mindestens 13 Stunden geleistet 
wird.

(3) Bereitschaftsdienst leisten Mitarbeiter, die sich auf Anordnung des Dienstgebers außerhalb der 
regelmäßigen Arbeitszeit an einer vom Dienstgeber bestimmten Stelle aufhalten, um im Bedarfsfall 
die Arbeit aufzunehmen.

(4) Rufbereitschaft leisten Mitarbeiter, die sich auf Anordnung des Dienstgebers außerhalb der 
regelmäßigen Arbeitszeit an einer dem Dienstgeber anzuzeigenden Stelle aufhalten, um auf Abruf 
die Arbeit aufzunehmen. Rufbereitschaft wird nicht dadurch ausgeschlossen, dass Mitarbeiter vom 

5 Am 1. August 2014 bestehende Gleitzeitregelungen bleiben von der Neufassung der §§ 14 bis 14d KAVO 
unberührt.
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Dienstgeber mit einem Mobiltelefon oder einem vergleichbaren technischen Hilfsmittel ausgestattet 
sind.

(5) Nachtarbeit ist die Arbeit zwischen 21 Uhr und 6 Uhr.

(6) Mehrarbeit sind die Arbeitsstunden, die teilzeitbeschäftigte Mitarbeiter über die vereinbarte 
regelmäßige Arbeitszeit hinaus bis zur regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit von 
vollbeschäftigten Mitarbeitern (§ 14 Abs. 1 Satz 1) leisten.

(7) Überstunden sind die auf Anordnung des Dienstgebers geleisteten Arbeitsstunden, die über die 
im Rahmen der regelmäßigen Arbeitszeit von vollbeschäftigten Mitarbeitern (§ 14 Abs. 1 Satz 1) 
für die Woche dienstplanmäßig bzw. betriebsüblich festgesetzten Arbeitsstunden hinausgehen und 
nicht bis zum Ende der folgenden Kalenderwoche ausgeglichen werden.

(8) Abweichend von Absatz 7 sind nur die Arbeitsstunden Überstunden, die

a. im Falle der Festlegung eines Arbeitszeitkorridors nach § 14 Abs. 6 über 45 Stunden oder 
über die vereinbarte Obergrenze hinaus, 

b. im Falle der Einführung einer täglichen Rahmenzeit nach § 14 Abs. 7 außerhalb der 
Rahmenzeit, 

c. im Falle von Wechselschicht- oder Schichtarbeit über die im Schichtplan festgelegten 
täglichen Arbeitsstunden einschließlich der im Schichtplan vorgesehenen Arbeitsstunden, 
die bezogen auf die regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit im Schichtplanturnus nicht 
ausgeglichen werden, 

angeordnet worden sind.

(9) Erhöhungsstunden sind die nach § 14 Abs. 1a vereinbarten Arbeitsstunden, die über die 
regelmäßige durchschnittliche wöchentliche Arbeitszeit von vollbeschäftigten Mitarbeitern (§ 14 
Abs. 1 Satz 1) hinausgehen. Erhöhungsstunden sind keine Überstunden nach Absatz 7 und 8. § 60h 
findet Anwendung.

§ 14b KAVO Ausgleich für Sonderformen der Arbeit

(1) Der Mitarbeiter erhält neben dem Entgelt für die tatsächliche Arbeitsleistung Zeitzuschläge.6 Die 
Zeitzuschläge betragen – auch bei Teilzeitbeschäftigten – je Stunde

a) für Überstunden  

  in den Entgeltgruppen 1 bis 9b 30 v. H.,

  in den Entgeltgruppen 9c bis 15 15 v. H.,

b) für Nachtarbeit 20 v. H.,

c) für Sonntagsarbeit 25 v. H.,

d) bei Feiertagsarbeit7  

6  Bei Überstunden richtet sich das Entgelt für die tatsächliche Arbeitsleistung nach der jeweiligen Entgeltgruppe und 
der individuellen Stufe, höchstens jedoch nach der Stufe 4.

7 Der Freizeitausgleich muss im Dienstplan besonders ausgewiesen und bezeichnet werden. Falls kein 
Freizeitausgleich gewährt wird, werden als Entgelt einschließlich des Zeitzuschlags und des auf den Feiertag 
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  – ohne Freizeitausgleich 135 v. H.,

  – mit Freizeitausgleich 35 v. H.,

e) für Arbeit am 24. Dezember und am 31. Dezember jeweils ab 6 Uhr 35 v. H.,

f)
für Arbeit an Samstagen von 13 bis 21 Uhr, soweit diese nicht im 
Rahmen von Wechselschicht oder Schichtarbeit anfällt

20 v. H.

des auf eine Stunde entfallenden Anteils des Tabellenentgelts der Stufe 3 der jeweiligen 
Entgeltgruppe. Beim Zusammentreffen von Zeitzuschlägen nach Satz 2 Buchst. c bis f wird nur der 
höchste Zeitzuschlag gezahlt. Auf Wunsch des Mitarbeiters können, soweit ein Arbeitszeitkonto 
(§ 14d) eingerichtet ist und die dienstlichen oder betrieblichen Verhältnisse es zulassen, die nach 
Satz 2 zu zahlenden Zeitzuschläge entsprechend dem jeweiligen Vomhundertsatz einer Stunde in 
Zeit umgewandelt und ausgeglichen werden. Dies gilt entsprechend für Überstunden als solche.

(2)8,9 Für Arbeitsstunden, die keine Überstunden sind und die aus dienstlichen oder betrieblichen 
Gründen nicht innerhalb des nach § 14 Abs. 2 Satz 1 oder 2 festgelegten Zeitraums mit Freizeit 
ausgeglichen werden, erhält der Mitarbeiter je Stunde 100 v. H. des auf eine Stunde entfallenden 
Anteils des Tabellenentgelts der jeweiligen Entgeltgruppe und Stufe.

(3)10 Für die Rufbereitschaft wird eine tägliche Pauschale je Entgeltgruppe bezahlt. Sie beträgt für 
die Tage Montag bis Freitag das Zweifache, für Samstag, Sonntag sowie für Feiertage das Vierfache 
des tariflichen Stundenentgelts nach Maßgabe der Entgelttabelle. Maßgebend für die Bemessung 
der Pauschale nach Satz 2 ist der Tag, an dem die Rufbereitschaft beginnt. Für die Arbeitsleistung 
innerhalb der Rufbereitschaft außerhalb des Aufenthaltsortes im Sinne des § 14a Abs. 4 wird die 
Zeit jeder einzelnen Inanspruchnahme einschließlich der hierfür erforderlichen Wegezeiten jeweils 
auf eine volle Stunde gerundet und mit dem Entgelt für Überstunden sowie mit etwaigen 
Zeitzuschlägen nach Absatz 1 bezahlt. Wird die Arbeitsleistung innerhalb der Rufbereitschaft am 
Aufenthaltsort im Sinne des § 14a Abs. 4 telefonisch (z. B. in Form einer Auskunft) oder mittels 
technischer Einrichtungen erbracht, wird abweichend von Satz 4 die Summe dieser 
Arbeitsleistungen auf die nächste volle Stunde gerundet und mit dem Entgelt für Überstunden sowie 
mit etwaigen Zeitzuschlägen nach Absatz 1 bezahlt. Absatz 1 Satz 4 gilt entsprechend, soweit die 
Buchung auf das Arbeitszeitkonto nach § 14d Abs. 3 Satz 2 zulässig ist. Satz 1 gilt nicht im Falle 
einer stundenweisen Rufbereitschaft. Eine Rufbereitschaft im Sinne von Satz 7 liegt bei einer 
ununterbrochenen Rufbereitschaft von weniger als zwölf Stunden vor. In diesem Fall wird 
abweichend von den Sätzen 2 und 3 für jede Stunde der Rufbereitschaft 12,5 v. H. des tariflichen 
Stundenentgelts nach Maßgabe der Entgelttabelle gezahlt.

entfallenden Tabellenentgelts höchstens 235 v. H. gezahlt.
8 Mit dem Begriff »Arbeitsstunden« sind nicht die Stunden gemeint, die im Rahmen von Gleitzeitregelungen im 

Sinne von § 14 Abs. 9 anfallen, es sei denn, sie sind angeordnet worden.
9 In der Regional-KODA besteht Einigkeit, dass im Fall der Abgeltung in Geld bei Mehrarbeitsstunden, auch soweit 

sie über die Arbeitszeit eines Vollbeschäftigten hinausgehen und es sich nicht um Überstunden handelt, 
entsprechend § 29 Abs. 3 KAVO nicht nur das Tabellenentgelt, sondern auch die sonstigen in Monatsbeträgen 
festgelegten Entgeltbestandteile in die Abgeltung anteilig einzubeziehen sind.

10 Zur Ermittlung der Tage einer Rufbereitschaft, für die eine Pauschale gezahlt wird, ist auf den Tag des Beginns der 
Rufbereitschaft abzustellen.
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(4) Zur Entgeltberechnung wird die Zeit des Bereitschaftsdienstes einschließlich der geleisteten 
Arbeit entsprechend dem Anteil der erfahrungsgemäß durchschnittlich anfallenden Zeit der 
Arbeitsleistung als Arbeitszeit bewertet und mit dem Entgelt für Überstunden (Absatz 1) bezahlt. 
Die Bewertung darf 15 v. H. vom 8. Bereitschaftsdienst im Kalendermonat an 25 v. H. nicht 
unterschreiten. Ob und in welchem Umfang Bereitschaftsdienst vorliegt, wird in der Einrichtung 
vereinbart.

(5) Mitarbeiter, die ständig Wechselschichtarbeit leisten, erhalten eine Wechselschichtzulage von 
200 Euro monatlich. Mitarbeiter, die nicht ständig Wechselschichtarbeit leisten, erhalten eine 
Wechselschichtzulage von 1,18 Euro pro Stunde.

(6) Mitarbeiter, die ständig Schichtarbeit leisten, erhalten eine Schichtzulage von 100 Euro 
monatlich. Mitarbeiter, die nicht ständig Schichtarbeit leisten, erhalten eine Schichtzulage von 0,59 
Euro pro Stunde.

(6a) Die in den Absätzen 5 und 6 aufgeführten Beträge verändern sich bei allgemeinen 
Entgeltanpassungen nach dem 31. Dezember 2026 um den von der Regional-KODA vereinbarten 
Vomhundertsatz.

(6b) Mitarbeiter mit einer erhöhten Arbeitszeit nach § 14 Abs. 1a erhalten neben dem Entgelt für 
jede Erhöhungsstunde einen Zuschlag. Der Zuschlag beträgt je Erhöhungsstunde

- in den Entgeltgruppen 1 bis 9b 25 v.H.,
- in den Entgeltgruppen 9c bis 15  10 v.H.

des auf eine Stunde entfallenden Anteils des Tabellenentgelts der Stufe 3 der jeweiligen 
Entgeltgruppe. Der Zuschlag wird als verstetigtes Entgelt in Monatsbeträgen gezahlt. Dabei sind die 
vereinbarten wöchentlichen Erhöhungsstunden (§ 14a Abs. 9) zunächst mit dem Faktor 4,348 (§ 29 
Abs. 3 Satz 3) und anschließend mit dem sich aus Satz 2 ergebenden Zuschlag zu multiplizieren. § 
60h findet Anwendung.

(7) Absatz 1 Satz 2 Buchstaben b bis f sowie die Absätze 3 und 4 gelten nicht für Mitarbeiter im 
pastoralen und liturgischen Dienst.

(8) Zeitzuschläge und Überstundenzuschläge werden für die Mitwirkung an Gottesdiensten sowie 
deren unmittelbare Vor- und Nachbereitung nicht gewährt.

§ 14c KAVO Bereitschaftszeiten11

(1) Bereitschaftszeiten sind die Zeiten, in denen sich der Mitarbeiter am Arbeitsplatz oder einer 
anderen vom Dienstgeber bestimmten Stelle zur Verfügung halten muss, um im Bedarfsfall die 
Arbeit selbständig, ggf. auch auf Anordnung, aufzunehmen und in denen die Zeiten ohne 
Arbeitsleistung überwiegen. Für Mitarbeiter, in deren Tätigkeit regelmäßig und in nicht 
unerheblichem Umfang Bereitschaftszeiten fallen, gelten folgende Regelungen:

a. Zum Zweck der Entgeltberechnung werden Bereitschaftszeiten zur Hälfte als Arbeitszeit im 
Sinne von § 14 Abs. 1 gewertet (faktorisiert). 

11 Diese Regelung gilt nicht für Wechselschicht- und Schichtarbeit.
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b. Sie werden innerhalb von Beginn und Ende der regelmäßigen täglichen Arbeitszeit nicht 
gesondert ausgewiesen. 

c. Die Summe aus den faktorisierten Bereitschaftszeiten und der Vollarbeitszeit darf die 
Arbeitszeit nach § 14 Abs. 1 nicht überschreiten. 

d. Die Summe aus Vollarbeits- und Bereitschaftszeiten darf durchschnittlich 48 Stunden 
wöchentlich nicht überschreiten. 

Ferner ist Voraussetzung, dass eine nicht nur vorübergehend angelegte Organisationsmaßnahme 
besteht, bei der regelmäßig und in nicht unerheblichem Umfang Bereitschaftszeiten anfallen.

(2) Die Anwendung von Absatz 1 unterliegt der Mitbestimmung nach der Mitarbe-
itervertretungsordnung.

(3) Für Hausmeister, in deren Tätigkeit regelmäßig und in nicht unerheblichem Umfang 
Bereitschaftszeiten fallen, gelten folgende besondere Regelungen zu § 14 Abs. 1 Satz 1:

Die Summe aus den faktorisierten Bereitschaftszeiten und der Vollarbeitszeit darf die Arbeitszeit 
nach § 14 Abs. 1 nicht überschreiten. Die Summe aus Vollarbeits- und Bereitschaftszeiten darf 
durchschnittlich 48 Stunden wöchentlich nicht überschreiten. Bereitschaftszeiten sind die Zeiten, in 
denen sich der Hausmeister am Arbeitsplatz oder einer anderen vom Dienstgeber bestimmten Stelle 
zur Verfügung halten muss, um im Bedarfsfall die Arbeit selbständig, ggf. auch auf Anordnung, 
aufzunehmen und in denen die Zeiten ohne Arbeitsleistung überwiegen. Bereitschaftszeiten werden 
zur Hälfte als Arbeitszeit gewertet (faktorisiert). Bereitschaftszeiten werden innerhalb von Beginn 
und Ende der regelmäßigen täglichen Arbeitszeit nicht gesondert ausgewiesen.

§ 14d KAVO Arbeitszeitkonto

(1) Durch Dienstvereinbarung kann ein Arbeitszeitkonto eingerichtet werden. Soweit ein 
Arbeitszeitkorridor (§ 14 Abs. 6) oder eine Rahmenzeit (§ 14 Abs. 7) vereinbart wird, ist ein 
Arbeitszeitkonto einzurichten.

(2) In der Dienstvereinbarung wird festgelegt, ob das Arbeitszeitkonto in der ganzen 
Einrichtung/Verwaltung oder Teilen davon eingerichtet wird. Alle Mitarbeiter der 
Einrichtungs-/Verwaltungsteile, für die ein Arbeitszeitkonto eingerichtet wird, werden von den 
Regelungen des Arbeitszeitkontos erfasst.

(3) Auf das Arbeitszeitkonto können Zeiten, die bei Anwendung des nach § 14 Abs. 2 festgelegten 
Zeitraums als Zeitguthaben oder als Zeitschuld bestehen bleiben, nicht durch Freizeit ausgeglichene 
Zeiten nach § 14b Abs. 1 Satz 5 und Abs. 2 sowie in Zeit umgewandelte Zuschläge nach § 14b 
Abs. 1 Satz 4 gebucht werden. Weitere Kontingente (z. B. 
Rufbereitschafts-/Bereitschaftsdienstentgelte) können durch Dienstvereinbarung zur Buchung 
freigegeben werden. Der Mitarbeiter entscheidet für einen in der Dienstvereinbarung festgelegten 
Zeitraum, welche der in Satz 1 genannten Zeiten auf das Arbeitszeitkonto gebucht werden.

(4) Im Falle einer unverzüglich angezeigten und durch ärztliches Attest nachgewiesenen 
Arbeitsunfähigkeit während eines Zeitausgleichs vom Arbeitszeitkonto (Zeiten nach Absatz 3 Satz 1 
und 2) tritt eine Minderung des Zeitguthabens nicht ein. Durch diese Regelung werden aus dem 
Urlaubsrecht entlehnte Ansprüche nicht begründet.
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(5) In der Dienstvereinbarung sind insbesondere folgende Regelungen zu treffen:

a. Die höchstmögliche Zeitschuld (bis zu 40 Stunden) und das höchstzulässige Zeitguthaben 
(bis zu einem Vielfachen von 40 Stunden), die innerhalb eines bestimmten Zeitraums 
anfallen dürfen; 

b. nach dem Umfang des beantragten Freizeitausgleichs gestaffelte Fristen für das Abbuchen 
von Zeitguthaben oder für den Abbau von Zeitschulden durch den Mitarbeiter; 

c. die Berechtigung, das Abbuchen von Zeitguthaben zu bestimmten Zeiten (z. B. an so 
genannten Brückentagen) vorzusehen; 

d. die Folgen, wenn der Dienstgeber einen bereits genehmigten Freizeitausgleich kurzfristig 
widerruft. 

(6) Der Dienstgeber kann mit dem Mitarbeiter die Einrichtung eines Langzeitkontos vereinbaren. In 
diesem Fall ist die Mitarbeitervertretung zu beteiligen und – bei Insolvenzfähigkeit des 
Dienstgebers – eine Regelung zur Insolvenzsicherung zu treffen.

(7) Auf betrieblicher Ebene kann die Einrichtung eines Langzeitkontos für die Mitarbeiter 
vereinbart werden. Ein in das Langzeitkonto eingebrachtes Wertguthaben kann gemäß § 7c SGB IV 
(insbesondere für ein Sabbatical, für eine Verringerung der Arbeitszeit, die der Mitarbeiter nach § 8 
oder § 9a TzBfG verlangen kann, Freistellung wegen Kinderbetreuungszeiten und Pflegezeit) 
verwendet werden. Die Ausgestaltung geschieht durch Dienstvereinbarung, in der insbesondere 
geregelt werden:

a) Verfahren zur Einbringungsmöglichkeit, insbesondere die Einzahlung von Entgeltbestandteilen,

b) Regelung von Störfällen und die Übertragung des Wertguthabens, insbesondere bei Beendigung 
des Arbeitsverhältnisses, Erwerbsminderung, Tod,

c) Rahmen der Ansparvereinbarung, insbesondere hinsichtlich der Grenzen der Ansparung,

d) Regelungen zur Freistellungsphase, insbesondere zu Mindestzeiten, Beginn und Dauer, 
Ankündigungsfristen,

e) Entgelt in der Freistellungsphase,

f) Insolvenzsicherung im Falle der Insolvenzfähigkeit des Dienstgebers.

§ 14e KAVO Teilzeitbeschäftigung

(1) Mit Mitarbeitern soll auf Antrag eine geringere als die vertraglich festgelegte Arbeitszeit 
vereinbart werden, wenn sie

a. mindestens ein Kind unter 18 Jahren oder 
b. einen nach ärztlichem Gutachten pflegebedürftigen sonstigen Angehörigen 

tatsächlich betreuen oder pflegen und dringende dienstliche bzw. betriebliche Belange nicht 
entgegenstehen. Die Teilzeitbeschäftigung nach Satz 1 ist auf Antrag auf bis zu fünf Jahre zu 
befristen. Sie kann verlängert werden; der Antrag ist spätestens sechs Monate vor Ablauf der 
vereinbarten Teilzeitbeschäftigung zu stellen. Bei der Gestaltung der Arbeitszeit hat der Dienstgeber 
im Rahmen der dienstlichen bzw. betrieblichen Möglichkeiten der besonderen persönlichen 
Situation des Mitarbeiters nach Satz 1 Rechnung zu tragen.
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(2) Mitarbeiter, die in anderen als den in Absatz 1 genannten Fällen eine Teilzeitbeschäftigung 
vereinbaren wollen, können von ihrem Dienstgeber verlangen, dass er mit ihnen die Möglichkeit 
einer Teilzeitbeschäftigung mit dem Ziel erörtert, zu einer entsprechenden Vereinbarung zu 
gelangen.

Dem Antrag eines i. S. des § 2 SGB IX behinderten Mitarbeiters auf Teilzeitbeschäftigung ist zu 
entsprechen, soweit sich der Antragsgrund aus der Behinderung ergibt und wenn dem dringende 
dienstliche oder betriebliche Belange nicht entgegenstehen.

§ 15 KAVO

(nicht besetzt)

§ 16 KAVO   Arbeitsversäumnis

(1) 1Die Arbeitszeit ist pünktlich einzuhalten. 2Persönliche Angelegenheiten hat der Mitarbeiter 
unbeschadet des § 40 grundsätzlich außerhalb der Arbeitszeit zu erledigen.

(2) 1Der Mitarbeiter darf nur mit vorheriger Zustimmung des Dienstgebers von der Arbeit 

fernbleiben. 2Kann die Zustimmung den Umständen nach vorher nicht eingeholt werden, so ist sie 

unverzüglich zu beantragen. 3Bei nicht genehmigtem Fernbleiben hat der Mitarbeiter keinen 
Anspruch auf Fortzahlung des Entgelts.

§ 17 KAVO   Vorgesetztenverhältnisse

Dienstvorgesetzter ist, wer für Entscheidungen über die persönlichen Angelegenheiten der ihm 
nachgeordneten Mitarbeiter zuständig ist.

Vorgesetzter ist, wer einem Mitarbeiter für seine dienstliche Tätigkeit Anordnungen erteilen kann.

Dienstvorgesetzter ist in der Regel der Vorsitzende des Einstellungsgremiums. Die Befugnisse des 
Dienstvorgesetzten können in genau zu beschreibendem Umfang auf andere Personen delegiert 
werden. Die Delegation ist den betroffenen Mitarbeitern bekanntzugeben.

Wer Vorgesetzter ist, bestimmt sich nach dem Aufbau der jeweiligen Einrichtung.

§ 18 KAVO   Beschäftigungszeit

Beschäftigungszeit ist die bei demselben Dienstgeber im Arbeitsverhältnis zurückgelegte Zeit, auch 
wenn sie unterbrochen ist. Unberücksichtigt bleibt die Zeit eines Sonderurlaubs gemäß § 38, es sei 
denn, der Dienstgeber hat vor Antritt des Sonderurlaubs ein dienstliches oder betriebliches Interesse 
in Textform anerkannt, soweit nicht gesetzlich eine andere Form vorgeschrieben ist,.

§ 19 KAVO

(nicht besetzt)
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§ 20 KAVO   Eingruppierung12

(1) Die Eingruppierung des Mitarbeiters richtet sich nach den Tätigkeitsmerkmalen der Anlage 2. 
Die Eingruppierung des Mitarbeiters im pastoralen Dienst (§ 1 Abs. 4) richtet sich nach den 
Tätigkeitsmerkmalen der Nr. 12 Anlage 20. Der Mitarbeiter erhält Entgelt nach der Entgeltgruppe, 
in der er eingruppiert ist.

(2) Der Mitarbeiter ist in der Entgeltgruppe eingruppiert, deren Tätigkeitsmerkmalen die gesamte 
von ihm nicht nur vorübergehend auszuübende Tätigkeit entspricht. Die gesamte auszuübende 
Tätigkeit entspricht den Tätigkeitsmerkmalen einer Entgeltgruppe, wenn zeitlich mindestens zur 
Hälfte Arbeitsvorgänge13 anfallen, die für sich genommen die Anforderungen eines 
Tätigkeitsmerkmals oder mehrerer Tätigkeitsmerkmale dieser Entgeltgruppe erfüllen. Kann die 
Erfüllung einer Anforderung in der Regel erst bei der Betrachtung mehrerer Arbeitsvorgänge 
festgelegt werden (z.B. vielseitige Fachkenntnisse), sind diese Arbeitsvorgänge für die Feststellung, 
ob diese Anforderung erfüllt ist, insoweit zusammen zu beurteilen. Werden in einem 
Tätigkeitsmerkmal mehrere Anforderungen gestellt, gilt das in Satz 2 bestimmte Maß, ebenfalls 
bezogen auf die gesamte auszuübende Tätigkeit, für jede Anforderung. Ist in einem 
Tätigkeitsmerkmal ein von den Sätzen 2 bis 4 abweichendes zeitliches Maß bestimmt, gilt dieses. 
Ist in einem Tätigkeitsmerkmal als Anforderung eine Voraussetzung in der Person des Mitarbeiters 
bestimmt, muss auch diese Anforderung erfüllt sein.

§ 21 KAVO   Eingruppierung in besonderen Fällen14

(1) Ist dem Mitarbeiter eine andere, höherwertige Tätigkeit nicht übertragen worden, hat sich aber 
die ihm übertragene Tätigkeit (§ 20 Abs. 2 Satz 1) nicht nur vorübergehend derart geändert, dass sie 
den Tätigkeitsmerkmalen einer höheren als seiner bisherigen Entgeltgruppe entspricht (§ 20 Abs. 2 
Sätze 2 bis 6), und hat der Mitarbeiter die höherwertige Tätigkeit ununterbrochen sechs Monate 
lang ausgeübt, ist er mit Beginn des darauffolgenden Kalendermonats in der höheren Entgeltgruppe 
eingruppiert. Für die zurückliegenden sechs Kalendermonate gilt § 22 Abs. 1 sinngemäß.

(2) Ist die Zeit der Ausübung der höherwertigen Tätigkeit durch Urlaub, Arbeitsbefreiung, 
Arbeitsunfähigkeit, Kur- oder Heilverfahren oder Vorbereitung auf eine Fachprüfung für die Dauer 
von insgesamt nicht mehr als sechs Wochen unterbrochen worden, wird die Unterbrechungszeit in 
die Frist von sechs Monaten eingerechnet. Bei einer längeren Unterbrechung oder bei einer 
Unterbrechung aus anderen Gründen beginnt die Frist nach der Beendigung der Unterbrechung von 
neuem.

12  Die Grundsätze der korrigierenden Rückgruppierung bleiben unberührt.
13 Arbeitsvorgänge sind Arbeitsleistungen (einschließlich Zusammenhangsarbeiten), die, bezogen auf den 

Aufgabenkreis des Mitarbeiters, zu einem bei natürlicher Betrachtung abgrenzbaren Arbeitsergebnis führen (z.B. 
unterschriftsreife Bearbeitung eines Aktenvorgangs, eines Antrags, Fertigung einer Bauzeichnung, Betreuung einer 
Person oder Personengruppe, Durchführung einer Unterhaltungs- oder Instandsetzungsarbeit; weitere Beispiele in 
Satz 1 der Protokollerklärung zu § 12 Abs. 2 TVöD-VKA). Jeder einzelne Arbeitsvorgang ist als solcher zu 
bewerten und darf dabei hinsichtlich der Anforderungen zeitlich nicht aufgespalten werden. Eine Anforderung im 
Sinne der Sätze 2 und 3 ist auch das in einem Tätigkeitsmerkmal geforderte Herausheben der Tätigkeit aus einer 
niedrigeren Entgeltgruppe.

14 Die Grundsätze der korrigierenden Rückgruppierung bleiben unberührt.
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(3) Wird dem Mitarbeiter vor Ablauf der sechs Monate wieder eine Tätigkeit zugewiesen, die den 
Tätigkeitsmerkmalen seiner bisherigen Entgeltgruppe entspricht, gilt § 22 Abs.1 sinngemäß.

§ 22 KAVO   Vorübergehende Ausübung einer höherwertigen Tätigkeit

(1) Wird dem Mitarbeiter vorübergehend oder vertretungsweise eine andere Tätigkeit übertragen, 
die den Tätigkeitsmerkmalen einer höheren als seiner Eingruppierung entspricht , und hat er diese 
mindestens einen Monat ausgeübt, erhält er für die Dauer der Ausübung eine persönliche Zulage 
rückwirkend ab dem ersten Tag der Übertragung der Tätigkeit.

(2) Die persönliche Zulage bemisst sich nach dem jeweiligen Unterschiedsbetrag zu dem 
Tabellenentgelt, das sich bei dauerhafter Übertragung nach § 25 Abs. 4 Satz 1 ergeben hätte.

§ 22a KAVO Führung auf Probe

(1) Führungspositionen können als befristetes Arbeitsverhältnis bis zur Gesamtdauer von zwei 
Jahren vereinbart werden. Innerhalb dieser Gesamtdauer ist eine höchstens zweimalige 
Verlängerung des Arbeitsvertrages zulässig. Die beiderseitigen Kündigungsrechte bleiben 
unberührt.

(2) Führungspositionen sind die ab Entgeltgruppe 10 zugewiesenen Tätigkeiten mit 
Weisungsbefugnis, die vor Übertragung vom Dienstgeber ausdrücklich als Führungspositionen auf 
Probe bezeichnet worden sind.

(3) Besteht bereits ein Arbeitsverhältnis mit demselben Dienstgeber, kann dem Mitarbeiter 
vorübergehend eine Führungsposition bis zu der in Absatz 1 genannten Gesamtdauer übertragen 
werden. Dem Mitarbeiter wird für die Dauer der Übertragung eine Zulage in Höhe des 
Unterschiedsbetrags zwischen dem Tabellenentgelt (§ 23) nach der bisherigen Entgeltgruppe und 
dem sich bei Höhergruppierung nach § 25 Abs. 4 Satz 1 ergebenden Tabellenentgelt gewährt. Nach 
Fristablauf endet die Erprobung. Bei Bewährung wird die Führungsfunktion auf Dauer übertragen; 
ansonsten erhält der Mitarbeiter eine der bisherigen Eingruppierung entsprechende Tätigkeit.

§ 22b KAVO Führung auf Zeit

(1) Führungspositionen können als befristetes Arbeitsverhältnis bis zur Dauer von vier Jahren 
vereinbart werden. Folgende Verlängerungen des Arbeitsvertrages sind zulässig:

a. in den Entgeltgruppen 10 bis 12 eine höchstens zweimalige Verlängerung bis zu einer 
Gesamtdauer von acht Jahren, 

b. ab Entgeltgruppe 13 eine höchstens dreimalige Verlängerung bis zu einer Gesamtdauer von 
zwölf Jahren. 

Zeiten in einer Führungsposition nach Buchstabe a bei demselben Dienstgeber können auf die 
Gesamtdauer nach Buchstabe b zur Hälfte angerechnet werden. Die allgemeinen Vorschriften über 
die Probezeit (§ 4) und die beiderseitigen Kündigungsrechte bleiben unberührt.

18



(2) Führungspositionen sind die ab Entgeltgruppe 10 zugewiesenen Tätigkeiten mit 
Weisungsbefugnis, die vor Übertragung vom Dienstgeber ausdrücklich als Führungspositionen auf 
Zeit bezeichnet worden sind.

(3) Besteht bereits ein Arbeitsverhältnis mit demselben Dienstgeber, kann dem Mitarbeiter 
vorübergehend eine Führungsposition bis zu den in Absatz 1 genannten Fristen übertragen werden. 
Dem Mitarbeiter wird für die Dauer der Übertragung eine Zulage gewährt in Höhe des 
Unterschiedsbetrags zwischen dem Tabellenentgelt (§ 23) nach der bisherigen Entgeltgruppe und 
dem sich bei Höhergruppierung nach § 25 Absatz 4 Satz 1 ergebenden Tabellenentgelt, zuzüglich 
eines Zuschlags von 75 v.H. des Unterschiedsbetrags zwischen dem Tabellenentgelt der 
Entgeltgruppe, die der übertragenen Funktion entspricht, zur nächsthöheren Entgeltgruppe nach 
§ 25 Abs. 4 Satz 1. Nach Fristablauf erhält der Mitarbeiter eine der bisherigen Entgeltgruppe 
entsprechende Tätigkeit; der Zuschlag entfällt.

§ 23 KAVO   Tabellenentgelt

(1) 1Der Mitarbeiter erhält monatlich ein Tabellenentgelt. 2Die Höhe bestimmt sich nach der 

Entgeltgruppe, in die er eingruppiert ist, und nach der für ihn geltenden Stufe. 3Im 
Anwendungsbereich des Mindestlohngesetzes (MiLoG) entspricht die Höhe des Tabellenentgelts 
mindestens den Maßgaben dieses Gesetzes in seiner jeweiligen Fassung.

(2) Es gelten die Entgelttabellen der Anlage 5 und des Anhangs 2 zur Anlage 29.

§ 23a KAVO Bemessungsgrundlage für die Entgeltfortzahlung

(1) 1In den Fällen der Entgeltfortzahlung nach § 14 Abs. 3, § 30 Abs. 1, § 36 Abs. 1, § 37a und § 40 
werden das Tabellenentgelt sowie die sonstigen in Monatsbeträgen festgelegten Entgeltbestandteile 

weitergezahlt. 2Die nicht in Monatsbeträgen festgelegten Entgeltbestandteile werden als 
Durchschnitt auf Basis der dem maßgebenden Ereignis für die Entgeltfortzahlung vorhergehenden 

letzten drei vollen Kalendermonate (Berechnungszeitraum) gezahlt. 3Ausgenommen hiervon sind 
das zusätzlich für Überstunden und Mehrarbeit gezahlte Entgelt (mit Ausnahme der im Dienstplan 
vorgesehenen Überstunden und Mehrarbeit), Leistungsentgelte, Jahressonderzahlungen (wie z. B. 
die Weihnachtszuwendung und die pauschale Jahreszahlung) sowie ein Jubiläums- oder Sterbegeld.

(2) 1Volle Kalendermonate im Sinne der Durchschnittsberechnung nach Absatz 1 Satz 2 sind 

Kalendermonate, in denen an allen Kalendertagen das Arbeitsverhältnis bestanden hat. 2Hat das 
Arbeitsverhältnis weniger als drei Kalendermonate bestanden, sind die vollen Kalendermonate, in 

denen das Arbeitsverhältnis bestanden hat, zugrunde zu legen. 3Bei Änderungen der individuellen 
Arbeitszeit werden die nach der Arbeitszeitänderung liegenden vollen Kalendermonate zugrunde 
gelegt.

(3) 1Der Tagesdurchschnitt nach Absatz 1 Satz 2 beträgt bei einer durchschnittlichen Verteilung der 
regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit auf fünf Tage 1/65 aus der Summe der zu 
berücksichtigenden Entgeltbestandteile, die für den Berechnungszeitraum zugestanden haben. 

Maßgebend ist die Verteilung der Arbeitszeit zu Beginn des Berechnungszeitraums. 2Bei einer 
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abweichenden Verteilung der Arbeitszeit ist der Tagesdurchschnitt entsprechend Absatz 1 Satz 1 und 

2 zu ermitteln. 3Sofern während des Berechnungszeitraums bereits Fortzahlungstatbestände 
vorlagen, bleiben die in diesem Zusammenhang auf Basis der Tagesdurchschnitte zustehenden 
Beträge bei der Ermittlung des Durchschnitts nach Absatz 1 Satz 2 unberücksichtigt.

(4) 1Tritt die Fortzahlung des Entgelts nach einer allgemeinen Entgeltanpassung ein, ist der 
Mitarbeiter so zu stellen, als sei die Entgeltanpassung bereits mit Beginn des Berechnungszeitraums 
eingetreten.

§ 24 KAVO   Stufen der Entgelttabelle

(1) Die Entgeltgruppen 2 bis 15 umfassen sechs Stufen. Die Abweichungen von Satz 1 sind in § 24a 
geregelt.

(2) Bei Einstellung werden die Mitarbeiter der Stufe 1 zugeordnet, sofern keine einschlägige 
Berufserfahrung vorliegt.15 Verfügt der Mitarbeiter über eine einschlägige Berufserfahrung von 
mindestens einem Jahr, erfolgt die Einstellung in die Stufe 2; verfügt er über eine einschlägige 
Berufserfahrung von mindestens drei Jahren, erfolgt bei Einstellung nach dem 31. Dezember 2008 
in der Regel eine Zuordnung zur Stufe 3. Unabhängig davon kann der Dienstgeber bei 
Neueinstellungen zur Deckung des Personalbedarfs Zeiten einer vorherigen beruflichen Tätigkeit 
ganz oder teilweise für die Stufenzuordnung berücksichtigen, wenn diese Tätigkeit für die 
vorgesehene Tätigkeit förderlich ist.

(2a) Bei Einstellung von Mitarbeitern in unmittelbarem Anschluss an ein Arbeitsverhältnis im 
kirchlichen oder öffentlichen Dienst (§ 1a Abs. 1) oder zu einem Arbeitgeber, der ein dieser 
Ordnung vergleichbares Tarifwerk anwendet, kann die in dem vorhergehenden Arbeitsverhältnis 
erworbene Stufe bei der Stufenzuordnung ganz oder teilweise berücksichtigt werden; Absatz 2 
Satz 3 bleibt unberührt. Erworbene Stufe im Sinne des Satz 1 kann auch eine individuelle 
Zwischen- oder Endstufe sein.

(3) Die Mitarbeiter erreichen die jeweils nächste Stufe – von Stufe 3 an in Abhängigkeit von ihrer 
Leistung gemäß § 25 Abs. 2 – nach folgenden Zeiten einer ununterbrochenen Tätigkeit16 innerhalb 
derselben Entgeltgruppe bei ihrem Dienstgeber (Stufenlaufzeit):

• Stufe 2 nach einem Jahr in Stufe 1, 
• Stufe 3 nach zwei Jahren in Stufe 2, 
• Stufe 4 nach drei Jahren in Stufe 3, 
• Stufe 5 nach vier Jahren in Stufe 4 und 
• Stufe 6 nach fünf Jahren in Stufe 5. 

Die Abweichungen von Satz 1 sind in § 24a geregelt.

(4) Die Entgeltgruppe 1 umfasst fünf Stufen. Einstellungen erfolgen in der Stufe 2 (Eingangsstufe). 
Die jeweils nächste Stufe wird nach vier Jahren in der vorangegangenen Stufe erreicht; § 25 Abs. 2 

15 Ein Berufspraktikum nach der Ordnung für Praktikumsverhältnisse gilt grundsätzlich als Erwerb einschlägiger 
Berufserfahrung. Eine Ausbildung nach der PiA-Ordnung wird bezüglich des Umfangs des Erwerbs einschlägiger 
Berufserfahrung dem Berufspraktikum im Erziehungsdienst gleichgestellt. In beiden Fällen gilt einschlägige 
Berufserfahrung in einem Umgang von einem Jahr als erworben.

16 Siehe auch § 25 Abs. 3 KAVO.
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bleibt unberührt.

§ 24a KAVO Besondere Stufenregelungen bei der Anlage 5 für vorhandene und 
neu eingestellte Mitarbeiter

(1) Abweichend von § 24 Abs. 1 Satz 1 ist Endstufe

a) in der Entgeltgruppe 2 die Stufe 5 bei Tätigkeiten entsprechend Teil A Abschnitt I Ziffer 2 
(handwerkliche Tätigkeiten) der Anlage 2 (Entgeltordnung), 

b) in der Entgeltgruppe 2 die Stufe 5 bei Tätigkeiten entsprechend Teil B Abschnitt II Ziffer 6 
(Hauswirtschaftsdienst) in den Fallgruppen 1 und 2, 

c) in der Entgeltgruppe 9a die Stufe 4 bei Tätigkeiten entsprechend Teil A Abschnitt I Ziffer 2 
(handwerkliche Tätigkeiten) der Anlage 2 (Entgeltordnung). 

(2) Abweichend von § 24 Abs. 3 Satz 1 wird in der Entgeltgruppe 9a entsprechend Teil A Abschnitt 
I Ziffer 2 (handwerkliche Tätigkeiten) der Anlage 2 (Entgeltordnung) die Stufe 4 nach sieben Jahren 
in Stufe 3 erreicht. Die Stufe 2 der Entgeltgruppe 9a entsprechend Teil A Abschnitt I Ziffer 2 
(handwerkliche Tätigkeiten) der Anlage 2 (Entgeltordnung) hat den Betrag der Stufe 2 der 
Entgeltgruppe 9b.

§ 25 KAVO   Allgemeine Regelungen zu den Stufen

(1) Die Mitarbeiter erhalten vom Beginn des Monats an, in dem die nächste Stufe erreicht wird, das 
Tabellenentgelt nach der neuen Stufe.

(2) Bei Leistungen des Mitarbeiters, die erheblich über dem Durchschnitt liegen, kann die 
erforderliche Zeit für das Erreichen der Stufen 4 bis 6 jeweils verkürzt werden. Bei Leistungen, die 
erheblich unter dem Durchschnitt liegen, kann die erforderliche Zeit für das Erreichen der Stufen 4 
bis 6 jeweils verlängert werden. Bei Leistungsminderungen, die auf einem anerkannten 
Arbeitsunfall oder einer Berufskrankheit gemäß §§ 8 und 9 SGB VII beruhen, ist diese Ursache in 
geeigneter Weise zu berücksichtigen. Bei einer Verlängerung der Stufenlaufzeit hat der Dienstgeber 
jährlich zu prüfen, ob die Voraussetzungen für die Verlängerung noch vorliegen. Für die Beratung 
von in Textform begründeten Beschwerden von Mitarbeitern gegen eine Verlängerung nach Satz 2 
bzw. 4 ist eine aus höchstens sechs Mitgliedern bestehende Kommission der Einrichtung zuständig. 
Die Mitglieder der Einrichtungskommission werden je zur Hälfte vom Dienstgeber und von der 
Mitarbeitervertretung benannt; sie müssen der Einrichtung angehören. Der Dienstgeber entscheidet 
auf Vorschlag der Einrichtungskommission darüber, ob und in welchem Umfang der Beschwerde 
abgeholfen werden soll.

(3) Den Zeiten einer ununterbrochenen Tätigkeit im Sinne des § 24 Abs. 3 Satz 1 stehen gleich:

a. Zeiten von Beschäftigungsverboten nach dem Mutterschutzgesetz, 
b. Zeiten einer Arbeitsunfähigkeit nach § 30 bis zu 26 Wochen, 
c. Zeiten eines bezahlten Urlaubs, 
d. Zeiten eines Sonderurlaubs, bei denen der Dienstgeber vor dem Antritt ein dienstliches oder 

betriebliches Interesse in Textform, soweit nicht gesetzlich eine andere Form vorgeschrieben 
ist, anerkannt hat, 
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e. Zeiten einer sonstigen Unterbrechung von weniger als einem Monat im Kalenderjahr, 
f. Zeiten der vorübergehenden Ausübung einer höherwertigen Tätigkeit. 

Zeiten der Unterbrechung bis zu einer Dauer von jeweils drei Jahren, die nicht von Satz 1 erfasst 
werden, und Elternzeit bis zu jeweils fünf Jahren sind unschädlich, werden aber nicht auf die 
Stufenlaufzeit angerechnet. Bei einer Unterbrechung von mehr als drei Jahren, bei Elternzeit von 
mehr als fünf Jahren, erfolgt eine Zuordnung zu der Stufe, die der vor der Unterbrechung erreichten 
Stufe vorangeht, jedoch nicht niedriger als bei einer Neueinstellung; die Stufenlaufzeit beginnt mit 
dem Tag der Arbeitsaufnahme. Zeiten, in denen Mitarbeiter mit einer kürzeren als der regelmäßigen 
wöchentlichen Arbeitszeit eines entsprechenden Vollbeschäftigten beschäftigt waren, werden voll 
angerechnet.

(4) 1Bei Eingruppierung in eine höhere Entgeltgruppe aus den Entgeltgruppen 2 bis 14 der Anlage 5 
werden die Mitarbeiter der gleichen Stufe zugeordnet, die sie in der niedrigeren Entgeltgruppe 

erreicht haben, mindestens jedoch der Stufe 2. 2Die Stufenlaufzeit in der höheren Entgeltgruppe 

beginnt mit dem Tag der Höhergruppierung. 3Bei Höhergruppierungen aus einer der Stufen 2 bis 4 
der Entgeltgruppe 9a in die Entgeltgruppe 9b wird abweichend von Satz 2 die in der jeweiligen 
Stufe der Entgeltgruppe 9a zurückgelegte Stufenlaufzeit auf die Stufenlaufzeit in der Entgeltgruppe 

9b angerechnet. 4Bei einer Eingruppierung in eine niedrigere Entgeltgruppe ist der Mitarbeiter der 
in der höheren Entgeltgruppe erreichten Stufe zuzuordnen; die in der bisherigen Stufe zurückgelegte 

Stufenlaufzeit wird auf die Stufenlaufzeit in der niedrigeren Entgeltgruppe angerechnet. 5Der 
Mitarbeiter erhält vom Beginn des Monats an, in dem die Veränderung wirksam wird, das 
entsprechende Tabellenentgelt aus der in Satz 1 oder Satz 4 festgelegten Stufe der betreffenden 
Entgeltgruppe.

(5) Bei Eingruppierung in eine höhere Entgeltgruppe aus der Entgeltgruppe 1 werden die 
Mitarbeiter derjenigen Stufe zugeordnet, in der sie mindestens ihr bisheriges Tabellenentgelt 
erhalten, mindestens jedoch der Stufe 2. Wird der Mitarbeiter nicht in die nächsthöhere, sondern in 
eine darüber liegende Entgeltgruppe höhergruppiert, ist das Tabellenentgelt für jede dazwischen 
liegende Entgeltgruppe nach Satz 1 zu berechnen. Die Stufenlaufzeit in der höheren Entgeltgruppe 
beginnt mit dem Tag der Höhergruppierung. Der Mitarbeiter erhält vom Beginn des Monats an, in 
dem die Veränderung wirksam wird, das entsprechende Tabellenentgelt aus der in Satz 1 
festgelegten Stufe der betreffenden Entgeltgruppe.

(6) Für die Eingruppierung in eine höhere Entgeltgruppe bei Mitarbeitern im Sozial- und 
Erziehungsdienst (§ 1 Abs. 5) gilt § 1 Abs. 6 Anlage 29.

(7) Ist Mitarbeitern nach § 22 Abs. 1 vorübergehend eine höherwertige Tätigkeit übertragen worden 
und wird ihnen im unmittelbaren Anschluss daran eine Tätigkeit derselben höheren Entgeltgruppe 
dauerhaft übertragen, werden sie hinsichtlich der Stufenzuordnung so gestellt, als sei die 
Höhergruppierung ab dem ersten Tag der vorübergehenden Übertragung der höherwertigen 
Tätigkeit erfolgt. Unterschreitet bei Höhergruppierungen nach Satz 1 das Tabellenentgelt nach dem 
Satz 5 des Absatzes 4 bzw. Satz 4 des Absatzes 5 die Summe aus dem Tabellenentgelt und dem 
Zulagenbetrag nach § 22 Abs. 2, die der Mitarbeiter am Tag vor der Höhergruppierung erhalten hat, 
erhält der Mitarbeiter dieses Entgelt so lange, bis das Tabellenentgelt nach Satz 5 des Absatzes 4 
bzw. Satz 4 des Absatzes 5 dieses Entgelt erreicht oder übersteigt.
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(8) Bei Eingruppierung in eine Entgeltgruppe, die einer anderen als der bisherigen Entgelttabelle 
zugeordnet ist (Tabellenwechsel), werden die Mitarbeiter der gleichen Stufe zugeordnet, die sie in 
ihrer bisherigen Entgeltgruppe erreicht haben.   

§ 26 KAVO  Leistungsentgelt / Alternatives Entgeltanreiz-System

(1) 1Einrichtungen im Sinne der Mitarbeitervertretungsordnung können ab dem 1. Januar 2008 für 

ihren Bereich ein Leistungsentgelt einführen. 2Hierzu bedarf es einer Dienstvereinbarung (§ 38 

MAVO). 3Das Leistungsentgelt ist eine variable und leistungsorientierte Bezahlung zusätzlich zum 
Tabellenentgelt.

(2) 1Ausgehend von einer vereinbarten Zielgröße von 8 v. H. entspricht bis zu einem Beschluss der 
Regional-KODA über einen höheren Vomhundertsatz das für das Leistungsentgelt zur Verfügung 
stehende Gesamtvolumen

• ab 1. Januar 2010 1,25 v. H., 
• ab 1. Januar 2011 1,50 v. H., 
• ab 1. Januar 2012 1,75 v. H. und 
• ab 1. Januar 2013 2,00 v. H.17

der ständigen Monatsentgelte des Vorjahres aller Mitarbeiter der jeweiligen Einrichtung im Sinne 
der Mitarbeitervertretungsordnung, auf deren Arbeitsverhältnis diese Ordnung inklusive ihrer 

Entgeltregelungen Anwendung findet. 2Das für das Leistungsentgelt zur Verfügung stehende 
Gesamtvolumen ist zweckentsprechend zu verwenden; es besteht die Verpflichtung zu jährlicher 
Auszahlung der Leistungsentgelte.

(3) Die ausgezahlten Leistungsentgelte sind zusatzversorgungspflichtiges Entgelt.

(4) Das Nähere regelt die Anlage 28.

(5) Alternativ zum Leistungsentgelt (Absatz 1) kann das in Absatz 2 geregelte Gesamtvolumen 
durch Dienstvereinbarung (§ 38 MAVO), in der insbesondere die Aufteilung des sich daraus 
ergebenden Budgets auf einzelnen Maßnahmen geregelt wird, ganz oder teilweise auf das in Satz 2 
dargestellte alternative Entgeltanreiz-System verwendet werden. Das Budget kann für Maßnahmen 
zur Verbesserung der Arbeitsplatzattraktivität, der Gesundheitsförderung oder zur Nachhaltigkeit 
eingesetzt werden (z.B. für Zuschüsse für Fitnessstudios, Sonderzahlungen, Fahrkostenzuschüsse 
für ÖPNV/Job-Ticket, Sachbezüge, KiTa-Zuschüsse oder Wertgutscheine). Sofern Teile des in der 
Dienstvereinbarung vereinbarten Budgets nicht gemäß Satz 2 verbraucht werden, erhöht sich 
hierdurch das Gesamtvolumen nach Absatz 2 im Folgejahr um diesen Restbetrag. Die aus dem 
alternativen Entgeltanreiz-System gewährten Leistungen sind zusatzversorgungspflichtig, soweit es 
sich dabei um steuerpflichtige Einnahmen des Mitarbeiters handelt. Über Vereinbarungen im Sinne 
dieses Absatzes sowie ihre Ausgestaltung ist das (Erz-) Bischöfliche Generalvikariat zu 
unterrichten. Das (Erz-)Bischöfliche Generalvikariat informiert die Regional-KODA über den 
Abschluss der Dienstvereinbarung durch Schreiben an den Vorsitzenden der Kommission.“

17  Die jeweilige Änderung des Vomhundertsatzes erfolgt zeit- und inhaltsgleich zu den entsprechenden Änderungen 
im Bereich des TVöD-VKA.

23



§ 26a KAVO Pauschale Jahreszahlung

(1) Kommt eine Dienstvereinbarung im Sinne des § 26 Abs. 1 S. 2 oder Abs. 5 S. 1 zwischen 
Dienstgeber und Mitarbeitervertretung nicht zustande, erhalten die Mitarbeiter, die am 1. Dezember 
im Arbeitsverhältnis stehen, mit dem Tabellenentgelt des Monats Dezember eine pauschale 
Jahreszahlung für das Kalenderjahr. § 1 Abs. 2 Anlage 14 KAVO gilt entsprechend; in diesen Fällen 
soll die pauschale Jahreszahlung bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses gezahlt werden.

(2) 1Auf Antrag des Mitarbeiters kann die Zahlung ganz oder teilweise ausgeschlossen werden. 
2Die pauschale Jahreszahlung ist zusatzversorgungspflichtiges Entgelt.

(3) Die pauschale Jahreszahlung beträgt 24 v.H.18 des für den Monat September des Jahres jeweils 
zustehenden Tabellenentgelts. Für den Mitarbeiter, dessen Arbeitsverhältnis später als am 1. 
September begonnen hat, tritt für die Berechnung der pauschalen Jahreszahlung an die Stelle des 
Monats September der erste volle Kalendermonat des Arbeitsverhältnisses. Für den Mitarbeiter, auf 
den § 1 Abs. 2 Anlage 14 KAVO entsprechende Anwendung findet und der im Monat September 
nicht in einem Arbeitsverhältnis gestanden hat, tritt für die Berechnung der pauschalen 
Jahreszahlung an die Stelle des Monats September der letzte volle Kalendermonat, in dem das 
Arbeitsverhältnis vor dem Monat September bestanden hat.

(4) Die pauschale Jahreszahlung vermindert sich um ein Zwölftel für jeden vollen Kalendermonat, 
in dem der Mitarbeiter keinen Anspruch auf Entgelt oder Fortzahlung des Entgelts (§ 23a) hat. § 2 
Abs. 2 Satz 2 der Anlage 14 KAVO gilt entsprechend.

§ 27 KAVO   Vermögenswirksame Leistung

Der Mitarbeiter erhält eine vermögenswirksame Leistung nach Maßgabe der Anlage 13.

§ 28 KAVO   Grundsätze der Entgeltumwandlung zum Zwecke des 
Fahrradleasings

(1) 1Mitarbeiter und Dienstgeber können einzelvertraglich vereinbaren, künftige monatliche 
Entgeltbestandteile der Mitarbeiter zum Zwecke des Leasings von Fahrrädern gemäß § 63a 

Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung sowie leasingfähigen Zubehörs umzuwandeln. 2Bietet der 
Dienstgeber die Möglichkeit zum Abschluss einer Vereinbarung gemäß Satz 1 an, so hat er dieses 
Angebot zur Entgeltumwandlung grundsätzlich allen Mitarbeitern zu unterbreiten, die unter den 
Geltungsbereich dieser Ordnung fallen; Ausschlusskriterien für ein Angebot sind in der jeweiligen 

Einrichtung allgemein bekannt zu geben und müssen sachlich begründbar sein. 3Werden 
Entgeltansprüche des Mitarbeiters auf Basis einer Vereinbarung gemäß Satz 1 umgewandelt, 
müssen für die Dauer des Leasingvertrages des Dienstgebers Entgeltbestandteile in Höhe der 
jeweiligen Leasingrate verwendet werden.

(2) 1Für die Zeit der Entgeltumwandlung gemäß Absatz 1 überlässt der Dienstgeber als 

Leasingnehmer dem Mitarbeiter das Fahrrad zur dienstlichen und privaten Nutzung. 2Aus der 

18  Die jeweilige Änderung des Vomhundertsatzes erfolgt zeit- und inhaltsgleich zu den entsprechenden Änderungen 
im Bereich des TVöD-VKA.
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Überlassungsvereinbarung müssen sich die Regelungen zum Überlassungsgegenstand und dessen 
Nutzung, sowie die Rechte und Pflichten des Mitarbeiters ergeben.

(3) Zusammen mit dem Fahrrad können etwaige Zusatzleistungen (z.B. Versicherungen) des 
Leasinggebers und fest mit dem Fahrrad verbundenes Zubehör geleast und überlassen werden.

(4) Die Mitbestimmungsrechte der Mitarbeitervertretung gemäß der Mitarbeitervertretungsordnung 
bleiben unberührt.

(5) Zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Regelung in der jeweiligen Einrichtung bestehende 
Vereinbarungen über die Entgeltumwandlung zum Zwecke des Fahrradleasings bleiben unberührt.  

§ 29 KAVO   Berechnung und Auszahlung des Entgelts, Vorschüsse

(1) 1Bemessungszeitraum für das Tabellenentgelt und die sonstigen Entgeltbestandteile ist der 

Kalendermonat, soweit in dieser Ordnung nicht ausdrücklich etwas Abweichendes geregelt ist. 2Die 
Zahlung erfolgt am letzten Tag des Monats (Zahltag) für den laufenden Kalendermonat auf ein von 

dem Mitarbeiter benanntes Konto innerhalb eines Mitgliedstaats der Europäischen Union. 3Fällt der 
Zahltag auf einen Samstag, einen Wochenfeiertag oder den 31. Dezember, gilt der vorhergehende 
Werktag, fällt er auf einen Sonntag, gilt der zweite vorhergehende Werktag als Zahltag. 
4Entgeltbestandteile, die nicht in Monatsbeträgen festgelegt sind, sowie der Tagesdurchschnitt nach 
§ 23a sind am Zahltag des zweiten Kalendermonats, der auf ihre Entstehung folgt, fällig.

5Teilen Mitarbeiter ihrem Dienstgeber die für eine kostenfreie oder kostengünstigere Überweisung 
in einen anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union erforderlichen Angaben nicht rechtzeitig 

mit, so tragen sie die dadurch entstehenden zusätzlichen Überweisungskosten. 6Soweit Dienstgeber 
die Bezüge am 15. eines jeden Monats für den laufenden Monat zahlen, können sie jeweils im 
Dezember eines Kalenderjahres den Zahltag vom 15. auf den vorletzten Tag des Monats gemäß Satz 
1 verschieben.

(2) 1Soweit in dieser Ordnung nicht ausdrücklich etwas anderes geregelt ist, gilt hinsichtlich des 
Tabellenentgelts (§ 23) und aller sonstigen Entgeltbestandteile Folgendes:

a) Teilzeitbeschäftigte Mitarbeiter erhalten diese Entgelte in dem Umfang, der dem Anteil ihrer 
individuell vereinbarten durchschnittlichen Arbeitszeit an der regelmäßigen Arbeitszeit 
vergleichbarer vollbeschäftigter Mitarbeiter entspricht.

b) Mitarbeiter mit einer erhöhten Arbeitszeit gemäß § 14 Abs. 1a erhalten diese Entgelte in dem 
Umfang, der ihrer individuell erhöhten regelmäßigen durchschnittlichen wöchentlichen Arbeitszeit 
gemäß § 14 Abs. 1a Satz 1 entspricht; § 60h findet Anwendung.

(3) 1Besteht der Anspruch auf das Tabellenentgelt oder die sonstigen Entgeltbestandteile nicht für 
alle Tage eines Kalendermonats, wird nur der Teil gezahlt, der auf den Anspruchszeitraum entfällt. 
2Besteht nur für einen Teil eines Kalendertags Anspruch auf Entgelt, wird für jede geleistete 
dienstplanmäßige oder betriebsübliche Arbeitsstunde der auf eine Stunde entfallende Anteil des 
Tabellenentgelts sowie der sonstigen in Monatsbeträgen festgelegten Entgeltbestandteile gezahlt. 
3Zur Ermittlung des auf eine Stunde entfallenden Anteils sind die in Monatsbeträgen festgelegten 
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Entgeltbestandteile durch das 4,348-fache der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit (§ 14 Abs. 1) 
zu teilen.

(4) 1Ergibt sich bei der Berechnung von Beträgen ein Bruchteil eines Cents von mindestens 0,5, ist 

er aufzurunden; ein Bruchteil von weniger als 0,5 ist abzurunden. 2Zwischenrechnungen werden 

jeweils auf zwei Dezimalstellen durchgeführt. 3Jeder Entgeltbestandteil ist einzeln zu runden.

(5) Entfallen die Voraussetzungen für eine Zulage im Laufe eines Kalendermonats, gilt Absatz 3 
entsprechend.

(6) Einzelvertraglich können neben dem Tabellenentgelt zustehende Entgeltbestandteile (z. B. 
Zeitzuschläge) pauschaliert werden.

(7) 1Der Mitarbeiter hat Anspruch auf eine Abrechnung nach Maßgabe des § 108 Gewerbeordnung. 
2Ergeben sich gegenüber dem Vormonat keine Änderungen der Brutto- oder Nettobeträge, bedarf es 
keiner erneuten Abrechnung.

(8) Vorschüsse können nach den Richtlinien für die Gewährung von Vorschüssen in besonderen 
Fällen (Anlage 9) gewährt werden.

§ 30 KAVO   Entgelt im Krankheitsfall

(1) Werden Mitarbeiter durch Arbeitsunfähigkeit infolge Krankheit an der Arbeitsleistung 
verhindert, ohne dass sie ein Verschulden trifft, erhalten sie bis zur Dauer von sechs Wochen das 
Entgelt nach §§ 23, 23a; ein Verschulden liegt nur dann vor, wenn die Arbeitsunfähigkeit 
vorsätzlich oder grob fahrlässig herbeigeführt wurde. Bei erneuter Arbeitsunfähigkeit infolge 
derselben Krankheit sowie bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses gelten die gesetzlichen 
Bestimmungen; Absatz 3 Unterabsatz 2 bleibt unberührt. Als unverschuldete Arbeitsunfähigkeit im 
Sinne der Sätze 1 und 2 gilt auch die Arbeitsverhinderung in Folge einer Maßnahme der 
medizinischen Vorsorge und Rehabilitation im Sinne von § 9 Entgeltfortzahlungsgesetz (EFZG).

(2) Nach Ablauf des Zeitraums gemäß Absatz 1 erhalten die Mitarbeiter für die Zeit, für die ihnen 
Krankengeld oder entsprechende gesetzliche Leistungen gezahlt werden, einen 
Krankengeldzuschuss in Höhe des Unterschiedsbetrags zwischen den von dem Sozialleistungsträger 
an den Mitarbeiter gezahlten Nettobarleistungen und dem Nettoentgelt. Nettoentgelt ist das um die 
gesetzlichen Abzüge verminderte Entgelt im Sinne des § 23a (mit Ausnahme der 
vermögenswirksamen Leistungen, der Zulage nach § 35a, der Jubiläumszuwendung und des 
Sterbegeldes); bei freiwillig in der gesetzlichen Krankenversicherung versicherten Mitarbeitern ist 
dabei deren Gesamtkranken- und Pflegeversicherungsbeitrag abzüglich Arbeitgeberzuschuss zu 
berücksichtigen. Für Mitarbeiter, die nicht der Versicherungspflicht in der gesetzlichen 
Krankenversicherung unterliegen und bei einem privaten Krankenversicherungsunternehmen 
versichert sind, ist bei der Berechnung des Krankengeldzuschusses der Krankengeldhöchstsatz, der 
bei Pflichtversicherung in der gesetzlichen Krankenversicherung zustünde, zugrunde zu legen. Bei 
Teilzeitbeschäftigten ist das nach Satz 3 bestimmte fiktive Krankengeld entsprechend § 29 Abs. 2 
zeitanteilig umzurechnen.

(3) Der Krankengeldzuschuss wird bei einer Beschäftigungszeit (§ 18)

• von mehr als einem Jahr längstens bis zum Ende der 13. Woche und 
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• von mehr als drei Jahren längstens bis zum Ende der 26. Woche 

seit dem Beginn der Arbeitsunfähigkeit infolge derselben Krankheit gezahlt. Maßgeblich für die 
Berechnung der Fristen nach Satz 1 ist die Beschäftigungszeit, die im Laufe der 
krankheitsbedingten Arbeitsunfähigkeit vollendet wird. Auf die Beschäftigungszeit anzurechnen 
sind die Zeiten einer Tätigkeit im Dienst der katholischen Kirche und ihrer Einrichtungen und 
Verbände, unbeschadet ihrer Rechtsform, wenn auf diese Arbeitsverhältnisse die KAVO, eine 
sonstige Regelung wesentlich gleichen Inhalts oder beamtenrechtliche Bestimmungen angewendet 
worden sind oder wenn der Mitarbeiter in einem Beamtenverhältnis gestanden hat. 
Unberücksichtigt bleiben Zeiten jeglicher Tätigkeit im Rahmen von Maßnahmen der 
Arbeitsbeschaffung nach dem Dritten Buch Sozialgesetzbuch (SGB III) sowie dem Neunten Buch 
Sozialgesetzbuch (SGB IX).

Hat der Mitarbeiter mindestens vier Wochen wieder gearbeitet und wird er vor Ablauf der Fristen 
des § 3 Abs. 1 Satz 2 Nrn. 1 oder 2 EFZG infolge derselben Krankheit erneut arbeitsunfähig, findet 
Unterabsatz 1 mit der Maßgabe Anwendung, dass sich die Fristen nach dem Beginn der erneuten 
Arbeitsunfähigkeit richten. Abweichend davon findet für den im Sinne des § 8 SGB IV geringfügig 
beschäftigten Mitarbeiter – unter den Voraussetzungen des Unterabsatzes 2 Satz 1 – Absatz 1 mit 
der Maßgabe Anwendung, dass sich die Fristen nach dem Beginn der erneuten Arbeitsunfähigkeit 
richten. Bei einer Beschäftigungszeit bis zu einem Jahr wird im Fall des Unterabs. 2 Satz 1 
abweichend von Unterabs. 1 der Krankengeldzuschuss bis zur Dauer von 6 Wochen gezahlt. Auf die 
vier Wochen wird ein Erholungsurlaub (einschließlich eines etwaigen Zusatzurlaubs) angerechnet, 
den der Mitarbeiter nach Arbeitsaufnahme angetreten hat, weil dies im Urlaubsplan vorgesehen war 
oder der Dienstgeber dies verlangt hat.

(4) Entgelt im Krankheitsfall wird nicht über das Ende des Arbeitsverhältnisses hinaus gezahlt; § 8 
EFZG bleibt unberührt. Krankengeldzuschuss wird zudem nicht über den Zeitpunkt hinaus gezahlt, 
von dem an Mitarbeiter eine Rente oder eine vergleichbare Leistung aufgrund eigener Versicherung 
aus der gesetzlichen Rentenversicherung, aus einer zusätzlichen Alters- und 
Hinterbliebenenversorgung oder aus einer sonstigen Versorgungseinrichtung erhalten, die nicht 
allein aus Mitteln der Mitarbeiter finanziert ist. Überzahlter Krankengeldzuschuss und sonstige 
Überzahlungen gelten als Vorschuss auf die in demselben Zeitraum zustehenden Leistungen nach 
Satz 2; die Ansprüche der Mitarbeiter gehen insoweit auf den Dienstgeber über. Der Dienstgeber 
kann von der Rückforderung des Teils des überzahlten Betrags, der nicht durch die für den Zeitraum 
der Überzahlung zustehenden Bezüge im Sinne des Satzes 2 ausgeglichen worden ist, absehen, es 
sei denn, der Mitarbeiter hat dem Dienstgeber die Zustellung des Rentenbescheids schuldhaft 
verspätet mitgeteilt.

§ 31 KAVO   Forderung bei Dritthaftung

(1) Kann der Mitarbeiter aufgrund gesetzlicher Vorschriften von einem Dritten Schadensersatz 
wegen des Verdienstausfalls beanspruchen, der ihm durch die Arbeitsunfähigkeit entstanden ist, 
geht dieser Anspruch insoweit auf den Dienstgeber über, als dieser dem Mitarbeiter Krankenbezüge 
und sonstige Bezüge gezahlt und darauf entfallende, vom Dienstgeber zu tragende Beiträge zur 
Bundesanstalt für Arbeit, Arbeitgeberanteile an Beiträgen zur Sozialversicherung und zur 
Pflegeversicherung sowie Umlagen (einschließlich der Pauschalsteuer) zu Einrichtungen der 
zusätzlichen Alters- und Hinterbliebenenversorgung abgeführt hat.
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(2) Der Mitarbeiter hat dem Dienstgeber unverzüglich die zur Geltendmachung des 
Schadensersatzanspruchs erforderlichen Angaben zu machen.

(3) Der Forderungsübergang nach Absatz 1 kann nicht zum Nachteil des Mitarbeiters geltend 
gemacht werden.

(4) Der Dienstgeber ist berechtigt, die Zahlung der Krankenbezüge und sonstiger Bezüge zu 
verweigern, wenn der Mitarbeiter den Übergang eines Schadensersatzanspruchs gegen einen Dritten 
auf den Dienstgeber verhindert, es sei denn, dass der Mitarbeiter die Verletzung dieser ihm 
obliegenden Verpflichtungen nicht zu vertreten hat.

§ 32 KAVO   Jubiläumszuwendungen

(1) 1Der Mitarbeiter erhält nach einer Jubiläumsdienstzeit von 25, 40 und 50 Jahren jeweils eine 
Jubiläumszuwendung.

2Die Jubiläumsdienstzeit umfasst die in einem Arbeitsverhältnis zurückgelegten Zeiten im Dienst 
der katholischen Kirche und ihrer Einrichtungen und Verbände unbeschadet ihrer Rechtsform und 

ungeachtet des jeweiligen Beschäftigungsumfanges. 3Die Jubiläumsdienstzeit umfasst auch in 
einem Ausbildungs- oder Praktikumsverhältnis zurückgelegte Zeiten, wenn auf das Verhältnis eine 
von einer Kommission im Sinne des Art. 9 Grundordnung beschlossene Ordnung Anwendung 
gefunden hat

(2) 1Die in Abs. 1 aufgeführten Zeiten werden nicht angerechnet, wenn der Mitarbeiter das 
Beschäftigungsverhältnis im Sinne von Absatz 1 gekündigt oder vorzeitig aufgelöst hat, oder wenn 

es aus einem von ihm verschuldeten Grund beendet worden ist. 2Dies gilt nicht,

a. wenn der Mitarbeiter im unmittelbaren Anschluss an das bisherige Beschäftigungsverhältnis 
im Sinne von Absatz 1 zu einer anderen Dienststelle oder Einrichtung desselben 
Dienstgebers oder zu einem anderen Dienstgeber im Sinne des Abs. 1 übergetreten ist oder 

b. wenn der Mitarbeiter das Beschäftigungsverhältnis im Sinne von Absatz 1 wegen eines mit 
Sicherheit erwarteten Personalabbaus oder wegen Unfähigkeit zur Fortsetzung der Arbeit 
infolge einer Körperbeschädigung oder einer in Ausübung oder infolge seiner Arbeit 
erlittenen Gesundheitsschädigung aufgelöst hat oder 

c. wenn die Mitarbeiterin das Beschäftigungsverhältnis im Sinne von Absatz 1 wegen 
Schwangerschaft, Niederkunft in den letzten drei Monaten, Aufnahme eines Kindes in ihre 
Obhut mit dem Ziel der Annahme als Kind in den letzten drei Monaten gekündigt oder einen 
Auflösungsvertrag gemäß § 48 Abs. 1 Buchst. b geschlossen hat; dasselbe gilt auch für den 
Mitarbeiter, wenn er wegen Niederkunft der Ehefrau in den letzten drei Monaten oder wegen 
Aufnahme eines Kindes in seine Obhut mit dem Ziel der Annahme als Kind in den letzten 
drei Monaten gekündigt oder einen Auflösungsvertrag gemäß § 48 Abs. 1 Buchst. b 
geschlossen hat oder 

d. wenn die Nichtanrechnung zu einer unbilligen Härte führen würde. 

3Auf die Jubiläumsdienstzeit werden Zeiten eines Sonderurlaubs im Sinne des § 38 nicht 

angerechnet. 4Die Anrechnung des Sonderurlaubs gemäß § 38 erfolgt jedoch dann, wenn der 
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Dienstgeber vor Antritt des Sonderurlaubs an diesem ein dienstliches oder betriebliches Interesse in 
Textform, soweit nicht gesetzlich eine andere Form vorgeschrieben ist, anerkannt hat.

(3) 1Die Jubiläumszuwendung beträgt

nach 25 Jahren Euro 613,55,

nach 40 Jahren Euro 1.022,58,

nach 50 Jahren Euro 1.227,10.

2§ 29 Abs. 2 findet keine Anwendung.

(4) Bei mehreren Arbeitsverhältnissen, auf die diese Ordnung Anwendung findet, erhält der 
Mitarbeiter von dem einzelnen Dienstgeber die Jubiläumszuwendung in der Höhe, die dem 
Verhältnis des mit ihm vereinbarten Beschäftigungsumfangs zu dem Gesamtbeschäftigungsumfang 
des Mitarbeiters entspricht.

§ 32a KAVO Geltendmachung von Jubiläumsdienstzeiten

1Der Mitarbeiter hat die anrechnungsfähigen Jubiläumsdienstzeiten innerhalb einer Ausschlussfrist 

von drei Monaten nach Aufforderung durch den Dienstgeber nachzuweisen. 2Zeiten, für die der 

Nachweis nicht fristgerecht erbracht wird, werden nicht angerechnet. 3Kann der Nachweis aus 
einem vom Mitarbeiter nicht zu vertretenden Grunde innerhalb der Ausschlussfrist nicht erbracht 
werden, so ist die Frist auf einen vor Ablauf der Ausschlussfrist zu stellenden Antrag angemessen zu 
verlängern.

§ 33 KAVO   Beihilfen in Krankheits-, Geburts- und Todesfällen

In Krankheits-, Geburts- und Todesfällen erhält der Mitarbeiter Beihilfen nach Maßgabe der 
Bestimmungen über die Gewährung von Beihilfen in Krankheits-, Geburts- und Todesfällen 
(Anlage 10). Für Mitarbeiter, die im Sinne des § 8 SGB IV geringfügig beschäftigt sind, gilt Satz 1 
mit der Maßgabe, dass nur § 5 Anlage 10 Anwendung findet.

§ 33a KAVO Weihnachtszuwendung

(1) Der Mitarbeiter erhält eine Weihnachtszuwendung nach Maßgabe der Anlage 14.

(2) Auf Antrag des Mitarbeiters kann die Zahlung einer Weihnachtszuwendung ganz oder teilweise 
ausgeschlossen werden.

§ 33b KAVO Reisekostenvergütung

Der Mitarbeiter hat Anspruch auf Reisekostenvergütung nach Maßgabe der Anlage 15.

29



§ 33c KAVO Umzugskostenvergütung

Der Mitarbeiter hat Anspruch auf Umzugskostenvergütung nach Maßgabe der Anlage 16.

§ 34 KAVO   Sterbegeld

(1) Beim Tode eines Mitarbeiters, der zur Zeit seines Todes nicht nach § 38 beurlaubt gewesen ist 
und dessen Arbeitsverhältnis zur Zeit seines Todes nicht nach § 48 Abs. 1 Unterabs. 1 Satz 5 geruht 
hat, erhalten

a. der überlebende Ehegatte, 
b. die leiblichen Abkömmlinge, 
c. die von ihm als Kind angenommenen Kinder 

Sterbegeld.

(2) Sind Anspruchsberechtigte im Sinne des Absatzes 1 nicht vorhanden, ist Sterbegeld auf Antrag 
zu gewähren

a. Verwandten der aufsteigenden Linie, Geschwistern, Geschwisterkindern sowie Stiefkindern, 
wenn sie zur Zeit des Todes des Mitarbeiters mit diesem in häuslicher Gemeinschaft gelebt 
haben oder wenn der Verstorbene ganz oder überwiegend ihr Ernährer gewesen ist, 

b. sonstigen Personen, die die Kosten der letzten Krankheit oder der Bestattung getragen 
haben, bis zur Höhe ihrer Aufwendungen. 

(3) Als Sterbegeld wird für die restlichen Kalendertage des Sterbemonats und für weitere zwei 
Monate das Entgelt (§ 23) des Verstorbenen gewährt. Hat der Mitarbeiter zur Zeit seines Todes 
wegen Ablaufs der Bezugsfristen kein Entgelt im Krankheitsfall (§ 30 bzw. § 60l) mehr erhalten, 
oder hat die Mitarbeiterin zur Zeit ihres Todes Mutterschaftsgeld nach § 13 Mutterschutzgesetz 
bezogen, wird als Sterbegeld für den Sterbetag und die restlichen Kalendertage des Sterbemonats 
sowie für zwei weitere Monate die Vergütung (§ 23) des Verstorbenen gewährt. Das Sterbegeld wird 
in einer Summe ausgezahlt.

(4) Sind an den Verstorbenen Bezüge oder Vorschüsse über den Sterbetag hinaus gezahlt worden, 
werden diese auf das Sterbegeld angerechnet.

(5) Die Zahlung an einen der nach Absatz 1 oder Absatz 2 Berechtigten bringt den Anspruch der 
übrigen gegenüber dem Dienstgeber zum Erlöschen. Sind Berechtigte nach Absatz 1 oder Absatz 2 
nicht vorhanden, werden über den Sterbetag hinaus gezahlte Vergütungen für den Sterbemonat nicht 
zurückgefordert.

(6) Wer den Tod des Mitarbeiters vorsätzlich herbeigeführt hat, hat keinen Anspruch auf das 
Sterbegeld.

(7) Das Sterbegeld verringert sich um den Betrag, den die Berechtigten nach Absatz 1 oder Absatz 2 
als Sterbegeld aus einer zusätzlichen Alters- und Hinterbliebenenversorgung oder aus einer 
Ruhegeldeinrichtung erhalten. Dies gilt nicht, wenn die zusätzliche Alters- und 
Hinterbliebenenversorgung oder die Ruhegeldeinrichtung einen Arbeitnehmerbeitrag vorsieht.
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§ 35 KAVO   Zusatzversorgung

(1) Der Mitarbeiter hat Anspruch auf Versicherung zum Zwecke einer zusätzlichen Alters-, 
Erwerbsminderungs- und Hinterbliebenenversorgung bei der Kirchlichen Zusatzversorgungskasse 
des Verbandes der Diözesen Deutschlands (KZVK) nach Maßgabe der Anlage 24.

(2) Soweit Dienstgeber im Sinne des § 1 Abs. 1 am 1. Januar 2002 (erstmaliges Inkrafttreten der 
Anlage 24) Beteiligte einer anderen Zusatzversorgungseinrichtung waren, erfolgt die Versicherung 
im Sinne des Absatzes 1 nach Maßgabe der für diese Zusatzversorgungseinrichtung geltenden 
tarifvertraglichen Bestimmungen in ihrer jeweiligen Fassung und der Satzung des Versicherers in 
der jeweiligen Fassung.

(3) Soweit Ansprüche auf betriebliche Altersversorgung am 1. Januar 2002 (erstmaliges 
Inkrafttreten der Anlage 24) über andere Durchführungswege einzelarbeitsvertraglich eingeräumt 
waren, bleiben diese, solange das Arbeitsverhältnis fortbesteht, unberührt.

(4) Soweit Dienstgeber im Sinne von § 1 Abs. 1a am 31. Dezember 2013 Beteiligte oder Mitglieder 
einer anderen Zusatzversorgungseinrichtung sind oder eine betriebliche Altersversorgung auf andere 
Weise erfolgt, wird der Anspruch auf Zusatzversorgung im Sinne von Absatz 1 durch Versicherung 
bei dieser Zusatzversorgungseinrichtung nach Maßgabe der einzelarbeitsvertraglichen 
Vereinbarungen und der Satzung dieser Zusatzversorgungseinrichtung oder der Allgemeinen 
Versicherungsbedingungen eines sonstigen Versicherers in der jeweiligen Fassung erfüllt. Die 
einzelarbeitsvertraglichen Vereinbarungen müssen mindestens dem jeweiligen Satzungsstand oder 
den Allgemeinen Versicherungsbedingungen vom 31. Dezember 2013 entsprechen. Die Beiträge zur 
Versicherung bei der Zusatzversorgungseinrichtung dürfen eine Beitragshöhe von 4 % des 
zusatzversorgungspflichtigen Entgelts nicht um mehr als die Hälfte unterschreiten. Der Dienstgeber 
legt dem (Erz-)Bischöflichen Generalvikariat des Belegenheitsbistums die Satzung der 
Zusatzversorgungseinrichtung oder die Allgemeinen Versicherungsbedingungen eines sonstigen 
Versicherers vor. Die Generalvikariate der (Erz-)Bistümer Aachen, Essen, Köln, Münster und 
Paderborn verfassen gemeinsam zum Nachweis der in den Sätzen 1 bis 3 genannten 
Voraussetzungen einen jährlichen Zwischenbericht über den aktuellen Stand der Satzung oder der 
Allgemeinen Versicherungsbedingungen, den sie zur Information an den Vorsitzenden der Regional-
KODA senden.

(5) Dienstgeber im Sinne von § 1 Abs. 1a, die

• am 31. Dezember 2013 weder Beteiligte oder Mitglieder einer anderen 
Zusatzversorgungseinrichtung sind noch eine betriebliche Altersversorgung auf andere 
Weise durchführen und 

• nicht Beteiligte bei der Kirchlichen Zusatzversorgungskasse des Verbandes der Diözesen 
Deutschlands (KZVK) werden können, 

führen die Versicherung im Sinne von Absatz 1 auf andere Weise durch. Der Beitrag beträgt 
mindestens 4 % des zusatzversorgungspflichtigen Entgelts.

(6) Die Absätze 1 bis 5 gelten nicht für geringfügig Beschäftigte im Sinne von § 8 Abs. 1 Nr. 2 
SGB IV.
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§ 35a KAVO Zulage zur Brutto-Entgeltumwandlung

Teilt der Mitarbeiter dem Dienstgeber keine Anlageart für eine vermögenswirksame Leistung mit 
(§ 2 Anlage 13), erhält er auf Antrag eine monatliche Zulage in Höhe der vermögenswirksamen 
Leistung (§ 1 Abs. 3 Anlage 13) zur Brutto-Entgeltumwandlung, wenn diese gemäß der Regelung 
zur Entgeltumwandlung der Zentralen Kommission zur Ordnung des Arbeitsvertragsrechts im 
kirchlichen Dienst (Zentral-KODA [seit 1. März 2023: Zentrale Arbeitsrechtliche Kommission]) 
vom 15. April 2002 in ihrer jeweils gültigen Fassung durchgeführt wird. Im Übrigen finden die 
Regelungen der Anlage 13 sinngemäß Anwendung.

§ 36 KAVO   Erholungsurlaub

(1) Der Mitarbeiter hat in jedem Kalenderjahr Anspruch auf Erholungsurlaub unter Fortzahlung des 
Entgelts nach §§ 23, 23a.

(2) Der Erholungsurlaub kann auch in Teilen genommen werden. Der Urlaub soll grundsätzlich 
zusammenhängend gewährt werden; dabei muss ein Urlaubsteil von mindestens zwei Wochen 
angestrebt werden.

(3) Der Urlaubsanspruch kann erst nach Ablauf von 6 Monaten nach der Einstellung geltend 
gemacht werden, es sei denn, dass der Mitarbeiter vorher ausscheidet.

(4) Der Mitarbeiter, der in unmittelbarem Anschluss an ein Beschäftigungsverhältnis im Sinne des 
§ 1a Abs. 2 wieder im kirchlichen Dienst eingestellt wird, erhält bei einem Wechsel im 
Zuständigkeitsbereich der Regional-KODA Nordrhein-Westfalen den im laufenden Urlaubsjahr 
noch nicht verbrauchten Urlaub vom neuen Dienstgeber. Eine Einstellung im unmittelbaren 
Anschluss an das frühere Beschäftigungsverhältnis liegt auch dann vor, wenn zwischen der 
Beendigung des früheren und dem Beginn des neuen Arbeitsverhältnisses nur Sonn- und Feiertage 
oder allgemein arbeitsfreie Werktage oder die für den Umzug von dem alten zum neuen Dienstort 
erforderlichen Reisetage liegen.

(5) Urlaub, der dem Mitarbeiter in einem früheren Beschäftigungsverhältnis für Monate gewährt 
worden ist, die in sein jetziges Arbeitsverhältnis fallen, wird auf den Urlaub angerechnet.

(6) Erkrankt der Mitarbeiter während des Urlaubs und zeigt er dies unverzüglich an, so werden die 
durch ärztliches Zeugnis nachgewiesenen Krankheitstage, an denen der Mitarbeiter arbeitsunfähig 
war, auf den Urlaub nicht angerechnet. Der Mitarbeiter hat sich nach planmäßigem Ablauf seines 
Urlaubs oder, falls die Krankheit länger dauert, nach Wiederherstellung der Arbeitsfähigkeit zur 
Arbeitsleistung zur Verfügung zu stellen. Der Antritt des restlichen Urlaubs wird neu festgesetzt.

Der Urlaub kann während einer Arbeitsunfähigkeit infolge Erkrankung nicht genommen werden.

Der Urlaub ist zu gewähren, wenn der Mitarbeiter dies im Anschluss an eine Maßnahme der 
medizinischen Vorsorge oder Rehabilitation (§ 30 Abs. 1 Satz 3 bzw. § 60l Abs. 1 Unterabs. 2) 
verlangt.

(7) Die Anordnung von Betriebsferien ist unter den Voraussetzungen des § 7 Abs. 1 S. 1 
Bundesurlaubsgesetz (BUrlG) möglich.
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(8) Der Urlaub ist spätestens bis zum Ende des Urlaubsjahres anzutreten. Kann der Urlaub bis zum 
Ende des Urlaubsjahres nicht angetreten werden, ist er bis zum 31. März des folgenden 
Urlaubsjahres anzutreten. Kann der Urlaub aus dienstlichen oder betrieblichen Gründen, wegen 
Arbeitsunfähigkeit oder wegen der Schutzfristen nach dem Mutterschutzgesetz nicht bis zum 31. 
März angetreten werden, ist er bis zum 31. Mai anzutreten. War ein innerhalb des Urlaubsjahres für 
dieses Urlaubsjahr festgelegter Urlaub auf Veranlassung des Dienstgebers in die Zeit nach dem 31. 
Dezember des Urlaubsjahres verlegt worden, und konnte er wegen Arbeitsunfähigkeit nicht nach 
Satz 3 bis zum 31. Mai angetreten werden, ist er bis zum 31. August anzutreten. Läuft die Wartezeit 
(Abs. 3) erst im Laufe des folgenden Urlaubsjahres ab, ist der Urlaub spätestens bis zum Ende 
dieses Urlaubsjahres anzutreten.

Urlaub, der nicht innerhalb der genannten Fristen angetreten ist, verfällt, soweit gesetzlich nichts 
anderes geregelt ist.19

Für Urlaub aus den Urlaubsjahren bis einschließlich 2016 ist Absatz 8 in der bis zum 
28. Februar 2017 geltenden Fassung anzuwenden.

§ 37 KAVO   Dauer des Erholungsurlaubs

(1) Bei Verteilung der wöchentlichen Arbeitszeit auf fünf Tage in der Kalenderwoche beträgt der 
Urlaubsanspruch in jedem Kalenderjahr 30 Arbeitstage (ab 1. Januar 2027: 31 Arbeitstage). Bei 
einer anderen Verteilung der wöchentlichen Arbeitszeit als auf fünf Tage in der Woche erhöht oder 
vermindert sich der Urlaubsanspruch entsprechend. Verbleibt bei der Berechnung des Urlaubs ein 
Bruchteil, der mindestens einen halben Urlaubstag ergibt, wird er auf einen vollen Urlaubstag 
aufgerundet; Bruchteile von weniger als einem halben Urlaubstag bleiben unberücksichtigt.

(2) Die Dauer des Erholungsurlaubs einschließlich eines etwaigen Zusatzurlaubs mit Ausnahme des 
Zusatzurlaubs nach dem SGB IX vermindert sich für jeden vollen Kalendermonat einer Elternzeit, 
eines Sonderurlaubs nach § 38 oder eines Ruhens des Arbeitsverhältnisses nach § 48 Abs. 2 Satz 6 
um jeweils 1/12. Ein eigenständiger Anspruch auf Erholungsurlaub aufgrund einer 
Teilzeitbeschäftigung bleibt hiervon unberührt. Die Verminderung unterbleibt für drei 
Kalendermonate eines Sonderurlaubs zum Zweck der beruflichen Fortbildung, wenn eine 
Anerkennung nach § 38 Satz 2 vorliegt.

(3) Beginnt oder endet das Arbeitsverhältnis im Laufe des Urlaubsjahres, so beträgt der 
Urlaubsanspruch ein Zwölftel für jeden vollen Beschäftigungsmonat; § 5 Bundesurlaubsgesetz 
(BUrlG) bleibt unberührt. Scheidet der Mitarbeiter wegen verminderter Erwerbsfähigkeit (§ 48 
Abs. 2 Sätze 1 bis 4) oder durch Erreichen der Regelaltersgrenze (§ 48 Abs. 1 Buchst. a) aus dem 
Arbeitsverhältnis aus, so beträgt der Urlaubsanspruch sechs Zwölftel, wenn das Arbeitsverhältnis in 
der ersten Hälfte, und zwölf Zwölftel, wenn es in der zweiten Hälfte des Urlaubsjahres endet. Satz 2 
gilt nicht, wenn der Urlaub nach Abs. 2 zu vermindern ist.

(4) Vor Anwendung der Absätze 2 und 3 sind der Erholungsurlaub und ein etwaiger Zusatzurlaub 
mit Ausnahme des Zusatzurlaubs nach dem SGB IX zusammenzurechnen.

19  § 17 Absatz 2 BEEG lautet: »Hat der Arbeitnehmer oder die Arbeitnehmerin den ihm oder ihr zustehenden Urlaub 
vor dem Beginn der Elternzeit nicht oder nicht vollständig erhalten, hat der Arbeitgeber den Resturlaub nach der 
Elternzeit im laufenden oder im nächsten Urlaubsjahr zu gewähren.«
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(5) Bruchteile von Urlaubstagen werden – bei mehreren Bruchteilen nach ihrer 
Zusammenrechnung – einmal im Urlaubsjahr auf einen vollen Urlaubstag aufgerundet; Absatz 1 
Satz 3 bleibt unberührt.

§ 37a KAVO Zusatzurlaub

(1) Mitarbeiter, die ständig Wechselschicht nach § 14a Abs. 1 oder ständig Schichtarbeit nach § 14a 
Abs. 2 leisten und denen die Zulage nach § 14b Abs. 5 Satz 1 oder § 14b Abs. 6 Satz 1 zusteht, 
erhalten

a. bei Wechselschichtarbeit für je zwei zusammenhängende Monate und 
b. bei Schichtarbeit für je vier zusammenhängende Monate 

einen Arbeitstag Zusatzurlaub.

(2) Der Anspruch auf Zusatzurlaub nach Absatz 1 bemisst sich nach der abgeleisteten Schicht- oder 
Wechselschichtarbeit und entsteht im laufenden Jahr, sobald die Voraussetzungen nach Absatz 1 
erfüllt sind. Für die Feststellung, ob ständige Wechselschichtarbeit oder ständige Schichtarbeit 
vorliegt, ist eine Unterbrechung durch Arbeitsbefreiung, Freizeitausgleich, bezahlten Urlaub oder 
Arbeitsunfähigkeit in den Grenzen des § 30 unschädlich.

(3) Im Falle nicht ständiger Wechselschicht- oder Schichtarbeit soll bei annähernd gleicher 
Belastung die Gewährung zusätzlicher Urlaubstage durch Dienstvereinbarung geregelt werden.

(4) 1Zusatzurlaub nach dieser Ordnung und sonstigen Bestimmungen mit Ausnahme des 
gesetzlichen zusätzlichen Urlaubs für schwerbehinderte Menschen wird nur bis zu insgesamt sechs 

Arbeitstagen im Kalenderjahr gewährt. 2Erholungsurlaub und Zusatzurlaub (Gesamturlaub) dürfen 

im Kalenderjahr zusammen 35 Arbeitstage nicht überschreiten. 3Satz 2 ist für Zusatzurlaub nach 
den Absätzen 1 und 2 hierzu nicht anzuwenden. Bei Mitarbeitern, die das 50. Lebensjahr vollendet 
haben, gilt abweichend von Satz 2 eine Höchstgrenze von 36 Arbeitstagen; maßgebend für die 
Berechnung der Urlaubsdauer ist dabei das Lebensjahr, das im Laufe des Kalenderjahres vollendet 
wird.

(5) Im Übrigen gelten die §§ 36 und 37 entsprechend.

§ 38 KAVO Sonderurlaub

Der Mitarbeiter kann Sonderurlaub unter Verzicht auf die Fortzahlung des Entgelts beantragen. 
Sofern die dienstlichen und betrieblichen Verhältnisse es gestatten,

• hat er Anspruch auf Sonderurlaub, wenn er ein Kind unter 18 Jahren oder einen nach 
ärztlichem Gutachten pflegebedürftigen sonstigen Angehörigen betreut oder pflegt; 

• kann ihm bei Vorliegen eines sonstigen wichtigen Grundes Sonderurlaub gewährt werden. 

Die Gewährung und Durchführung des Sonderurlaubs erfolgt nach Maßgabe der Anlage 19.
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§ 39 KAVO Urlaubsabgeltung

(1) Es gelten die gesetzlichen Bestimmungen.20

(2) Für jeden abzugeltenden Urlaubstag werden bei der 5-Tage-Woche 3/65, bei der 6-Tage-Woche 
1/26 der Urlaubsvergütung gezahlt, die dem Mitarbeiter zugestanden hätte, wenn er während des 
ganzen Kalendermonats, in dem er ausgeschieden ist, Erholungsurlaub gehabt hätte. In anderen 
Fällen ist der Bruchteil entsprechend zu ermitteln.

§ 40 KAVO Arbeitsbefreiung

(1) Als Fälle nach § 616 BGB, in denen der Mitarbeiter unter Fortzahlung des Entgelts nach §§ 23, 
23a im nachstehend genannten Ausmaß – vorbehaltlich des Unterabsatzes 2 – von der Arbeit 
freigestellt wird, gelten nur die folgenden Anlässe:

a) kirchliche oder standesamtliche Eheschließung des Mitarbeiters insgesamt 1 Arbeitstag,

b) Niederkunft der Ehefrau, der in eheähnlicher 
Lebensgemeinschaft lebenden Lebensgefährtin oder der 
Lebenspartnerin im Sinne des Lebenspartnerschaftsgesetzes 
(LPartG)

1 Arbeitstag,

c) Taufe, Erstkommunion, Firmung und entsprechende religiöse 
Feiern

aa) des Mitarbeiters,

bb) des Ehegatten, des in eheähnlicher Lebensgemeinschaft 
lebenden Lebensgefährten oder des Lebenspartners im Sinne 
des LPartG,

cc) des Kindes

und kirchliche Eheschließung des Kindes

 1 Arbeitstag,

  sofern sich die kirchliche Feier auf mehr als einen Tag erstreckt 2 Arbeitstage,

d) 25-jähriges Jubiläum der kirchlichen oder standesamtlichen 
Eheschließung des Mitarbeiters

insgesamt 1 Arbeitstag,

e) Tod von Eltern, Schwiegereltern, Großeltern, Stiefeltern, 
Pflegeeltern oder Geschwistern

1 Arbeitstag,

f) Tod

aa) des Ehegatten, des in eheähnlicher Lebensgemeinschaft 

4 Arbeitstage,

20  zurzeit § 7 Abs. 4 BUrlG
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lebenden Lebensgefährten oder des Lebenspartners im Sinne 
des LPartG,

bb) des Kindes

g) schwere Erkrankung  

  aa)
des Ehegatten, des in eheähnlicher 
Lebensgemeinschaft lebenden Lebensgefährten oder 
des Lebenspartners im Sinne des LPartG,

 

  bb) eines behinderten und auf Hilfe angewiesenen Kindes 
oder eines Kindes, das das 14. Lebensjahr noch nicht 
vollendet hat, wenn im laufenden Kalenderjahr kein 
Anspruch nach § 45 SGB V besteht oder bestanden 
hat,

 

  cc) eines Kindes, das das 14. Lebensjahr vollendet hat und 
im Haushalt des Mitarbeiters lebt,

 

  dd) der Eltern, Schwiegereltern, Großeltern, Stiefeltern, 
Pflegeeltern oder Geschwister des Mitarbeiters,

 

  ee) einer Betreuungsperson, wenn der Mitarbeiter deshalb 
die Betreuung seines Kindes, das das 10. Lebensjahr 
noch nicht vollendet hat oder wegen körperlicher, 
geistiger oder seelischer Behinderung dauernd 
pflegebedürftig ist, übernehmen muss,

bis zu 6 Arbeitstage im 
Kalenderjahr.

 

Eine Freistellung erfolgt nur, soweit eine andere Person zur Pflege oder Betreuung nicht 
sofort zur Verfügung steht und der Arzt in den Fällen der Doppelbuchstaben aa bis dd die 
Notwendigkeit der Anwesenheit des Mitarbeiters zur vorläufigen Pflege bescheinigt. Die 
Freistellung darf insgesamt 6 Arbeitstage im Kalenderjahr nicht überschreiten.

h) ärztliche Untersuchung, ärztliche Behandlung und ärztlich 
verordnete Behandlung des Mitarbeiters, wenn diese während 
der Arbeitszeit erfolgen muss,

erforderliche 
nachgewiesene 
Abwesenheitszeit 
einschließlich 
erforderlicher 
Wegezeiten,

j) Umzug aus dienstlichem oder betrieblichem Grund an einen 
anderen Ort

1 Arbeitstag,

k) Teilnahme an Exerzitien und Einkehrtagen bis zu 3 Arbeitstage 
jährlich mit der 
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Maßgabe, dass die 
innerhalb eines Jahres 
nicht in Anspruch 
genommenen Tage in 
das nächstfolgende Jahr 
übertragen werden 
können.

Fällt in den Fällen der Buchstaben a, c und d der Anlass der Freistellung auf einen arbeitsfreien Tag, 
entfällt der Anspruch auf Freistellung.

(1a) Kinder im Sinne von Absatz 1 Buchstaben c, f und g sind auch

- Pflegekinder, die mit dem Mitarbeiter durch ein auf längere Dauer angelegtes 
Pflegeverhältnis in häuslicher Gemeinschaft wie Eltern und Kind miteinander verbunden 
sind. Dies gilt auch dann, wenn die häusliche Gemeinschaft nicht mehr besteht, sofern die 
Personen weiterhin wie Eltern und Kind miteinander verbunden sind.

- Stiefkinder, die der Mitarbeiter überwiegend unterhält oder in seinen Haushalt 
aufgenommen hat. Stiefkinder sind auch die Kinder des Lebenspartners des Mitarbeiters.

(1b) 1Pflegeeltern im Sinne von Absatz 1 Buchstaben e und g sind Personen, die mit dem 
Mitarbeiter durch ein auf längere Dauer angelegtes Pflegeverhältnis in häuslicher Gemeinschaft wie 

Eltern und Kind miteinander verbunden sind oder waren. 2Dies gilt auch dann, wenn die häusliche 
Gemeinschaft nicht mehr besteht, sofern die Personen weiterhin wie Eltern und Kind miteinander 
verbunden sind.

(2) 1Bei Erfüllung allgemeiner staatsbürgerlicher Pflichten nach deutschem Recht, soweit die 
Arbeitsbefreiung gesetzlich vorgeschrieben ist und soweit die Pflichten nicht außerhalb der 
Arbeitszeit, gegebenenfalls nach ihrer Verlegung, wahrgenommen werden können, besteht der 
Anspruch auf Fortzahlung des Entgelts nach §§ 23, 23a nur insoweit, als der Mitarbeiter nicht 

Ansprüche auf Ersatz dieser Bezüge geltend machen kann. 2Die fortgezahlten Bezüge gelten in 

Höhe des Ersatzanspruchs als Vorschuss auf die Leistungen der Kostenträger. 3Der Mitarbeiter hat 
den Ersatzanspruch geltend zu machen und die erhaltenen Beträge an den Dienstgeber 

abzuführen. 4Zur Wahrnehmung amtlicher Termine kirchlicher Schlichtungs-, Schieds- und 
Einigungsstellen wird der Mitarbeiter für die Dauer der unumgänglich notwendigen Abwesenheit 
unter Fortzahlung des Entgelts nach §§ 23, 23a von der Arbeit freigestellt, soweit die Angelegenheit 

nicht außerhalb der Arbeitszeit, gegebenenfalls nach ihrer Verlegung, erledigt werden kann. 5Die 
Tätigkeit von Mitarbeitern als Versichertenvertreter in den Gremien der Kirchlichen 
Zusatzversorgungskasse des Verbandes der Diözesen Deutschlands (KZVK) ist dem Dienst 
gleichgestellt; für diese Tätigkeit sind sie zur ordnungsgemäßen Durchführung ihrer Aufgaben im 
notwendigen Umfang von ihrer sonstigen Tätigkeit freizustellen.

(3) Zur Teilnahme an Sitzungen von Prüfungs- und Berufsbildungsausschüssen nach dem 
Berufsbildungsgesetz sowie für eine Tätigkeit in Organen von Sozialversicherungsträgern kann den 
Mitgliedern Arbeitsbefreiung unter Fortzahlung des Entgelts nach §§ 23, 23a gewährt werden, 
sofern dringende dienstliche oder betriebliche Interessen nicht entgegenstehen.
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(4) 1Der Arbeitgeber kann in sonstigen dringenden Fällen Arbeitsbefreiung unter Fortzahlung des 

Entgelts nach §§ 23, 23a bis zu 3 Arbeitstagen gewähren. 2In begründeten Fällen kann bei Verzicht 
auf die Vergütung kurzfristige Arbeitsbefreiung gewährt werden, wenn die dienstlichen oder 

betrieblichen Verhältnisse es gestatten. 3Hierzu können auch solche Anlässe gehören, für die nach 
Absatz 1 kein Anspruch auf Arbeitsbefreiung besteht (z. B. Umzug aus persönlichen Gründen).

(5) 1Wenn dienstliche oder betriebliche Gründe nicht entgegenstehen, wird der Mitarbeiter unter 
Fortzahlung der Vergütung bis zu sieben Arbeitstage im Kalenderjahr von der Arbeit freigestellt für 
die Teilnahme an Tagungen einer Koalition im Sinne des Art. 10 Grundordnung, die berufliche und 
fachliche Interessen von Mitarbeitern auf diözesaner, überdiözesaner, internationaler, Bundes- oder 
Landesebene vertritt, wenn der Mitarbeiter als Mitglied eines Vorstandes oder als Delegierter 
teilnimmt; dies gilt auch für die Teilnahme an Sitzungen des Vorstandes einer solchen Koalition. 
2Verteilt sich die regelmäßige Arbeitszeit auf mehr oder weniger als fünf Arbeitstage in der Woche, 
erhöht oder vermindert sich der Anspruch auf Freistellung entsprechend.

(6) Zur Ausübung von Lehr- und Prüfungstätigkeiten an den kommunalen Studieninstituten und 
Verwaltungsschulen kann Mitarbeitern auf Antrag Arbeitsbefreiung unter Fortzahlung des Entgelts 
nach §§ 23, 23a gewährt werden.

§ 40a Teilweise Umwandlung der Weihnachtszuwendung

(1) Mitarbeiter können unter Berücksichtigung von § 60h bis zum 1. September des jeweiligen 
laufenden Kalenderjahres in Textform geltend machen, einen Teil der ihnen nach § 33a i.V.m. 
Anlage 14 zustehenden Weihnachtszuwendung in bis zu drei Arbeitstage (Tauschtage) 
umzuwandeln, für die ihnen im darauffolgenden Kalenderjahr volle freie Tage unter Fortzahlung 
des Entgelts gemäß § 23a gewährt werden.

(2) Die Berechnung des Wertes eines Tauschtages erfolgt auf Stundenbasis (§ 29 Abs. 3 Satz 3). 
Bemessungsgrundlage für die Berechnung dieses Wertes ist das Entgelt für den Monat September; 
§ 2 Abs. 1 S. 3 Anlage 14 findet Anwendung. Die Weihnachtszuwendung vermindert sich um den 
Betrag, der dem Wert der nach Absatz 1 geltend gemachten Anzahl der Tauschtage entspricht 
(Umwandlungsbetrag). Maßgebend für die Berechnung nach den Sätzen 1 bis 3 sind die 
Verhältnisse am 1. September des laufenden Kalenderjahres.

(3) Bei der Berechnung des Wertes eines Tauschtages wird die maßgebende Anzahl der Stunden 
ermittelt, indem die individuell vereinbarte regelmäßige durchschnittliche wöchentliche Arbeitszeit 
durch die sich aus der Verteilung der wöchentlichen Arbeitszeit ergebende Anzahl der vereinbarten 
Arbeitstage pro Kalenderwoche geteilt wird. Anschließend wird die Anzahl der Stunden mit der 
nach Absatz 1 geltend gemachten Anzahl der Tauschtage vervielfacht. Für die Berechnung des 
Umwandlungsbetrages wird das nach Absatz 2 Satz 2 ermittelte durchschnittliche monatliche 
Entgelt durch das 4,348-fache der vereinbarten regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit geteilt 
(§ 29 Abs. 3 Satz 3). Das danach errechnete Stundenentgelt wird anschließend mit der Gesamtzahl 
der Stunden für die geltend gemachte Anzahl von Tauschtagen vervielfacht.

(4) Sofern der Gesamtbetrag nach Absatz 3 Satz 4 die Höhe der Weihnachtszuwendung in dem Jahr 
der Geltendmachung übersteigt, vermindert sich die geltend gemachte Anzahl an Tauschtagen, bis 
die Höhe der Weihnachtszuwendung zur Gewährung voller Tauschtage ausreicht. In diesem Fall 
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vermindert sich die Weihnachtszuwendung nur um den Betrag, der dem Wert der Tauschtage gemäß 
Satz 1 entspricht.

(5) Die Tauschtage müssen im folgenden Kalenderjahr (Kalenderjahr, das auf die Antragstellung 
nach Absatz 1 folgt) gewährt werden. Bei der Festlegung der Tauschtage sind die Wünsche der 
Mitarbeiter zu berücksichtigen, sofern diesen keine dringenden dienstlichen oder betrieblichen 
Gründe entgegenstehen. Die Mitarbeiter sollen dem Dienstgeber ihre Wünsche zur zeitlichen Lage 
der Tauschtage spätestens vier Wochen vor der geplanten Inanspruchnahme mitteilen.

(6) Tauschtage, die nicht innerhalb des in Absatz 5 genannten Zeitraums in Anspruch genommen  
werden, verfallen. Eine finanzielle Abgeltung der Tauschtage ist ausgeschlossen. Können vom  
Dienstgeber bewilligte Tauschtage wegen einer unverzüglich angezeigten und durch ärztliches 
Attest nachgewiesenen Arbeitsunfähigkeit oder wegen der Geltendmachung von dringenden 
betrieblichen oder dienstlichen Gründen durch den Dienstgeber an dem entsprechenden Tag/den 
entsprechenden Tagen nicht in Anspruch genommen werden und kann in dem verbleibenden 
Zeitraum nach Absatz 5 Satz 1 keine Ersatzfreistellung erfolgen, besteht für diese ansonsten mit 
Ablauf dieses Kalenderjahres verfallenden Tauschtage ein entsprechender Ausgleichsanspruch in 
Geld; maßgebend ist dabei der zum Zeitpunkt der Umwandlung der Weihnachtszuwendung nach 
Absatz 2 ermittelte Umwandlungsbetrag.

§ 40b Kurzarbeit

(1) Bei Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzungen für den rechtsverbindlichen Bezug von 
Kurzarbeitergeld gemäß SGB III kann nach Maßgabe der Anlage 32 durch Dienstvereinbarung (§ 
38 Absatz 1 Nr. 1 MAVO), in Einrichtungen ohne Mitarbeitervertretung durch mit jedem 
Mitarbeiter gesondert abgeschlossene schriftliche Vereinbarung, Kurzarbeit eingeführt werden.

(2) Die Regelung in Absatz 1 tritt mit Ablauf des 31. März 2026 außer Kraft.

§ 41 KAVO   Kündigung des Arbeitsverhältnisses

(1) Bis zum Ende des sechsten Monats seit Beginn des Arbeitsverhältnisses beträgt die 
Kündigungsfrist 1 Monat zum Monatsschluss. Im Übrigen beträgt die Kündigungsfrist bei einer 
Beschäftigungszeit (§ 18)

bis zu einem Jahr 1 Monat zum Monatsschluss,

von mehr als einem Jahr 6 Wochen,

von mindestens 5 Jahren 3 Monate,

von mindestens 8 Jahren 4 Monate,

von mindestens 10 Jahren 5 Monate,

von mindestens 12 Jahren 6 Monate

zum Schluss eines Kalendervierteljahres, im Erziehungsdienst auch zum Schluss des Monats Juli.
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(2) Arbeitsverhältnisse von Mitarbeitern, die das 40. Lebensjahr vollendet haben, können nach einer 
Beschäftigungszeit von mehr als 15 Jahren durch den Dienstgeber nur aus einem wichtigen Grund 
gekündigt werden. Nach den Maßstäben der Grundordnung in der jeweils gültigen Fassung kann bei 
diesem Personenkreis auch eine ordentliche Kündigung ausgesprochen werden.

(3) Ist der Mitarbeiter aus seinem Verschulden oder auf seinen eigenen Wunsch aus dem 
Arbeitsverhältnis ausgeschieden, so gelten vor dem Ausscheiden liegende Zeiten nicht als 
Beschäftigungszeit im Sinne von Absatz 2 Satz 1. Dies gilt nicht

1. wenn der Mitarbeiter das Arbeitsverhältnis wegen eines mit Sicherheit erwarteten 
Personalabbaus oder wegen Unfähigkeit zur Fortsetzung der Arbeit infolge 
Körperbeschädigung oder einer in Ausübung oder in Folge seiner Arbeit erlittenen 
Gesundheitsschädigung aufgelöst hat oder 

2. wenn die Nichtanrechnung der Beschäftigungszeit aus sonstigen Gründen eine unbillige 
Härte darstellen würde. 

§ 42 KAVO   Außerordentliche Kündigung

(1) Der Arbeitgeber und der Mitarbeiter sind berechtigt, das Arbeitsverhältnis aus einem wichtigen 
Grunde im Sinne des § 626 BGB fristlos zu kündigen, wenn Tatsachen vorliegen, aufgrund derer 
dem Kündigenden unter Berücksichtigung aller Umstände des Einzelfalles und unter Abwägung der 
Interessen beider Vertragsteile die Fortsetzung des Arbeitsverhältnisses bis zum Ablauf der 
Kündigungsfrist oder bis zu der vereinbarten Beendigung des Arbeitsverhältnisses nicht zugemutet 
werden kann. Ein wichtiger Grund kann auch nach den Maßstäben der Grundordnung in der jeweils 
gültigen Fassung gegeben sein.

(2) Die Kündigung kann nur innerhalb von 2 Wochen erfolgen. Die Frist beginnt mit dem 
Zeitpunkt, in dem der Kündigungsberechtigte von den für die Kündigung maßgebenden Tatsachen 
Kenntnis erlangt. Der Kündigende muss dem anderen Teil auf Verlangen den Kündigungsgrund 
unverzüglich schriftlich mitteilen.

§ 43 KAVO   Unkündbare Mitarbeiter

(1) Dem nach § 41 Abs. 2 unkündbaren Mitarbeiter kann fristlos gekündigt werden, wenn wichtige 
Gründe im Sinne des § 626 BGB vorliegen.

(2) Andere wichtige betriebliche Gründe, die einer Weiterbeschäftigung des Mitarbeiters 
entgegenstehen, berechtigen den Dienstgeber nicht zur Kündigung. In diesen Fällen kann der 
Dienstgeber das Arbeitsverhältnis jedoch, wenn eine Beschäftigung zu den bisherigen 
Vertragsbedingungen aus dienstlichen Gründen nachweisbar nicht möglich ist, zum Zwecke der 
Herabgruppierung um eine Entgeltgruppe kündigen.

Der Dienstgeber kann das Arbeitsverhältnis ferner zum Zwecke der Herabgruppierung um eine 
Entgeltgruppe kündigen, wenn der Mitarbeiter dauernd außerstande ist, diejenigen 
Arbeitsleistungen zu erfüllen, für die er eingestellt ist und die die Voraussetzung für seine 
Eingruppierung in die bisherige Entgeltgruppe bilden, und ihm andere Arbeiten, die die 
Tätigkeitsmerkmale seiner bisherigen Entgeltgruppe erfüllen, nicht übertragen werden können.
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Die Kündigungsfrist beträgt in diesen Fällen 6 Monate zum Schluss eines Kalendervierteljahres.

Lehnt der Mitarbeiter die Fortsetzung des Arbeitsverhältnisses zu den ihm angebotenen geänderten 
Vertragsbedingungen ab, so gilt das Arbeitsverhältnis mit Ablauf der Kündigungsfrist als 
vertragsgemäß nach § 48 Abs. 1 Buchst. b gelöst.

Die Kündigung ist ausgeschlossen, wenn die Leistungsminderung

a. durch einen Arbeitsunfall oder eine Berufskrankheit im Sinne der §§ 8, 9 SGB VII 
herbeigeführt worden ist, ohne dass der Mitarbeiter vorsätzlich oder grob fahrlässig 
gehandelt hat, oder 

b. auf einer durch die langjährige Beschäftigung verursachten Abnahme der körperlichen oder 
geistigen Kräfte und Fähigkeiten nach einer Beschäftigungszeit (§ 18) von 20 Jahren beruht 
und der Mitarbeiter das 55. Lebensjahr vollendet hat. 

§ 44 KAVO   Ausgleichszulage bei Arbeitsunfall und Berufskrankheit

Ist der Mitarbeiter infolge eines Unfalls, den er nach mindestens einjähriger ununterbrochener 
Beschäftigung bei demselben Dienstgeber in Ausübung oder infolge seiner Arbeit ohne Vorsatz oder 
grobe Fahrlässigkeit erlitten hat, in seiner bisherigen Entgeltgruppe nicht mehr voll leistungsfähig 
und wird er deshalb in einer niedrigeren Entgeltgruppe weiterbeschäftigt, so erhält er eine 
Ausgleichszulage in Höhe des Unterschiedsbetrags zwischen dem ihm in der neuen Entgeltgruppe 
zustehenden Tabellenentgelt (§ 23) und dem Tabellenentgelt, das er in der verlassenen 
Entgeltgruppe zuletzt bezogen hat. Das gleiche gilt bei einer Berufskrankheit im Sinne des § 9 
SGB VII nach mindestens dreijähriger ununterbrochener Beschäftigung.

§ 45 KAVO   Schriftform der Kündigung

Kündigungen – auch außerordentliche – bedürfen der Schriftform. Kündigt der Arbeitgeber, so soll 
er den Kündigungsgrund in dem Kündigungsschreiben angeben; § 42 Abs. 2 Satz 3 bleibt 
unberührt.

§ 45a KAVO Bestimmungen zum Rationalisierungsschutz

Bei der Durchführung von Rationalisierungsmaßnahmen finden die Bestimmungen der Anlage 23 
Anwendung.

§ 46 KAVO

(nicht besetzt)

§ 46a KAVO Altersteilzeitarbeit/Flexible Altersarbeitszeit

Für die Vereinbarung von Altersteilzeitarbeit oder flexibler Altersarbeitszeit finden die 
Bestimmungen der Anlage 22a Anwendung.
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§ 47 KAVO   Schlichtungsausschuss

Bei Streitigkeiten aus dem Arbeitsverhältnis soll der Schlichtungsausschuss beim Generalvikariat 
angerufen werden. Die Anrufung des Schlichtungsausschusses macht die Beachtung 
arbeitsrechtlicher Ausschlussfristen, insbesondere bei Kündigungen, nicht entbehrlich.

§ 48 KAVO   Beendigung des Arbeitsverhältnisses ohne Kündigung

(1) Das Arbeitsverhältnis endet, ohne dass es einer Kündigung bedarf,

a. mit Ablauf des Monats, in dem der Mitarbeiter das gesetzlich festgelegte Alter zum 
Erreichen der Regelaltersrente vollendet hat, es sei denn, zwischen dem Dienstgeber und 
dem Mitarbeiter ist während des Arbeitsverhältnisses vereinbart worden, den 
Beendigungszeitpunkt nach § 41 Satz 3 SGB VI hinauszuschieben, 

b. jederzeit im gegenseitigen Einvernehmen (Auflösungsvertrag). 

(2) 1Das Arbeitsverhältnis endet ferner, sofern dem Mitarbeiter der Bescheid eines 
Rentenversicherungsträgers (Rentenbescheid) zugestellt wird, wonach der Mitarbeiter eine Rente 

auf unbestimmte Dauer wegen voller oder teilweiser Erwerbsminderung erhält. 2Der Mitarbeiter hat 

den Dienstgeber von der Zustellung des Rentenbescheids unverzüglich zu unterrichten. 3Das 
Arbeitsverhältnis endet mit Ablauf des dem Rentenbeginn vorangehenden Tages; frühestens jedoch 
zwei Wochen nach Zugang der schriftlichen Mitteilung des Dienstgebers über den Zeitpunkt des 

Eintritts der auflösenden Bedingung. 4Liegt im Zeitpunkt der Beendigung des Arbeitsverhältnisses 
eine nach § 175 SGB IX erforderliche Zustimmung des Integrationsamtes noch nicht vor, endet das 
Arbeitsverhältnis mit Ablauf des Tages der Zustellung des Zustimmungsbescheids des 
Integrationsamtes; jedoch auch hier frühestens zwei Wochen nach Zugang der schriftlichen 

Mitteilung im Sinne von Satz 3. 5Das Arbeitsverhältnis endet nicht, wenn nach dem Bescheid des 

Rentenversicherungsträgers eine Rente auf Zeit gewährt wird. 6In diesem Fall ruht das 
Arbeitsverhältnis für den Zeitraum, für den eine Rente auf Zeit gewährt wird; für den Beginn des 
Ruhens des Arbeitsverhältnisses gilt Satz 3 entsprechend.

(3) 1Im Falle teilweiser Erwerbsminderung endet bzw. ruht das Arbeitsverhältnis nicht, wenn der 
Mitarbeiter nach seinem vom Rentenversicherungsträger festgestellten Leistungsvermögen auf 
seinem bisherigen oder einem anderen geeigneten und freien Arbeitsplatz weiterbeschäftigt werden 
könnte, soweit dringende dienstliche bzw. betriebliche Gründe nicht entgegenstehen, und der 

Mitarbeiter innerhalb von zwei Wochen seine Weiterbeschäftigung schriftlich beantragt. 2Die Frist 
beginnt nach Zugang der schriftlichen Mitteilung durch den Dienstgeber darüber, dass das 
Arbeitsverhältnis aufgrund des Rentenbescheides endet oder ruht, zu laufen.

(4) 1Verzögert der Mitarbeiter schuldhaft den Rentenantrag oder bezieht er Altersrente nach § 236 
oder § 236a SGB VI oder ist er nicht in der gesetzlichen Rentenversicherung versichert, so tritt an 
die Stelle des Rentenbescheids das Gutachten eines Amtsarztes oder die Feststellung gemäß § 7 

Abs. 2 Satz 1. 2Das Arbeitsverhältnis endet in diesem Fall mit Ablauf des Monats, in dem dem 
Mitarbeiter das Gutachten bekannt gegeben worden ist; frühestens jedoch zwei Wochen nach 
Zugang der schriftlichen Mitteilung des Dienstgebers über den Zeitpunkt des Eintritts der 
auflösenden Bedingung.
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(5) Soll der Mitarbeiter, dessen Arbeitsverhältnis nach Absatz 1 Buchst. a geendet hat, 
weiterbeschäftigt werden, ist ein neuer schriftlicher Arbeitsvertrag abzuschließen. Das 
Arbeitsverhältnis kann jederzeit mit einer Frist von vier Wochen zum Monatsende gekündigt 
werden, wenn im Arbeitsvertrag nichts anderes vereinbart ist.

(6) Nach Wiederherstellung der Berufsfähigkeit soll der Mitarbeiter, der bei Beendigung des 
Arbeitsverhältnisse gemäß Absatz 2 bereits unkündbar war, auf Antrag bei seinem früheren 
Dienstgeber wieder eingestellt werden, wenn dort ein für ihn geeigneter Arbeitsplatz frei ist.

§ 49 KAVO

(nicht besetzt)

§ 50 KAVO   Zeugnis

(1) Bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses haben die Mitarbeiter Anspruch auf ein schriftliches 
Zeugnis über Art und Dauer ihrer Tätigkeit, das sich auch auf Führung und Leistung erstrecken 
muss (Endzeugnis).

(2) Aus triftigen Gründen können Mitarbeiter auch während des Arbeitsverhältnisses ein Zeugnis 
verlangen (Zwischenzeugnis).

(3) Bei bevorstehender Beendigung des Arbeitsverhältnisses können die Mitarbeiter ein Zeugnis 
über Art und Dauer ihrer Tätigkeit verlangen (vorläufiges Zeugnis).

(4) Die Zeugnisse gemäß den Absätzen 1 bis 3 sind unverzüglich auszustellen.

§ 51 KAVO  

(nicht besetzt)

§ 52 KAVO  

(nicht besetzt)

§ 53 KAVO  

(nicht besetzt)

§ 54 KAVO   Dienstwohnungen

Der Mitarbeiter ist verpflichtet, eine ihm zugewiesene Dienstwohnung zu beziehen, wenn die 
dienstlichen Verhältnisse es erfordern. Im Übrigen gilt für das Dienstwohnungsverhältnis die 
Dienstwohnungsverordnung (Anlage 11).
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§ 55 KAVO   Dienstkleidung

Soweit Dienstkleidung im liturgischen Bereich vorgeschrieben wird, trägt der Arbeitgeber die dazu 
erforderlichen Kosten.

§ 56 KAVO

(nicht besetzt)

§ 57 KAVO   Ausschlussfristen

(1) 1Ansprüche aus dem Arbeitsverhältnis verfallen, wenn sie nicht innerhalb einer Ausschlussfrist 
von sechs Monaten nach Fälligkeit vom Mitarbeiter oder vom Arbeitgeber in Textform geltend 

gemacht werden, soweit in dieser Ordnung nichts anderes bestimmt ist. 2Die Ausschlussfrist gilt 
nicht für Ansprüche aus:

• der Haftung aufgrund vorsätzlichen Handelns,
• Schäden aus der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit oder
• einem Sozialplan sowie für Ansprüche, soweit sie kraft Gesetzes oder einer zwingenden 
Rechtsverordnung einer Ausschlussfrist entzogen sind (z.B. MiLoG).

(2) Für denselben Sachverhalt reicht die einmalige Geltendmachung des Anspruchs aus, um die 
Ausschlussfrist auch für später fällig werdende Leistungen unwirksam zu machen.

(3) 1Der Mitarbeiter hat die anrechnungsfähigen Beschäftigungszeiten innerhalb einer 

Ausschlussfrist von drei Monaten nach Aufforderung durch den Dienstgeber nachzuweisen. 2Zeiten, 

für die der Nachweis nicht fristgerecht erbracht wird, werden nicht angerechnet. 3Kann der 
Nachweis aus einem vom Mitarbeiter nicht zu vertretenden Grunde innerhalb der Ausschlussfrist 
nicht erbracht werden, so ist die Frist auf einen vor Ablauf der Ausschlussfrist zu stellenden Antrag 
angemessen zu verlängern.

§ 58 KAVO

(nicht besetzt)

§ 59 KAVO

(nicht besetzt)

§ 60 KAVO

(nicht besetzt)
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§ 60a KAVO Beschluss der Regional-KODA vom 9. März 2016 zu den Anlagen 4 
und 29

Für Mitarbeiter, die spätestens mit Ablauf des 29. Februar 2016 aus dem Arbeitsverhältnis 
ausgeschieden sind, gelten die Änderungen dieser Ordnung, die auf dem Beschluss der Regional-
KODA vom 9. März 2016 zu den Anlagen 4 und 29 beruhen, nur, wenn sie dies bis zum 
30. Juni 2016 schriftlich beantragen. Für Mitarbeiter, die spätestens mit Ablauf des 
29. Februar 2016 aufgrund eigenen Verschuldens ausgeschieden sind, gelten diese Änderungen 
nicht.

§ 60b KAVO Beschluss der Regional-KODA vom 17. Juni 2020 - 
Eingruppierung Küster/Kombinierte Tätigkeiten 

(1) Mitarbeiter, die am 31. März 2020 in Entgeltgruppe 3 der Anlage 2 Teil B III Ziffer 1 
Küster/Kombinierte Tätigkeiten KAVO eingruppiert (Fallgruppen 1 bis 4) oder gemäß § 15 Abs. 1 
Anlage 27 KAVO übergeleitet sind, und deren Arbeitsverhältnis über diesen Zeitpunkt hinaus 
fortbesteht, sind bei unverändert auszuübender Tätigkeit ab dem 1. April 2020 in die jeweilige 
Fallgruppe der Entgeltgruppe 4 eingruppiert, unter Beibehaltung ihrer bisherigen Stufe. Die in der 
Entgeltgruppe 3 zurückgelegte Stufenlaufzeit wird auf die Stufenlaufzeit in der Entgeltgruppe 4 
angerechnet. Die Sätze 1 und 2 gelten nur für Mitarbeiter, die am 31. März 2020 über die 
Küsterprüfung verfügen.

(2) Mitarbeiter, die am 31. März 2020 in Entgeltgruppe 2 der Anlage 2 Teil B III Ziffer 1 
Küster/Kombinierte Tätigkeiten eingruppiert oder gemäß § 15 Abs. 1 Anlage 27 in Entgeltgruppe 2 
übergeleitet sind und deren Arbeitsverhältnis bereits 2 Monate bestanden hat und über diesen 
Zeitpunkt hinaus fortbesteht, sind bei unverändert auszuübender Tätigkeit ab dem 1. April 2020 in 
die jeweilige Fallgruppe der Entgeltgruppe 3 eingruppiert unter Beibehaltung ihrer bisherigen Stufe. 
Die in der Entgeltgruppe 2 zurückgelegte Stufenlaufzeit wird auf die Stufenlaufzeit in der 
Entgeltgruppe 3 angerechnet. Für Mitarbeiter, die in der Zeit vom 1. Februar 2020 bis zum 31. März 
2020 in Entgeltgruppe 2 der Anlage 2 Teil B III Ziffer 1 Küster /Kombinierte Tätigkeiten 
eingruppiert wurden, gelten die Sätze 1 und 2 mit der Maßgabe, dass sie zwei Monate nach ihrer 
Eingruppierung in die Entgeltgruppe 2 in die jeweilige Fallgruppe der Entgeltgruppe 3 eingruppiert 
sind.

§ 60c KAVO Besitzstandsregelung zum Beschluss der Regional-KODA vom 
30. Juni 2014 zu § 30

Für Mitarbeiter, die am 31. Juli 2014 in einem Arbeitsverhältnis gestanden haben, das am 
1. August 2014 zu demselben Dienstgeber fortbestanden hat, und für die aufgrund der – durch 
KODA-Beschluss vom 30. Juni 2014 erfolgten – Neufassung des § 30 eine Änderung des 
entsprechenden Versicherungsvertrages erforderlich wäre, gilt auf Antrag des Mitarbeiters § 30 in 
der bis zum 31. Juli 2014 geltenden Fassung21 für die Dauer des Arbeitsverhältnisses weiter. Der 

21 § 30 in der bis zum 31. Juli 2014 geltenden Fassung lautet wie folgt:

»§ 30 Krankenbezüge

(1) Wird der Mitarbeiter durch Arbeitsunfähigkeit infolge Krankheit an seiner Arbeitsleistung verhindert, ohne dass 
ihn ein Verschulden trifft, erhält er Krankenbezüge nach Maßgabe der Absätze 2 bis 11. Als unverschuldete 
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Dienstgeber ist verpflichtet, den Mitarbeiter über die Möglichkeit der Beantragung schriftlich zu 
informieren.

§ 60d KAVO Beschlüsse der Regional-KODA vom 5. Oktober 2016

Für Mitarbeiter, die spätestens mit Ablauf des 4. Oktober 2016 aus dem Arbeitsverhältnis 
ausgeschieden sind, gelten die Änderungen dieser Ordnung, die auf den Beschlüssen der Regional-
KODA vom 5. Oktober 2016 beruhen, nur, wenn sie dies bis 31. März 2017 schriftlich beantragen. 
Für Mitarbeiter, die spätestens mit Ablauf des 4. Oktober 2016 aufgrund eigenen Verschuldens 

Arbeitsunfähigkeit im Sinne des Unterabsatzes 1 gilt auch die Arbeitsverhinderung infolge einer Maßnahme der 
medizinischen Vorsorge oder Rehabilitation, die ein Träger der gesetzlichen Renten-, Kranken- oder 
Unfallversicherung, eine Verwaltungsbehörde der Kriegsopferversorgung oder ein sonstiger Sozialleistungsträger 
bewilligt hat und die in einer Einrichtung der medizinischen Vorsorge oder Rehabilitation durchgeführt wird. Bei 
Mitarbeitern, die nicht Mitglied einer gesetzlichen Krankenkasse oder nicht in der gesetzlichen Rentenversicherung 
versichert sind, gilt Satz 1 dieses Unterabsatzes entsprechend, wenn eine Maßnahme der medizinischen Vorsorge 
oder Rehabilitation ärztlich verordnet worden ist und in einer Einrichtung der medizinischen Vorsorge oder 
Rehabilitation oder einer vergleichbaren Einrichtung durchgeführt wird. 

(2) Der Mitarbeiter erhält bis zur Dauer von sechs Wochen Krankenbezüge. Als Krankenbezüge werden die 
Vergütung (§ 23) und die Zuschläge gemäß der Anlage 21 gezahlt, die der Mitarbeiter ohne die Arbeitsunfähigkeit 
erhalten hätte. Der Anspruch auf die Krankenbezüge nach Unterabsatz 1 wird nicht dadurch berührt, dass der 
Dienstgeber das Arbeitsverhältnis aus Anlass der Arbeitsunfähigkeit kündigt. Das gleiche gilt, wenn der Mitarbeiter 
das Arbeitsverhältnis aus einem vom Dienstgeber zu vertretenden Grund kündigt, der den Mitarbeiter zur 
Kündigung aus wichtigem Grund ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist berechtigt. Endet das Arbeitsverhältnis 
vor Ablauf der in Unterabsatz 1 genannten Frist von sechs Wochen nach dem Beginn der Arbeitsunfähigkeit, ohne 
dass es einer Kündigung bedarf, oder infolge einer Kündigung aus anderen als den in Unterabsatz 2 bezeichneten 
Gründen, endet der Anspruch mit dem Ende des Arbeitsverhältnisses.

(3) Nach Ablauf des nach Absatz 2 maßgebenden Zeitraumes erhält der Mitarbeiter für den Zeitraum, für den ihm 
Krankengeld oder die entsprechenden Leistungen aus der gesetzlichen Renten- oder Unfallversicherung oder nach 
dem Bundesversorgungsgesetz gezahlt werden, als Krankenbezüge einen Krankengeldzuschuss. Dies gilt nicht,

a) wenn der Mitarbeiter Rente wegen voller Erwerbsminderung (§ 43 SGB VI) oder wegen Alters aus der 
gesetzlichen Rentenversicherung erhält, 

b) für den Zeitraum, für den die Mitarbeiterin Anspruch auf Mutterschaftsgeld nach § 200 RVO oder nach § 13 
Abs. 2 MuSchG hat. 

Für Tage, für die dem Mitarbeiter aufgrund gesetzlicher Bestimmungen vor Ablauf der nach Absatz 4 Unterabsatz 1 
maßgebenden Zeit kein Krankengeld oder eine sonstige Leistung i. S. des Unterabsatz 1 S. 1 zusteht, erhält er 
Krankenbezüge i. S. des Absatzes 2 Unterabsatz 1 S. 2. 

(4) Der Krankengeldzuschuss wird nach einer Dienstzeit nach § 19 Absatz 2 Buchstabe a

• von mehr als einem Jahr bis zum Ende der 13. Woche, 
• von mehr als drei Jahren bis zum Ende der 26. Woche, 

seit dem Beginn der Arbeitsunfähigkeit, jedoch nicht über den Zeitpunkt der Beendigung des Arbeitsverhältnisses 
hinaus, gezahlt. § 19 Abs. 3 gilt entsprechend.

Vollendet der Mitarbeiter im Laufe der Arbeitsunfähigkeit die zu einer längeren Bezugsdauer berechtigende 
Dienstzeit, wird der Krankengeldzuschuss so gezahlt, wie wenn der Mitarbeiter die längere Dienstzeit bereits bei 
Beginn der Arbeitsunfähigkeit vollendet hätte.

In den Fällen des Absatzes 1 Unterabsatz 2 wird die Zeit der Maßnahme bis zu höchstens zwei Wochen nicht auf 
die Fristen des Unterabsatzes 1 angerechnet.

(5) Hat der Mitarbeiter nicht mindestens vier Wochen wieder gearbeitet und wird er aufgrund derselben Ursache 
erneut arbeitsunfähig, werden Krankenbezüge nach Absatz 2 Unterabsatz 1 und Krankengeldzuschuss nach 
Absatz 4 insgesamt nur für die nach Absatz 4 Unterabsatz 1 maßgebende Zeit gezahlt. Auf die vier Wochen wird 
ein Erholungsurlaub (einschließlich eines etwaigen Zusatzurlaubs) angerechnet, den der Mitarbeiter nach 
Arbeitsaufnahme angetreten hat, weil dies im Urlaubsplan vorgesehen war oder der Dienstgeber dies verlangt hat.

(6) Bei der jeweils ersten Arbeitsunfähigkeit, die durch einen bei dem Dienstgeber erlittenen Arbeitsunfall oder 
durch eine bei dem Dienstgeber zugezogene Berufskrankheit verursacht ist, wird der Krankengeldzuschuss ohne 
Rücksicht auf die Dienstzeit bis zum Ende der 26. Woche seit dem Beginn der Arbeitsunfähigkeit, jedoch nicht über 
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ausgeschieden sind, gelten diese Änderungen nicht.

§ 60e KAVO Beschlüsse der Regional-KODA vom 4. Juli 2018

Für Mitarbeiter, die spätestens mit Ablauf des 3. Juli 2018 aus dem Arbeitsverhältnis ausgeschieden 
sind, gelten die Änderungen dieser Ordnung, die auf den Beschlüssen der Regional-KODA vom 
4. Juli 2018 beruhen, nur, wenn sie dies bis 31. Dezember 2018 in Textform beantragen. § 6 Abs. 1 
Satz 1 Halbsatz 2 Anlage 4 bleibt unberührt. Für Mitarbeiter, die spätestens mit Ablauf des 
3. Juli 2018 aufgrund eigenen Verschuldens ausgeschieden sind, gelten diese Änderungen nicht.

§ 60f KAVO Beschluss der Regional-KODA vom 28. September 2022

Herabgruppierungen, die auf der von der Regional-KODA am 28. September 2022 beschlossenen 
Änderung der Ziffer 2 in Abschnitt II des Teils A der Anlage 2 KAVO (Entgeltordnung) beruhen, 
sind frühestens mit Wirkung ab dem 1. Oktober 2022 zulässig.

§ 60g KAVO Beschluss der Regional-KODA vom 11. September 2025 zur 
Übernahme des Tarifabschlusses 2025 

Für Mitarbeiter, die spätestens mit Ablauf des 10. September 2025 aus dem Arbeitsverhältnis 
ausgeschieden sind, gelten die Änderungen dieser Ordnung, die auf dem Beschluss der Regional-
KODA vom 11. September 2025 beruhen, nur, wenn sie dies bis zum 31. März 2026 schriftlich 
beantragen. Für Mitarbeiter, die spätestens mit Ablauf des 10. September 2025 aufgrund eigenen 
Verschuldens ausgeschieden sind, gelten diese Änderungen nicht.

den Zeitpunkt der Beendigung des Arbeitsverhältnisses hinaus, gezahlt, wenn der zuständige 
Unfallversicherungsträger den Arbeitsunfall oder die Berufskrankheit anerkennt. Hat der Mitarbeiter in einem Fall 
des Unterabsatzes 1 die Arbeit vor Ablauf der Bezugsfrist von 26 Wochen wieder aufgenommen und wird er vor 
Ablauf von sechs Monaten aufgrund desselben Arbeitsunfalls oder derselben Berufskrankheit erneut arbeitsunfähig, 
wird der Ablauf der Bezugsfrist, wenn dies für den Mitarbeiter günstiger ist, um die Zeit der Arbeitsfähigkeit 
hinausgeschoben.

(7) Krankengeldzuschuss wird nicht über den Zeitpunkt hinaus gezahlt, von dem an der Mitarbeiter Bezüge 
aufgrund eigener Versicherung aus der gesetzlichen Rentenversicherung (einschließlich eines rentenersetzenden 
Übergangsgeldes im Sinne des § 20 SGB VI in Verbindung mit § 8 SGB IX), aus einer zusätzlichen Alters- und 
Hinterbliebenenversorgung oder aus einer sonstigen Versorgungseinrichtung erhält, zu der der Dienstgeber oder ein 
anderer Dienstgeber, der diese Ordnung oder eine andere Ordnung wesentlich gleichen Inhalts angewendet hat, die 
Mittel ganz oder teilweise beigesteuert hat. Überzahlter Krankengeldzuschuss und sonstige überzahlte Bezüge 
gelten als Vorschüsse auf die zustehenden Bezüge im Sinne des Unterabsatzes 1. Die Ansprüche des Mitarbeiters 
gehen insoweit auf den Dienstgeber über; § 53 SGB I bleibt unberührt. Der Dienstgeber kann von der 
Rückforderung des Teils des überzahlten Betrages, der nicht durch die für den Zeitraum der Überzahlung 
zustehenden Bezüge im Sinne des Unterabsatzes 1 ausgeglichen worden ist, absehen, es sei denn, der Mitarbeiter 
hat dem Dienstgeber die Zustellung des Rentenbescheides schuldhaft verspätet mitgeteilt.

(8) Der Krankengeldzuschuss wird in Höhe des Unterschiedsbetrages zwischen der Nettovergütung und den von 
dem Sozialversicherungsträger an den Mitarbeiter gezahlten Nettobarleistungen gezahlt.

(9) Anspruch auf den Krankengeldzuschuss nach den Absätzen 3 bis 8 hat auch der Mitarbeiter, der in der 
gesetzlichen Krankenversicherung versicherungsfrei oder von der Versicherungspflicht in der gesetzlichen 
Krankenversicherung befreit ist. Dabei sind für die Anwendung des Absatzes 8 die Leistungen zugrunde zu legen, 
die dem Mitarbeiter als Pflichtversicherten in der gesetzlichen Krankenversicherung zustünden.

(10) Ein Verschulden im Sinne des Absatzes 1 liegt nur dann vor, wenn die Arbeitsunfähigkeit vorsätzlich oder grob 
fahrlässig herbeigeführt wurde.

(11) Für Mitarbeiter, die am 30.9.1998 arbeitsunfähig i. S. dieser Vorschrift sind und deren Arbeitsunfähigkeit am 
1.10.1998 andauert, gilt für die Dauer dieser Arbeitsunfähigkeit das vor dem 1.10.1998 geltende Recht fort.«
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§ 60h KAVO Vorbehaltsregelung zu den Beschlüssen vom 3. Dezember 2025

(1) Im Fall der Kündigung von § 26 Abs. 1 Satz 2 TVöD (VKA) gemäß § 39 Abs. 4 Buchst. j TVöD 
(VKA) gilt ab dem Zeitpunkt von deren Wirksamwerden § 37 Abs. 1 Satz 1 KAVO in folgender 
Fassung:

„Bei Verteilung der wöchentlichen Arbeitszeit auf fünf Tage in der Kalenderwoche beträgt der 
Urlaubsanspruch in jedem Kalenderjahr 30 Arbeitstage."

(2) Im Fall der Kündigung der §§ 6 Abs. 1a, 7 Abs. 9, 8 Abs. 7, 24 Abs. 2 Buchst. b), 29a TVöD-
VKA gemäß § 39 Abs. 4 Buchst. j TVöD (VKA) treten zum Zeitpunkt von deren Wirksamwerden 
die §§ 14 Abs. 1a, 14a Abs. 9, 14b Abs. 6b, 29 Abs. 2 Buchst. b, 40a KAVO außer Kraft. Laufende 
individuelle Vereinbarungen nach § 14 Abs. 1a bleiben für deren vereinbarte Dauer unberührt. Die 
Kündigung wirkt nicht auf Tauschtage, die gemäß § 40a vor Wirksamwerden der Kündigung bereits 
verlangt bzw. geltend gemacht wurden.

§ 60i KAVO

(nicht besetzt)

§ 60j KAVO

(nicht besetzt)

§ 60k KAVO DOK Deutsche Ordensobernkonferenz e. V.

Die §§ 26, 26a finden in der Zeit vom 1. Januar 2014 bis zum 31. Dezember 2018 auf die 
Arbeitsverhältnisse des DOK Deutsche Ordensobernkonferenz e. V., Bonn, keine Anwendung. 
Erklärt der DOK Deutsche Ordensobernkonferenz e. V.in der Zeit vom 1. Januar 2014 bis 
einschließlich 31. Dezember 2016 die Kündigung eines Arbeitsverhältnisses aus betriebsbedingten 
Gründen, entfällt die in Satz 1 normierte Regelung mit dem Zugang der Kündigungserklärung 
rückwirkend zum 1. Januar 2014. Der DOK Deutsche Ordensobernkonferenz e. V. erfüllt dann die 
Ansprüche aus den §§ 26, 26a rückwirkend und unverzüglich, soweit die Ansprüche wegen der in 
Satz 1 normierten Regelung nicht bestanden haben. § 57 gilt in Fällen des Satzes 3 nicht.

§ 60l KAVO  Überleitungsbestimmungen zu § 30

Für die Mitarbeiter, die am 31. Dezember 1994 in einem Arbeitsverhältnis gestanden haben, das am 
1. Januar 1995 zu demselben Dienstgeber fortbestanden hat, und für die aufgrund der Neuregelung 
der Bezugsdauer von Krankenbezügen gemäß § 30 Abs. 2 und 3 ab dem 1.10.1998 eine Änderung 
des Versicherungsvertrages erforderlich ist, gilt auf Antrag anstelle des § 30 für die Dauer dieses 
Arbeitsverhältnisses folgendes:

(1) Wird der Mitarbeiter durch Arbeitsunfähigkeit infolge Krankheit an seiner Arbeitsleistung 
verhindert, ohne dass ihn ein Verschulden trifft, erhält er Krankenbezüge nach Maßgabe der 
Absätze 2 bis 5.
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Als unverschuldete Arbeitsunfähigkeit im Sinne des Unterabsatzes 1 gilt auch die 
Arbeitsverhinderung infolge einer Maßnahme der medizinischen Vorsorge oder Rehabilitation, die 
ein Träger der gesetzlichen Renten-, Kranken- oder Unfallversicherung, eine Verwaltungsbehörde 
der Kriegsopferversorgung oder ein sonstiger Sozialleistungsträger bewilligt hat und die in einer 
Einrichtung der medizinischen Vorsorge oder Rehabilitation durchgeführt wird. Bei Mitarbeitern, 
die nicht Mitglied einer gesetzlichen Krankenkasse oder nicht in der gesetzlichen 
Rentenversicherung versichert sind, gilt Satz 1 dieses Unterabsatzes entsprechend, wenn eine 
Maßnahme der medizinischen Vorsorge oder Rehabilitation ärztlich verordnet worden ist und in 
einer Einrichtung der medizinischen Vorsorge oder Rehabilitation oder einer vergleichbaren 
Einrichtung durchgeführt wird.

(2) Krankenbezüge werden bis zur Dauer von sechs Wochen gezahlt. Unbeschadet des Satzes 1 
werden sie nach einer Dienstzeit (§ 19 in der bis zum 31. Juli 2014 gültigen Fassung22) von 
mindestens

• zwei Jahren bis zum Ende der 9. Woche, 
• drei Jahren bis zum Ende der 12. Woche, 
• fünf Jahren bis zum Ende der 15. Woche, 
• acht Jahren bis zum Ende der 18. Woche, 

22 § 19 KAVO in der bis zum 31. Juli 2014 gültigen Fassung lautete:
»§ 19 Dienstzeit

(1)* Die Dienstzeit umfasst die Beschäftigungszeit (§ 18) sowie die nach Abs. 2 bis 5 anzurechnenden Zeiten einer 
früheren Beschäftigung, soweit diese nicht schon bei der Berechnung der Beschäftigungszeit berücksichtigt sind. 
Unberücksichtigt bleiben Zeiten jeglicher Tätigkeit im Rahmen von Maßnahmen der Arbeitsbeschaffung nach dem 
Dritten Buch Sozialgesetzbuch (SGB III) sowie dem Bundessozialhilfegesetz.

(2) Anzurechnen sind die Zeiten einer nach Vollendung des 18. Lebensjahres verbrachten Tätigkeit:

a. im Dienst der katholischen Kirche und ihrer Einrichtungen und Verbände, unbeschadet ihrer Rechtsform, 

b. im Dienst der evangelischen Kirche und ihrer Einrichtungen und Verbände, unbeschadet ihrer Rechtsform, 

c. im Dienst eines sonstigen öffentlich-rechtlichen Dienstgebers, 

wenn auf diese Arbeitsverhältnisse die KAVO, die VOnA oder die KAVO-TM, eine sonstige Regelung wesentlich 
gleichen Inhalts oder beamtenrechtliche Bestimmungen angewendet worden sind oder wenn der Mitarbeiter in 
einem Beamtenverhältnis gestanden hat. Abs. 1 Satz 2 bleibt unberührt.

(3) Die im Abs. 2 aufgeführten Zeiten werden nicht angerechnet, wenn der Mitarbeiter das Arbeitsverhältnis 
gekündigt oder vorzeitig aufgelöst hat, oder wenn es aus einem von ihm verschuldeten Grund beendet worden ist. 
Dies gilt nicht,

a. wenn der Mitarbeiter im Anschluss an das bisherige Arbeitsverhältnis zu einer anderen Dienststelle oder 
Einrichtung desselben Arbeitgebers oder zu einem anderen Arbeitgeber im Sinne des Abs. 2 übergetreten 
ist oder 

b. wenn der Mitarbeiter das Arbeitsverhältnis wegen eines mit Sicherheit erwarteten Personalabbaus oder wegen 
Unfähigkeit zur Fortsetzung der Arbeit infolge einer Körperbeschädigung oder einer in Ausübung oder 
infolge seiner Arbeit erlittenen Gesundheitsschädigung aufgelöst hat oder 

c. wenn die Nichtanrechnung eine unbillige Härte darstellen würde. 

Die Sätze 1 und 2 gelten sinngemäß für ehemalige Beamte.

(4) Die Zeit anderer beruflicher Tätigkeiten nach Vollendung des 18. Lebensjahres kann ganz oder teilweise 
angerechnet werden, wenn die Tätigkeit Voraussetzung für die Einstellung war.

(5) Anzurechnen sind ferner

a. die Zeiten erfüllter Dienstpflicht in der Bundeswehr, Zeiten des zivilen Ersatzdienstes nach dem Gesetz über 
den zivilen Ersatzdienst und Zeiten des Zivildienstes nach dem Zivildienstgesetz sowie Zeiten einer 
Tätigkeit als Entwicklungshelfer, soweit diese vom Wehr- oder Zivildienst befreit, 

b. die im Soldatenverhältnis in der Bundeswehr zurückgelegten Zeiten, soweit sie nicht nach Buchstabe a 
anzurechnen sind; Abs. 3 ist sinngemäß anzuwenden. 

* Siehe § 60h.«
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• zehn Jahren bis zum Ende der 26. Woche 

seit dem Beginn der Arbeitsunfähigkeit gezahlt. 

Bei der jeweils ersten Arbeitsunfähigkeit, die durch einen bei dem Dienstgeber erlittenen 
Arbeitsunfall oder durch eine bei dem Dienstgeber zugezogene Berufskrankheit verursacht ist, 
werden die Krankenbezüge ohne Rücksicht auf die Dienstzeit bis zum Ende der 26. Woche seit dem 
Beginn der Arbeitsunfähigkeit gezahlt, wenn der zuständige Unfallversicherungsträger den 
Arbeitsunfall oder die Berufskrankheit anerkennt.

In den Fällen des Absatzes 1 Unterabsatz 2 wird die Zeit der Maßnahme bis zu höchstens zwei 
Wochen nicht auf die Fristen des Unterabsatzes 1 Satz 2 angerechnet.

Die Krankenbezüge werden längstens bis zur Dauer von sechs Wochen gezahlt,

a. wenn der Mitarbeiter Rente wegen voller Erwerbsminderung (§ 43 SGB VI) oder wegen 
Alters aus der gesetzlichen Rentenversicherung erhält, 

b. für den Zeitraum, für den die Mitarbeiterin Anspruch auf Mutterschaftsgeld nach § 13 
Mutterschutzgesetz bzw. § 24i SGB V hat. 

Krankenbezüge werden nicht gezahlt

a. über die Beendigung des Arbeitsverhältnisses hinaus, 
b. über den Zeitpunkt hinaus, von dem an der Mitarbeiter Bezüge aufgrund eigener 

Versicherung aus der gesetzlichen Rentenversicherung (einschließlich eines 
rentenersetzenden Übergangsgeldes im Sinne des § 20 SGB VI in Verbindung mit § 8 
SGB IX), aus einer zusätzlichen Alters- und Hinterbliebenenversorgung oder aus einer 
sonstigen Versorgungseinrichtung erhält, zu der der Dienstgeber oder ein anderer 
Arbeitgeber, der diese Ordnung oder eine Ordnung wesentlich gleichen Inhalts angewendet 
hat, die Mittel ganz oder teilweise beigesteuert hat. Überzahlte Krankenbezüge und sonstige 
überzahlte Bezüge gelten als Vorschüsse auf die zustehenden Bezüge i. S. des Satzes 1 
dieses Unterabsatzes. Die Ansprüche des Mitarbeiters gehen insoweit auf den Dienstgeber 
über; § 53 SGB I bleibt unberührt. Der Dienstgeber kann von der Rückforderung des Teil 
des überzahlten Betrages, der nicht durch die für den Zeitraum der Überzahlung zustehenden 
Bezüge im Sinne des Satzes 1 dieses Unterabsatzes ausgeglichen worden ist, absehen, es sei 
denn, der Mitarbeiter hat dem Dienstgeber die Zustellung des Rentenbescheides schuldhaft 
verspätet mitgeteilt. 

Kündigt der Dienstgeber das Arbeitsverhältnis aus Anlass der Arbeitsunfähigkeit und endet das 
Arbeitsverhältnis vor dem Ende der Bezugsfrist nach Unterabsatz 1 Satz 1, behält der Mitarbeiter 
abweichend von Unterabsatz 5 Satz 1 Buchstabe a) den Anspruch auf Krankenbezüge bis zur Dauer 
von sechs Wochen. Das gleiche gilt, wenn der Mitarbeiter das Arbeitsverhältnis aus einem von dem 
Dienstgeber zu vertretenden Grunde kündigt, der den Mitarbeiter zu einer außerordentlichen 
Kündigung berechtigt.

(3) Als Krankenbezüge wird das Entgelt gemäß §§ 23, 23a gezahlt.

In den Fällen des Absatzes 1 Unterabsatz 2 erhält der Mitarbeiter abweichend von Unterabsatz 1 für 
die Dauer der Maßnahme als Krankenbezüge einen Krankengeldzuschuss in entsprechender 
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Anwendung des § 30 Abs. 2; der Anspruch auf Krankenbezüge nach Unterabsatz 1 für die Dauer 
von sechs Wochen (Absatz 2 Unterabsatz 1 Satz 1) bleibt unberührt.

(4) Vollendet der Mitarbeiter während der Arbeitsunfähigkeit die zu einer längeren Bezugsdauer 
berechtigende Dienstzeit, werden die Krankenbezüge so gezahlt, wie wenn der Mitarbeiter die 
längere Dienstzeit bereits bei Beginn der Arbeitsunfähigkeit vollendet hätte.

(5) Hat der Mitarbeiter nicht mindestens vier Wochen wieder gearbeitet und wird er aufgrund 
derselben Ursache erneut arbeitsunfähig, werden Krankenbezüge insgesamt nur für die nach 
Absatz 2 maßgebende Zeit gezahlt. Auf die vier Wochen wird ein Erholungsurlaub (einschließlich 
eines etwaigen Zusatzurlaubs) angerechnet, den der Mitarbeiter nach Arbeitsaufnahme angetreten 
hat, weil dies im Urlaubsplan vorgesehen war oder der Arbeitgeber dies verlangt hatte.

Hat der Mitarbeiter in einem Fall des Absatzes 2 Unterabsatz 2 die Arbeit vor Ablauf der 
Bezugsfrist von 26 Wochen wieder aufgenommen und wird er vor Ablauf von sechs Monaten 
aufgrund desselben Arbeitsunfalls oder derselben Berufskrankheit erneut arbeitsunfähig, wird der 
Ablauf der Bezugsfrist, wenn dies für den Mitarbeiter günstiger ist, um die Zeit der Arbeitsfähigkeit 
hinausgeschoben.

(6) Ein Verschulden im Sinne des Absatzes 1 liegt nur dann vor, wenn die Arbeitsunfähigkeit 
vorsätzlich oder grob fahrlässig herbeigeführt wurde.

(7) Der Dienstgeber ist verpflichtet, seine Mitarbeiter spätestens bis zum 31.12.1998 über die 
Möglichkeit der Beantragung der Anwendung dieser Bestimmung und die nach Satz 2 zu 
beachtende Frist zu informieren. Der Antrag des Mitarbeiters muss spätestens bis zum 30.6.1999 
schriftlich beim Dienstgeber gestellt werden. Er ist unwiderruflich.

§ 60m KAVO

(nicht besetzt)

§ 60n KAVO

(nicht besetzt)

§ 60o KAVO Kolpingwerk Diözesanverband Münster e. V.

Der Kolpingwerk Diözesanverband Münster e. V. bietet dem Mitarbeiter, der am 
31. Dezember 2013 schon in einem Arbeitsverhältnis zu ihm stand, bis spätestens zum 
31. Dezember 2015 den Abschluss eines Arbeitsvertrages an, der diese Ordnung in Bezug nimmt, 
wenn das Arbeitsverhältnis dann noch Bestand hat. Die Frist »31. Dezember 2015« verlängert sich 
bis zum 31. Dezember 2017, wenn die Regional-KODA auf Antrag des Kolpingwerk 
Diözesanverband Münster e. V., der bis zum 30. Juni 2015 zu stellen ist, eine wirtschaftliche 
Notwendigkeit hierfür anerkennt; der Kolpingwerk Diözesanverband Münster e. V. fügt dem Antrag 
geeignete Unterlagen bei, aus denen sich die wirtschaftliche Notwendigkeit ergibt.
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§ 60p KAVO Sonderregelungen für Arbeitsverhältnisse weltkirchlicher 
Hilfswerke

(1) Für die Arbeitsverhältnisse der folgenden Rechtsträger gelten die Sonderregelungen in den 
Absätzen 2 bis 3:

• Bischöfliches Hilfswerk Misereor e.V. (Aachen), 
• Missio – Internationales Katholisches Missionswerk e.V. (Aachen),
• Kindermissionswerk „Die Sternsinger“ e.V. (Aachen),
• BEGECA gGmbH (Aachen),
• Catholic Media Council – Medienplanung für Entwicklungsländer e.V. (Aachen),
• Bischöfliche Aktion Adveniat e.V. (Essen).

(2) Durch Dienstvereinbarung können von § 14 Abs. 10 und 11 abweichende Regelungen getroffen 
werden.

(3) § 33b findet keine Anwendung, wenn einzelvertraglich die Anwendung des 
Bundesreisekostengesetzes in seiner jeweiligen Fassung vereinbart wird.

§ 60q KAVO

(nicht besetzt)

§ 60r KAVO

(nicht besetzt)

§ 60s KAVO

(nicht besetzt)

§ 60t KAVO

(nicht besetzt)

§ 60u KAVO

(nicht besetzt)

§ 60v KAVO Überleitungs- und Besitzstandsbestimmungen zu den Änderungen 
dieser Ordnung zum 1. Oktober 2005 und zum 1. Januar 2019

Die im Rahmen der KAVO-Reform zum 1. Oktober 2005 beschlossenen Überleitungs- und 
Besitzstandsbestimmungen ergeben sich aus den Anlagen 6 und 27. Die Überleitungs- und 
Besitzstandsbestimmungen zu den Änderungen dieser Ordnung zum 1. Januar 2019 ergeben sich 
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aus der Anlage 27.

§ 60w KAVO  Beschlüsse der Regional-KODA vom 30. Juni 2014

Für Mitarbeiter, die spätestens mit Ablauf des 30. Juni 2014 aus dem Arbeitsverhältnis 
ausgeschieden sind, gelten die Änderungen dieser Ordnung, die auf den Beschlüssen der Regional-
KODA vom 30. Juni 2014 beruhen, nur, wenn sie dies bis 30. November 2014 schriftlich 
beantragen. Für Mitarbeiter, die spätestens mit Ablauf des 30. Juni 2014 aufgrund eigenen 
Verschuldens ausgeschieden sind, gelten diese Änderungen nicht.

§ 60x KAVO Besitzstandsbestimmung zur Änderung des § 22 Abs. 2 zum 
1. November 2008

Der Mitarbeiter, der am 31. Oktober 2008 in einer der Entgeltgruppen 1 bis 8 eingruppiert ist und 
am 31. Oktober 2008 eine persönliche Zulage gemäß § 22 Abs. 2 in der bis zum 31. Oktober 2008 
geltenden Fassung erhält, bleibt auf Antrag, der bis zum 31. Mai 2009 gestellt werden muss, von der 
Neufassung des § 22 Abs. 2 zum 1. November 2008 so lange unberührt, wie er die höherwertige 
Tätigkeit aus dem am 31. Oktober 2008 bestehenden Rechtsgrund ausübt.

§ 60y KAVO23  Besitzstandsregelung zum In-Kraft-Treten der neuen 
Eingruppierungsvorschriften in der Anlage 5b – Fallgruppenkennziffer 2.2 
(Mitarbeiterinnen im Pfarrbüro) – ab 1. Mai 2009

Für die Mitarbeiterin, die am 30. April 2009 schon und am 1. Mai 2009 noch in einem 
Arbeitsverhältnis steht, auf das ein Tätigkeitsmerkmal der Anlage 5b, Fallgruppenkennziffer 2.2, in 
der bis zum 31. Dezember 2018 gültigen Fassung Anwendung findet, gilt § 11 Abs. 3 Anlage 27 in 
der bis zum 31. Dezember 2018 gültigen Fassung entsprechend.

§ 60z KAVO

(nicht besetzt)

Anlage 1:
(nicht besetzt)

aufgehoben seit dem 1. Januar 2019. Siehe § 60v Satz 2 KAVO

23 Protokollerklärung der Regional-KODA (Sitzung am 28. September 2009): 
»Gemäß § 60y KAVO gilt Folgendes: Hat die Mitarbeiterin, die am 30.04.2009 in einem Arbeitsverhältnis 
gestanden hat, das am 01.05.2009 fortbesteht, ein höheres Entgelt erhalten als aus der Entgeltgruppe, in der sie ab 
dem 01.05.2009 eingruppiert ist, erhält sie für die Dauer dieses Arbeitsverhältnisses eine nicht dynamische 
Besitzstandszulage, die den finanziellen Nachteil ausgleicht. Die Besitzstandszulage vermindert sich bei jedem 
Stufenaufstieg bei der Mitarbeiterin, die bereits vor dem 01.10.2005 im Arbeitsverhältnis gestanden hat, um die 
Hälfte des Unterschiedsbetrages zwischen der bisherigen und der neuen Stufe bis zu ihrer Aufzehrung; bei der 
Mitarbeiterin, die nach dem 30.09.2005 eingestellt wurde, reduziert sich die Besitzstandszulage um den vollen 
Unterschiedsbetrag zwischen der bisherigen und der neuen Stufe bis zu ihrer Aufzehrung.«
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Anlage 2: Entgeltordnung

Grundsätzliche Eingruppierungsregelungen (Vorbemerkungen)

1. Vorrang spezieller Tätigkeitsmerkmale

Für Mitarbeiter, deren Tätigkeit in einem speziellen Tätigkeitsmerkmal aufgeführt ist, gelten die 
allgemeinen Tätigkeitsmerkmale (Teil A Abschnitt I) weder in der Entgeltgruppe, in der sie 
aufgeführt sind, noch in einer höheren Entgeltgruppe.

Die Allgemeinen Tätigkeitsmerkmale der Entgeltgruppen 2 bis 12 für Mitarbeiter im Büro-, 
Buchhaltungs-, sonstigen Innendienst und Außendienst (Teil A Abschnitt I Ziffer 3) gelten, sofern 
die auszuübende Tätigkeit einen unmittelbaren Bezug zu den eigentlichen Aufgaben der 
betreffenden Verwaltungsdienststellen hat.24

Für Mitarbeiter mit handwerklichen Tätigkeiten, deren Tätigkeit nicht in einem speziellen 
Tätigkeitsmerkmal aufgeführt ist, gelten die allgemeinen Tätigkeitsmerkmale für Beschäftigte mit 
handwerklichen Tätigkeiten (Teil A Abschnitt I Ziffer 2); die allgemeinen Tätigkeitsmerkmale für 
Beschäftigte im Büro-, Buchhaltungs-, sonstigen Innendienst und Außendienst (Teil A Abschnitt I 
Ziffer 3) gelten nicht.

Für Mitarbeiter mit abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung und entsprechender 
Tätigkeit sowie für sonstige Mitarbeiter, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer 
Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben, gelten die allgemeinen Tätigkeitsmerkmale der 
Entgeltgruppen 13 bis 15 (Teil A Abschnitt I Ziffer 4), es sei denn, dass ihre Tätigkeit in einem 
speziellen Tätigkeitsmerkmal aufgeführt ist.

Wird ein Arbeitsvorgang von einem speziellen Tätigkeitsmerkmal erfasst, findet dieses auch dann 
Anwendung, wenn der Mitarbeiter außerhalb des Geltungsbereichs des Besonderen Teils dieser 
Entgeltordnung beschäftigt ist, zu dem bzw. denen dieses Tätigkeitsmerkmal vereinbart ist.

Sind unter Berücksichtigung der Sätze 1 bis 5 für Mitarbeiter keine Tätigkeitsmerkmale vorhanden, 
so ist diese Lücke durch Eingruppierung in entsprechender Anwendung der in Teil A und Teil B 
enthaltenen Tätigkeitsmerkmale zu schließen.

2. Tätigkeitsmerkmale mit Anforderungen in der Person

Ist in einem Tätigkeitsmerkmal eine Vorbildung oder Ausbildung als Anforderung bestimmt, sind 
Mitarbeiter, die die geforderte Vorbildung oder Ausbildung nicht besitzen,

• wenn nicht auch »sonstige Mitarbeiter« von diesem Tätigkeitsmerkmal erfasst werden oder 
• wenn auch »sonstige Mitarbeiter« von diesem Tätigkeitsmerkmal erfasst werden, diese 

Mitarbeiter jedoch nicht die Voraussetzungen des »sonstigen Mitarbeiters« erfüllen, 

24 Die allgemeinen Tätigkeitsmerkmale der Entgeltgruppen 2 bis 12 für Mitarbeiter im Büro-, Buchhaltungs-, 
sonstigen Innendienst und Außendienst (Teil A Abschnitt I Ziffer 3) besitzen eine Auffangfunktion. Die 
Protokollerklärung zu Nr. 1 Satz 2 der Vorbemerkung Nr. 1 der Anlage 1 TVöD-VKA gilt entsprechend. 
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bei Erfüllung der sonstigen Anforderungen dieses Tätigkeitsmerkmals in der nächst niedrigeren 
Entgeltgruppe eingruppiert. Satz 1 gilt entsprechend für Tätigkeitsmerkmale, die bei Erfüllung 
qualifizierter Anforderungen eine höhere Eingruppierung vorsehen. Satz 1 gilt nicht, wenn die 
Entgeltordnung für diesen Fall ein Tätigkeitsmerkmal (z.B. »in der Tätigkeit von …«) enthält.

3. Wissenschaftliche Hochschulbildung

Eine abgeschlossene wissenschaftliche Hochschulbildung liegt vor, wenn das Studium an einer 
staatlichen Hochschule im Sinne des § 1 Hochschulrahmengesetz (HRG) oder einer nach § 70 HRG 
staatlich anerkannten Hochschule

a. mit einer nicht an einer Fachhochschule abgelegten ersten Staatsprüfung, Magisterprüfung 
oder Diplomprüfung oder 

b. mit einer Masterprüfung 

beendet worden ist.

Diesen Prüfungen steht eine Promotion oder die Akademische Abschlussprüfung (Magisterprüfung) 
einer Philosophischen Fakultät nur in den Fällen gleich, in denen die Ablegung einer ersten 
Staatsprüfung, einer Masterprüfung oder einer Diplomprüfung nach den einschlägigen 
Ausbildungsvorschriften nicht vorgesehen ist. Eine abgeschlossene wissenschaftliche 
Hochschulbildung im Sinne des Satzes 1 Buchst. a setzt voraus, dass die Abschlussprüfung in 
einem Studiengang abgelegt wurde, der seinerseits mindestens das Zeugnis der Hochschulreife 
(allgemeine Hochschulreife oder einschlägige fachgebundene Hochschulreife) oder eine andere 
landesrechtliche Hochschulzugangsberechtigung als Zugangsvoraussetzung erfordert, und für den 
Abschluss eine Regelstudienzeit von mindestens acht Semestern – ohne etwaige Praxissemester, 
Prüfungssemester o.Ä. – vorschreibt. Ein Bachelorstudiengang erfüllt diese Voraussetzung auch 
dann nicht, wenn mehr als sechs Semester für den Abschluss vorgeschrieben sind. Der 
Masterstudiengang muss nach den Regelungen des Akkreditierungsrats akkreditiert sein25. Ein 
Abschluss an einer ausländischen Hochschule gilt als abgeschlossene wissenschaftliche 
Hochschulbildung, wenn er von der zuständigen staatlichen Stelle als dem deutschen 
Hochschulabschluss vergleichbar bewertet wurde.

4. Hochschulbildung

1Eine abgeschlossene Hochschulbildung liegt vor, wenn von einer staatlichen Hochschule im Sinne 
des § 1 HRG oder einer nach § 70 HRG staatlich anerkannten Hochschule ein Diplomgrad mit dem 
Zusatz ”Fachhochschule“ („FH“), ein anderer nach § 18 HRG gleichwertiger Abschlussgrad oder 

ein Bachelorgrad verliehen wurde. 2Die Abschlussprüfung muss in einem Studiengang abgelegt 
worden sein, der seinerseitsmindestens das Zeugnis der Hochschulreife (allgemeine Hochschulreife 
oder einschlägige fachgebundene Hochschulreife) oder eine andere landesrechtliche 
Hochschulzugangsberechtigung als Zugangsvoraussetzung erfordert, und für den Abschluss eine 
Regelstudienzeit von mindestens sechs Semestern – ohne etwaige Praxissemester, Prüfungssemester 

o.Ä. – vorschreibt. 3Der Bachelorstudiengang muss nach den Regelungen des Akkreditierungsrats 

akkreditiert sein26. 4Dem gleichgestellt sind Abschlüsse in akkreditierten 
Bachelorausbildungsgängen an Berufsakademien. Nr. 3 Satz 6 gilt entsprechend27.

25  Das Akkreditierungserfordernis ist bis zum 31. Dezember 2029 ausgesetzt.
26  Das Akkreditierungserfordernis ist bis zum 31. Dezember 2029 ausgesetzt.
27  Das Akkreditierungserfordernis ist bis zum 31. Dezember 2029 ausgesetzt.
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5. Anerkannte Ausbildungsberufe

Anerkannte Ausbildungsberufe sind nur solche, die auf der Grundlage des Berufsbildungsgesetzes 
bzw. der Handwerksordnung geregelt sind.

In Tätigkeitsmerkmalen genannte Ausbildungsberufe umfassen auch die entsprechenden früheren 
Ausbildungsberufe vor Inkrafttreten dieser Anlage.

6. Übergangsregelungen zu in der DDR erworbenen Abschlüssen

(1) Aufgrund des Artikels 37 des Einigungsvertrages und der Vorschriften hierzu als gleichwertig 
festgestellte Abschlüsse, Prüfungen und Befähigungsnachweise stehen ab dem Zeitpunkt ihres 
Erwerbs den in den Tätigkeitsmerkmalen geforderten entsprechenden Anforderungen gleich. Ist die 
Gleichwertigkeit erst nach Erfüllung zusätzlicher Erfordernisse festgestellt worden, gilt die 
Gleichstellung ab der Feststellung.

(2) Facharbeiterinnen und Facharbeiter mit einem im Beitrittsgebiet erworbenen 
Facharbeiterzeugnis, das nach Artikel 37 des Einigungsvertrages und der Vorschriften hierzu dem 
Prüfungszeugnis in einem anerkannten Ausbildungsberuf mit einer Ausbildungsdauer von 
mindestens drei Jahren bzw. mit einer kürzeren Ausbildungsdauer gleichgestellt ist, werden bei 
entsprechender Tätigkeit wie Beschäftigte mit erfolgreich abgeschlossener Ausbildung in einem 
solchen Ausbildungsberuf eingruppiert.

7. Ausbildungs- und Prüfungspflicht

(1) Mitarbeiter im Büro-, Buchhaltungs-, sonstigen Innendienst und im Außendienst (Teil A 
Abschnitt I Ziffer 3) sowie im Kassen- und Rechnungswesen (Teil B Abschnitt II Ziffer 3), die nicht 
die Anforderungen der Entgeltgruppe 5 Fallgruppe 1 bzw. der Entgeltgruppe 9b Fallgruppe 1 
erfüllen, sind nur dann in den in Absatz 2 genannten Entgeltgruppen eingruppiert, wenn sie die der 
jeweiligen Entgeltgruppe entsprechende Tätigkeit auszuüben haben und nach Maßgabe des 
Absatzes 2 mit Erfolg an einem Lehrgang mit abschließender Prüfung teilgenommen haben.

(2) Für die Eingruppierung in eine der Entgeltgruppen 5 bis 9a ist eine Erste Prüfung abzulegen. Für 
die Eingruppierung in eine der Entgeltgruppen 9b bis 12 ist eine Zweite Prüfung abzulegen. Satz 1 
und 2 gelten nur für auf der Fallgruppe 2 der Entgeltgruppen 5 bzw. 9b aufbauende 
Eingruppierungen.

(3)28 Hat ein Mitarbeiter die für seine Eingruppierung nach den Absätzen 1 und 2 vorgeschriebene 
Prüfung nicht abgelegt, ist ihm alsbald die Möglichkeit zu geben, Ausbildung und Prüfung 
nachzuholen. Besteht hierzu aus Gründen, die der Mitarbeiter nicht zu vertreten hat, keine 
Möglichkeit oder befindet sich der Mitarbeiter in der Ausbildung, erhält er mit Beginn der 
maßgebenden Beschäftigung eine persönliche Zulage. Die Zulage wird in Höhe des Unterschiedes 
zwischen dem Entgelt, das er jeweils erhalten würde, wenn er zu diesem Zeitpunkt in der seiner 
Tätigkeit entsprechenden Entgeltgruppe eingruppiert wäre, und dem jeweiligen Entgelt seiner 
bisherigen Entgeltgruppe gewährt. Sonstige Ansprüche aus dem Arbeitsverhältnis, die von der 
Entgeltgruppe abhängen, richten sich während der Zeit, für die die Zulage zu zahlen ist, nach der 
der Tätigkeit des Mitarbeiters entsprechenden Entgeltgruppe.

28 Der Dienstgeber darf die Entsendung des Mitarbeiters zu einem Lehrgang nicht von Vorbildungsvoraussetzungen 
abhängig machen. Macht die Schule oder das Institut die Zulassung zum Lehrgang von solchen Voraussetzungen 
abhängig, hat der Mitarbeiter dies nicht zu vertreten.
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(4) Die Zulage entfällt vom Ersten des folgenden Monats an, wenn der Mitarbeiter entweder

a. die Prüfung auch im Wiederholungsfalle nicht bestanden hat oder 
b. nicht an der seiner Tätigkeit entsprechenden Ausbildung und Prüfung teilnimmt, nachdem 

ihm die Möglichkeit hierzu geboten worden ist. 

Sie entfällt ferner, wenn der Mitarbeiter nach bestandener Prüfung in der seiner Tätigkeit 
entsprechenden Entgeltgruppe eingruppiert ist. In diesem Falle erhält der Mitarbeiter das Entgelt, 
das er erhalten hätte, wenn er in dem in Absatz 3 Satz 2 genannten Zeitpunkt in der höheren 
Entgeltgruppe eingruppiert wäre.

(5) Von der Ausbildungs- und Prüfungspflicht sind Mitarbeiter befreit

a. mit einer mindestens zwanzigjährigen Berufserfahrung bei einem Arbeitgeber, der vom 
Geltungsbereich der KAVO oder einer vergleichbaren kirchlichen Arbeitsvertragsordnung, 
des TVöD oder eines vergleichbaren Tarifvertrags erfasst wird, oder bei einem anderen 
öffentlich-rechtlichen Arbeitgeber, 

b. deren Arbeitsvertrag befristet oder mit einer auflösenden Bedingung versehen ist,29 
c. die in einem Spezialgebiet besonders herausragende Fachkenntnisse aufweisen und in 

diesem Spezialgebiet beschäftigt werden. 

(6) Von der Verpflichtung zur Ausbildung und Prüfung kann insoweit abgesehen werden, als der 
Mitarbeiter eine oder mehrere Prüfungen abgelegt hat, die den Prüfungen nach Absatz 2 
gleichwertig sind oder vom Dienstgeber als entsprechende Befähigungsnachweise oder gleichwertig 
anerkannt sind.

8. Unterstellungsverhältnisse

Soweit die Eingruppierung von der Zahl der unterstellten oder in der Regel unterstellten Mitarbeiter 
abhängig ist, rechnen hierzu auch Mitarbeiter mit vergleichbarer Vergütung, für die die KAVO nicht 
gilt.

Bei der Zahl der unterstellten oder in der Regel unterstellten bzw. beaufsichtigten oder der in dem 
betreffenden Bereich beschäftigten Personen zählen teilzeitbeschäftigte Mitarbeiter entsprechend 
dem Verhältnis der mit ihnen im Arbeitsvertrag vereinbarten Arbeitszeit zur regelmäßigen 
Arbeitszeit eines vollzeitbeschäftigten Mitarbeiters. Für die Eingruppierung ist es unschädlich, 
wenn im Organisations- und Stellenplan zur Besetzung ausgewiesene Stellen nicht besetzt sind.

9. Ständige Vertreterinnen und Vertreter

Ständige Vertreterinnen und Vertreter sind nicht die Vertreterinnen und Vertreter in Urlaubs- und 
sonstigen Abwesenheitsfällen.

29 Wird der Arbeitsvertrag in ein Beschäftigungsverhältnis auf unbestimmte Zeit umgewandelt, gelten die 
Bestimmungen dieser Vorbemerkung.
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Teil A – Allgemeiner Teil

I. Allgemeine Tätigkeitsmerkmale

1. Entgeltgruppe 1 (einfachste Tätigkeiten)

Entgeltgruppe 1

Mitarbeiter mit einfachsten Tätigkeiten, zum Beispiel30

• Essens- und Getränkeausgabe 
• Garderobendienst 
• Spülen, Gemüseputzen und sonstigen Tätigkeiten im Haus- und Küchenbereich 
• Reinigungsdienste in Außenbereichen wie Höfen, Wegen, Grünanlagen, Parks 
• Servierdienste 
• Hausarbeitsdienste 
• Haushilfe 
• Botendienste (ohne Aufsichtsfunktion) 

2. Entgeltgruppen 2 bis 7 (handwerkliche Tätigkeiten)

Entgeltgruppe 2

Mitarbeiter mit einfachen Tätigkeiten.1)

Entgeltgruppe 3

Mitarbeiter, deren Tätigkeit sich dadurch aus der Entgeltgruppe 2 heraushebt, dass sie eine 
eingehende fachliche Einarbeitung erfordert.

Entgeltgruppe 4

1. Mitarbeiter mit erfolgreich abgeschlossener Ausbildung in einem anerkannten 
Ausbildungsberuf mit einer Ausbildungsdauer von weniger als drei Jahren, die in ihrem oder 
einem diesem verwandten Beruf beschäftigt werden. 

2. Mitarbeiter mit schwierigen Tätigkeiten.2) 

Entgeltgruppe 5

Mitarbeiter mit erfolgreich abgeschlossener Ausbildung in einem anerkannten Ausbildungsberuf mit 
einer Ausbildungsdauer von mindestens drei Jahren, die in ihrem oder einem diesem verwandten 
Beruf beschäftigt werden.

Entgeltgruppe 6

Mitarbeiter der Entgeltgruppe 5, die hochwertige Arbeiten verrichten.3)

30 Gärtnerische, handwerkliche und sonstige Hilfstätigkeiten werden von diesem Tätigkeitsmerkmal erfasst, soweit sie 
einfachsten Tätigkeiten gleichstehen.

58



Entgeltgruppe 7

Mitarbeiter der Entgeltgruppe 5, die besonders hochwertige Arbeiten verrichten.4)

3. Entgeltgruppen 2-12 (Büro-, Buchhaltungs-, sonstiger Innen- und Außendienst)

Vorbemerkung

Buchhaltungsdienst bezieht sich nur auf Tätigkeiten von Mitarbeitern, die mit kaufmännischer 
Buchführung beschäftigt sind.

Entgeltgruppe 2

Mitarbeiter mit einfachen Tätigkeiten.1)

Entgeltgruppe 3

Mitarbeiter, deren Tätigkeit sich dadurch aus der Entgeltgruppe 2 heraushebt, dass sie eine 
eingehende fachliche Einarbeitung erfordert.

Entgeltgruppe 4

1. Mitarbeiter, deren Tätigkeit sich dadurch aus der Entgeltgruppe 3 heraushebt, dass sie 

mindestens zu einem Viertel gründliche Fachkenntnisse erfordert.5) 

2. Mitarbeiter mit schwierigen Tätigkeiten.2) 

Entgeltgruppe 5

1. Mitarbeiter mit erfolgreich abgeschlossener Ausbildung in einem anerkannten 
Ausbildungsberuf mit einer Ausbildungsdauer von mindestens drei Jahren und 
entsprechender Tätigkeit. 

2. Mitarbeiter, deren Tätigkeit gründliche Fachkenntnisse erfordert.5) 

Entgeltgruppe 6

Mitarbeiter der Entgeltgruppe 5 Fallgruppe 1, deren Tätigkeit gründliche und vielseitige 

Fachkenntnisse erfordert6), sowie

Mitarbeiter der Entgeltgruppe 5 Fallgruppe 2, deren Tätigkeit vielseitige Fachkenntnisse erfordert.

Entgeltgruppe 7

Mitarbeiter der Entgeltgruppe 6, deren Tätigkeit mindestens zu einem Fünftel selbständige 

Leistungen erfordert.7)

Entgeltgruppe 8

Mitarbeiter der Entgeltgruppe 6, deren Tätigkeit mindestens zu einem Drittel selbständige 

Leistungen erfordert.7)

Entgeltgruppe 9a

Mitarbeiter der Entgeltgruppe 6, deren Tätigkeit selbständige Leistungen erfordert.7)
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Entgeltgruppe 9b

1. Mitarbeiter mit abgeschlossener Hochschulbildung und entsprechender Tätigkeit sowie 
sonstige Mitarbeiter, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen 
entsprechende Tätigkeiten ausüben. 

2. Mitarbeiter, deren Tätigkeit gründliche, umfassende Fachkenntnisse und selbständige 

Leistungen erfordert.7),8)

Entgeltgruppe 9c

Mitarbeiter, deren Tätigkeit sich dadurch aus der Entgeltgruppe 9b heraushebt, dass sie besonders 
verantwortungsvoll ist.

Entgeltgruppe 10

Mitarbeiter, deren Tätigkeit sich mindestens zu einem Drittel durch besondere Schwierigkeit und 
Bedeutung aus der Entgeltgruppe 9c heraushebt.

Entgeltgruppe 11

Mitarbeiter, deren Tätigkeit sich durch besondere Schwierigkeit und Bedeutung aus der 
Entgeltgruppe 9c heraushebt.

Entgeltgruppe 12

Mitarbeiter, deren Tätigkeit sich durch das Maß der damit verbundenen Verantwortung erheblich 
aus der Entgeltgruppe 11 heraushebt.

4. Entgeltgruppen 13 bis 15

Entgeltgruppe 13

Mitarbeiter mit abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung und entsprechender Tätigkeit 
sowie sonstige Mitarbeiter, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen 
entsprechende Tätigkeiten ausüben.

Entgeltgruppe 14

1. Mitarbeiter der Entgeltgruppe 13, deren Tätigkeit sich mindestens zu einem Drittel 

• durch besondere Schwierigkeit und Bedeutung oder 
• durch das Erfordernis hochwertiger Leistungen bei besonders schwierigen Aufgaben 

aus der Entgeltgruppe 13 heraushebt.

2. Mitarbeiter der Entgeltgruppe 13, denen mindestens drei Mitarbeiter mindestens der 

Entgeltgruppe 13 durch ausdrückliche Anordnung ständig unterstellt sind.9) 

Entgeltgruppe 15

1. Mitarbeiter der Entgeltgruppe 13, deren Tätigkeit sich 

• durch besondere Schwierigkeit und Bedeutung sowie 
• erheblich durch das Maß der damit verbundenen Verantwortung 
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aus der Entgeltgruppe 13 heraushebt.

2. Mitarbeiter der Entgeltgruppe 13, denen mindestens fünf Mitarbeiter mindestens der 

Entgeltgruppe 13 durch ausdrückliche Anordnung ständig unterstellt sind.9) 

II. Spezielle Tätigkeitsmerkmale

1. Bezügerechner

Entgeltgruppe 5

Berechner von Dienst- oder Versorgungsbezügen, von Entgelten, einschließlich der Krankenbezüge 

oder Urlaubsentgelte deren Tätigkeit gründliche Fachkenntnisse erfordert.5), 10)

Entgeltgruppe 6

1. Mitarbeiter, deren Tätigkeit sich dadurch aus der Entgeltgruppe 5 heraushebt, dass aufgrund 
der angegebenen Merkmale Dienst- oder Versorgungsbezüge, Entgelte einschließlich der 

Krankenbezüge und Urlaubsentgelte selbstständig zu errechnen sind.10) 
2. Mitarbeiter, die aufgrund der angegebenen Merkmale die für die Errechnung und 

Zahlbarmachung der Dienst- oder Versorgungsbezüge, Entgelte einschließlich der 
Krankenbezüge und Urlaubsentgelte im DV-Verfahren erforderlichen Arbeiten und 

Kontrollen zur maschinellen Berechnung verantwortlich vornehmen.10) 

Entgeltgruppe 7

1. Mitarbeiter, deren Tätigkeit sich dadurch aus der Entgeltgruppe 5 heraushebt, dass aufgrund 
der angegebenen Merkmale Entgelte einschließlich der Krankenbezüge und Urlaubsentgelte 
selbstständig zu errechnen sind und der damit zusammenhängende Schriftwechsel 

selbstständig zu führen ist.10) 
2. Mitarbeiter, die aufgrund der angegebenen Merkmale die für die Errechnung und 

Zahlbarmachung der Dienst- oder Versorgungsbezüge, Entgelte einschließlich der 
Krankenbezüge und Urlaubsentgelte im DV-Verfahren erforderlichen Arbeiten und 
Kontrollen zur maschinellen Berechnung verantwortlich vornehmen und den damit 

zusammenhängenden Schriftwechsel selbstständig führen.10) 

Entgeltgruppe 9a

1. Mitarbeiter, deren Tätigkeit sich dadurch aus der Entgeltgruppe 6 Fallgruppe 1 heraushebt, 
dass aufgrund der angegebenen tatsächlichen Verhältnisse Entgelte einschließlich der 
Krankenbezüge und Urlaubsentgelte selbständig zu errechnen und die damit 
zusammenhängenden Arbeiten (z.B. Feststellen der Versicherungspflicht in der 
Sozialversicherung und der Zusatzversicherung, Bearbeiten von Abtretungen und 
Pfändungen) selbstständig auszuführen sind sowie der damit zusammenhängende 

Schriftwechsel selbstständig zu führen ist.10), 11) 
2. Mitarbeiter, deren Tätigkeit sich dadurch aus der Entgeltgruppe 6 Fallgruppe 2 heraushebt, 

dass aufgrund der angegebenen tatsächlichen Verhältnisse die für die Errechnung und 
Zahlbarmachung der Dienst- oder Versorgungsbezüge, Entgelte, einschließlich der 
Krankenbezüge und Urlaubsentgelte im DV-Verfahren notwendigen Merkmale und die 
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sonstigen Anspruchsvoraussetzungen festzustellen, die erforderlichen Arbeiten (z.B. 
Feststellen der Versicherungspflicht in der Sozialversicherung und der Zusatzversicherung, 
Bearbeiten von Abtretungen und Pfändungen) und Kontrollen zur maschinellen Berechnung 
verantwortlich vorzunehmen sind sowie der damit zusammenhängende Schriftwechsel 

selbstständig zu führen ist.10), 12) 
3. Mitarbeiter, denen mindestens drei Mitarbeiter mit Tätigkeiten mindestens der 

Entgeltgruppe 6 Fallgruppen 1 oder 2 durch ausdrückliche Anordnung ständig unterstellt 
sind. 

Entgeltgruppe 9b

Mitarbeiter, denen mindestens vier Mitarbeiter mit Tätigkeiten mindestens der Entgeltgruppe 9a 
Fallgruppen 1 oder 2 durch ausdrückliche Anordnung ständig unterstellt sind.

2. Mitarbeiter in der Informations- und Kommunikationstechnik

Vorbemerkungen

Nach dem Abschnitt II Ziffer 2 sind Mitarbeiter eingruppiert, die sich mit Systemen der 
Informations- und Kommunikationstechnik befassen ohne Rücksicht auf ihre organisatorische 
Eingliederung. Zu diesen Systemen zählen insbesondere informationstechnische Hard- und 
Softwaresysteme, Anwendungsprogramme, Datenbanken, Komponenten der 
Kommunikationstechnik in lokalen IKT-Netzen und IKT-Weitverkehrsnetzen sowie Produkte und 
Services, die mit diesen Systemen erstellt werden. Dabei werden Tätigkeiten im gesamten 
Lebenszyklus eines solchen IKT-Systems erfasst, also dessen Planung, Spezifikation, Entwurf, 
Design, Erstellung, Implementierung, Test, Integration in die operative Umgebung, Produktion, 
Optimierung und Tuning, Pflege, Fehlerbeseitigung und Qualitätssicherung. Auch Tätigkeiten zur 
Sicherstellung der Informationssicherheit fallen unter die nachfolgenden Merkmale. Da mit den 
informationstechnischen Systemen in der Regel Produkte oder Services erstellt werden, gelten die 
nachfolgenden Tätigkeitsmerkmale auch für die Beschäftigten in der Produktionssteuerung und im 
IKT-Servicemanagement. Nicht unter den Abschnitt II Ziffer 2 fallen Mitarbeiter, die lediglich IKT-
Systeme anwenden oder Mitarbeiter, die lediglich die Rahmenbedingungen für die Informations- 
und Kommunikationstechnik schaffen und sich die informationstechnischen Spezifikationen von 
den IKT-Fachleuten zuarbeiten lassen.

Entgeltgruppe 6

1. Mitarbeiter mit einschlägiger abgeschlossener Berufsausbildung (z.B. 
Fachinformatikerinnen und -informatiker der Fachrichtungen Anwendungsentwicklung oder 
Systemintegration, Technische Systeminformatikerinnen und -informatiker, IT-System-
Kaufleute oder IT-Systemelektronikerinnen und -elektroniker) und entsprechender Tätigkeit 
sowie sonstige Mitarbeiter, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen 
entsprechende Tätigkeiten ausüben. 

2. Mitarbeiter, deren Tätigkeit gründliche und vielseitige Fachkenntnisse erfordert.5),6) 

Entgeltgruppe 7

Mitarbeiter der Entgeltgruppe 6, die ohne Anleitung tätig sind.
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Entgeltgruppe 8

Mitarbeiter der Entgeltgruppe 7, deren Tätigkeit über die Standardfälle hinaus Gestaltungsspielraum 
erfordert.

Entgeltgruppe 9a

Mitarbeiter der Entgeltgruppe 8, deren Tätigkeit zusätzliche Fachkenntnisse erfordert.

Entgeltgruppe 9b

Mitarbeiter der Entgeltgruppe 9a, deren Tätigkeit umfassende Fachkenntnisse erfordert.13)

Entgeltgruppe 10

1. Mitarbeiter mit einschlägiger abgeschlossener Hochschulbildung (z.B. In der Fachrichtung 
Informatik) und entsprechender Tätigkeit sowie sonstige Mitarbeiter, die aufgrund 
gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben. 

2. Mitarbeiter der Entgeltgruppe 9b, deren Tätigkeit einen Gestaltungsspielraum erfordert, der 
über den Gestaltungsspielraum in Entgeltgruppe 8 hinausgeht. 

Entgeltgruppe 11

1. Mitarbeiter der Entgeltgruppe 10, deren Tätigkeit sich mindestens zu einem Drittel durch 

besondere Leistungen aus der Entgeltgruppe 10 heraushebt.14) 
2. Mitarbeiter der Entgeltgruppe 10, deren Tätigkeit sich durch besondere Leistungen aus der 

Entgeltgruppe 10 heraushebt.14) 

Entgeltgruppe 12

1. Mitarbeiter der Entgeltgruppe 11 Fallgruppe 2 mit mindestens dreijähriger praktischer 
Erfahrung, deren Tätigkeit sich mindestens zu einem Drittel durch besondere Schwierigkeit 
und Bedeutung oder durch Spezialaufgaben aus der Entgeltgruppe 11 Fallgruppe 2 
heraushebt. 

2. Mitarbeiter der Entgeltgruppe 11 Fallgruppe 2 mit mindestens dreijähriger praktischer 
Erfahrung, deren Tätigkeit sich durch besondere Schwierigkeit und Bedeutung oder durch 
Spezialaufgaben aus der Entgeltgruppe 11 Fallgruppe 2 heraushebt. 

3. Mitarbeiter der Entgeltgruppe 10 mit mindestens dreijähriger praktischer Erfahrung, die 
durch ausdrückliche Anordnung als Leiter einer IT-Gruppe bestellt sind und denen 
mindestens
a) zwei Mitarbeiter dieses Abschnitts mindestens der Entgeltgruppe 11 oder
b) drei Mitarbeiter dieses Abschnitts mindestens der Entgeltgruppe 10 durch ausdrückliche 
Anordnung ständig unterstellt sind. 

Entgeltgruppe 13

1. Mitarbeiter der Entgeltgruppe 12 Fallgruppe 2, deren Tätigkeit sich mindestens zu einem 
Drittel durch das Maß der Verantwortung erheblich aus der Entgeltgruppe 12 Fallgruppe 2 
heraushebt. 

2. Mitarbeiter der Entgeltgruppe 10 mit mindestens dreijähriger praktischer Erfahrung, die 
durch ausdrückliche Anordnung als Leiter einer IT-Gruppe bestellt sind und denen 
mindestens
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a) zwei Mitarbeiter dieses Abschnitts mindestens der Entgeltgruppe 12 oder
b) drei Mitarbeiter dieses Abschnitts mindestens der Entgeltgruppe 11 durch ausdrückliche 
Anordnung ständig unterstellt sind. 

3. Ingenieure

Vorbemerkungen

Ingenieure sind Mitarbeiter, die einen erfolgreichen Abschluss eines technisch-
ingenieurwissenschaftlichen Studiengangs im Sinne der Nr. 4 der grundsätzlichen 
Eingruppierungsregelungen (Vorbemerkungen) einschließlich der Fachrichtungen Gartenbau, 
Landschaftsplanung/-architektur oder Landschaftsgestaltung oder der Fachrichtung Forstwirtschaft 
nachweisen.

Entgeltgruppe 10

Ingenieure mit entsprechender Tätigkeit sowie sonstige Mitarbeiter, die aufgrund gleichwertiger 

Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben.15)

Entgeltgruppe 11

1. Mitarbeiter der Entgeltgruppe 10, deren Tätigkeit sich mindestens zu einem Drittel durch 

besondere Leistungen aus der Entgeltgruppe 10 heraushebt.16) 
2. Mitarbeiter der Entgeltgruppe 10, deren Tätigkeit sich durch besondere Leistungen aus der 

Entgeltgruppe 10 heraushebt.16) 

Entgeltgruppe 12

1. Mitarbeiter der Entgeltgruppe 11 Fallgruppe 2 mit langjähriger praktischer Erfahrung, deren 
Tätigkeit sich mindestens zu einem Drittel durch besondere Schwierigkeit und Bedeutung 
oder durch künstlerische oder Spezialaufgaben aus der Entgeltgruppe 11 Fallgruppe 2 
heraushebt. 

2. Mitarbeiter der Entgeltgruppe 11 Fallgruppe 2 mit langjähriger praktischer Erfahrung, deren 
Tätigkeit sich durch besondere Schwierigkeit und Bedeutung oder durch künstlerische oder 
Spezialaufgaben aus der Entgeltgruppe 11 Fallgruppe 2 heraushebt. 

Entgeltgruppe 13

Mitarbeiter der Entgeltgruppe 12 Fallgruppe 2, deren Tätigkeit sich mindestens zu einem Drittel 
durch das Maß der Verantwortung erheblich aus der Entgeltgruppe 12 Fallgruppe 2 heraushebt.

4. Meister

Vorbemerkung

Meister sind Mitarbeiter, die eine Meisterprüfung auf Grundlage der Handwerksordnung oder des 
Berufsbildungsgesetzes aufbauend auf einer einschlägigen mindestens dreijährigen Ausbildung 
bestanden haben. Die Voraussetzung der Meisterprüfung ist auch erfüllt, wenn diese auf einer 
früheren Ausbildung mit einer kürzeren Ausbildungsdauer aufbaut.
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Entgeltgruppe 8

Meister mit entsprechender Tätigkeit.

Entgeltgruppe 9a

1. Mitarbeiter der Entgeltgruppe 8, die große Arbeitsstätten (Bereiche, Werkstätten, 
Abteilungen oder Betriebe) zu beaufsichtigen haben, in denen Handwerker oder 
Facharbeiter beschäftigt sind, oder die an einer besonders wichtigen Arbeitsstätte mit einem 
höheren Maß von Verantwortlichkeit beschäftigt sind. 

2. Gärtnermeister der Entgeltgruppe 8, die besonders schwierige Arbeitsbereiche zu 
beaufsichtigen haben, in denen Gärtner mit abgeschlossener Berufsausbildung beschäftigt 
werden, oder deren Tätigkeit sich dadurch aus der Entgeltgruppe 8 heraushebt, dass sie in 
einem besonders bedeutenden Arbeitsbereich mit einem höheren Maß von 

Verantwortlichkeit auszuüben ist.17),18) 

Entgeltgruppe 9b

1. Mitarbeiter der Entgeltgruppe 9a Fallgruppe 1, deren Tätigkeit sich durch den Umfang und 
die Bedeutung des Aufgabengebietes sowie durch große Selbstständigkeit wesentlich aus der 
Entgeltgruppe 9a Fallgruppe 1 heraushebt. 

2. Mitarbeiter der Entgeltgruppe 9a Fallgruppe 2, deren Tätigkeit sich durch den Umfang und 
die Bedeutung ihres Aufgabengebietes sowie durch große Selbstständigkeit wesentlich aus 
der Entgeltgruppe 9a Fallgruppe 2 heraushebt. 

Entgeltgruppe 9c

Meister mit besonders verantwortungsvoller Tätigkeit als Leiter von großen und vielschichtig 
strukturierten Instandsetzungsbereichen oder mit vergleichbarer Tätigkeit, die wegen der 

Schwierigkeit der Aufgaben und der Größe der Verantwortung ebenso zu bewerten ist.19)

5. Techniker

Vorbemerkung

Staatlich geprüfte Techniker sind Mitarbeiter, die nach dem Berufsordnungsrecht diese 
Berufsbezeichnung führen.

Entgeltgruppe 8

Staatlich geprüfte Techniker mit entsprechender Tätigkeit sowie sonstige Mitarbeiter, die aufgrund 
gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben.

Entgeltgruppe 9a

Mitarbeiter der Entgeltgruppe 8, die selbstständig tätig sind.20)

Entgeltgruppe 9b

Mitarbeiter der Entgeltgruppe 9a, die schwierige Aufgaben erfüllen.21)
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Teil B Besonderer Teil

I.   Pastoraler Dienst

II.   Besondere Tätigkeiten im Verwaltungsdienst

  1. Mitarbeiterinnen im Pfarrbüro

  2. Leiter von Registraturen

  3. Mitarbeiter im Kassen- und Rechnungswesen

  4. Baustellenaufseher

  5. Zeichner

  6. Hauswirtschaftsdienst

  7. Hausmeister

III.   Liturgischer Dienst

  1. Küster/Kombinierte Tätigkeiten

  2. Kirchenmusiker

IV.   Bildungs- und Beratungsdienst

  1. Mitarbeiter in der Weiterbildung/Jugendbildung

  2.
Mitarbeiter in Bibliotheken, Büchereien, Archiven, Museen und anderen 
wissenschaftlichen Anstalten

  3. Mitarbeiter in der Eheberatung

V.   Sozial- und Erziehungsdienst

VI.   Gesundheitsberufe

  1. Logopädinnen

  2. Motopädinnen

I. Pastoraler Dienst

Siehe Anlage 20 KAVO.
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II. Besondere Tätigkeiten im Verwaltungsdienst

1. Mitarbeiterinnen im Pfarrbüro

Entgeltgruppe 2

Mitarbeiterinnen im Pfarrbüro, die Aufgaben im bürotechnischen Dienst wahrnehmen und/oder 

Besucher und Anrufer betreuen.22), 23)

Entgeltgruppe 3

Mitarbeiterinnen im Pfarrbüro, deren Tätigkeit sich aus der EG 2 dadurch heraushebt, dass sie 

zusätzlich Aufgaben im Schreibdienst wahrnehmen.24)

Entgeltgruppe 5

Mitarbeiterinnen im Pfarrbüro, deren Tätigkeit sich aus der EG 3 dadurch heraushebt, dass sie 

zusätzlich pfarrliche Aufgaben selbständig wahrnehmen.25)

Entgeltgruppe 6

Mitarbeiterinnen im Pfarrbüro, deren Tätigkeit sich aus der EG 5 dadurch heraushebt, dass sie 

mindestens zu einem Drittel schwierige pfarrliche Aufgaben selbständig wahrnehmen.26)

Entgeltgruppe 7

Mitarbeiterinnen im Pfarrbüro, deren Tätigkeit sich aus der EG 5 dadurch heraushebt, dass sie 

schwierige pfarrliche Aufgaben selbständig wahrnehmen.26)

Entgeltgruppe 8

Mitarbeiterinnen im Pfarrbüro deren Tätigkeit sich aus der EG 7 dadurch heraushebt, dass ihnen 
zusätzlich leitende und koordinierende Tätigkeiten in einem oder mehreren Pfarrbüros mit 
insgesamt mindestens vier unterstellten Mitarbeiterinnen oder mit unterstellten Mitarbeiterinnen mit 
einem Beschäftigungsumfang von insgesamt mindestens zwei Vollzeitkräften übertragen sind.

2. Leiter von Registraturen

Vorbemerkung

Diese Merkmale gelten für die Leiter von Registraturen. Für Mitarbeiter im Registratur- und 
Archivwesen, deren Tätigkeit nicht von diesen Merkmalen erfasst wird, finden die allgemeinen 
Tätigkeitsmerkmale des Teils A Abschnitt I Ziffer 3 Anwendung.

Entgeltgruppe 5

Leiter von Registraturen.

Entgeltgruppe 6

Mitarbeiter der Entgeltgruppe 5, denen mindestens zwei Mitarbeiter, davon mindestens einer 

mindestens der Entgeltgruppe 5, ständig unterstellt sind.27)
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Entgeltgruppe 7

Mitarbeiter der Entgeltgruppe 5, denen mindestens fünf Mitarbeiter ständig unterstellt sind.

Entgeltgruppe 8

1. Leiter einer nach Sachgesichtspunkten vielfach gegliederten Registratur, denen mindestens 
drei Mitarbeiter, davon mindestens einer mindestens der Entgeltgruppe 6, ständig unterstellt 

sind.28) 
2. Mitarbeiter der Entgeltgruppe 5, denen mindestens vier Mitarbeiter, davon mindestens drei 

mindestens der Entgeltgruppe 5, ständig unterstellt sind. 
3. Mitarbeiter der Entgeltgruppe 5, denen mindestens acht Mitarbeiter ständig unterstellt sind. 

Entgeltgruppe 9a

1. Leiter einer nach Sachgesichtspunkten vielfach gegliederten Registratur, denen mindestens 
fünf Mitarbeiter, davon mindestens zwei mindestens der Entgeltgruppe 6, ständig unterstellt 

sind.28) 
2. Mitarbeiter der Entgeltgruppe 8 Fallgruppe 1, deren Tätigkeit sich durch die besondere 

Bedeutung der Registratur aus der Entgeltgruppe 8 Fallgruppe 1 heraushebt.28) 

3. Mitarbeiter im Kassen- und Rechnungswesen

Vorbemerkung

Diese Tätigkeitsmerkmale gelten nur für Mitarbeiter in Kassen, in denen die Buchführung gemäß 
der kameralistischen Methode erfolgt. Für Mitarbeiter, die mit kaufmännischer Buchführung 
beschäftigt sind, gelten die Tätigkeitsmerkmale in Teil A I Nr. 3.

Entgeltgruppe 5

1. Mitarbeiter in Kassen, die verantwortlich Personen- oder Sachkonten führen oder 

verwalten.29),31) 

2. Kassierer in kleineren Kassen.30) 
3. Zahlstellenverwalter größerer Zahlstellen. 
4. Verwalter von Einmannkassen. 

Entgeltgruppe 6

1. Mitarbeiter in Kassen, die verantwortlich Personen- oder Sachkonten führen oder verwalten, 
wenn ihnen mindestens zu einem Viertel schwierige buchhalterische Tätigkeiten übertragen 

sind.29),31),32) 

2. Kassierer in Kassen, soweit nicht anderweitig eingruppiert.30) 
3. Verwalter von Zahlstellen, in denen ständig nach Art und Umfang besonders schwierige 

Zahlungsgeschäfte anfallen. 
4. Leiter von Kassen mit mindestens einem Kassenbeschäftigten. 
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Entgeltgruppe 8

1. Mitarbeiter in Kassen, die verantwortlich Personen- oder Sachkonten führen oder verwalten, 

wenn ihnen schwierige buchhalterische Tätigkeiten übertragen sind.29),31),32) 
2. Mitarbeiter in Kassen, denen mindestens drei Mitarbeiter mit buchhalterischen Tätigkeiten 

ständig unterstellt sind.31) 
3. Kassierer in Kassen an Arbeitsplätzen mit ständig überdurchschnittlich hohen 

Postenzahlen.30) 
4. Verwalter von Zahlstellen, in denen ständig nach Art und Umfang besonders schwierige 

Zahlungsgeschäfte anfallen, wenn ihnen mindestens drei Mitarbeiter ständig unterstellt sind. 
5. Leiter von Kassen mit mindestens drei Kassenbeschäftigten. 

Entgeltgruppe 9a

1. Mitarbeiter in Kassen, die verantwortlich Personen- oder Sachkonten führen oder verwalten 
und für mindestens fünf Sachbuchhaltungen die Kassenrechnung erstellen und die 

Haushaltsrechnung vorbereiten.29) 
2. Mitarbeiter in Buchhaltungen, denen mindestens drei Mitarbeiter mit buchhalterischen 

Tätigkeiten mindestens der Entgeltgruppe 6 ständig unterstellt sind. 
3. Kassierer in Kassen, die das Ergebnis mehrerer Kassierer zusammenfassen. 
4. Kassierer in Kassen mit schwierigem Zahlungsverkehr und ständig außergewöhnlich hohen 

Barumsätzen. 
5. Leiter von Kassen mit mindestens fünf Kassenmitarbeitern. 
6. Leiter von Kassen, die zugleich Leiter der Vollstreckungsstelle sind, soweit nicht in 

Entgeltgruppe 9b oder 10 eingruppiert. 
7. Ständige Vertreter von Leitern von Kassen mit mindestens zwölf Kassenmitarbeitern. 

Entgeltgruppe 9b

1. Leiter von Kassen mit mindestens zwölf Kassenmitarbeitern. 
2. Leiter von Kassen mit mindestens sechs Kassenmitarbeitern, wenn sie zugleich Leiter der 

Vollstreckungsstelle sind. 
3. Ständige Vertreter von Leitern von Kassen mit mindestens 30 Kassenmitarbeitern. 

Entgeltgruppe 10

1. Leiter von Kassen mit mindestens 30 Kassenmitarbeitern. 
2. Leiter von Kassen mit mindestens 15 Kassenmitarbeitern, wenn sie zugleich Leiter der 

Vollstreckungsstelle sind. 

4. Baustellenaufseher

Entgeltgruppe 5

Mitarbeiter, die die vorgeschriebene Ausführung von Bauarbeiten und das Baumaterial nach Menge 
und Güte kontrollieren (Baustellenaufseher, Bauaufseher).
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Entgeltgruppe 6

Baustellenaufseher (Bauaufseher), deren Tätigkeit sich dadurch aus der Entgeltgruppe 5 heraushebt, 

dass schwierigere Kontrollarbeiten zu verrichten sind.33)

5. Zeichner

Entgeltgruppe 5

Zeichner mit Abschlussprüfung z.B. als Bauzeichner und entsprechender Tätigkeit sowie sonstige 
Mitarbeiter, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende 
Tätigkeiten ausüben.

Entgeltgruppe 6

Mitarbeiter der Entgeltgruppe 5, deren Tätigkeit besondere Leistungen erfordert.34)

6. Hauswirtschaftsdienst

Entgeltgruppe 2

1. Mitarbeiterinnen, die Teile einer Mahlzeit eigenverantwortlich zubereiten. 
2. Mitarbeiterinnen, die außer den Reinigungsdiensten eigenverantwortlich Tätigkeiten für 

Teilbereiche des Hauspflegedienstes ausüben. 
3. Mitarbeiterinnen mit Tätigkeiten im Servicebereich und Weisungsbefugnis gegenüber 

nachgeordneten Mitarbeiterinnen mit einer Berufsausbildung zur staatlich geprüften 
Hauswirtschafterin sowie sonstige Mitarbeiterinnen, die aufgrund gleichwertiger 
Fähigkeiten und Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben. 

4. Mitarbeiterinnen mit Tätigkeiten in Teilbereichen des Hauspflegedienstes und 
Weisungsbefugnis gegenüber nachgeordneten Mitarbeiterinnen (z.B. Vorarbeiterinnen im 
Reinigungsbereich, Schichtleitung im Etagendienst oder der Wäscheversorgung und -pflege) 
mit einer Berufsausbildung zur staatlich geprüften Hauswirtschafterin sowie sonstige 
Mitarbeiterinnen, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und Erfahrungen entsprechende 
Tätigkeiten ausüben. 

Entgeltgruppe 3

1. Mitarbeiterinnen mit verantwortlicher Tätigkeit in der Zubereitung von Mahlzeiten mit einer 
Ausbildung als Köchin oder Wirtschafterin sowie sonstige Mitarbeiterinnen, die aufgrund 
gleichwertiger Fähigkeiten und Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben. 

2. Mitarbeiterinnen mit verantwortlicher Tätigkeit im Hauspflegedienst unter Leitung einer 
Hauswirtschaftsleiterin mit einer Ausbildung als Hauswirtschafterin oder Wirtschafterin 
sowie sonstige Mitarbeiterinnen, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und Erfahrungen 
entsprechende Tätigkeiten ausüben. 

Entgeltgruppe 5

1. Mitarbeiterinnen als Vertreterin der Küchenleitung bei regelmäßiger Abwesenheit 
(Schichtdienst) der Küchenleitung mit einer Ausbildung als Köchin oder Wirtschafterin 
sowie sonstige Mitarbeiterinnen, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und Erfahrungen 
entsprechende Tätigkeiten ausüben. 

70



2. Mitarbeiterinnen in der Leitung des Hauspflegedienstes mit der Ausbildung als 
Wirtschafterin sowie sonstige Mitarbeiterinnen, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und 
Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben. 

Entgeltgruppe 6

Mitarbeiterinnen in der Küchenleitung mit der Ausbildung als Köchin, Ökotrophologin oder 
Wirtschaftsmeisterin.

Entgeltgruppe 8

1. Mitarbeiterinnen in der Küchenleitung mit Budgetverantwortung im Rahmen der 
vorgegebenen Mittel. 

2. Mitarbeiterinnen als Leiterin der Hauswirtschaft, denen die Leitung und die 
Budgetverantwortung für die Bereiche Küche, Service und Hauspflege verantwortlich 
zugeordnet sind. 

Entgeltgruppe 9b

1. Mitarbeiterinnen in der Küchenleitung in Einrichtungen ohne Hauswirtschaftsleitung, deren 
Tätigkeit sich durch besondere Anforderungen aus der EG 8 – Fallgruppe 1 – heraushebt, z. 
B. aufgrund der Größe der Einrichtung. 

2. Mitarbeiterinnen als Leiterin der Hauswirtschaft, deren Tätigkeit sich durch besondere 
Anforderungen aus der EG 8 – Fallgruppe 2 – heraushebt, z. B. aufgrund der Größe der 
Einrichtung. 

7. Hausmeister

Entgeltgruppe 3

Hausmeister mit entsprechenden handwerklichen Fähigkeiten, jedoch ohne abgeschlossene 
entsprechende handwerkliche Berufs- oder Fachausbildung.

Entgeltgruppe 4

Hausmeister mit erfolgreich abgeschlossener einschlägiger Ausbildung mit einer Ausbildungsdauer 

von weniger als drei Jahren.35)

Entgeltgruppe 5

Hausmeister mit erfolgreich abgeschlossener einschlägiger Ausbildung mit einer Ausbildungsdauer 

von mindestens drei Jahren.35)

Entgeltgruppe 6

Hausmeister der Entgeltgruppe 5 mit besonders schwierigem oder besonders vielseitigem 
Aufgabenbereich.

71



III. Liturgischer Dienst

1. Küster/Kombinierte Tätigkeiten

Entgeltgruppe 2

Mitarbeiter mit einfachen Tätigkeiten1).

Entgeltgruppe 3

1. Küster ohne Küsterprüfung, deren Tätigkeit eine eingehende fachliche Einarbeitung 
erfordert. 

2. Küster/Hausmeister ohne Küsterprüfung, deren Tätigkeit eine eingehende fachliche 
Einarbeitung erfordert, bei überwiegender Tätigkeit als Küster. 

3. Küster/Kirchenmusiker ohne Küsterprüfung, deren Tätigkeit eine eingehende fachliche 

Einarbeitung erfordert.38) 39) 
4. Küster/Pfarramtshelfer ohne Küsterprüfung, deren Tätigkeit eine eingehende fachliche 

Einarbeitung erfordert, bei überwiegender Tätigkeit als Küster. 

Entgeltgruppe 4

1. Küster mit Küsterprüfung. 
2. Küster/Hausmeister mit Küsterprüfung bei überwiegender Tätigkeit als Küster. 

3. Küster/Kirchenmusiker mit Küsterprüfung bei überwiegender Tätigkeit als Küster.38) 39) 
4. Küster/Pfarramtshelfer mit Küsterprüfung bei überwiegender Tätigkeit als Küster. 

Entgeltgruppe 5

1. Mitarbeiter der EG 4 – Fallgruppen 1, 2 oder 4 – mit abgeschlossener Berufs- oder 

Fachausbildung.36) 

2. Küster/Kirchenmusiker mit Küsterprüfung bei überwiegender Tätigkeit als Küster.36)38)40) 
3. Küster mit Küsterprüfung ohne abgeschlossene Berufs- oder Fachausbildung mit Tätigkeiten 

gemäß EG 6 – Fallgruppen 1, 2 oder 3. 

Entgeltgruppe 6

1. Mitarbeiter, die sich aus der EG 5 – Fallgruppe 1 – dadurch herausheben, dass sie besondere 

liturgische Aufgaben wahrnehmen.36)37) 
2. Mitarbeiter, die sich aus der EG 5 – Fallgruppen 1 oder 2 – dadurch herausheben, dass ihnen 

die ständige Verantwortung für mindestens drei zu betreuende Gottesdienststandorte 

übertragen ist, an denen regelmäßig Gottesdienste stattfinden.36) 
3. Mitarbeiter, die sich aus der EG 5 – Fallgruppen 1 oder 2 – dadurch herausheben, dass ihnen 

die Anleitung und/oder Einsatzplanung für eine Gruppe aus mindestens 

• fünf ehrenamtlichen und/oder angestellten Küstern oder 
• drei angestellten Küstern mit zusammen mindestens 75 % Beschäftigungsumfang eines 

Vollzeitbeschäftigten übertragen ist.36) 
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Mitarbeiter im Sinne des Tätigkeitsmerkmals der EG 2 dieses Abschnitts gelten bei der 
Feststellung der Gruppe als Küster. 

2. Küster/Kirchenmusiker mit Küsterprüfung bei überwiegender Tätigkeit als Küster.36)38)41)

Entgeltgruppe 7

1. Mitarbeiter, die sich aus der EG 5 – Fallgruppen 1 oder 2 – dadurch herausheben, dass ihnen 
die ständige Verantwortung für mindestens fünf zu betreuende Gottesdienststandorte 

übertragen ist, an denen regelmäßig Gottesdienste stattfinden.36)

2. Mitarbeiter, die sich aus der EG 5 – Fallgruppen 1 oder 2 – dadurch herausheben, dass ihnen 
die Anleitung und/oder Einsatzplanung für eine Gruppe aus mindestens 

• acht ehrenamtlichen und/oder angestellten Küstern oder 
• fünf angestellten Küstern mit zusammen mindestens 125 % Beschäftigungsumfang eines 

Vollzeitbeschäftigten übertragen ist.36)

Mitarbeiter im Sinne des Tätigkeitsmerkmals der EG 2 dieses Abschnitts gelten bei der 
Feststellung der Gruppe als Küster. 

Entgeltgruppe 8

Küster/Kirchenmusiker mit Küsterprüfung bei überwiegender Tätigkeit als Küster.36)38)42)

2. Kirchenmusiker

Entgeltgruppe 3

Kirchenmusiker, die die Voraussetzungen des Tätigkeitsmerkmals der Entgeltgruppe 5 nicht 

erfüllen.38)

Entgeltgruppe 5

Kirchenmusiker mit dem C-Examen entsprechenden kirchenmusikalischen Diensten.38)40)

Entgeltgruppe 7

Kirchenmusiker, die sich aus der Entgeltgruppe 5 dadurch herausheben, dass ihnen zusätzlich 

Koordinationsaufgaben innerhalb eines Bereichs übertragen sind.43)44)

Entgeltgruppe 9b

Kirchenmusiker mit künstlerischen kirchenmusikalischen Diensten.38)41)41a)41b)

Entgeltgruppe 10

Kirchenmusiker, die sich aus der EG 9b dadurch herausheben, dass ihnen zusätzlich Koordinations- 

oder Ausbildungsaufgaben innerhalb eines Bereichs übertragen sind.43)44)45)
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Entgeltgruppe 11

Kirchenmusiker, die sich aus der EG 9b dadurch herausheben, dass ihnen zusätzlich Koordinations- 

und Ausbildungsaufgaben innerhalb eines Bereichs übertragen sind.43)44)45)

Entgeltgruppe 13

1. Kirchenmusiker mit künstlerischen kirchenmusikalischen Diensten sowie Koordinations- 

und Ausbildungsaufgaben, deren Bedeutung über den Bereich hinausgeht.38)41b)42)43)44)45) 
2.  Kirchenmusiker mit künstlerischen kirchenmusikalischen Diensten an Kirchen, die vom 

(Erz-)Bistum als bistumsweit herausgehoben anerkannt sind.38)41b)42) 

Entgeltgruppe 14

Kirchenmusiker mit künstlerischen kirchenmusikalischen Diensten und ergänzenden 

Diözesanaufgaben (Regional-Kantoren).38)41b)42)

IV. Bildungs- und Beratungsdienst

1. Mitarbeiter in der Weiterbildung/Jugendbildung

Entgeltgruppe 5

Pädagogische Mitarbeiter in einer Einrichtung der Weiterbildung mit einer tätigkeitsbezogenen 
abgeschlossenen Fachausbildung.

Entgeltgruppe 6

Pädagogische Mitarbeiter in einer Einrichtung der Weiterbildung/Jugendbildung mit einer 
tätigkeitsbezogenen abgeschlossenen Fachschulausbildung, einer Meisterprüfung oder einer dieser 
vergleichbaren abgeschlossenen Fachausbildung sowie sonstige Mitarbeiter, die aufgrund 
gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben.

Entgeltgruppe 8

1. Pädagogische Mitarbeiter in einer Einrichtung der Weiterbildung, die sich aus der EG 6 
dadurch herausheben, dass ihnen die Programmgestaltung in einem Fachbereich übertragen 
ist sowie sonstige Mitarbeiter, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer 
Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben. 

2. Pädagogische Mitarbeiter in einer Einrichtung der Weiterbildung/Jugendbildung mit einer 
tätigkeitsbezogenen abgeschlossenen Fachschulausbildung sowie sonstige Mitarbeiter, die 
aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten 

ausüben, mit besonders schwierigen fachlichen Tätigkeiten46). 

Entgeltgruppe 9b

Pädagogische Mitarbeiter in einer Einrichtung der Weiterbildung/Jugendbildung mit einer 
tätigkeitsbezogenen abgeschlossenen Fachhochschulausbildung sowie sonstige Mitarbeiter, die 
aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben.
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Entgeltgruppe 10

1. Pädagogische Mitarbeiter in einer Einrichtung der Weiterbildung/Jugendbildung mit einer 
tätigkeitsbezogenen abgeschlossenen Fachhochschulausbildung sowie sonstige Mitarbeiter, 
die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten 

ausüben, mit schwierigen Tätigkeiten.47) 
2. Leiter einer Einrichtung der Weiterbildung mit einer tätigkeitsbezogenen abgeschlossenen 

Fachhochschulausbildung sowie sonstige Mitarbeiter, die aufgrund gleichwertiger 
Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben. 

Entgeltgruppe 11

1. Pädagogische Mitarbeiter in einer Einrichtung der Weiterbildung/Jugendbildung mit einer 
tätigkeitsbezogenen abgeschlossenen Fachhochschulausbildung sowie sonstige Mitarbeiter, 
die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten 
ausüben, deren Aufgabenbereich sich durch besondere Schwierigkeit und Bedeutung aus der 

EG 10 – Fallgruppe 1 – heraushebt.48) 
2. Leiter einer Einrichtung der Weiterbildung/Jugendbildung mit Internatsbetrieb mit einer 

tätigkeitsbezogenen abgeschlossenen Fachhochschulausbildung sowie sonstige Mitarbeiter, 
die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten 
ausüben. 

3. Leiter einer Einrichtung der Weiterbildung, deren Tätigkeit sich wegen der Größe der 
Einrichtung oder wegen besonderer pädagogischer Anforderungen deutlich aus der EG 10 – 
Fallgruppe 2 – heraushebt. 

Entgeltgruppe 12

1. Leiter einer Einrichtung der Weiterbildung, deren Tätigkeit sich wegen besonderer 
inhaltlicher Anforderungen der Einrichtung erheblich aus der EG 11 – Fallgruppen 2 oder 3 
– heraushebt. 

2. Pädagogische Mitarbeiter in der Weiterbildung/Jugendbildung mit einer tätigkeitsbezogenen 
abgeschlossenen Fachhochschulausbildung sowie sonstige Mitarbeiter, die aufgrund 
gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben, deren 
Tätigkeit sich durch das Maß der damit verbundenen Verantwortung erheblich aus der EG 

11- Fallgruppe 1 – heraushebt.49) 
3. Leiter einer Einrichtung der Jugendbildung mit Internatsbetrieb, deren Tätigkeit sich wegen 

besonderer inhaltlicher Anforderungen der Einrichtung erheblich aus der EG 11 – Fallgruppe 
2 – heraushebt. 

Entgeltgruppe 13

1. Mitarbeiter in der Weiterbildung/Jugendbildung mit abgeschlossener wissenschaftlicher 
Hochschulbildung und entsprechender Tätigkeit sowie sonstige Mitarbeiter, die aufgrund 

gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben.50) 
2. Leiter einer Einrichtung der Weiterbildung mit abgeschlossener wissenschaftlicher 

Hochschulbildung und entsprechender Tätigkeit sowie sonstige Mitarbeiter, die aufgrund 

gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben.50) 
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Entgeltgruppe 14

1. Mitarbeiter in der Weiterbildung der Entgeltgruppe 13 Fallgruppe 1, deren Tätigkeit sich 
mindestens zu einem Drittel 

• durch besondere Schwierigkeit und Bedeutung oder 
• durch das Erfordernis hochwertiger Leistungen bei besonders schwierigen Aufgaben 

aus der Entgeltgruppe 13 Fallgruppe 1 heraushebt.

2. Leiter einer größeren Einrichtung der Weiterbildung mit abgeschlossener wissenschaftlicher 
Hochschulbildung und entsprechender Tätigkeit sowie sonstige Mitarbeiter, die aufgrund 
gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben, z. B. 

• einer Einrichtung mit Internatsbetrieb 
• einer Einrichtung mit weiteren hauptamtlichen pädagogischen Mitarbeitern in der 

Weiterbildung mit einem Gesamtbeschäftigungsumfang von mindestens zwei 

vollbeschäftigten Mitarbeitern.50) 

3. Mitarbeiter in der Jugendbildung, deren Tätigkeit sich mindestens zu einem Drittel aus der 
EG 12 – Fallgruppe 2 – oder EG 13 – Fallgruppe 2 – durch besondere Schwierigkeit und 
Bedeutung oder durch hochwertige Leistungen bei besonders schwierigen Aufgaben 

heraushebt.51) 
4. Leiter einer Einrichtung der Jugendbildung mit abgeschlossener wissenschaftlicher 

Hochschulbildung und entsprechender Tätigkeit. 

Entgeltgruppe 15

Leiter einer Einrichtung der Weiterbildung, deren Tätigkeit sich aus der EG 14 – Fallgruppe 2 – 

durch das Maß der damit verbundenen Verantwortung heraushebt.52)

2. Mitarbeiter in Bibliotheken, Büchereien, Archiven, Museen und anderen wissenschaftlichen 
Anstalten

Es finden die Allgemeinen Tätigkeitsmerkmale des Teils A Abschnitt I Ziffer 3 Anwendung.

3. Mitarbeiter in der Eheberatung

Entgeltgruppe 9b

Eheberater, die kein Tätigkeitsmerkmal einer höheren Vergütungsgruppe erfüllen.53)

Entgeltgruppe 10

1. Eheberater mit abgeschlossener Fachhochschulausbildung im Bereich Sozialwesen oder 

Religionspädagogik oder einer dieser gleichwertigen Ausbildung.53) 

2. Eheberater, die kein Tätigkeitsmerkmal einer höheren Vergütungsgruppe erfüllen.54) 
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Entgeltgruppe 11

1. Eheberater mit abgeschlossener Fachhochschulausbildung im Bereich Sozialwesen oder 
Religionspädagogik oder einer gleichwertigen Ausbildung als Leiter einer 

Eheberatungsstelle.53) 
2. Eheberater mit abgeschlossener Fachhochschulausbildung im Bereich Sozialwesen oder 

Religionspädagogik oder einer dieser gleichwertigen Ausbildung.54) 

Entgeltgruppe 12

1. Eheberater als Leiter einer Eheberatungsstelle, denen Eheberater mit einem 
Gesamtbeschäftigungsumfang von mindestens 3 vollbeschäftigten Mitarbeitern ständig 

unterstellt sind.53) 
2. Eheberater als Leiter einer Eheberatungsstelle, denen Eheberater mit einem 

Gesamtbeschäftigungsumfang von mindestens 3 vollbeschäftigten Mitarbeitern ständig 

unterstellt sind.54), 55) 
3. Eheberater mit abgeschlossener Fachhochschulausbildung im Bereich Sozialwesen oder 

Religionspädagogik oder einer gleichwertigen Ausbildung als Leiter einer 

Eheberatungsstelle.54) 

Entgeltgruppe 13

1. Eheberater mit abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung und Befähigung für 
den höheren Dienst und entsprechender Tätigkeit sowie sonstige Mitarbeiter, die aufgrund 
gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten 

ausüben.50)53)56) 
2. Eheberater mit abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung und entsprechender 

Tätigkeit.53)56) 

Entgeltgruppe 14

Eheberater mit entsprechender abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung als Leiter 

einer Eheberatungsstelle.53)56)

V. Sozial- und Erziehungsdienst

Vorbemerkung

Diese Tätigkeitsmerkmale gelten für Mitarbeiterinnen, die Tätigkeiten im Erziehungsdienst, im 
handwerklichen Erziehungsdienst oder im Sozialdienst auszuüben haben. Der Sozialdienst umfasst 
insbesondere die Mitarbeiterinnen in der offenen Kinder- und Jugendarbeit. Diese 
Tätigkeitsmerkmale gelten nicht für Mitarbeiterinnen in der Weiterbildung/Jugendbildung (Teil B 
Abschnitt IV Ziffer 1) oder Eheberatung (Teil B Abschnitt IV Ziffer 3). Ziffer 1 Satz 1 der 
grundsätzlichen Eingruppierungsregelungen (Vorbemerkungen) bleibt unberührt.
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Entgeltgruppe S 2

Mitarbeiterinnen in der Tätigkeit von Kinderpflegerinnen, Sozialassistentinnen und 

Heilerziehungspflegehelferinnen mit staatlicher Anerkennung oder mit staatlicher Prüfung.57)59)

Entgeltgruppe S 3

Kinderpflegerinnen, Sozialassistentinnen und Heilerziehungspflegehelferinnen mit staatlicher 
Anerkennung oder mit staatlicher Prüfung und entsprechender Tätigkeit sowie sonstige 
Mitarbeiterinnen, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende 

Tätigkeiten ausüben.57)59)

Entgeltgruppe S 4

1. Kinderpflegerinnen, Sozialassistentinnen und Heilerziehungspflegehelferinnen mit 
staatlicher Anerkennung oder mit staatlicher Prüfung und entsprechender Tätigkeit sowie 
sonstige Mitarbeiterinnen, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen 

entsprechende Tätigkeiten ausüben, mit schwierigen fachlichen Tätigkeiten.57)58)59) 
2. Mitarbeiterinnen in der Tätigkeit von Erzieherinnen, Heilerziehungspflegerinnen oder 

Heilerzieherinnen mit staatlicher Anerkennung.57)59) 
3. Mitarbeiterinnen im handwerklichen Erziehungsdienst mit abgeschlossener 

Berufsausbildung.57) 

Entgeltgruppe S 5

(nicht besetzt)

Entgeltgruppe S 6

(nicht besetzt)

Entgeltgruppe S 7

Mitarbeiterinnen mit abgeschlossener Berufsausbildung als Gruppenleiterin in Ausbildungs- oder 

Berufsförderungswerkstätten oder Werkstätten für behinderte Menschen.57)57a)57b)

Entgeltgruppe S 8a

1. Erzieherinnen, Heilerziehungspflegerinnen und Heilerzieherinnen mit staatlicher 
Anerkennung und jeweils entsprechender Tätigkeit sowie sonstige Mitarbeiterinnen, die 
aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten 

ausüben.57)57a)59)61) 
2. Mitarbeiterinnen mit abgeschlossener Berufsausbildung und einer abgeschlossenen 

Weiterbildung als geprüfte Fachkraft für Arbeits- und Berufsförderung als Gruppenleiterin in 

Ausbildungs- oder Berufsförderungswerkstätten.57)57a) 

Entgeltgruppe S 8b

1. Erzieherinnen, Heilerziehungspflegerinnen und Heilerzieherinnen mit staatlicher 
Anerkennung und jeweils entsprechender Tätigkeit sowie sonstige Mitarbeiterinnen, die 
aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten 

ausüben, mit besonders schwierigen fachlichen Tätigkeiten.57)57a)59)61)62) 
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2. Handwerksmeisterinnen, Industriemeisterinnen oder Gärtnermeisterinnen als 
Gruppenleiterin in Ausbildungs- oder Berufsförderungswerkstätten oder Werkstätten für 

behinderte Menschen.57)57a) 
3. Leiterinnen einer Einrichtung der offenen Kinder- und Jugendarbeit mit einer 

tätigkeitsbezogenen abgeschlossenen Fachschulbildung. Die Mitarbeiterin erhält eine 
monatliche Zulage in Höhe von 131,7131, wenn ihr mindestens eine Mitarbeiterin im Sinne 
von § 1 Abs. 5 KAVO mit einem Beschäftigungsumfang von mindestens 50 v. H. einer 
vollbeschäftigten Mitarbeiterin auf ausdrückliche Anordnung ständig unterstellt ist. 

4. Mitarbeiterinnen in der Tätigkeit von Sozialarbeiterinnen bzw. Sozialpädagoginnen mit 

staatlicher Anerkennung.57)57a) 

Entgeltgruppe S 9

1. Erzieherinnen, Heilerziehungspflegerinnen und Heilerzieherinnen mit staatlicher 
Anerkennung und jeweils entsprechender Tätigkeit sowie sonstige Mitarbeiterinnen, die 
aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten 
ausüben, mit fachlich koordinierenden Aufgaben für mindestens drei Mitarbeiterinnen 

mindestens der Entgeltgruppe S 8b Fallgruppe 1.57)57a)59)61) 

2. Heilpädagoginnen mit staatlicher Anerkennung und entsprechender Tätigkeit.57)57a)63) 
3. Mitarbeiterinnen in der Tätigkeit von Heilpädagoginnen mit abgeschlossener 

Hochschulbildung und – soweit nach dem jeweiligen Landesrecht vorgesehen – mit 

staatlicher Anerkennung.57)57a) 

4. Mitarbeiterinnen als Leiterinnen von Kindertagesstätten.57a)64) 
5. Mitarbeiterinnen, die durch ausdrückliche Anordnung als ständige Vertreterinnen von 

Leiterinnen von Kindertagesstätten mit einer Durchschnittsbelegung von mindestens 40 

Plätzen bestellt sind.57a)60)64)65) 

Entgeltgruppe S 10

(nicht besetzt)

Entgeltgruppe S 11a

Mitarbeiterinnen die durch ausdrückliche Anordnung als ständige Vertreterinnen von Leiterinnen 
von Kindertagesstätten für Menschen mit Behinderung im Sinne von § 2 SGB IX oder für Kinder 

und Jugendliche mit wesentlichen Erziehungsschwierigkeiten bestellt sind.57a)60)64)

Entgeltgruppe S 11b

1. Sozialarbeiterinnen und Sozialpädagoginnen mit staatlicher Anerkennung sowie 
Heilpädagoginnen mit abgeschlossener Hochschulbildung und – soweit nach dem jeweiligen 
Landesrecht vorgesehen – mit staatlicher Anerkennung mit jeweils entsprechender Tätigkeit 

31 1Die Zulage verändert sich bei allgemeinen Entgeltanpassungen um den von der Regional-KODA Nordrhein-
Westfalen festgelegten Vomhundertsatz. 2Die Zulage erhöht sich damit ab 1. April 2019 um 3,09 % und ab 1. März 
2020 um weitere 1,06 %. 3Die Zulage erhöht sich ab 1. April 2021 um weitere 1,40 %. 4Die Zulage erhöht sich ab 
1. April 2022 um weitere 1,80 %. 5Die Zulage erhöht sich ab dem 1. März 2024 um weitere 10,24 %. 6Die Zulage 
erhöht sich ab dem 1. April 2025 um weitere 3,11 %. Die Zulage erhöht sich ab dem 1. Mai 2026 um weitere 2,8 %.
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sowie sonstige Mitarbeiterinnen, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer 

Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben.63) 
2. Mitarbeiterinnen in der offenen Kinder- und Jugendarbeit mit einer tätigkeitsbezogenen 

abgeschlossenen Hochschulbildung sowie sonstige Mitarbeiterinnen, die aufgrund 
gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben. 

3. Leiterinnen einer Einrichtung der offenen Kinder- und Jugendarbeit mit einer 
tätigkeitsbezogenen abgeschlossenen Hochschulbildung sowie sonstige Mitarbeiterinnen, 
die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten 
ausüben. 

Entgeltgruppe S 12

Sozialarbeiterinnen und Sozialpädagoginnen mit staatlicher Anerkennung sowie Heilpädagoginnen 
mit abgeschlossener Hochschulbildung und – soweit nach dem jeweiligen Landesrecht vorgesehen 
– mit staatlicher Anerkennung mit jeweils entsprechender Tätigkeit sowie sonstige 
Mitarbeiterinnen, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende 

Tätigkeiten ausüben, mit schwierigen Tätigkeiten.63)68)

Entgeltgruppe S 13

1. Mitarbeiterinnen als Leiterinnen von Kindertagesstätten mit einer Durchschnittsbelegung 

von mindestens 40 Plätzen.57a)64)65) 
2. Mitarbeiterinnen, die durch ausdrückliche Anordnung als ständige Vertreterinnen von 

Leiterinnen von Kindertagesstätten mit einer Durchschnittsbelegung von mindestens 70 

Plätzen bestellt sind.57a)60)64)65) 

Entgeltgruppe S 14

(nicht besetzt)

Entgeltgruppe S 15

1. Mitarbeiterinnen als Leiterinnen von Kindertagesstätten mit einer Durchschnittsbelegung 

von mindestens 70 Plätzen.57a)64)65) 
2. Mitarbeiterinnen, die durch ausdrückliche Anordnung als ständige Vertreterinnen von 

Leiterinnen von Kindertagesstätten mit einer Durchschnittsbelegung von mindestens 100 

Plätzen bestellt sind. 57a)60)64)65) 
3. Mitarbeiterinnen als Leiterinnen von Kindertagesstätten für Menschen mit Behinderung im 

Sinne von § 2 SGB IX oder für Kinder und Jugendliche mit wesentlichen 

Erziehungsschwierigkeiten.57a)64) 
4. Mitarbeiterinnen, die durch ausdrückliche Anordnung als ständige Vertreterinnen von 

Leiterinnen von Kindertagesstätten für Menschen mit Behinderung im Sinne von § 2 SGB 
IX oder für Kinder und Jugendliche mit wesentlichen Erziehungsschwierigkeiten mit einer 

Durchschnittsbelegung von mindestens 40 Plätzen bestellt sind. 57a)60)64)65) 
5. Mitarbeiterinnen, die durch ausdrückliche Anordnung als ständige Vertreterinnen von 

Leiterinnen von Erziehungsheimen bestellt sind.57)57a)60)66)67) 
6. Sozialarbeiter und Sozialpädagogen mit staatlicher Anerkennung sowie Heilpädagoginnen 

mit abgeschlossener Hochschulbildung und – soweit nach dem jeweiligen Landesrecht 
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vorgesehen – mit staatlicher Anerkennung mit jeweils entsprechender Tätigkeit sowie 
sonstige Mitarbeiterinnen, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen 
entsprechende Tätigkeiten ausüben, deren Tätigkeit sich mindestens zu einem Drittel durch 

besondere Schwierigkeit und Bedeutung aus der Entgeltgruppe S 12 heraushebt.57)63) 
7. Mitarbeiterinnen in der offenen Kinder- und Jugendarbeit mit einer tätigkeitsbezogenen 

abgeschlossenen Hochschulbildung sowie sonstige Mitarbeiterinnen, die aufgrund 
gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben, mit 

schwierigen Tätigkeiten.70) 
8. Leiterinnen einer Einrichtung der offenen Kinder- und Jugendarbeit mit einer 

tätigkeitsbezogenen abgeschlossenen Hochschulbildung sowie sonstige Mitarbeiterinnen, 
die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten 
ausüben, deren Tätigkeit sich wegen der Größe der Einrichtung oder wegen besonderer 
pädagogischer Anforderungen aus der Entgeltgruppe S 11b Fallgruppe 3 heraushebt. 

Entgeltgruppe S 16

1. Mitarbeiterinnen als Leiterinnen von Kindertagesstätten mit einer Durchschnittsbelegung 

von mindestens 100 Plätzen.57a)64)65) 
2. Mitarbeiterinnen, die durch ausdrückliche Anordnung als ständige Vertreterinnen von 

Leiterinnen von Kindertagesstätten mit einer Durchschnittsbelegung von mindestens 130 

Plätzen bestellt sind.57a)60)64)65) 
3. Mitarbeiterinnen als Leiterinnen von Kindertagesstätten für Menschen mit Behinderung im 

Sinne von § 2 SGB IX oder für Kinder und Jugendliche mit wesentlichen 
Erziehungsschwierigkeiten mit einer Durchschnittsbelegung von mindestens 40 

Plätzen.57a)64)65) 
4. Mitarbeiterinnen, die durch ausdrückliche Anordnung als ständige Vertreterinnen von 

Leiterinnen von Kindertagesstätten für Menschen mit Behinderung im Sinne von § 2 SGB 
IX oder für Kinder und Jugendliche mit wesentlichen Erziehungsschwierigkeiten mit einer 

Durchschnittsbelegung von mindestens 70 Plätzen bestellt sind.57a)60)64)65) 

5. Mitarbeiterinnen als Leiterinnen von Erziehungsheimen.57)57a)66)67) 
6. Mitarbeiterinnen, die durch ausdrückliche Anordnung als ständige Vertreterinnen von 

Leiterinnen von Erziehungsheimen mit einer Durchschnittsbelegung von mindestens 50 

Plätzen bestellt sind.57)57a)60)65)66)67) 

Entgeltgruppe S 17

1. Mitarbeiterinnen als Leiterinnen von Kindertagesstätten mit einer Durchschnittsbelegung 

von mindestens 130 Plätzen.57a)64)65) 
2. Mitarbeiterinnen, die durch ausdrückliche Anordnung als ständige Vertreterinnen von 

Leiterinnen von Kindertagesstätten mit einer Durchschnittsbelegung von mindestens 180 

Plätzen bestellt sind.57a)60)64)65) 
3. Mitarbeiterinnen als Leiterinnen von Kindertagesstätten für Menschen mit Behinderung im 

Sinne von § 2 SGB IX oder für Kinder und Jugendliche mit wesentlichen 
Erziehungsschwierigkeiten mit einer Durchschnittsbelegung von mindestens 70 

Plätzen.57a)64)65) 
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4. Mitarbeiterinnen, die durch ausdrückliche Anordnung als ständige Vertreterinnen von 
Leiterinnen von Kindertagesstätten für Menschen mit Behinderung im Sinne von § 2 SGB 
IX oder für Kinder und Jugendliche mit wesentlichen Erziehungsschwierigkeiten mit einer 

Durchschnittsbelegung von mindestens 90 Plätzen bestellt sind.57a)60)64)65) 
5. Psychagoginnen mit staatlicher Anerkennung oder staatlich anerkannter Prüfung und 

entsprechender Tätigkeit.69) 
6. Mitarbeiterinnen in der offenen Kinder- und Jugendarbeit mit einer tätigkeitsbezogenen 

abgeschlossenen Hochschulbildung sowie sonstige Mitarbeiterinnen, die aufgrund 
gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben, deren 
Aufgabenbereich sich durch besondere Schwierigkeit und Bedeutung aus der Entgeltgruppe 

S 15 Fallgruppe 7 heraushebt.71) 
7. Leiterinnen einer Einrichtung der offenen Kinder- und Jugendarbeit, deren Aufgabenbereich 

sich durch besondere Schwierigkeit und Bedeutung aus der Entgeltgruppe S 15 Fallgruppe 8 
heraushebt oder wenn ihnen mindestens fünf Mitarbeiterinnen im Sinne von § 1 Abs. 5 
KAVO mit einem Beschäftigungsumfang von mindestens 50 v. H. einer vollbeschäftigten 
Mitarbeiterin auf ausdrückliche Anordnung ständig unterstellt sind. 

8. Mitarbeiterinnen, die durch ausdrückliche Anordnung als ständige Vertreterinnen von 
Leiterinnen von Erziehungsheimen mit einer Durchschnittsbelegung von mindestens 90 

Plätzen bestellt sind.57)57a)60)65)66)67) 
9. Sozialarbeiter und Sozialpädagogen mit staatlicher Anerkennung sowie Heilpädagoginnen 

mit abgeschlossener Hochschulbildung und – soweit nach dem jeweiligen Landesrecht 
vorgesehen – mit staatlicher Anerkennung mit jeweils entsprechender Tätigkeit sowie 
sonstige Mitarbeiterinnen, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen 
entsprechende Tätigkeiten ausüben, deren Tätigkeit sich durch besondere Schwierigkeit und 

Bedeutung aus der Entgeltgruppe S 12 heraushebt.63) 

Entgeltgruppe S 18

1. Mitarbeiterinnen als Leiterinnen von Kindertagesstätten mit einer Durchschnittsbelegung 

von mindestens 180 Plätzen.57a)64)65) 
2. Mitarbeiterinnen in der offenen Kinder- und Jugendarbeit mit einer tätigkeitsbezogenen 

abgeschlossenen Hochschulbildung sowie sonstige Mitarbeiterinnen, die aufgrund 
gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben, deren 
Tätigkeit sich durch das Maß der damit verbundenen Verantwortung erheblich aus der 

Entgeltgruppe 17 Fallgruppe 6 heraushebt.72) 
3. Leiterinnen einer Einrichtung der offenen Kinder- und Jugendarbeit, deren Tätigkeit sich 

wegen besonderer inhaltlicher Anforderungen der Einrichtung erheblich aus der 
Entgeltgruppe S 17 Fallgruppe 7 heraushebt. 

4. Mitarbeiterinnen als Leiterinnen von Kindertagesstätten für Menschen mit Behinderung im 
Sinne von § 2 SGB IX oder für Kinder und Jugendliche mit wesentlichen 
Erziehungsschwierigkeiten mit einer Durchschnittsbelegung von mindestens 90 

Plätzen.57a)64)65) 
5. Mitarbeiterinnen als Leiterinnen von Erziehungsheimen mit einer Durchschnittsbelegung 

von mindestens 50 Plätzen.57)57a)65)66)67) 
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6. Sozialarbeiter und Sozialpädagogen mit staatlicher Anerkennung sowie Heilpädagoginnen 
mit abgeschlossener Hochschulbildung und – soweit nach dem jeweiligen Landesrecht 
vorgesehen – mit staatlicher Anerkennung mit jeweils entsprechender Tätigkeit sowie 
sonstige Mitarbeiterinnen, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen 
entsprechende Tätigkeiten ausüben, deren Tätigkeit sich durch das Maß der damit 
verbundenen Verantwortung erheblich aus der Entgeltgruppe S 17 Fallgruppe 9 

heraushebt.57) 

VI. Gesundheitsberufe

1. Logopädinnen

Entgeltgruppe 5

Mitarbeiterinnen in der Tätigkeit von Logopädinnen mit staatlicher Anerkennung.

Entgeltgruppe 7

Logopädinnen mit staatlicher Anerkennung und entsprechender Tätigkeit.

Entgeltgruppe 8

Mitarbeiterinnen der Entgeltgruppe 7, die mindestens zu einem Viertel schwierige Aufgaben 

erfüllen.73)

Entgeltgruppe 9a

Mitarbeiterinnen der Entgeltgruppe 7, die schwierige Aufgaben erfüllen.73)

Entgeltgruppe 9b

Mitarbeiterinnen der Entgeltgruppe 7, die mindestens zur Hälfte eine oder mehrere der folgenden 
Aufgaben erfüllen:

• Behandlung von Dysphagien (Schluckstörungen) oder Sprach- und Sprechstörungen im 
Zusammenhang mit neurologischen Erkrankungen, 

• Behandlung von Dysphagien und Fütterstörungen von Säuglingen, 
• Durchführung des Trachealkanülenmanagements. 

2. Motopädinnen

Entgeltgruppe 5

Mitarbeiterinnen in der Tätigkeit von Motopädinnen mit staatlicher Anerkennung.

Entgeltgruppe 7

Motopädinnen mit staatlicher Anerkennung und entsprechender Tätigkeit.
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Entgeltgruppe 8

Mitarbeiterinnen der Entgeltgruppe 7, die mindestens zu einem Viertel schwierige Aufgaben 

erfüllen.74)

Entgeltgruppe 9a

Mitarbeiterinnen der Entgeltgruppe 7, die schwierige Aufgaben erfüllen.74)

Erläuterungen

 1) Einfache Tätigkeiten sind Tätigkeiten, die keine Vor- oder Ausbildung, aber eine fachliche 
Einarbeitung erfordern, die über eine sehr kurze Einweisung oder Anlernphase hinausgeht. 
Einarbeitung dient dem Erwerb derjenigen Kenntnisse und Fertigkeiten, die für die Beherrschung 
der Arbeitsabläufe als solche erforderlich sind.

 2) Schwierige Tätigkeiten sind Tätigkeiten, die mehr als eine eingehende fachliche Einarbeitung 
im Sinne der Entgeltgruppe 3 erfordern. Danach müssen Tätigkeiten anfallen, die an das 
Überlegungsvermögen oder das fachliche Geschick Anforderungen stellen, die über das Maß dessen 
hinausgehen, was üblicherweise von Mitarbeitern der Entgeltgruppe 3 verlangt werden kann.

 3) Hochwertige Arbeiten sind Arbeiten, die an das Überlegungsvermögen und das fachliche 
Geschick des Mitarbeiters Anforderungen stellen, die über das Maß dessen hinausgehen, was 
üblicherweise von Mitarbeitern der Entgeltgruppe 5 verlangt werden kann.

 4) Besonders hochwertige Arbeiten sind Arbeiten, die neben vielseitigem, hochwertigem 
fachlichen Können besondere Umsicht und Zuverlässigkeit erfordern.

 5) Gründliche Fachkenntnisse erfordern nähere Kenntnisse von Rechtsvorschriften oder näheres 
kaufmännisches oder technisches Fachwissen usw. des Aufgabenkreises.

 6) Die gründlichen und vielseitigen Fachkenntnisse brauchen sich nicht auf das gesamte Gebiet 
der Verwaltung (der Einrichtung), bei der der Mitarbeiter tätig ist, zu beziehen. Der Aufgabenkreis 
des Mitarbeiters muss aber so gestaltet sein, dass er nur beim Vorhandensein gründlicher und 
vielseitiger Fachkenntnisse ordnungsgemäß bearbeitet werden kann.

 7) Selbstständige Leistungen erfordern ein den vorausgesetzten Fachkenntnissen entsprechendes 
selbstständiges Erarbeiten eines Ergebnisses unter Entwicklung einer eigenen geistigen Initiative; 
eine leichte geistige Arbeit kann diese Anforderung nicht erfüllen.

 8) Gründliche, umfassende Fachkenntnisse bedeuten gegenüber den in den Entgeltgruppen 6 bis 
9a geforderten gründlichen und vielseitigen Fachkenntnissen eine Steigerung der Tiefe und der 
Breite nach.

 9) Bei der Zahl der Unterstellten zählen Mitarbeiter der Entgeltgruppe 13 nach Abschnitt II Ziffern 
2 und 3 nicht mit.

10) Zu den Dienst- oder Versorgungsbezügen, Entgelten im Sinne dieses Tätigkeitsmerkmals 
gehören gegebenenfalls auch sonstige Leistungen, z.B. Kindergeld, Beitragszuschuss nach § 257 
SGB V, vermögenswirksame Leistungen.
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11) Das Tätigkeitsmerkmal ist auch erfüllt, wenn der Mitarbeiter die Beschäftigungszeit sowie das 
Tabellenentgelt nach §§ 23 und 24 KAVO bei der Einstellung nicht festzusetzen und Abtretungen 
und Pfändungen nicht zu bearbeiten hat.

12) Das Tätigkeitsmerkmal ist auch erfüllt, wenn der Mitarbeiter das Besoldungsdienstalter nicht 
erstmals, die ruhegehaltfähigen Dienstbezüge nicht erstmals, die ruhegehaltfähige Dienstzeit, die 
Beschäftigungszeit sowie das Tabellenentgelt nach §§ 23 und 24 KAVO bei der Einstellung nicht 
festzusetzen und Abtretungen und Pfändungen nicht zu bearbeiten hat.

13) Umfassende Fachkenntnisse bedeuten gegenüber den in der Entgeltgruppe 9a geforderten 
Fachkenntnissen eine Steigerung der Tiefe und der Breite nach.

14) Besondere Leistungen sind Tätigkeiten, deren Bearbeitung besondere Fachkenntnisse und 
besondere praktische Erfahrung voraussetzt oder die eine fachliche Weisungsbefugnis beinhalten.

15) Entsprechende Tätigkeiten sind z. B.:

a. Aufstellung oder Prüfung von Entwürfen nicht nur einfacher Art einschließlich Massen-, 
Kosten- und statischen Berechnungen und Verdingungsunterlagen, Bearbeitung der damit 
zusammenhängenden laufenden technischen Angelegenheiten – auch im technischen 
Rechnungswesen -, örtliche Leitung oder Mitwirkung bei der Leitung von Bauten und 
Bauabschnitten sowie deren Abrechnung. 

b. Im Bereich Garten- und Landschaftsbau: Aufstellung und Prüfung von Entwürfen nicht nur 
einfacher Art einschließlich Massen- und Kostenberechnung oder von 
Verdingungsunterlagen, Bearbeiten der damit zusammenhängenden technischen 
Angelegenheiten – auch im technischen Rechnungswesen; örtliche Leitung oder Mitwirkung 
bei der Leitung von nicht nur einfachen Gartenbau-, Landschaftsbau- oder 
Pflanzenschutzmaßnahmen und deren Abrechnung. 

16) Besondere Leistungen sind z. B.:

a. Aufstellung oder Prüfung von Entwürfen, deren Bearbeitung besondere Fachkenntnisse und 
besondere praktische Erfahrung oder künstlerische Begabung voraussetzt, sowie örtliche 
Leitung bzw. Mitwirkung bei der Leitung von schwierigen Bauten und Bauabschnitten und 
deren Abrechnung. 

b. Im Bereich Garten- und Landschaftsbau: Aufstellung oder Prüfung von Entwürfen 
einschließlich Massen- und Kostenberechnungen oder Verdingungsunterlagen, deren 
Bearbeitung besondere Fachkenntnisse und besondere praktische Erfahrungen oder 
künstlerische Begabung voraussetzt, örtliche Leitung schwieriger Baumaßnahmen und deren 
Abrechnung sowie selbstständige Planung und Organisation von Pflanzenschutz- oder 
Schädlingsbekämpfungsmaßnahmen und das Überwachen ihrer Auswirkungen. 

17) Arbeitsbereiche im Sinne dieses Tätigkeitsmerkmals sind z.B. Betriebsstätten, Friedhöfe.

18) Besonders schwierige Arbeitsbereiche im Sinne dieses Tätigkeitsmerkmals sind solche, die 
erheblich über den normalen Schwierigkeitsgrad hinausgehen.

19) Ein vielschichtig strukturierter Bereich liegt vor, wenn in diesem Bereich die Arbeit von 
mindestens drei Gewerken zu koordinieren ist und mindestens drei Gewerken jeweils Meister 
vorstehen. Gewerke sind Fachrichtungen im Sinne anerkannter Ausbildungsberufe, in denen die 
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Meisterprüfung abgelegt werden kann. Im Mehrschichtbetrieb ist es unschädlich, wenn in den 
mindestens drei Gewerken nicht in allen Schichten jeweils Meister eingesetzt sind.

20) Techniker sind selbstständig tätig, wenn sie bei technischen Arbeitsabläufen in Ausführung 
technischer, mehr routinemäßiger Entwurfs-, Leitungs- und Planungsarbeiten eigene technische 
Entscheidungen zu treffen haben. Dass das Arbeitsergebnis einer Kontrolle, einer fachlichen 
Anleitung und Überwachung durch Vorgesetzte unterworfen wird, berührt die Selbstständigkeit der 
Tätigkeit nicht. Anhand der nach der Ausbildung vorauszusetzenden Kenntnisse sind der zur 
Erfüllung der Aufgabe einzuschlagende Weg und die anzuwendende Methode zu finden.

21) Schwierige Aufgaben sind Aufgaben, die in dem betreffenden Fachgebiet im oberen Bereich der 
Schwierigkeitsskala liegen oder die in konkreten Einzelfällen wegen der Besonderheiten Leistungen 
erfordern, die über das im Regelfall erforderliche Maß an Kenntnissen und Fähigkeiten wesentlich 
hinausgehen, z. B. durch die Breite des geforderten fachlichen Wissens und Könnens, die 
geforderten Spezialkenntnisse, außergewöhnliche Erfahrungen oder sonstige Qualifizierungen 
vergleichbarer Wertigkeit.

22) Der bürotechnische Dienst im Pfarrbüro umfasst zum Beispiel:

1. Postannahme und Postabfertigung 
2. Vervielfältigungsdienst 
3. Einkauf und/oder Verwaltung von Büromaterial und Vordrucken 
4. Annahme und Weiterleitung von Unterlagen an die zuständigen Stellen 
5. Führung von Verzeichnissen, Listen, Karteien, die nach verschiedenen Merkmalen geordnet 

sind, ggf. rechnergestützt 
6. Abwicklung des Zeitschriftendienstes 
7. Terminvereinbarungen 
8. Botengänge. 

23) Die Betreuung von Besuchern und Anrufern umfasst zum Beispiel:

1. Telefondienst/Fax 
2. Entgegennahme oder Weiterleitung von Anliegen und Anfragen unterschiedlichster Art als 

erste Ansprechpartnerin 
3. Annahme und Eintragung von Messbestellungen 
4. Erteilung von Auskünften an Besucher und Anrufer, für die nur die Kenntnis der 

Zuständigkeiten der eigenen Dienststelle erforderlich ist. 

24) Der Schreibdienst umfasst zum Beispiel:

1. Rechnergestützte Erledigung des Schriftverkehrs nach Diktat, Aufzeichnung oder Vorlagen 
2. Verfassen kleinerer Schriftstücke, weitgehend selbständig, zum Teil nach Kurzangaben und 

sonstige kleinere Schriftstücke 
3. Telefonnotizen 
4. Aktenvermerke. 

25) Pfarrliche Aufgaben sind zum Beispiel:

1. Erstellen der Pfarrnachrichten (wöchentlich) und ggf. Weitergabe der Manuskripte an die 
Kirchenzeitung 
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2. Pflege der Internetseite, Internetrecherche 
3. Einnahme von Gebühren nach der Stipendien- und Gebührenordnung und Weitergabe an die 

Kirchenkassen 
4. Mitwirkung bei der verwaltungsmäßigen Organisation von Veranstaltungen und Aktionen 

der Pfarrei 
5. Gestaltung des Schaukastens und des Schriftenstandes 
6. Eintragung in die Kirchenbücher oder ins Familienstammbuch 
7. Friedhofsangelegenheiten 
8. Ausstellung von Bescheinigungen. 

26) Schwierige pfarrliche Aufgaben sind zum Beispiel:

1. Kompetente Beratung und Hilfestellung bei schwierigen Fallgestaltungen (z.B. in 
Verbindung mit Sakramentenspendung, in Trauerfällen, im sozial-caritativen Bereich und in 
aktuellen Notsituationen); Unterstützung in caritativen Angelegenheiten (z.B. Vermittlung 
von Anlaufstellen an Menschen in Notsituationen, Ausgabe von 
Unterstützungsgeldern/Gutscheinen nach pfarrinternen Regelungen) 

2. Selbständige Organisation von pfarrlichen Veranstaltungen und Aktionen 
3. Gestaltung und inhaltliche Erstellung von Flyern, Plakaten, Pfarrmitteilungen, Pfarrbriefen 

und Pressemitteilungen 
4. Selbstständige Führung der Pfarramts- bzw. Messstipendienkasse mit Rechnungsabschluss. 

Erstellung von Spendenquittungen, Abrechnung von Veranstaltungen (z.B. Pfarrfesten, 
Wallfahrten) 

5. Kontrolle und Kontierung von Eingangsrechnungen; Erstellung von Ausgangsrechnungen 
6. Erstellung und Pflege von Belegungsplänen für kirchliche Häuser, selbstständige Vergabe 

von Gemeinderäumen nach pfarrinternen Regelungen 
7. Erstellung und Verwaltung von Dienstplänen für Gremien, Gruppierungen und liturgische 

Dienste (z.B. Zelebranten, Küster, Organisten, Lektoren, Kommunionhelfer, Ministranten, 
Ordnungs- bzw. Willkommensdienst) 

8. Erstellung von Zuschussanträgen und Verwendungsnachweisen, Beantragung von 
Genehmigungen (z.B. Kommune, Polizei) 

9. Erstellung von Vorlagen, z.B. für Teilnehmermanagement (Gottesdienste/Veranstaltungen), 
Sakramentenspendung unter Berücksichtigung der geltenden Datenschutzvorschriften 

10.Umfangreiche Nachforschungstätigkeiten im Zusammenhang mit der Führung der 
Kirchenbücher, mit der Ausstellung von Bescheinigungen und bei Informationen an 
Besucher 

11.Erstellung von Auswertungen: Geburtenliste, Altersliste, Altersstatistik, Wählerverzeichnis 
für KV- und PGR-Wahl, Firmbewerberliste. 

27) Leiter von Registraturen, denen weniger Mitarbeiter als im Tätigkeitsmerkmal gefordert ständig 
unterstellt sind, sind nach dem Tätigkeitsmerkmal der Entgeltgruppe 6 des Teils A Abschnitt I Ziffer 
3 eingruppiert, wenn dies für sie günstiger ist.

28) Eine nach Sachgesichtspunkten vielfach gegliederte Registratur liegt vor, wenn das Schriftgut 
auf der Grundlage eines eingehenden, systematisch nach Sachgebieten, Oberbegriffen, 
Untergruppen und Stichworten weit gefächerten Aktenplans unterzubringen ist; nur in 
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alphabetischer oder numerischer Reihenfolge geordnetes Schriftgut erfüllt diese Voraussetzungen 
nicht.

29) Der Mitarbeiter führt oder verwaltet verantwortlich Personen- oder Sachkonten, wenn er die 
Belege vor der Buchung auf ihre Ordnungsmäßigkeit nach den Kassenvorschriften zu prüfen und 
für die Richtigkeit der Buchungen die Verantwortung zu tragen hat.

30) Unter dieses Tätigkeitsmerkmal fallen auch Kassierer für unbaren Zahlungsverkehr.

31) Dieses Tätigkeitsmerkmal gilt auch für Mitarbeiter, die in Zahlstellen oder Buchungsstellen 
verantwortlich Personen- oder Sachkonten führen oder verwalten.

32) Schwierige buchhalterische Tätigkeiten sind z.B.:

a. selbstständiger Verkehr mit den bewirtschafteten Stellen; 
b. das Führen oder Verwalten von Darlehens- oder Schuldendienstkonten, wenn die Zins- und 

Tilgungsleistungen selbstständig errechnet werden müssen; 
c. selbstständiges Bearbeiten von Vollstreckungsangelegenheiten (mit Ausnahme des 

Ausstellens von Pfändungsaufträgen und von Amtshilfeersuchen); 
d. das Bearbeiten schwierig aufzuklärender Verwahrposten; 
e. selbstständiges Bearbeiten von Werthinterlegungen einschließlich der Kontenführung; 
f. das Führen oder Verwalten von Sachkonten für Haushaltsausgaben, wenn damit das 

Überwachen zahlreicher Abschlagszahlungen verbunden ist; 
g. das Führen oder Verwalten von Sachkonten, bei denen Deckungsvorschriften nicht nur 

einfacher Art zu beachten sind (Deckungsvorschriften nur einfacher Art sind z.B.: In 
Sammelnachweisen zusammengefasste Ausgaben; gegenseitige oder einseitige 
Deckungsfähigkeit bei den Personalausgaben oder Deckungsvermerke, die sich auf der 
Ausgabenseite auf nur zwei Haushaltsstellen beschränken); 

h. das Führen oder Verwalten von Konten für den Abrechnungsverkehr mit Kassen oder 
Zahlstellen; 

i. das Führen oder Verwalten schwieriger Konten der Vermögensrechnung bei gleichzeitigem 
selbstständigen Berechnen von Abschreibungen aufgrund allgemeiner – betraglich nicht 
festgelegter – Kassen- oder Buchungsanweisungen. 

33) Schwierigere Kontrollarbeiten sind z. B.:

• Festhalten von Zwischenaufnahmen, die während der Bauausführung erforderlich werden; 
• Fertigen von einfacheren Aufmaßskizzen sowie einfacheren Flächen- und 

Massenberechnungen; 
• Überwachen von Erdarbeiten in schwierigem Gelände; 
• Kontrolle des Gefälles bei Gräben und Rohrleitungen; 
• Kontrolle der Materialeinbringung für Stahlbetonarbeiten; 
• Überwachen der Arbeiten zahlreicher Bauwerke auf größeren Baustellen. 

34) Besondere Leistungen sind z.B.:

• Anfertigung schwieriger Zeichnungen und Pläne nach nur groben Angaben oder nach 
Unterlagen ohne Anleitung sowie Erstellung der sich daraus ergebenden Detailzeichnungen, 

• Ausführung der hiermit zusammenhängenden technischen Berechnungen wie 
Massenermittlungen bzw. Aufstellung von Stücklisten, 
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• selbstständige Ermittlung technischer Daten und Werte und ihre Auswertung bei der 
Anfertigung von Plänen. 

35) Eine einschlägige Berufsausbildung liegt dann vor, wenn die in der Berufsausbildung 
vermittelten Kenntnisse und Fertigkeiten einen unmittelbaren sachlichen Zusammenhang mit den 
wesentlichen Tätigkeitsschwerpunkten von Hausmeistern aufweisen. Diese ist insbesondere bei 
Berufsausbildungen in den Berufsfeldern Metallbau, Anlagenbau, Installation, Montierer, 
Elektroberufe, Bauberufe und Holzverarbeitung der Fall.

36) Küster ohne Küsterprüfung sind in der jeweils nächstniedrigeren Entgeltgruppe eingruppiert. 
Dies gilt auch für Küster in der Kombination mit anderen Tätigkeiten; in der Kombination mit der 
Tätigkeit als Kirchenmusiker nur, wenn die Küstertätigkeit überwiegt.

37) Besondere liturgische Aufgaben sind z. B.

• die Betreuung von regelmäßigen Pontifikalgottesdiensten 
• die Betreuung von hochwertigen, sakralen und historischen Kunstgegenständen an vom 

(Erz-)Bistum als bistumsweit herausgehoben anerkannten Kirchen 
• das Abhalten von Führungen. 

38) Liturgisches Orgelspiel sowie Orgelliteraturspiel und/oder Leitung von Ensembles.

39) (nicht besetzt)

40) Eignung durch C-Examen in katholischer oder evangelischer Kirchenmusik. Als C-Examen in 
katholischer Kirchenmusik gilt auch die erfolgreich abgeschlossene ökumenische C-Ausbildung.

41) Eignung durch mindestens B-Examen oder Bachelor-Abschluss in katholischer Kirchenmusik.

41a) Kirchenmusiker im Sinne dieses Tätigkeitsmerkmals sind auch Mitarbeiter mit einer 
tätigkeitsbezogenen abgeschlossenen Hochschulbildung sowie C-Examen in katholischer 
Kirchenmusik. Als tätigkeitsbezogen gilt eine Hochschulbildung z.B. in evangelischer 
Kirchenmusik, Schulmusik, Gesang, (Kinder-)Chorleitung, Popularmusik oder Stimmbildung. Über 
eine abgeschlossene tätigkeitsbezogene Hochschulbildung verfügen insbesondere Personen, die die 
Voraussetzungen der Protokollerklärung Nr. 1 Satz 1 zu Abschnitt XX. (Musikschullehrerinnen und 
Musikschullehrer) der Anlage 1 (Entgeltordnung) zum TVöD-VKA in der Fassung vom 1. August 
2023 erfüllen.32 Als C-Examen in katholischer Kirchenmusik gilt auch die erfolgreich 
abgeschlossene ökumenische C-Ausbildung.

32 Satz 1 der Protokollerklärung Nr. l zu Abschnitt XX. der Anlage 1 TVöD-VKA lautet:
„Musikschullehrerinnen und -lehrer sind an Musikschulen im Sinne der Protokollerklärung Nr. 5 tätige 
Beschäftigte, die
a) nach einem achtsemestrigen Studium an einer Musikhochschule oder einer Musikakademie die künstlerische 
Reifeprüfung bzw. die künstlerische Abschlussprüfung bzw. die A-Prüfung für Kirchenmusik,
b) nach einem mindestens sechssemestrigen Studium an einer Musikhochschule oder einer Musikakademie den 
künstlerischen Teil der künstlerischen Prüfung für das Lehramt am Gymnasium bzw. die Teilprüfung Musik in der 
Ersten Staatsprüfung für das Lehramt am Gymnasium,
c) an einer staatlichen Hochschule für Musik die Prüfung für Diplom-Musiklehrer,
d) eine staatliche Musiklehrerprüfung im Sinne der Rahmenprüfungsordnung für die staatlichen Privatmusiklehrer 
(Beschluss der Kultusministerkonferenz vom 7. Oktober 1958) oder eine Prüfung im Sinne der Empfehlung der 
Kultusministerkonferenz über Rahmenbestimmungen für die Ausbildung und Prüfung von Lehrern an 
Musikschulen und selbstständigen Musiklehrern (Beschluss der Kultusministerkonferenz vom 9. November 1984),
e) eine einer Prüfung im Sinne des Buchstaben d gleichwertige Prüfung (z.B. Erste Staatsprüfung für das Lehramt 
an Grund- und Hauptschulen mit dem Wahlfach Musik oder die B-Prüfung als Kirchenmusiker)
mit Erfolg abgelegt haben.“

89



Liegt das C-Examen im vorgenannten Sinn nicht vor, sind die Kirchenmusiker in der 
nächstniedrigeren Entgeltgruppe eingruppiert. Die Vorbemerkung Nr. 7 Absätze 3, 4 und 6 zu dieser 
Anlage findet mit der Maßgabe, dass an die Stelle der dort vorgeschriebenen Prüfungen das C-
Examen im vorgenannten Sinn tritt, sinngemäße Anwendung.

41b) Die künstlerischen kirchenmusikalischen Dienste unterscheiden sich von den dem C-Examen 
entsprechenden kirchenmusikalischen Diensten (Tätigkeitsmerkmal der Entgeltgruppe 5) durch ein 
gesteigertes Niveau. Kennzeichnend dafür sind beispielsweise:

• Bei Chorleitungstätigkeit: 
• anspruchsvolleres und breiteres Repertoire an Chorliteratur (Repertoire, das alle 

Stilepochen abdeckt) 
• Leitung mehrerer Chöre (z.B. Kinderchor, Jugendchor, Kirchenchor, Schola) 
• Orchesterleitung 
• eigene Arrangements. 

• Bei Organistentätigkeit: 
• anspruchsvolleres und breiteres Repertoire an Orgelliteratur (Repertoire, das alle 

Stilepochen abdeckt) 
• anspruchsvolleres liturgisches Orgelspiel (freie Liedbegleitung in verschiedenen 

Formen, verschiedenartige Improvisationen und Intonationen) 
• spontane Liedtransposition (Tonartwechsel). 

42) Eignung durch A-Examen, Diplom oder Master-Abschluss in katholischer Kirchenmusik.

43) »Koordinationsaufgaben« liegen vor, wenn die Tätigkeit die kirchenmusikalische Beratung und 
Organisation erfordert.

44) »Bereich« ist z. B. eine Seelsorgeeinheit, eine Pfarreiengemeinschaft, eine Kirchengemeinde 
mit mehreren Gottesdienstorten oder eine größere Kirchengemeinde mit inhaltlich vergleichbarer 
kirchenmusikalischer Aufgabenstellung.

45) Unter „Ausbildungsaufgaben“ ist in der Regel die Aus- und Weiterbildung von 
Kirchenmusikern im Sinne der EG 3, EG 5 und EG 7 zu verstehen. 

46) Besonders schwierige fachliche Tätigkeiten sind z. B. die

a. Tätigkeiten in Integrationsgruppen (Erziehungsgruppen, denen besondere Aufgaben in der 
gemeinsamen Förderung behinderter und nicht behinderter Kinder zugewiesen sind) mit 
einem Anteil von mindestens einem Drittel von Behinderten im Sinne des § 2 SGB IX in 
Einrichtungen der Kindertagesbetreuung, 

b. Tätigkeiten in Gruppen von Behinderten im Sinne des § 2 SGB IX oder von Kindern oder 
Jugendlichen mit wesentlichen Erziehungsschwierigkeiten, 

c. Tätigkeiten in Jugendzentren/Häusern der offenen Tür, 
d. Tätigkeiten in geschlossenen (gesicherten) Gruppen, 
e. fachliche Koordinierungstätigkeiten für mindestens vier Angestellte mindestens der 

Vergütungsgruppe EG 6, 
f. Tätigkeiten eines Facherziehers mit einrichtungsübergreifenden Aufgaben. 

47) Die Voraussetzungen der schwierigen Tätigkeiten sind u. a. erfüllt, wenn
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1. mindestens ein pädagogischer Mitarbeiter mit einem Beschäftigungsumfang von mindestens 
50 v. H. eines Vollbeschäftigten auf ausdrückliche Anordnung ständig unterstellt ist oder 

2. die Leitung eines Fachbereichs übertragen ist oder 
3. die Leitung eines besonderen Aufgabenbereichs in der Jugendbildung übertragen ist oder 
4. der Aufgabenbereich sich durch seine Schwierigkeit und Bedeutung aus der Entgeltgruppe 

9b heraushebt. 

48) Dieses Tätigkeitsmerkmal kann in der Regel nur bei der Wahrnehmung von Aufgaben auf 
diözesaner Ebene erfüllt werden.

49) Das Maß der mit der Tätigkeit verbundenen Verantwortung ist auf die Auswirkungen der 
Tätigkeit gerichtet und betrifft weniger die Art des Handelns. Bestimmend sind die Auswirkungen 
und nicht die für die Tätigkeit vorausgesetzte Breite und Tiefe des Fachwissens. Es können deshalb 
keine Schlüsse daraus gezogen werden, in welchem Umfang Kenntnisse vorliegen bzw. eingesetzt 
werden müssen.

Die Tätigkeiten müssen sich durch das Maß der Verantwortung erheblich aus den in Entgeltgruppe 
11 – Fallgruppe 1 – geforderten Tätigkeiten herausheben. Deshalb ist eine besonders weitreichende 
hohe Verantwortung erforderlich, die diejenige beträchtlich übersteigt, die begriffsnotwendig auch 
schon in dem Tätigkeitsmerkmal der Entgeltgruppe 11 – Fallgruppe 1 – gefordert wird.

50) Eine Tätigkeit, die »gleichwertige Fähigkeiten und Erfahrungen« voraussetzt, bedeutet, dass die 
Tätigkeit ein umfangreiches, systematisch geordnetes, souverän beherrschtes Wissen für den 
Bereich eines einschlägigen Wissensgebietes voraussetzt und des Weiteren von wissenschaftlicher 
Methode getragen sein muss. Es muss die Befähigung vorhanden sein, Zusammenhänge zu 
übersehen und Ergebnisse so selbständig zu entwickeln, wie es eine abgeschlossene 
wissenschaftliche Hochschulbildung ermöglicht. Es bedarf einer ähnlich gründlichen Beherrschung 
eines entsprechend umfangreichen Wissensgebietes.

51) »Hochwertige Leistungen bei besonders schwierigen Aufgaben« setzen eine weitere Steigerung 
im fachlichen Schwierigkeitsgrad voraus. Es handelt sich um ein Merkmal für besonders 
qualifizierte Spezialisten.

52) Das hier geforderte »Maß der Verantwortung« muss die Tätigkeit entscheidend prägen, zumal 
im Allgemeinen Teil schon für die Tätigkeit der Entgeltgruppe 9c eine »besondere Verantwortung« 
verlangt wird. Dabei muss es sich im Regelfall um besonders schwierige Grundsatzfragen oder 
wichtige Fachbereiche mit richtungsweisender Bedeutung handeln.

Die wahrgenommene Tätigkeit kann sich z.B. darauf beziehen, dass in besonderer Intensität 
Leitungs-, Koordinierungs- oder aufsichtliche Tätigkeiten, schwierige und umfangreiche Aufgaben 
beim Personaleinsatz oder in der Menschenführung oder wirtschaftliche Verantwortung verlangt 
werden.

53) Dieses Tätigkeitsmerkmal gilt nur für Mitarbeiter mit einer abgeschlossenen kirchlich 
anerkannten Ausbildung zum Eheberater (vgl. Ausbildungsordnung der Ehe-, Familien und 
Lebensberater vom 30. April 1979, veröffentlicht z.B. im Kirchlichen Amtsblatt für die Diözese 
Münster 1979, Art. 176).

54) Dieses Tätigkeitsmerkmal gilt nur für Mitarbeiter mit einer abgeschlossenen kirchlich 
anerkannten Ausbildung zum Eheberater, die den Anforderungen der Weiterbildungsordnung der 
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Katholischen Bundesarbeitsgemeinschaft für Ehe-, Familien- und Lebensberatung, Telefonseelsorge 
und Offene Tür e.V. für die Weiterbildung zum Ehe-, Familien- und Lebensberater vom 27. August 
2007 entspricht.

55) Mitarbeiter, die entsprechend diesem Tätigkeitsmerkmal eingruppiert sind, erhalten eine Zulage 
in Höhe von 50 % der Differenz zur selben Stufe in der Entgeltgruppe 13.

56) Hierunter fällt die Hochschulausbildung als Arzt, Jurist, Psychologe oder Theologe sowie eine 
gleichwertige Hochschulausbildung.

57) Die Mitarbeiterinnen – ausgenommen die in Entgeltgruppe S 4 bei Tätigkeiten der Fallgruppe 3, 
Entgeltgruppe S 7, Entgeltgruppe S 8a bei Tätigkeiten der Fallgruppe 2 und Entgeltgruppe S 8b bei 
Tätigkeiten der Fallgruppe 2 eingruppierten Mitarbeiterinnen – erhalten für die Dauer der Tätigkeit 
in einer besonderen Wohnform (insbesondere stationäre Einrichtungen, Wohngruppen für Menschen 
mit Behinderung im Sinne von SGB IX, Kinder- und Jugendwohnheimen oder vergleichbaren 
Einrichtungen [Heim]) oder in der ambulant unterstützten Einzel- oder Gruppenbetreuung, wenn 
diese als Präsenzleistung durchgängig für 24 Stunden täglich erfolgt, oder in der Heimerziehung 
nach § 34 SGB VIII eine Zulage in Höhe von 100,00 Euro monatlich, wenn dort ein überwiegender 
Teil der Menschen mit durchgängigem Unterstützungs- oder Betreuungsbedarf untergebracht ist 
bzw. betreut wird; überwiegt der Teil der Menschen mit durchgängigem Unterstützungs- oder 
Betreuungsbedarf nicht, beträgt die Zulage 50,00 Euro monatlich. Für die in Entgeltgruppe S 4 bei 
Tätigkeiten der Fallgruppe 3, Entgeltgruppe S 7, Entgeltgruppe S 8a bei Tätigkeiten der Fallgruppe 
2 und Entgeltgruppe S 8b bei Tätigkeiten der Fallgruppe 2 eingruppierten Mitarbeiterinnen in einem 
Heim im Sinne des Satzes 1 erster Halbsatz beträgt die Zulage 65,00 Euro monatlich. Die Zulage 
wird nur für Zeiträume gezahlt, in denen Mitarbeiterinnen einen Anspruch auf Entgelt oder 
Fortzahlung des Entgelts nach §§ 23, 23a KAVO haben. Sie ist bei der Bemessung des Sterbegeldes 
(§ 34 KAVO) zu berücksichtigen.

57a) Mitarbeiterinnen, denen entsprechende Tätigkeiten als Praxisanleiterin in der Ausbildung von 
Erzieherinnen, von Kinderpflegerinnen, von Sozialassistentinnen oder von 
Heilerziehungspflegerinnen übertragen sind und die die übertragene Tätigkeit mit einem zeitlichen 
Anteil von mindestens 15 Prozent an ihrer Gesamttätigkeit ausüben, erhalten für die Dauer dieser 
Tätigkeit eine Zulage in Höhe von 70,00 Euro monatlich. Die Zulage wird nur für Zeiträume 
gezahlt, in denen Mitarbeiterinnen einen Anspruch auf Entgelt oder Fortzahlung des Entgelts nach 
§§ 23, 23a KAVO haben.

57b) Voraussetzung für die Eingruppierung ist, dass die Mitarbeiterin über eine sonderpädagogische 
Zusatzqualifikation im Sinne der Werkstättenverordnung nach dem SGB IX oder über eine der 
sonderpädagogischen Zusatzqualifikation gleichgestellte Qualifikation verfügt. Eine Qualifikation 
im Sinne von Satz 1 kann bis zum 31. Dezember 2029 durch Teilnahme an geeigneten 
Fortbildungsmaßnahmen nachgeholt werden. Vom Erfordernis einer Qualifikation im Sinne des 
Satzes 1 sind Mitarbeiterinnen befreit, denen seit mindestens 15 Jahren eine Tätigkeit 
entsprechend der Tätigkeitsmerkmale der Entgeltgruppe S 7 übertragen ist.

58) Schwierige fachliche Tätigkeiten sind z.B.

a. Tätigkeiten in Einrichtungen für behinderte Menschen im Sinne des § 2 SGB IX, 
b. alleinverantwortliche Betreuung von Gruppen z.B. in Randzeiten, 
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c. Tätigkeiten in Integrationsgruppen (Erziehungsgruppen, denen besondere Aufgaben in der 
gemeinsamen Förderung behinderter und nicht behinderter Kinder zugewiesen sind) mit 
einem Anteil von mindestens einem Drittel von behinderten Menschen im Sinne des § 2 
SGB IX in Einrichtungen der Kindertagesbetreuung, 

d. Tätigkeiten in Gruppen von behinderten Menschen im Sinne des § 2 SGB IX oder in 
Gruppen von Kindern und Jugendlichen mit wesentlichen Erziehungsschwierigkeiten, 

e. Tätigkeiten in geschlossenen (gesicherten) Gruppen. 

59) Als entsprechende Tätigkeit von Erzieherinnen oder Kinderpflegerinnen gilt auch die Tätigkeit 
in Schulkindergärten, Ganztagsangeboten für Schulkinder, Vorklassen oder Vermittlungsgruppen für 
nicht schulpflichtige Kinder und die Betreuung von über 18jährigen Personen (z.B. in 
Einrichtungen für behinderte Menschen im Sinne des § 2 SGB IX oder für Obdachlose).

60) Ständige Vertreterinnen sind nicht Vertreterinnen in Urlaubs- und sonstigen Abwesenheitsfällen. 
In Kindertagesstätten mit einer Durchschnittsbelegung von mindestens 50 Plätzen in mindestens 
drei Gruppen soll eine ständige Vertreterin der Leiterin bestellt werden.

61) Nach diesem Tätigkeitsmerkmal sind auch

a. Kindergärtnerinnen und Hortnerinnen mit staatlicher Anerkennung oder staatlicher Prüfung, 
b. Kinderkrankenschwestern, die in Kinderkrippen tätig sind, 

eingruppiert.

62) Besonders schwierige fachliche Tätigkeiten sind z.B. die

a. Tätigkeiten in Integrationsgruppen (Erziehungsgruppen, denen besondere Aufgaben in der 
gemeinsamen Förderung behinderter und nicht behinderter Kinder zugewiesen sind) mit 
einem Anteil von mindestens einem Drittel von behinderten Menschen im Sinne des § 2 
SGB IX in Einrichtungen der Kindertagesbetreuung, 

b. Tätigkeiten in Gruppen von behinderten Menschen im Sinne des § 2 SGB IX oder von 
Kindern und Jugendlichen mit wesentlichen Erziehungsschwierigkeiten, 

c. Tätigkeiten in Jugendzentren/Häusern der offenen Tür, 
d. Tätigkeiten in geschlossenen (gesicherten) Gruppen, 
e. fachlichen Koordinierungstätigkeiten für mindestens vier Mitarbeiterinnen mindestens der 

Entgeltgruppe S 8a, 
f. Tätigkeiten einer Facherzieherin mit entsprechender abgeschlossener Fort- bzw. 

Weiterbildung im Umfang von mindestens 160 Stunden, 
g. Tätigkeiten in Gruppen mit einem Anteil von mindestens 15 Prozent von Kindern und 

Jugendlichen mit einem erhöhten Förderbedarf, 
h. Tätigkeiten von Mitarbeiterinnen, die vom Dienstgeber zur insoweit erfahrenen Fachkraft 

nach § 8a SGB VIII (Kinderschutzfachkraft) bestellt worden sind. 

63) Unter Heilpädagoginnen mit staatlicher Anerkennung sind Mitarbeiterinnen zu verstehen, die 
einen nach Maßgabe der Rahmenvereinbarung über die Ausbildung und Prüfung an Fachschulen 
(Beschluss der Kultusministerkonferenz vom 7. November 2002) gestalteten Ausbildungsgang für 
Heilpädagoginnen mit der vorgeschriebenen Prüfung erfolgreich abgeschlossen und die 
Berechtigung zur Führung der Berufsbezeichnung »staatlich anerkannte Heilpädagogin« erworben 
haben.
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64) Kindertagesstätten im Sinne dieses Tätigkeitsmerkmals sind Krippen, Kindergärten, Horte, 
Kinderbetreuungsstuben, Kinderhäuser und Kindertageseinrichtungen der örtlichen 
Kindererholungsfürsorge.

65) Der Ermittlung der Durchschnittsbelegung ist für das jeweilige Kindergartenjahr grundsätzlich 
die Zahl der im vorangegangenen Kindergartenjahr vergebenen, je Tag gleichzeitig belegbaren 
Plätze zugrunde zu legen. Als Kindergartenjahr gilt der Zeitraum vom 1. August bis zum 31. Juli 
des folgenden Jahres. Soweit nach landesrechtlichen Bestimmungen ein anderer Zeitraum für das 
Kindergartenjahr bestimmt ist, ist dieser maßgeblich. Eine Unterschreitung der maßgeblichen, je 
Tag gleichzeitig belegbaren Plätze von nicht mehr als 7,5 v.H. führt nicht zur Herabgruppierung. 
Eine Unterschreitung um mehr als 7,5 v.H. führt erst dann zur Herabgruppierung, wenn die 
maßgebliche Platzzahl drei Jahre hintereinander unterschritten wird. Die Unterschreitung der 
maßgeblich je Tag gleichzeitig belegbaren Plätze führt auch dann nicht zu einer Herabgruppierung, 
wenn aufgrund von zu betreuenden Kindern mit erhöhtem oder wesentlich erhöhtem 
Förderungsbedarf im Sinne der jeweiligen landesrechtlichen Regelungen entsprechende 
Betreuungsanforderungen festgestellt werden. Eine Unterschreitung aufgrund vom Dienstgeber 
verantworteter Maßnahmen (z.B. Qualitätsverbesserungen) führt ebenfalls nicht zur 
Herabgruppierung. Hiervon bleiben organisatorische Maßnahmen infolge demografischer 
Handlungsnotwendigkeiten unberührt.33

66) Erziehungsheime sind Heime, in denen überwiegend behinderte Kinder oder Jugendliche im 
Sinne des § 2 SGB IX oder Kinder oder Jugendliche mit wesentlichen Erziehungsschwierigkeiten 
ständig untergebracht sind.

67) Dieses Eingruppierungsmerkmal gilt nicht für Leiterinnen bzw. ständige Vertreterinnen von 
Leiterinnen von Wohngruppen.

68) Schwierige Tätigkeiten sind z. B. die

a. Beratung von Suchtmittel-Abhängigen, 
b. begleitende Fürsorge für Heimbewohnerinnen und nachgehende Fürsorge für ehemalige 

Heimbewohnerinnen, 
c. begleitende Fürsorge für Strafgefangene und nachgehende Fürsorge für ehemalige 

Strafgefangene, 
d. Koordinierung der Arbeiten mehrerer Mitarbeiterinnen mindestens der Entgeltgruppe S 9, 
e. Tätigkeiten in der Unterstützung/Assistenz von behinderten Menschen im Sinne des § 2 

SGB IX, bei denen in mindestens vier der neun Lebensbereiche im Sinne von § 118 SGB IX 
nicht nur vorübergehende Beeinträchtigungen der Aktivität und Teilhabe vorliegen, 

f. Tätigkeiten in der Schulsozialarbeit, 
g. Tätigkeiten in der Unterstützung/Assistenz von Menschen mit multiplen psychosozialen 

Beeinträchtigungen. 

69) Psychagoginnen mit abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung und entsprechender 
Tätigkeit werden von diesem Eingruppierungsmerkmal nicht erfasst.

70) Die Voraussetzungen der schwierigen Tätigkeit sind u. a. erfüllt, wenn

33 Sonderregelung für das Kindergartenjahr 2022/2023: Die Ermittlung der Durchschnittsbelegung für das 
Kindergartenjahr 2022/2023 erfolgt zum 1. Januar 2023. Dabei ist die Zahl der im Kindergartenjahr 2021/2022 
vergebenen, je Tag gleichzeitig belegbaren Plätze zugrunde zu legen. Daraus folgende mögliche Höher- oder 
Herabgruppierungen sind erst ab dem 1. Januar 2023 möglich.
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1. mindestens eine Mitarbeiterin im Sinne von § 1 Abs. 5 KAVO mit einem 
Beschäftigungsumfang von mindestens 50 v. H. einer vollbeschäftigten Mitarbeiterin auf 
ausdrückliche Anordnung ständig unterstellt ist oder 

2. die Leitung eines Fachbereichs übertragen ist oder 
3. die Leitung eines besonderen Aufgabenbereichs in der offenen Kinder- und Jugendarbeit 

übertragen ist oder 
4. der Aufgabenbereich sich durch seine Schwierigkeit und Bedeutung aus der Entgeltgruppe S 

8a heraushebt. 

71) Dieses Eingruppierungsmerkmal kann in der Regel nur bei Wahrnehmung auf diözesaner Ebene 
erfüllt werden.

72) Das Maß der mit der Tätigkeit verbundenen Verantwortung ist auf die Auswirkungen der 
Tätigkeit gerichtet und betrifft weniger die Art des Handelns. Bestimmend sind die Auswirkungen 
und nicht die für die Tätigkeit vorausgesetzte Breite und Tiefe des Fachwissens. Es können deshalb 
keine Schlüsse daraus gezogen werden, in welchem Umfang Kenntnisse vorliegen bzw. eingesetzt 
werden. Die Tätigkeiten müssen sich durch das Maß der Verantwortung erheblich aus den in 
Entgeltgruppe 17 Fallgruppe 6 geforderten Tätigkeiten herausheben. Deshalb ist eine besonders 
weitreichende hohe Verantwortung erforderlich, die diejenige beträchtlich übersteigt, die 
begriffsnotwendig auch schon in dem Eingruppierungsmerkmal der Entgeltgruppe 17 Fallgruppe 6 
gefordert wird.

73) Schwierige Aufgaben sind z.B. die Erhebung der logopädisch relevanten Anamnese sowie die 
Auswahl und Durchführung geeigneter Untersuchungsverfahren bei Kindern, die Erstellung 
patientenbezogener therapeutischer Konzepte unter Berücksichtigung der jeweiligen individuellen 
Störungsbilder nach Hirnverletzungen, die Behandlung von Kehlkopflosen, von Patientinnen und 
Patienten nach Hirnverletzungen, die Behandlung von schwer intelligenz-geminderten Patientinnen 
und Patienten oder von Patientinnen und Patienten mit frühkindlichen Hirnschäden oder anderen 
schweren Erkrankungen mit lang anhaltenden und schweren Auswirkungen auf die 
Sprachentwicklung sowie Durchführung von Therapien bei Kindern mit 
Sprachentwicklungsstörungen.

74) Schwierige Aufgaben sind z.B. motopädische Maßnahmen nach Lungen- oder Herzoperationen, 
bei Querschnittslähmungen, in Kinderlähmungsfällen, mit spastisch Gelähmten, in Fällen von 
Dysmelien, in der Psychiatrie, nach Einsatz von Endoprothesen, nach Verbrennungen zweiten oder 
dritten Grades oder bei Kleinkindern bis sechs Jahren.
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Anlage 3:

(nicht besetzt)

Anlage 4: Bestimmungen über Einmalzahlungen

§ 1  Inflationsausgleich 2023

(1) Mitarbeiter erhalten eine einmalige Sonderzahlung mit dem Entgelt für den Monat Juni 2023 
(Inflationsausgleich 2023), wenn ihr Arbeitsverhältnis am 1. Mai 2023 bestand und an mindestens 
einem Tag zwischen dem 1. Januar 2023 und dem 31. Mai 2023 Anspruch auf Entgelt bestanden 
hat.

(2) Die Höhe des Inflationsausgleichs 2023 beträgt 1.240 Euro. § 29 Absatz 2 KAVO gilt 
entsprechend. Maßgeblich sind die jeweiligen Verhältnisse am 1. Mai 2023. Mitarbeiter, die unter 
den Anwendungsbereich der Anlage 22a KAVO fallen und sich am Stichtag 1. Mai 2023 in der 
Freistellungsphase der Altersteilzeit (Blockmodell) befinden, haben einen Anspruch auf den 
Inflationsausgleich 2023 in Höhe der Hälfte des Inflationsausgleichs 2023, den sie erhalten würden, 
wenn sie mit der bisherigen wöchentlichen Arbeitszeit weitergearbeitet hätten, maximal also in 
Höhe von 620 Euro.

§ 2 Monatliche Sonderzahlungen

(1) Mitarbeiter erhalten in den Monaten Juli 2023 bis Februar 2024 (Bezugsmonate) monatliche 
Sonderzahlungen. Die Auszahlung erfolgt mit dem Entgelt des jeweiligen Bezugsmonats. Der 
Anspruch auf den monatlichen Inflationsausgleich besteht jeweils nur, wenn in dem Bezugsmonat 
ein Arbeitsverhältnis besteht und an mindestens einem Tag im Bezugsmonat Anspruch auf Entgelt 
bestanden hat.

(2) Die Höhe der monatlichen Sonderzahlungen beträgt 220 Euro. § 29 Absatz 2 KAVO gilt 
entsprechend. Maßgeblich sind die jeweiligen Verhältnisse am 1. Tag des jeweiligen Bezugsmonats. 
Mitarbeiter, die unter den Anwendungsbereich der Anlage 22a KAVO fallen und sich in der 
Freistellungsphase der Altersteilzeit (Blockmodell) befinden, haben einen Anspruch auf monatliche 
Sonderzahlungen in Höhe der Hälfte der monatlichen Sonderzahlung, die sie erhalten würden, wenn 
sie mit der bisherigen wöchentlichen Arbeitszeit weitergearbeitet hätten, maximal also in Höhe von 
110 Euro, wenn in dem Bezugsmonat das Arbeitsverhältnis besteht und an mindestens einem Tag 
im Bezugsmonat Anspruch auf Entgelt bestanden hat.

§ 3 Gemeinsame Bestimmungen für die Sonderzahlungen nach §§ 1 und 2

(1) Der Inflationsausgleich 2023 nach § 1 sowie die monatlichen Sonderzahlungen nach § 2 werden 
jeweils zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Entgelt gewährt. Es handelt sich jeweils um einen 
Zuschuss des Dienstgebers zur Abmilderung der gestiegenen Verbraucherpreise im Sinne des § 3 
Nummer 11c des Einkommensteuergesetzes.
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(2) Anspruch auf Entgelt im Sinne des § 1 Absatz 1 bzw. § 2 Absatz 1 Satz 3 sind auch der 
Anspruch auf Entgeltfortzahlung aus Anlass der in § 23a Abs. 1 Satz 1 KAVO genannten Ereignisse 
und der Anspruch auf Krankengeldzuschuss (§ 30 Absatz 2 und 3 KAVO), auch wenn dieser wegen 
der Höhe der Barleistungen des Sozialversicherungsträgers nicht gezahlt wird. Einem Anspruch auf 
Entgelt gleichgestellt ist der Bezug von Krankengeld nach § 45 SGB V oder entsprechender 
gesetzlicher Leistungen, Leistungen nach § 56 IfSG, Kurzarbeitergeld und Leistungen nach §§ 18 
bis 20 MuSchG.

(3) Der Inflationsausgleich 2023 und die monatlichen Sonderzahlungen sind kein 
zusatzversorgungspflichtiges Entgelt.

(4) Der Inflationsausgleich 2023 und die monatlichen Sonderzahlungen sind bei der Bemessung 
sonstiger Leistungen nicht zu berücksichtigen.
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Anlage 5: Entgelttabelle (§ 23 KAVO)

gültig ab 1. April 2025 bis 30. April 2026 (monatlich in Euro)

Entgeltgruppe
Grundentgelt Entwicklungsstufen

Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6

15 5.669,12 6.039,84  6.453,36  7.017,89 7.598,61 7.980,65

14 5.153,96  5.489,64  5.928,03  6.414,51 6.956,78  7.346,09 

13 4.767,62 5.135,53 5.554,35  6.009,06 6.544,14 6.834,50

12 4.295,43 4.718,78 5.213,52  5.762,47   6.406,61   6.712,24

11 4.153,35 4.542,72  4.908,59   5.305,54  5.848,79   6.154,45 

10 4.012,19 4.317,28  4.664,10    5.040,24   5.459,10  5.596,64

9c 3.901,48 4.173,64   4.469,61    4.788,53    5.131,37   5.377,14

9b 3.676,89 3.929,00  4.089,07  4.562,79   4.843,49    5.168,65 

9a 3.558,96 3.772,32  3.986,06  4.461,84  4.569,48   4.844,33 

8 3.391,44 3.596,59  3.738,68   3.883,66    4.040,37   4.115,73

7 3.205,23 3.441,58   3.582,38   3.724,47   3.860,94   3.935,06

6 3.152,04 3.346,55  3.482,94  3.617,92  3.750,49  3.819,26

5 3.038,99 3.227,67  3.355,11  3.490,06  3.615,47   3.680,28 

4 2.912,62 3.103,55   3.263,75    3.363,48    3.463,20   3.521,60

3 2.872,69 3.078,02  3.127,99  3.242,21 3.327,92 3.406,43

2 2.692,16 2.894,28  2.944,67  3.016,58  3.174,63  3.339,97

1 - 2.465,52  2.498,86  2.540,55 2.579,42 2.679,47
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gültig ab 1. Mai 2026

Entgeltgruppe
Grundentgelt Entwicklungsstufen

Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6

15 5.827,86 6.208,96 6.634,05  7.214,39 7.811,37 8.204,11

14 5.298,27 5.643,35 6.094,01 6.594,12 7.151,57 7.551,78

13 4.901,11 5.279,32 5.709,87 6.177,31 6.727,38 7.025,87

12 4.415,70 4.850,91  5.359,50  5.923,82  6.586,00  6.900,18

11 4.269,64 4.669,92 5.046,03 5.454,10 6.012,56 6.326,77

10 4.124,53 4.438,16 4.794,69 5.181,37 5.611,95 5.753,35

9c 4.010,72 4.290,50 4.594,76 4.922,61  5.275,05  5.527,70

9b 3.779,84 4.039,01 4.203,56 4.690,55 4.979,11 5.313,37

9a 3.658,61 3.877,94 4.097,67 4.586,77 4.697,43 4.979,97

8 3.486,40  3.697,29  3.843,36  3.992,40  4.153,50 4.230,97

7 3.294,98 3.537,94 3.682,69 3.828,76 3.969,05 4.045,24

6 3.240,30 3.440,25 3.580,46 3.719,22 3.855,50 3.926,20

5 3.124,08 3.318,04 3.449,05 3.587,78 3.716,70 3.783,33

4 2.994,17 3.190,45 3.355,14 3.457,66  3.560,17  3.620,20

3 2.953,13 3.164,20  3.215,57  3.332,99  3.421,10  3.501,81

2 2.767,54  2.975,32  3.027,12  3.101,04  3.263,52 3.433,49

1 - 2.534,55 2.568,83  2.611,69  2.651,64 2.754,50
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Anlage 5a:
(nicht besetzt)

aufgehoben seit dem 1. Januar 2019. Siehe § 60v Satz 2 KAVO

Anlage 5b:
(nicht besetzt)

aufgehoben seit dem 1. Januar 2019. Siehe § 60v Satz 2 KAVO

Anlage 6: Strukturausgleich (§ 60v KAVO)

Mitarbeiter, deren Ortszuschlag sich nach Abs. 2 Buchstabe d der Anlage 7 in der am 
30. September 2005 geltenden Fassung bemisst, erhalten den entsprechenden Anteil, in jedem Fall 
aber die Hälfte des Strukturausgleichs für Verheiratete.

Soweit nicht anders ausgewiesen, beginnt die Zahlung des Strukturausgleichs am 1. Oktober 2007. 
Die Angabe »nach … Jahren« bedeutet, dass die Zahlung nach den genannten Jahren ab dem In-
Kraft-Treten der Änderungen dieser Ordnung (§ 60v KAVO) beginnt; so wird z. B. bei dem 
Merkmal »nach 4 Jahren« der Zahlungsbeginn auf den 1. Oktober 2009 festgelegt, wobei die 
Auszahlung eines Strukturausgleichs mit den jeweiligen Monatsbezügen erfolgt. Die Dauer der 
Zahlung ist ebenfalls angegeben; dabei bedeutet »dauerhaft« die Zahlung während der Zeit des 
Arbeitsverhältnisses.

Ist die Zahlung »für …« eine bestimmte Zahl von Jahren angegeben, ist der Bezug auf diesen 
Zeitraum begrenzt (z. B. »für 5 Jahre« bedeutet Beginn der Zahlung im Oktober 2007 und Ende der 
Zahlung mit Ablauf September 2012). Eine Ausnahme besteht dann, wenn das Ende des 
Zahlungszeitraumes nicht mit einem Stufenaufstieg in der jeweiligen Entgeltgruppe zeitlich 
zusammenfällt; in diesen Fällen wird der Strukturausgleich bis zum nächsten Stufenaufstieg 
fortgezahlt. Diese Ausnahmereglung gilt nicht, wenn der Stufenaufstieg in die Endstufe erfolgt; in 
diesen Fällen bleibt es bei der festgelegten Dauer.

Betrifft die Zahlung eines Strukturausgleichs eine Vergütungsgruppe mit Bewährungs- bzw. 
Zeitaufstieg, wird dies ebenfalls angegeben. Soweit keine Aufstiegszeiten angegeben sind, gelten 
die Ausgleichsbeträge für alle Aufstiege.  

EG Vergütungsgruppe
Ortszuschlag

Stufe 1/2
Überleitung

aus Stufe
nach für  

15Ü I OZ 1 9 2 Jahren 5 Jahre 130,- €

  I OZ 2 8 2 Jahren dauerhaft 50,- €

  I OZ 2 10 2 Jahren dauerhaft 50,- €
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  I OZ 2 11 2 Jahren dauerhaft 50,- €

 

EG Vergütungsgruppe
Ortszuschlag

Stufe 1/2
Überleitung

aus Stufe
nach für  

15 Ia OZ 1 6 2 Jahren 4 Jahre 60,- €

  Ia OZ 1 8 4 Jahren dauerhaft 30,- €

  Ia OZ 1 9 2 Jahren
für 5 Jahre

danach
90,- €
30,- €

  Ia OZ 1 10 4 Jahren dauerhaft 30,- €

  Ia OZ 1 11 2 Jahren dauerhaft 30,- €

  Ia OZ 2 6 2 Jahren
für 4 Jahre

danach
110,- €
60,- €

  Ia OZ 2 7 4 Jahren dauerhaft 50,- €

  Ia OZ 2 8 2 Jahren dauerhaft 80,- €

  Ia OZ 2 9 4 Jahren dauerhaft 80,- €

  Ia OZ 2 10 2 Jahren dauerhaft 80,- €

 

EG Vergütungsgruppe
Ortszuschlag

Stufe 1/2
Überleitung

aus Stufe
nach für  

14 Ib OZ 1 5 2 Jahren 4 Jahre 50,- €

  Ib OZ 1 8 2 Jahren 5 Jahre 50,- €

  Ib OZ 2 5 2 Jahren
4 Jahre
danach

130,- €
20,- €

  Ib OZ 2 7 2 Jahren
5 Jahre
danach

90,- €
40,- €

  Ib OZ 2 8 2 Jahren
5 Jahre

danach dhf.
110,- €
40,- €

  Ib OZ 2 9 2 Jahren dauerhaft 30,- €

14 II/ 5J. Ib OZ 1 4 2 Jahren 7 Jahre 110,- €

  II/ 5J. Ib OZ 1 4 1 Jahr 8 Jahre 110,- €

  II/ 5J. Ib OZ 1 5 2 Jahren 4 Jahre 50,- €

  II/ 5J. Ib OZ 1 8 2 Jahren 5 Jahre 50,- €

  II/ 5J. Ib OZ 2 4 2 Jahren 5 Jahre 90,- €
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  II/ 5J. Ib OZ 2 5 2 Jahren
4 Jahre
danach

130,- €
20,- €

  II/ 5J. Ib OZ 2 7 4 Jahren
3 Jahre
danach

90,- €
40,- €

  II/ 5J. Ib OZ 2 8 2 Jahren
5 Jahre

danach dhf.
110,- €
40,- €

  II/ 5J. Ib OZ 2 9 2 Jahren dauerhaft 30,- €

14 II/ 6J. Ib OZ 1 4 2 Jahren 7 Jahre 110,- €

  II/ 6J. Ib OZ 1 5 2 Jahren 4 Jahre 50,- €

  II/ 6J. Ib OZ 1 8 2 Jahren 5 Jahre 50,- €

  II/ 6J. Ib OZ 2 4 2 Jahren 5 Jahre 90,- €

  II/ 6J. Ib OZ 2 5 2 Jahren
4 Jahre
danach

130,- €
20,- €

  II/ 6J. Ib OZ 2 7 4 Jahren
3 Jahre
danach

90,- €
40,- €

  II/ 6J. Ib OZ 2 8 2 Jahren
5 Jahre

danach dhf.
110,- €
40,- €

  II/ 6J. Ib OZ 2 9 2 Jahren dauerhaft 30,- €

14 II/ 8J. Ib OZ 1 4 2 Jahren 7 Jahre 110,- €

  II/ 8J. Ib OZ 1 5 2 Jahren 4 Jahre 50,- €

  II/ 8J. Ib OZ 1 8 2 Jahren 5 Jahre 50,- €

  II/ 8J. Ib OZ 2 4 2 Jahren 5 Jahre 90,- €

  II/ 8J. Ib OZ 2 5 2 Jahren 4 Jahre
130,- €
20,- €

  II/ 8J. Ib OZ 2 7 4 Jahren
3 Jahre
danach

90,- €
40,- €

  II/ 8J. Ib OZ 2 8 2 Jahren
5 Jahre

danach dhf.
110,- €
40,- €

  II/ 8J. Ib OZ 2 9 2 Jahren dauerhaft 30,- €
 

EG Vergütungsgruppe Ortszuschlag
Stufe 1/2

Überleitung
aus Stufe

nach für  

13 II OZ 1 9 2 Jahren 5 Jahre 50,- €

  II OZ 2 8 2 Jahren 5 Jahre 80,- €
 

EG Vergütungsgruppe
Ortszuschlag

Stufe 1/2
Überleitung

aus Stufe
nach für  

12 III/ 5J. II OZ 1 5 2 Jahren 4 Jahre 90,- €

  III/ 5J. II OZ 1 8 2 Jahren 5 Jahre 80,- €

  III/ 5J. II OZ 2 4 (aus III) 1 Jahr 2 Jahre 110,- €
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  III/ 5J. II OZ 2 4 (aus II) 2 Jahren 4 Jahre 90,- €

  III/ 5J. II OZ 2 6 4 Jahren dauerhaft 30,- €

  III/ 5J. II OZ 2 7 4 Jahren dauerhaft 60,- €

  III/ 5J. II OZ 2 8 4 Jahren dauerhaft 50,- €

  III/ 5J. II OZ 2 9 2 Jahren dauerhaft 50,- €

  III/ 5J. II OZ 2 10 2 Jahren dauerhaft 30,- €

12 III/ 6J. II OZ 1 5 2 Jahren 4 Jahre 90,- €

  III/ 6J. II OZ 1 8 2 Jahren 5 Jahre 70,- €

  III/ 6J. II OZ 2 4 (aus III) 2 Jahren 5 Jahre 70,- €

  III/ 6J. II OZ 2 4 (aus II) 2 Jahren für 4 Jahre 90,- €

  III/ 6J. II OZ 2 6 4 Jahren dauerhaft 30,- €

  III/ 6J. II OZ 2 7 4 Jahren dauerhaft 60,- €

  III/ 6J. II OZ 2 8 4 Jahren dauerhaft 50,- €

  III/ 6J. II OZ 2 9 2 Jahren dauerhaft 50,- €

  III/ 6J. II OZ 2 10 2 Jahren dauerhaft 30,- €

12 III/ 8J. II OZ 1 5 (aus III) 2 Jahren 5 Jahre 70,- €

  III/ 8J. II OZ 1 5 (aus II) 2 Jahren 4 Jahre 90,- €

  III/ 8J. II OZ 1 8 2 Jahren 5 Jahre 70,- €

  III/ 8J. II OZ 2 5 (aus III) 2 Jahren 4 Jahre  

             

EG Vergütungsgruppe
Ortszuschlag

Stufe 1/2
Überleitung

aus Stufe
nach für  

10 IVa OZ 2 7 4 Jahren dauerhaft 25,- €

  IVa OZ 2 8 2 Jahren
5 Jahre
danach

50,- €
25,- €

  IVa OZ 2 9 2 Jahren dauerhaft 25,- €

  IVb/ 2J. IVa OZ 2 7 4 Jahren dauerhaft 25,- €

  IVb/ 2J. IVa OZ 2 8 2 Jahren
5 Jahre
danach

50,- €
25,- €

  IVb/ 2J. IVa OZ 2 9 2 Jahren dauerhaft 25,- €

  IVb/ 4J. IVa OZ 2 7 4 Jahren dauerhaft 25,- €

  IVb/ 4J. IVa OZ 2 8 2 Jahren
5 Jahre
danach

50,- €
25,- €

  IVb/ 4J. IVa OZ 2 9 2 Jahren dauerhaft 25,- €

  IVb/ 5J. IVa OZ 2 7 4 Jahren dauerhaft 25,- €

  IVb/ 5J. IVa OZ 2 8 2 Jahren
5 Jahre
danach

50,- €
25,- €

  IVb/ 5J. IVa OZ 2 9 2 Jahren dauerhaft 25,- €

  IVb/ 6J. IVa OZ 2 7 4 Jahren dauerhaft 25,- €

  IVb/ 6J. IVa OZ 2 8 2 Jahren
5 Jahre
danach

50,- €
25,- €
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  IVb/ 6J. IVa OZ 2 9 2 Jahren dauerhaft 25,- €

  IVb/ 8J. IVa OZ 2 5 2 Jahren
5 Jahre
danach

115,- €
25,- €

  IVb/ 8J. IVa OZ 2 7 4 Jahren dauerhaft 25,- €

  IVb/ 8J. IVa OZ 2 8 2 Jahren
5 Jahre
danach

50,- €
25,- €

  IVb/ 8J. IVa OZ 2 9 2 Jahren dauerhaft 25,- €

             

EG Vergütungsgruppe
Ortszuschlag

Stufe 1/2
Überleitung

aus Stufe
nach für  

8 Vc OZ 1 2 9 Jahren dauerhaft 55,- €

  Vc OZ 1 3 9 Jahren dauerhaft 55,- €

  Vc OZ 1 4 7 Jahren dauerhaft 55,- €

  Vc OZ 1 5 6 Jahren dauerhaft 55,- €

  Vc OZ 1 6 2 Jahren dauerhaft 55,- €

  Vc OZ 1 7 2 Jahren dauerhaft 55,- €

  Vc OZ 1 8 2 Jahren dauerhaft 55,- €

  Vc OZ 2 2 5 Jahren dauerhaft 55,- €

  Vc OZ 2 3 3 Jahren dauerhaft 120,- €

  Vc OZ 2 4 2 Jahren dauerhaft 120,- €

  Vc OZ 2 5 2 Jahren dauerhaft 120,- €

  Vc OZ 2 6 2 Jahren dauerhaft 120,- €

  Vc OZ 2 7 2 Jahren dauerhaft 120,- €

  Vc OZ 2 8 2 Jahren dauerhaft 120,- €

             

EG Vergütungsgruppe
Ortszuschlag

Stufe 1/2
Überleitung

aus Stufe
nach für  

6 VIb OZ 1 2 9 Jahren dauerhaft 50,- €

  VIb OZ 1 3 9 Jahren dauerhaft 50,- €

  VIb OZ 1 4 7 Jahren dauerhaft 50,- €

  VIb OZ 1 5 6 Jahren dauerhaft 50,- €

  VIb OZ 1 6 6 Jahren dauerhaft 50,- €

  VIb OZ 1 7 2 Jahren dauerhaft 50,- €

  VIb OZ 1 8  2 Jahren dauerhaft 50,- €

  VIb OZ 1 9  2 Jahren dauerhaft 50,- €

  VIb OZ 2 2 7 Jahren dauerhaft 90,- €

  VIb OZ 2 3 6 Jahren dauerhaft 90,- €

  VIb OZ 2 4 6 Jahren dauerhaft 90,- €

  VIb OZ 2 5 2 Jahren dauerhaft 90,- €

  VIb OZ 2 6 2 Jahren dauerhaft 90,- €

  VIb OZ 2 7 2 Jahren dauerhaft 90,- €
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  VIb OZ 2 8  2 Jahren dauerhaft 50,- €

  VIb OZ 2 9  2 Jahren dauerhaft 50,- €

             

EG Vergütungsgruppe
Ortszuschlag

Stufe 1/2
Überleitung

aus Stufe
nach für  

5 VII OZ 2 4 2 Jahren dauerhaft 20,- €

  VII OZ 2 5 2 Jahren dauerhaft 20,- €

  VII OZ 2 6 2 Jahren dauerhaft 20,- €

  VII OZ 2 7 2 Jahren dauerhaft 20,- €

  VII OZ 2 8 2 Jahren dauerhaft 20,- €

             

EG Vergütungsgruppe
Ortszuschlag

Stufe 1/2
Überleitung

aus Stufe
nach für  

3 VIII OZ 2 5 2 Jahren dauerhaft 50,- €

    OZ 2 6 2 Jahren dauerhaft 50,- €

    OZ 2 7 2 Jahren dauerhaft 50,- €

    OZ 2 8 2 Jahren dauerhaft 50,- €

    OZ 2 9 2 Jahren dauerhaft 35,- €

    OZ 2 10 2 Jahren dauerhaft 25,- €

             

EG Vergütungsgruppe
Ortszuschlag

Stufe 1/2
Überleitung

aus Stufe
nach für  

2 IX OZ 2 3 4 Jahren dauerhaft 40,- €

  IX OZ 2 4 4 Jahren dauerhaft 40,- €

  IX OZ 2 5 2 Jahren dauerhaft 40,- €

  IX OZ 2 6 2 Jahren dauerhaft 40,- €

  IX OZ 2 7 2 Jahren dauerhaft 25,- €

  X OZ 2 3 4 Jahren dauerhaft 40,- €

  X OZ 2 4 4 Jahren dauerhaft 40,- €

  X OZ 2 5 2 Jahren dauerhaft 40,- €

  X OZ 2 6 2 Jahren dauerhaft 40,- €

  X OZ 2 7 2 Jahren dauerhaft 25,- €

             

EG Vergütungsgruppe
Ortszuschlag

Stufe 1/2
Überleitung

aus Stufe
nach für  

1 XI OZ 2 3 4 Jahren dauerhaft 40,- €

  XI OZ 2 4 4 Jahren dauerhaft 40,- €

  XI OZ 2 5 2 Jahren dauerhaft 40,- €
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  XI OZ 2 6 2 Jahren dauerhaft 40,- €

  XI OZ 2 7 2 Jahren dauerhaft 25,- €

  XII OZ 2 3 4 Jahren dauerhaft 40,- €

  XII OZ 2 4 4 Jahren dauerhaft 40,- €

  XII OZ 2 5 2 Jahren dauerhaft 40,- €

  XII OZ 2 6 2 Jahren dauerhaft 40,- €

  XII OZ 2 7 2 Jahren dauerhaft 25,- €
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Anlage 7:
(nicht besetzt)

Anlage 8:
(nicht besetzt)

Anlage 9: Richtlinien für die Gewährung von Vorschüssen in 
besonderen Fällen

§ 1

(1) Werden Mitarbeiter, auf deren Arbeitsverhältnis die KAVO Anwendung findet, durch besondere 
Umstände zu unabwendbaren Ausgaben genötigt, die sie aus den laufenden Bezügen nicht 
bestreiten können, so kann der Dienstgeber aus eigenen Mitteln auf Antrag unverzinsliche 
Vorschüsse gewähren. Der Mitarbeiter muss sich in einem ungekündigten Arbeitsverhältnis 
befinden.

(2) Als besondere Umstände, die zu unabwendbaren Ausgaben nötigen, sind insbesondere 
anzusehen:

a) Wohnungswechsel aus zwingendem Anlass,

b) Aufwendungen aus Anlass der eigenen Eheschließung,

c) Aussteuer oder Ausstattung eigener Kinder bei deren Verheiratung oder beim Verlassen des 
Elternhauses oder zur Erlangung einer selbständigen Lebensstellung,

d) schwere Erkrankung, Ableben und Bestattung von mittellosen Familienangehörigen, wenn durch 
eine öffentliche oder private Fürsorgemaßnahme überhaupt nicht, nicht rechtzeitig oder nicht 
ausreichend geholfen wird,

e) ungedeckter Verlust von Hausrat, Wäsche, Kleidern und Schuhwerk, z. B. durch Brandschaden,

f) Erstbeschaffung von Kraftfahrzeugen durch Bedienstete, die wegen einer Behinderung von 
mindestens 50 v. H. für das Zurücklegen des Weges zwischen Wohnung und Arbeitsstätte auf ein 
eigenes Kraftfahrzeug angewiesen sind.

(3) Unverzinsliche Vorschüsse können außerdem gewährt werden, wenn für die Aufwendungen bei 
einem Krankheits- oder Todesfall Ersatz von einer Versicherung zu erwarten ist oder von einem 
Dritten Schadenersatz wegen unerlaubter Handlung gefordert werden kann. Ein derartiger 
Vorschuss kann bis zur Höhe einer an sich möglichen Beihilfe gewährt werden und bleibt bis zur 
endgültigen Entscheidung über den Ersatzanspruch unabgewickelt. Die Leistung des Vorschusses 
kann an die Bedingung geknüpft werden, dass der Vorschussnehmer als Sicherung seinen 
Ersatzanspruch in Höhe des Vorschusses dem Arbeitgeber überträgt und ihm die Befugnis einräumt, 
den abgetretenen Teil des Anspruchs selbständig geltend zu machen. Stellt sich innerhalb 
angemessener Zeit heraus, dass die Rechtsverfolgung des Anspruchs ohne Verschulden des 
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Vorschussnehmers ganz oder zum Teil aussichtslos ist, so wandelt die für die Festsetzung der 
Beihilfe zuständige Stelle mit Genehmigung des Generalvikariats den Vorschuss in eine Beihilfe 
um.

§ 2

(1) Die Vorschüsse werden nicht gewährt:

1. a) Zu Aufwendungen aus Anlass der Erstkommunion, Firmung und entsprechenden Feiern, 
2. b) zum Erwerb oder zur Erhaltung von Grundstücken, 
3. c) wegen Inanspruchnahme als Bürge, 
4. d) zur Führung von Zivilprozessen, 
5. e) zur Beschaffung von Hausrat, sofern nicht die Voraussetzungen des § 1 Abs. 2 Buchst. b, 

c oder e gegeben sind, 
6. f) zu regelmäßigen Aufwendungen, die aus den laufenden Bezügen zu bestreiten sind, z. B. 

für die regelmäßige Beschaffung von Kleidung, Wäsche und Schuhwerk, Beschaffung von 
Wintervorräten, Urlaubs- und Erholungsreisen. 

(2) Ferner dürfen Vorschüsse nicht gewährt werden, wenn durch Gewährung einer Unterstützung 
oder Beihilfe für einen Krankheits-, Geburts- oder Todesfall oder durch Leistungen einer 
Versicherung ausreichend geholfen wird.

§ 3

Die Vorschüsse dürfen nicht zu einer untragbaren Verschuldung führen und sind deshalb sehr 
vorsichtig zu bemessen.

§ 4

Der Vorschuss kann auf das Zwanzigfache des festzusetzenden monatlichen Tilgungsbetrages 
bemessen werden. Der Höchstbetrag eines Vorschusses ist das Dreifache der monatlichen 
Dienstvergütung, höchstens jedoch 2.556,46 Euro.

§ 5

(1) Die Tilgung des Vorschusses beginnt mit dem auf die Auszahlung des Vorschusses folgenden 
Zahlungstage der Bezüge und muss spätestens bis zur Beendigung des Dienstverhältnisses 
abgeschlossen sein. Soweit der Vorschuss zu Leistungen verwendet worden ist, für die der 
Vorschussempfänger in der Folge Ersatz von anderer Seite (Versicherungsleistungen, Sterbegeld, 
Unterstützungen usw.) erhält, ist der Ersatzbetrag zur Tilgung des Vorschusses zu verwenden.

(2) Im Weihnachtsmonat und in dem Monat, in den der Hauptteil des zustehenden Erholungsurlaubs 
fällt, kann eine Tilgung des Vorschusses unterbleiben.
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§ 6

Die Vorschussgewährung bedarf der Genehmigung des Generalvikariats. Sie gilt als erteilt bei 
Vorschüssen bis zur Höhe der monatlichen Dienstvergütung, unter Beachtung des § 4.

§ 7

Dienstreisenden, die zur Erfüllung ihrer Dienstpflichten in nicht unerheblichem Umfang auf die 
Benutzung eines privateigenen Kraftfahrzeugs angewiesen sind, kann der Dienstgeber aus eigenen 
Mitteln für die Erstbeschaffung eines Kraftfahrzeugs auf Antrag einen unverzinslichen 
Gehaltsvorschuss bis zu 2.600 Euro gewähren.
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Anlage 10: Bestimmungen über die Gewährung von Beihilfen 
in Krankheits-, Geburts- und Todesfällen (§ 33 KAVO)34

Erster Abschnitt.
Beihilfen in Krankheits- und Todesfällen

§ 1

Die Bestimmungen dieses Abschnitts finden Anwendung auf den Mitarbeiter, dessen 
Arbeitsverhältnis

1. vor dem 1. Januar 2000 begründet worden ist, solange es ununterbrochen fortbesteht, oder 
2. nach dem 31. Dezember 1999 begründet worden ist, wenn der Mitarbeiter am 31. Dezember 

1999 schon und seitdem ununterbrochen in einem oder mehreren Arbeitsverhältnissen im 
Sinne des § 1a Abs. 2 KAVO gestanden hat, aus denen er eine Beihilfeberechtigung hatte, 
und sich das neue Arbeitsverhältnis unmittelbar an das vorhergehende angeschlossen hat. 
Dies gilt nicht, wenn der Mitarbeiter aus seinem Verschulden oder auf eigenen Wunsch aus 
dem vorhergehenden Arbeitsverhältnis ausgeschieden ist, es sei denn, 

a. er hat das Arbeitsverhältnis wegen eines mit Sicherheit erwarteten Personalabbaus oder 
wegen Unfähigkeit zur Fortsetzung der Arbeit infolge einer Körperbeschädigung oder einer 
in Ausübung oder infolge seiner Arbeit erlittenen Gesundheitsschädigung aufgelöst, 

b. die Nichtgewährung der Beihilfe würde aus sonstigen Gründen eine unbillige Härte 
darstellen oder 

c. der Dienstgeber sagt den Beihilfeanspruch einzelvertraglich zu. 

Nach einem einzigen Wechsel zwischen zwei Arbeitsverhältnissen finden die Bestimmungen dieses 
Abschnitts auch dann Anwendung, wenn die Voraussetzungen des Unterabsatzes 1 Nr. 2 Satz 1 
vorliegen und der Mitarbeiter aus seinem Verschulden oder auf eigenen Wunsch aus dem 
vorhergehenden Arbeitsverhältnis ausgeschieden ist, ohne dass die Voraussetzungen des 
Unterabsatzes 1 Nr. 2 Satz 2 Buchstaben a) bis c) vorgelegen haben. Auf jedes nachfolgend neu 
begründete Arbeitsverhältnis findet Unterabsatz 1 Nummer 2 Anwendung.

§ 2

(1) Der Mitarbeiter erhält Beihilfe in entsprechender Anwendung der Bestimmungen der 
Beihilfenverordnung für Beamte im Dienst des Landes Nordrhein-Westfalen (BVO) vom 27. März 
1975 (Gesetz- und Verordnungsblatt Nordrhein-Westfalen 1975, S. 332) in der jeweiligen Fassung. 
Beihilfe wird jedoch nicht gewährt zu Aufwendungen aus Anlass eines medizinischen Eingriffs (z. 
B. Schwangerschaftsabbruch und Sterilisation), der gegen kirchliche Grundsätze verstößt.

9 Abs. 1 Unterabsatz 2 BVO findet keine Anwendung. § 5 dieser Bestimmungen bleibt unberührt.

Aufwendungen im Sinne des § 5 BVO sind nicht beihilfefähig.

34  Neufassung der Anlage gültig ab 1. Januar 2000 in Kraft. Die Änderungen gelten für Aufwendungen, die nach dem 
31. Dezember 1999 entstanden sind. Für Mitarbeiter, die am 31. Dezember 1999 in der gesetzlichen 
Krankenversicherung versichert sind, ist § 2 Absätze 2 und 3 in der ab dem 1. Januar 2000 geltenden Fassung erst 
auf Aufwendungen anzuwenden, die nach dem 31. März 2000 entstehen.
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(2) Der pflichtversicherte oder freiwillig in der gesetzlichen Krankenversicherung versicherte 
Mitarbeiter, dem nach § 257 SGB V ein Zuschuss zu seinem Krankenversicherungsbeitrag dem 
Grunde nach zusteht oder der nach § 224 SGB Vbeitragsfrei versichert ist, sowie seine 
berücksichtigungsfähigen Angehörigen sind ausschließlich auf die ihnen aus der gesetzlichen 
Krankenversicherung oder Unfallversicherung dem Grunde nach zustehenden Sach- oder 
Dienstleistungen angewiesen. Aufwendungen, die dadurch entstehen, dass sie diese Leistungen 
nicht in Anspruch nehmen oder sich an Stelle einer möglichen Sach- oder Dienstleistung eine 
Barleistung gewähren lassen, sind nicht beihilfefähig. Besteht ein Anspruch auf Gewährung eines 
Zuschusses gegen die Kranken- oder Unfallversicherung, sind die Aufwendungen mit Ausnahme 
derjenigen für Brillen (einschließlich für Reparatur und Aufarbeitung), der Mehrkosten für 
Zahnfüllungen, Verblendungen, implantologische Leistungen einschließlich der Suprakonstruktion 
sowie funktionsanalytische und funktionstherapeutische Maßnahmen (§ 28 Abs. 2 SGB V) 
beihilfefähig; die beihilfefähigen Aufwendungen werden um den dem Grunde nach zustehenden 
Zuschuss gekürzt.

(3)35 Bei dem privatversicherten Mitarbeiter, der bereits am 31. Dezember 1999 in einer privaten 
Krankenversicherung versichert war und nach § 257 SGB V einen Zuschuss zu seinem 
Krankenversicherungsbeitrag erhält oder dessen Beitrag nach § 207a SGB III übernommen wird, 
sind die Aufwendungen nur insoweit beihilfefähig, als sie über die zustehenden Leistungen der 
Krankenversicherung hinausgehen; dies gilt nicht für Aufwendungen, die in einer Zeit entstanden 
sind, in der der Dienstgeber sich nicht an den Beiträgen zur Krankenversicherung beteiligt hat. 
Übersteigt die Hälfte des Beitrags zu einer privaten Krankenversicherung den Beitragszuschuss 
nach § 257 SGB V, so gelten die Leistungen der privaten Krankenversicherung nur im Verhältnis 
des Beitragszuschusses zur Hälfte des Krankenversicherungsbeitrages als zustehende Leistungen im 
Sinne des Satzes 1. Maßgebend sind die Beiträge und der Beitragszuschuss im Zeitpunkt der 
Antragstellung.

(3a) Bei dem Mitarbeiter, der nach dem 31. Dezember 1999 in eine private Krankenversicherung 
wechselt und dem nach § 257 SGB V ein Zuschuss zu seinem Krankenversicherungsbeitrag dem 
Grunde nach zusteht oder dessen Beitrag nach § 207a SGB III übernommen wird, sind die 
Aufwendungen insoweit beihilfefähig, als sie über die dem Grunde nach zustehenden Leistungen 
der privaten Krankenversicherung hinausgehen. Übersteigt die Hälfte des Beitrags zu einer privaten 
Krankenversicherung den Beitragszuschuss nach § 257 SGB V, so gelten die Leistungen der 
privaten Krankenversicherung nur im Verhältnis des Beitragszuschusses zur Hälfte des 
Krankenversicherungsbeitrages als dem Grunde nach zustehende Leistung im Sinne des Satzes 1. 
Maßgebend sind die Beiträge und der Beitragszuschuss im Zeitpunkt der Antragstellung.

(4) Aufwendungen für Sanatoriumsaufenthalte und Heilkuren des in der gesetzlichen 
Krankenversicherung oder Rentenversicherung Versicherten, an dessen Beiträgen der Dienstgeber 
beteiligt ist oder dem er einen Zuschuss zu den Prämien einer Lebensversicherung zahlt, werden nur 
dann als beihilfefähig anerkannt, wenn der Versicherungsträger die Bewilligung eines Heil- und 
Kurverfahrens abgelehnt oder lediglich einen Zuschuss zu den Kosten zugesagt hat und der Amts- 

35 Der Mitarbeiter, der bereits am 31. Dezember 1999 in einer privaten Krankenversicherung versichert war, ohne 
einen Zuschuss des Dienstgebers nach § 257 SGB V zu erhalten, und der auch weiterhin einen Zuschuss des 
Dienstgebers nach § 257 SGB V nicht in Anspruch nimmt, erhält Beihilfe auf der Grundlage der beihilferechtlichen 
Bestimmungen für Beamte des Landes Nordrhein-Westfalen.
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oder Vertrauensarzt die Durchführung eines Sanatoriumsaufenthaltes oder einer Heilkur als 
dringend notwendig bezeichnet. Das gilt bei Sanatoriumsaufenthalten auch für die 
berücksichtigungsfähigen Angehörigen.

§ 3

Beihilfen werden auch gewährt

1. an den Mitarbeiter, der über die Bezugszeit der vom Dienstgeber gewährten Krankenbezüge 
hinaus arbeitsunfähig ist, 

2. an die Mitarbeiterin für die Bezugszeit von Mutterschaftsgeld nach der 
Reichsversicherungsordnung oder dem Mutterschutzgesetz, 

solange das Arbeitsverhältnis fortbesteht. Satz 1 gilt entsprechend für die Zeit einer Elternzeit.

§ 4

(1) Ein nichtvollbeschäftigter Mitarbeiter erhält von der errechneten Beihilfe den Teil, der dem 
Verhältnis entspricht, in dem die regelmäßige durchschnittliche wöchentliche Arbeitszeit (§ 14 
KAVO) eines entsprechenden vollbeschäftigten Mitarbeiters zu der arbeitsvertraglich vereinbarten 
regelmäßigen durchschnittlichen wöchentlichen Arbeitszeit steht. Die Regelung des § 5 Abs. 1 
Unterabs. 1 bleibt unberührt.

Steht dem Mitarbeiter aus mehreren Arbeitsverhältnissen nach diesen Bestimmungen ein Anspruch 
auf Beihilfe zu und beträgt die Summe aller Beschäftigungsumfänge mehr als der 
Beschäftigungsumfang eines entsprechenden Vollbeschäftigten, wird die Gesamtbeihilfe beschränkt 
auf die Beihilfe, die ein Vollbeschäftigter erhalten würde. Der Anspruch gegen den einzelnen 
Dienstgeber bestimmt sich nach dem Verhältnis des mit ihm vereinbarten Beschäftigungsumfangs 
zum Gesamtbeschäftigungsumfang.

(2) Ein Anspruch auf Beihilfe besteht nicht, soweit

1. a) der Mitarbeiter aufgrund seiner Tätigkeit im öffentlichen Dienst eine 
Beihilfeberechtigung in voller Höhe hat, 

2. b) der krankenversicherungspflichtige Mitarbeiter aufgrund der Tätigkeit seines Ehegatten 
im öffentlichen Dienst im Beihilfefall eine berücksichtigungsfähige oder selbst 
beihilfeberechtigte Person darstellt. 

Hat der Mitarbeiter aufgrund seiner oder der Tätigkeit seines Ehegatten im öffentlichen Dienst 
Anspruch auf eine anteilige Beihilfezahlung, so ist diese insoweit anzurechnen, als die 
Gesamtbeihilfe nicht höher sein darf als die Beihilfe, die einem vollbeschäftigten Mitarbeiter 
zustünde.
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Zweiter Abschnitt.
Beihilfe in Geburtsfällen

§ 5

(1) In Geburtsfällen erhält der Mitarbeiter bei Lebendgeburten eine Geburtsbeihilfe in Höhe von 
358 Euro, wenn die arbeitsvertraglich vereinbarte durchschnittliche regelmäßige wöchentliche 
Arbeitszeit des Mitarbeiters mindestens die Hälfte der regelmäßigen Arbeitszeit eines 
entsprechenden vollbeschäftigten Mitarbeiters beträgt. Beträgt die Arbeitszeit weniger als die Hälfte 
der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit eines vergleichbaren vollbeschäftigten Mitarbeiters, 
erhält er die Geburtsbeihilfe zur Hälfte. In Geburtsfällen einer Mitarbeiterin, die nur einen Anspruch 
auf die Hälfte der Geburtsbeihilfe hat, wird die volle Geburtsbeihilfe gewährt, wenn der nach dieser 
Ordnung beihilfeberechtigte Ehemann diesen Anspruch im Falle der nichtbeihilfeberechtigten 
Ehefrau hätte.

Die Geburtsbeihilfe vermindert sich um den Betrag, den der Mitarbeiter selbst aus einem anderen 
Arbeitsverhältnis oder sein Ehegatte aus einem eigenen Arbeitsverhältnis als Zuschuss zu den 
Aufwendungen für die Säuglings- und Kleinkinderausstattung bei Lebendgeburten, als 
Geburtsbeihilfe oder als eine entsprechende Leistung erhält. Die Geburtsbeihilfe wird auf Antrag 
gewährt.

(2) Absatz 1 gilt entsprechend, wenn der Mitarbeiter ein Kind unter zwei Jahren als Kind annimmt 
oder mit dem Ziel der Annahme in seinen Haushalt aufnimmt und die zur Annahme erforderliche 
Einwilligung (§§ 1747, 1748 BGB) erteilt ist.

Dritter Abschnitt.
Empfänger von Versorgungsbezügen nach beamtenrechtlichen Grundsätzen

§ 6

Ein Empfänger von Versorgungsbezügen nach beamtenrechtlichen Grundsätzen und seine 
versorgungsberechtigten Hinterbliebenen erhalten Beihilfen wie Versorgungsempfänger im Sinne 
des § 1 Abs. 1 Nr. 2 und 3 der Beihilfenverordnung für Beamte im Dienst des Landes Nordrhein-
Westfalen.

Dies gilt jedoch nur, wenn der Versorgungsanspruch im kirchlichen Dienst erworben wurde.
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Anlage 11: Dienstwohnungsverordnung

§ 1 Dienstwohnung

(1) Dienstwohnungen sind solche Wohnungen oder einzelne Wohnräume, die Inhabern bestimmter 
Stellen unter ausdrücklicher Bezeichnung als Dienstwohnung ohne Abschluss eines Mietvertrages 
schriftlich zugewiesen werden und im Haushaltsplan als solche bezeichnet werden.

(2) Dienstwohnungen können sich in Gebäuden oder Gebäudeteilen befinden, die im Eigentum, in 
der Verwaltung oder im Besetzungsrecht des Arbeitgebers stehen.

(3) Dienstwohnungen dürfen nicht unentgeltlich überlassen werden.

§ 2 Genehmigung

Die Zuweisung bedarf der Genehmigung des Generalvikariates. Das gleiche gilt für den Verzicht 
auf die Zuweisung sowie bei Aufgabe der Dienstwohnung ohne Beendigung des 
Dienstverhältnisses.

§ 3 Beginn und Ende des Dienstwohnungsverhältnisses

(1) Das Dienstwohnungsverhältnis beginnt mit dem Tag, der in der Zuweisung der Dienstwohnung 
genannt ist.

(2) Das Dienstwohnungsverhältnis endet mit dem Tag, an dem das Arbeitsverhältnis endet. Für die 
Anordnung von Räumungsfristen sind die gesetzlichen Bestimmungen zu beachten.

(3) Beim Tode des Arbeitnehmers verbleibt dem Ehegatten oder den Kindern, für die dem 
Arbeitnehmer Kindergeld ganz oder teilweise zustand, die Dienstwohnung für längstens 3 Monate. 
Die Räumungsfrist beginnt mit dem Ersten des Monats, der auf den Sterbemonat des Arbeitnehmers 
folgt.

§ 4 Örtlicher Mietwert

(1) Für jede Dienstwohnung ist der örtliche Mietwert zu ermitteln.

(2) Der örtliche Mietwert der Dienstwohnungen ist durch Vergleich mit den Mieten zu ermitteln, 
welche für Wohnungen gezahlt werden, die nach ihrer Lage und Art und nach anderen, den 
Mietwert beeinflussenden besonderen Umständen vergleichbar sind. Unzulässig ist es, den 
Mietwert aufgrund des Bauwertes oder aufgrund von Abschätzungen festzusetzen, die auf die für 
gleichartige und gleichwertige Wohnungen vereinbarten Mieten keine Rücksicht nehmen.

(3) Die örtlichen Mietwerte sind beim Wechsel des Dienstwohnungsinhabers, spätestens jedoch alle 
drei Jahre, nachzuprüfen. Änderungen der Mietwertfestsetzungen treten mit dem ersten Tage des 
auf die Neufestsetzung folgenden Monats in Kraft.
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§ 5 Nutzungsentschädigung

(1) Als Nutzungsentschädigung ist der örtliche Mietwert (§ 4), höchstens jedoch die 
Nutzungsentschädigung nach § 6 von der Vergütung einzubehalten oder, falls Vergütung nicht oder 
nicht in ausreichender Höhe gezahlt wird, zu entrichten.

(2) Übersteigt der örtliche Mietwert (§ 4) die höchste Nutzungsentschädigung (§ 6), so sind die 
steuer- und versicherungsrechtlichen Bestimmungen zu beachten. Steuern und 
Versicherungsbeiträge (Arbeitnehmeranteil) trägt der Dienstwohnungsinhaber.

(3) Neben der Nutzungsentschädigung sind bei der Mietwertfestsetzung unberücksichtigt gelassene 
Nebenabgaben und Nebenleistungen (§§ 9 bis 11) besonders zu zahlen.

(4) Vor der Entscheidung über die Höhe der Nutzungsentschädigung bei der erstmaligen Zuweisung 
der Wohnung und in den Fällen des § 4 Abs. 3 soll der Arbeitnehmer gehört werden. Die 
Entscheidung ist ihm in Textform bekannt zu geben.

§ 6 Höchste Nutzungsentschädigung

(1) Die Nutzungsentschädigung darf den Betrag nicht übersteigen, der sich aus der nachstehenden 
Aufstellung ergibt (höchste Nutzungsentschädigung).

Bei einer nach Abs. 2 und 3 maßgeblichen monatlichen 
Bruttovergütung

Höchste Nutzungsentschädigung in 
Euro

von Euro bis unter Euro  

1.251,00 1.302,00 214,00

1.302,00 1.353,00 222,00

1.353,00 1.404,00 227,00

1.404,00 1.455,00 232,00

1.455,00 1.506,00 237,00

1.506,00 1.557,00 242,00

1.557,00 1.608,00 247,00

1.608,00 1.659,00 252,00

1.659,00 1.710,00 257,00

1.710,00 1.761,00 262,00

1.761,00 1.812,00 267,00

1.812,00 1.863,00 272,00

1.863,00 1.914,00 277,00

1.914,00 1.965,00 282,00

1.965,00 2.016,00 287,00

2.016,00 2.067,00 292,00

2.067,00 2.118,00 297,00
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2.118,00 2.169,00 302,00

2.169,00 2.220,00 307,00

2.220,00 2.271,00 312,00

2.271,00 2.322,00 317,00

2.322,00 2.373,00 322,00

2.373,00 2.424,00 327,00

2.424,00 2.475,00 332,00

2.475,00 2.526,00 337,00

2.526,00 2.577,00 342,00

2.577,00 2.628,00 347,00

2.628,00 2.679,00 352,00

2.679,00 2.730,00 357,00

2.730,00 2.781,00 362,00

2.781,00 2.832,00 367,00

2.832,00 2.883,00 372,00

2.883,00 2.934,00 377,00

2.934,00 2.985,00 382,00

2.985,00 3.036,00 387,00

3.036,00 3.087,00 392,00

3.087,00 3.138,00 397,00

3.138,00 3.189,00 402,00

3.189,00 3.240,00 407,00

3.240,00 3.291,00 412,00

3.291,00 3.342,00 417,00

3.342,00 3.393,00 422,00

3.393,00 3.444,00 427,00

3.444,00 3.495,00 432,00

3.495,00 3.546,00 437,00

3.546,00 3.597,00 442,00

3.597,00 3.648,00 447,00

3.648,00 3.699,00 452,00

3.699,00 3.750,00 457,00

3.750,00 3.801,00 462,00

3.801,00 3.852,00 467,00

3.852,00 3.903,00 472,00

3.903,00 3.954,00 477,00
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3.954,00 4.005,00 482,00

4.005,00 4.056,00 487,00

4.056,00 4.107,00 492,00

4.107,00 4.158,00 497,00

4.158,00 4.209,00 502,00

4.209,00 4.260,00 507,00

4.260,00 4.311,00 512,00

4.311,00 4.362,00 517,00

4.362,00 4.413,00 522,00

4.413,00 4.464,00 527,00

4.464,00 4.515,00 532,00

4.515,00 4.566,00 537,00

4.566,00 4.617,00 542,00

4.617,00 4.668,00 547,00

4.668,00 4.719,00 552,00

4.719,00 4.770,00 557,00

4.770,00 4.821,00 562,00

4.821,00 4.872,00 567,00

4.872,00 4.923,00 572,00

4.923,00 4.974,00 577,00

4.974,00 5.025,00 582,00

5.025,00 5.076,00 587,00

 
Die höchste Nutzungsentschädigung von 587 Euro erhöht sich um jeweils 5 Euro für jeden weiteren 
Betrag von 51 Euro, um den die monatliche Bruttovergütung 5.025 Euro übersteigt.

(2) Abs. 1 gilt nur für Mitarbeiter mit Vollbeschäftigung. Für Mitarbeiter mit Teilzeitbeschäftigung 
gilt Abs. 1 sinngemäß, jedoch mit der Maßgabe, dass an die Stelle der tatsächlichen Vergütung die 
Bruttovergütung tritt, die er als Mitarbeiter mit Vollbeschäftigung in dieser Tätigkeit erhalten 
würde. Das gleiche gilt in den Fällen des § 10 KAVO.

(3) Die maßgebliche Bruttovergütung setzt sich zusammen aus dem Monatstabellenentgelt (ggfls. 
aus einer individuellen Zwischen-/Endstufe) sowie den Zulagen mit Ausnahme der 
kinderbezogenen Besitzstandszulagen.

(4) Eine Änderung der höchsten Nutzungsentschädigung aufgrund veränderter Bruttovergütungen 
ist mit Wirkung vom Ersten des auf die Vergütungsänderung folgenden Monats an vorzunehmen. 
Bei einer rückwirkenden Erhöhung der Bruttovergütung gilt als Tag der Vergütungsänderung der 
Zeitpunkt, an dem das maßgebliche Ereignis (Bekanntgabe der Verordnung, der Höhergruppierung) 
eingetreten ist.
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§ 7 Zahlung der Nutzungsentschädigung

(1) Die Nutzungsentschädigung ist jeweils monatlich einzubehalten bzw. zu entrichten.

(2) Die Zahlungspflicht des Dienstwohnungsinhabers beginnt mit dem in der Zuweisung genannten 
Termin. Wird der Einzug durch Gründe verzögert, die der Mitarbeiter nicht zu vertreten hat, so soll 
ihm ein angemessener Nachlass gewährt werden.

(3) Die Zahlungspflicht endet mit dem Tage, an dem die Zuweisung der Räume als Dienstwohnung 
aufhört, oder mit dem Tage, für den das Räumen der Dienstwohnung angeordnet worden ist. Kann 
eine Dienstwohnung bis zum Ablauf der angeordneten Räumungsfrist nicht oder nur teilweise 
geräumt werden, ist für die weiter benutzten Räume eine Nutzungsentschädigung in Höhe des 
örtlichen Mietwertes zu erheben; von dem Abschluss eines Mietvertrages ist in der Regel 
abzusehen.

§ 8 Veränderungen der Dienstwohnungen

(1) Veränderungen in Umfang, Anordnung, Ausstattung oder Einrichtung der Dienstwohnung nebst 
Zubehör dürfen nur mit schriftlicher Zustimmung des Arbeitgebers vorgenommen werden. Bei der 
Zustimmung ist zu entscheiden, ob die Kosten der Veränderung ganz oder teilweise vom 
Dienstwohnungsinhaber zu tragen sind und ob bei der Rückgabe der Dienstwohnung der früherer 
Zustand auf seine Kosten wiederherzustellen ist.

(2) Eine aufgrund von Veränderungen notwendige Erhöhung des Mietwertes ist mit Wirkung vom 
Ersten des Monats an vorzunehmen, der auf den Monat folgt, in dem die Veränderungen 
durchgeführt worden sind. Entsprechendes gilt für die Neufestsetzung der Nutzungsentschädigung. 
Eine Erhöhung des Mietwertes aufgrund von Veränderungen ist nicht vorzunehmen, soweit diese 
auf Kosten des Dienstwohnungsinhabers ausgeführt worden sind.

(3) Schönheitsreparaturen sind vom Dienstwohnungsinhaber zu tragen.

§ 9 Nebenabgaben

(1) Die nach § 5 Abs. 3 vom Dienstwohnungsinhaber neben der Nutzungsentschädigung zu 
tragenden Nebenabgaben usw. sind dem Dienstwohnungsinhaber in Textform bekannt zu geben. 
Die Nebenabgaben usw. sind zusammen mit der Nutzungsentschädigung zu entrichten, soweit sie 
vom Dienstwohnungsinhaber nicht unmittelbar an die Forderungsberechtigten zu zahlen sind. Wenn 
Nebenabgaben usw. ausnahmsweise erst an späteren Tagen gezahlt werden sollen, ist eine 
entsprechende Anordnung in Textform zu treffen.

(2) Nebenabgaben sind insbesondere zu entrichten für:

a. den Wasserverbrauch einschließlich der Miete für die Wasseruhr; 
b. die Kosten des Betriebs von Sammelheizungs- und Warmwasserversorgungsanlagen. Die 

Kosten umfassen die Aufwendungen für Brennstoffe einschließlich Lieferung und 
Schlackenabfuhr, Betriebsstrom, Bedienung und Wartung, Verwendung einer Ausstattung 
zur Verbrauchserfassung sowie Lieferung von Fernwärme und Fernwarmwasser. In 
Mehrfamilienhäusern, die eine Sammelheizungs- und Warmwasserversorgungsanlage haben, 
sind die Kosten des Betriebs auf die Wohnungsinhaber umzulegen. Dabei sind die Kosten zu 
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70 v. H. nach dem erfassten Wärme- bzw. Wasserverbrauch, zu 30 v. H. nach der 
Wohnfläche zu verteilen. Sind Wärmemesser oder Messvorrichtungen für Warmwasser nicht 
vorhanden, ist als Verteilungsmaßstab die Wohnfläche zugrunde zu legen; hiervon kann im 
Einzelfall mit Zustimmung des Dienstwohnungsinhabers zugunsten einer angemesseneren 
Kostenaufteilung abgewichen werden; 

c. den Verbrauch von elektrischem Strom und von Gas; 
d. die Möblierung der Dienstwohnung durch den Arbeitgeber bzw. Eigentümer. 

(3) Dienstgeber und Dienstwohnungsinhaber können vereinbaren, dass Nebenabgaben als Pauschale 
oder als Vorauszahlung ausgewiesen werden. Vorauszahlungen für Nebenabgaben dürfen nur in 
angemessener Höhe vereinbart werden.

(4) Über die Vorauszahlungen für Nebenabgaben ist jährlich abzurechnen; dabei ist der Grundsatz 
der Wirtschaftlichkeit zu beachten. Die Abrechnung ist dem Dienstwohnungsinhaber spätestens bis 
zum Ablauf des zwölften Monats nach Ende des vom Dienstgeber festgelegten 
Abrechnungszeitraums mitzuteilen. Nach Ablauf dieser Frist ist die Geltendmachung einer 
Nachforderung durch den Dienstgeber ausgeschlossen, es sei denn, der Dienstgeber hat die 
verspätete Geltendmachung nicht zu vertreten. Der Dienstgeber ist zu Teilabrechnungen nicht 
verpflichtet. Einwendungen gegen die Abrechnung hat der Dienstwohnungsinhaber dem 
Dienstgeber spätestens bis zum Ablauf des zwölften Monats nach Zugang der Abrechnung 
mitzuteilen. Nach Ablauf dieser Frist kann der Dienstwohnungsinhaber Einwendungen nicht mehr 
geltend machen, es sei denn, der Dienstwohnungsinhaber hat die verspätete Geltendmachung nicht 
zu vertreten.

§ 10 Hausgärten

Hausgärten einschließlich Vorgärten, die als Zubehör zu Dienstwohnungen gelten, sind vom 
Dienstwohnungsinhaber in ordnungsgemäßem Zustande zu erhalten.

§ 11 Überlassung von Garagen

Für privateigene Kraftfahrzeuge dürfen Dienstwohnungsinhabern Unterstellräume nur gegen 
Zahlung einer ortsüblichen Entschädigung zur Verfügung gestellt werden.
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Anlage 12: 

(nicht besetzt)

Anlage 13: Verordnung über Vermögenswirksame Leistungen

§1 Voraussetzungen und Höhe der vermögenswirksamen Leistungen

(1) Der Mitarbeiter, auf dessen Arbeitsverhältnis die KAVO Anwendung findet, erhält monatlich 
eine vermögenswirksame Leistung im Sinne des Vermögensbildungsgesetzes.

(2) Der auf Zeit angestellte Mitarbeiter hat Anspruch auf die vermögenswirksame Leistung nur, 
wenn das Arbeitsverhältnis voraussichtlich mindestens 6 Monate dauert.

(3) 1Die vermögenswirksame Leistung beträgt monatlich für den vollbeschäftigten Mitarbeiter 

mindestens 6,65 Euro36. 2Der nicht vollbeschäftigte Mitarbeiter erhält von dem Betrag nach Satz 1 
den Teil, der dem Maß der mit ihm vereinbarten durchschnittlichen regelmäßigen wöchentlichen 
Arbeitszeit entspricht.

3Für die Höhe der vermögenswirksamen Leistung ist die am Ersten des jeweiligen Kalendermonats 
oder, falls das Arbeitsverhältnis nach dem Ersten eines Kalendermonats begründet wird, für diesen 
Monat die für den Beginn des Arbeitsverhältnisses arbeitsvertraglich vereinbarte Arbeitszeit 
maßgebend.

(4) 1Ab 1. März 1981 erhalten vollbeschäftigte Mitarbeiter, deren Grundvergütung und 
Ortszuschlag (zugrundezulegen ist die Stufe 2) im Kalendermonat den Betrag von 971,45 Euro 
nicht erreicht, anstelle der vermögenswirksamen Leistung gemäß Abs. 3 Buchst. a) eine solche von 
13,29 Euro.

2Nicht vollbeschäftigte Mitarbeiter erhalten anstelle der vermögenswirksamen Leistung gemäß 
Absatz 3 eine anteilige Leistung; die Einkommensgrenze von 971,45 Euro ist in diesen Fällen in 
entsprechender Anwendung des § 29 Abs. 2 KAVO zu ermitteln.

3Die Regelungen dieses Absatzes finden keine Anwendung auf vermögenswirksame Anlagen, die 
nach dem 20. Juni 2005 abgeschlossen werden.

(5) Die vermögenswirksame Leistung wird nur für Kalendermonate gewährt, für die dem 
Mitarbeiter Vergütung, Urlaubsvergütung oder Krankenbezüge zustehen. Für Zeiten, für die 
Krankengeldzuschuss zusteht, ist die vermögenswirksame Leistung Teil des 
Krankengeldzuschusses.

(6) Die vermögenswirksame Leistung nach dieser Verordnung ist nicht zusatzversorgungsfähig.

36 Bistümer Essen und Münster: Für am 20. Juni 2005 bestehende vermögenswirksame Anlagen beträgt die 
vermögenswirksame Leistung bis zum Ablauf der Laufzeit der vermögenswirksamen Anlage monatlich 13,29 Euro.
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§ 2 Mitteilung der Anlageart

Der Mitarbeiter teilt dem Arbeitgeber in Textform die Art der gewählten Anlage mit und gibt 
hierbei, soweit dies nach der Art der Anlage erforderlich ist, das Unternehmen oder Institut mit der 
Nummer des Kontos an, auf das die Leistung eingezahlt werden soll.

§ 3 Entstehung und Fälligkeit des Anspruchs

(1) Der Anspruch auf die vermögenswirksame Leistung entsteht frühestens für den Kalendermonat, 
in dem der Mitarbeiter dem Arbeitgeber (ggf. der die Vergütung zahlenden Stelle) die nach § 2 
erforderlichen Angaben mitteilt und für die beiden vorangegangenen Kalendermonate desselben 
Kalenderjahres. Die Ansprüche werden erstmals am Letzten des zweiten auf die Mitteilung 
folgenden Kalendermonats fällig.

(2) Der Anspruch entsteht nicht für einen Kalendermonat, für den dem Mitarbeiter von seinem oder 
einem anderen Arbeitgeber oder Dienstherrn eine vermögenswirksame Leistung aus diesem oder 
aus einem früher begründeten Arbeits- oder sonstigen Rechtsverhältnis erbracht wird. Dies gilt 
nicht, wenn der Anspruch mit einem gegen einen anderen Arbeitgeber oder Dienstherrn 
bestehenden Anspruch auf eine vermögenswirksame Leistung von weniger als 6,65 Euro 
zusammentrifft.

§ 4 Änderung der vermögenswirksamen Anlage

(1) Der Mitarbeiter kann während des Kalenderjahres die Art der vermögenswirksamen Anlage 
nach dieser Verordnung und das Unternehmen oder Institut, bei dem sie erfolgen soll, nur mit 
Zustimmung des Arbeitgebers wechseln.

(2) Für die vermögenswirksame Leistung nach dieser Verordnung und die vermögenswirksame 
Anlage von Teilen des Arbeitsentgelts nach § 4 Abs. 1 des Vermögensbildungsgesetzes soll der 
Mitarbeiter möglichst dieselbe Anlageart und dasselbe Unternehmen oder Institut wählen.

(3) Die Änderung einer schon bestehenden Vereinbarung nach § 4 Abs. 1 des 
Vermögensbildungsgesetzes bedarf nicht der Zustimmung des Arbeitgebers, wenn der Mitarbeiter 
diese Änderung aus Anlaß der erstmaligen Gewährung der vermögenswirksamen Leistung nach 
dieser Verordnung verlangt.

(4) In den Fällen der Abs. 1 und 3 gilt § 3 Abs. 1 Satz 2 entsprechend.

§ 5 Nachweis bei Anlage nach § 2 Abs. 1 Nr. 5 des Vermögensbildungsgesetzes

Bei einer vermögenswirksamen Anlage nach § 2 Abs. 1 Nr. 5 des Vermögensbildungsgesetzes hat 
der Mitarbeiter seinem Dienstgeber die zweckentsprechende Verwendung der vermögenswirksamen 
Leistungen auf Verlangen nachzuweisen; das Auslaufen der Entschuldung hat er unverzüglich 
anzuzeigen.
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§ 6 Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1972 in Kraft. 
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Anlage 1437: Verordnung über eine Weihnachtszuwendung

§ 1 Anspruchsvoraussetzungen

(1) Der Mitarbeiter, der am 1. Dezember im Arbeitsverhältnis steht, hat Anspruch auf eine 
Weihnachtszuwendung.

(2) 1Der Mitarbeiter, dessen Arbeitsverhältnis spätestens mit Ablauf des 30. November endet und 
der mindestens vom Beginn des Kalenderjahres ununterbrochen in einem Arbeitsverhältnis 
gestanden hat, auf das die Kirchliche Arbeits- und Vergütungsordnung (KAVO) oder eine andere 
von einer Kommission im Sinne des Art. 9 Grundordnung beschlossene Ordnung Anwendung fand, 
erhält eine Zuwendung, wenn er wegen

a. Erreichens der Regelaltersgrenze (§ 48 Abs. 1 Buchst. a KAVO) oder 
b. verminderter Erwerbsfähigkeit (§ 48 KAVO) 

ausgeschieden ist oder 
c. Erfüllung der Voraussetzungen zum Bezug einer sonstigen abschlagsfreien Altersrente nach 

dem SGB VI, 
d. eines mit Sicherheit erwarteten Personalabbaus, 
e. einer Körperbeschädigung, die ihn zur Fortsetzung des Arbeitsverhältnisses unfähig macht, 

oder 
f. einer in Ausübung oder infolge seiner Arbeit erlittenen Gesundheitsschädigung, die seine 

Arbeitsfähigkeit für längere Zeit wesentlich herabsetzt, 

gekündigt oder einen Auflösungsvertrag geschlossen hat.

2Satz 1 gilt entsprechend, wenn spätestens mit Ablauf des 30. November das Ruhen des 
Arbeitsverhältnisses nach § 48 Abs. 1 Satz 6 KAVO eintritt.

3Absatz 1 gilt nicht. 

§ 2 Höhe der Zuwendung

(1) 1Die Zuwendung beträgt 85 % eines Monatsentgelts. 2Grundlage für die Berechnung der 

Zuwendung ist das Entgelt für den Monat September. 3Hat der Mitarbeiter im Monat September 
keine oder teilweise keine Bezüge erhalten, so bemisst sich die Zuwendung nach dem Betrage, der 

für den Monat September zu zahlen gewesen wäre. 4In die Berechnung gemäß Satz 2 werden auch 
die sonstigen in Monatsbeträgen festgelegten Entgeltbestandteile (§ 23a Abs. 1 Satz 1 KAVO) 
einbezogen.

5Für den Mitarbeiter, dessen Arbeitsverhältnis später als am 1. September begonnen hat, tritt für die 
Berechnung der Zuwendung an die Stelle des Monats September der erste volle Kalendermonat des 
Arbeitsverhältnisses.

37  § 2 KAVO in Verbindung mit Ziffer 2 der „Ordnung über die Rechtsfolgen eines Dienstgeberwechsels im 
Geltungsbereich der Grundordnung des kirchlichen Dienstes im Rahmen kirchlicher Arbeitsverhältnisse“ 
(Beschluss der Zentralen Kommission der Zentral-KODA [seit 1. März 2023: Zentrale Arbeitsrechtliche 
Kommission] vom 23. November 2016) bleibt unberührt.
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6Für den Mitarbeiter, der unter § 1 Abs. 2 fällt und der im Monat September nicht in einem 
Arbeitsverhältnis gestanden hat, tritt für die Berechnung der Zuwendung an die Stelle des Monats 
September der letzte volle Kalendermonat, in dem das Arbeitsverhältnis vor dem Monat September 
bestanden hat.

7In den Fällen, in denen im Bemessungsmonat für die Zuwendung eine elterngeldunschädliche 
Teilzeitbeschäftigung ausgeübt wird und das Kind am ersten Tage des Bemessungsmonats den 
zwölften Lebensmonat noch nicht vollendet hat, bemisst sich die Zuwendung abweichend von dem 
Beschäftigungsumfang im Bemessungsmonat nach dem Beschäftigungsumfang am Tage vor dem 
Beginn der Elternzeit.

(2) 1Der Anspruch nach § 1 Abs. 1 und 2 vermindert sich um ein Zwölftel für jeden Kalendermonat, 
in dem der Mitarbeiter keinen Anspruch auf Entgelt oder Fortzahlung des Entgelts nach § 23a 

KAVO hat. 2Die Verminderung unterbleibt für die Kalendermonate,

a. für die der Mitarbeiter keine Bezüge erhalten hat wegen der 

aa) Ableistung von Grundwehrdienst oder Zivildienst, wenn er vor dem 1. Dezember 
entlassen worden ist und nach der Entlassung die Arbeit unverzüglich wieder aufgenommen 
hat,

bb) Beschäftigungsverbote nach dem Mutterschutzgesetz,

cc) Inanspruchnahme der Elternzeit nach dem Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz bis 
zur Vollendung des zwölften Lebensmonats des Kindes, wenn am Tage vor Antritt der 
Elternzeit Anspruch auf Bezüge oder auf Zuschuss zum Mutterschaftsgeld bestanden hat,

b. in denen dem Mitarbeiter Krankengeldzuschuss gezahlt wurde oder nur wegen der Höhe der 
Barleistungen des Sozialversicherungsträgers Krankengeldzuschuss nicht gezahlt worden 
ist.

(3) 1Die Zuwendung erhöht sich um 20 Euro für jedes Kind eines Mitarbeiters, wenn das Kind am 

1. September das 27. Lebensjahr noch nicht vollendet hat. 2§ 29 Abs. 2 KAVO findet Anwendung. 
3Der Erhöhungsbetrag wird auf einmaligen Antrag mit Vorlage des Geburtsnachweises gewährt.

(4) 1Hat der Mitarbeiter nach § 1 Abs. 2 dieser Ordnung oder nach entsprechenden Vorschriften 
einer anderen Ordnung bereits eine Zuwendung erhalten und erwirbt er für dasselbe Kalenderjahr 
einen weiteren Anspruch auf eine Zuwendung, vermindert sich diese Zuwendung um ein Zwölftel 

für jeden Kalendermonat, für den er eine solche Zuwendung erhalten hat. 2Der Erhöhungsbetrag 
wird für das nach Abs. 3 zu berücksichtigende Kind in jedem Kalenderjahr nur einmal gewährt.

§ 3 Anrechnung von Leistungen

1Wird aufgrund anderer Bestimmungen oder Verträge oder aufgrund betrieblicher Übung oder aus 
einem sonstigen Grunde eine Weihnachtszuwendung oder in Zusammenhang mit dem 
Weihnachtsfest eine entsprechende Leistung von demselben Arbeitgeber gezahlt, so wird diese 

Leistung auf die Zuwendung nach dieser Ordnung angerechnet. 2Satz 1 gilt auch für eine 
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Zuwendung aus einem Arbeitsverhältnis während der Elternzeit nach dem Bundeselterngeld- und 
Elternzeitgesetz.

§ 4 Zahlung der Zuwendung

(1) Die Zuwendung soll spätestens am 1. Dezember gezahlt werden.

(2) In den Fällen des § 1 Abs. 2 soll die Zuwendung bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses 
gezahlt werden.

§ 5 Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1975 in Kraft unter Aufhebung der bisherigen Verordnungen.
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Anlage 15: Reisekostenvergütung (§ 33b KAVO)

§ 1 Geltungsbereich 
(1) Diese Anlage regelt Art und Umfang der Reisekostenvergütung nach § 33b KAVO.

(2) Die Bestimmungen dieser Anlage entsprechen im Wesentlichen den Regelungen des 
Reisekostengesetzes Nordrhein-Westfalen (Landesreisekostengesetz - LRKG). Soweit die 
Bestimmungen dieser Anlage mit denen des LRKG übereinstimmen, werden sie in gleicher Weise 
ausgelegt. Dabei werden die zum LRKG erlassenen Verwaltungsvorschriften beachtet.

§ 2 Dienstreisen 

(1) Dienstreisende im Sinne dieser Anlage sind die Mitarbeiter, die eine Dienstreise ausführen.

(2) Dienstreisen im Sinne dieser Anlage sind Reisen zur Erledigung von Dienstgeschäften außerhalb 
der Dienststätte.38 Sie müssen vom Dienstgeber angeordnet oder genehmigt werden, es sei denn, 
eine Anordnung oder Genehmigung kommt nach dem Amt der Dienstreisenden oder dem Wesen der 
Dienstgeschäfte nicht in Betracht. Der Dienstgeber kann die Voraussetzungen näher bestimmen. Als 
Dienstreisen gelten auch Reisen aus Anlass der Einstellung, Versetzung, Abordnung oder 
Aufhebung der Abordnung (§ 16).

(3) Dienstreisen sollen nur durchgeführt werden, wenn sie aus dienstlichen Grün- den notwendig 
sind und eine kostengünstigere Erledigung des Dienstgeschäfts, insbesondere durch Nutzung 
digitaler Kommunikationsmöglichkeiten, nicht möglich oder nicht sinnvoll ist. Sie sind 
wirtschaftlich durchzuführen und zeitlich auf das notwendige Maß zu beschränken. Bei der Wahl 
des Beförderungsmittels sind neben wirtschaftlichen Gesichtspunkten insbesondere Aspekte des 
Klimaschutzes zu berücksichtigen.

(4) Dienstreisen außerhalb des Dienstortes sind vom Dienstgeber schriftlich oder elektronisch 
anzuordnen oder zu genehmigen. Dienstreisen am Dienst- oder Wohnort können auch mündlich 
angeordnet oder genehmigt werden.

(5) Die Dauer der Dienstreise bestimmt sich nach der Abreise und Ankunft an der Wohnung. Wird 
die Dienstreise an der Dienststätte oder an anderer Stelle am Dienst- oder Wohnort angetreten oder 
beendet, tritt diese an die Stelle der Wohnung. 

§ 3 Anspruch auf Reisekostenvergütung

(1) Dienstreisende erhalten auf Antrag Reisekostenvergütung zur Abgeltung der dienstlich 
veranlassten notwendigen Mehraufwendungen nach Maßgabe dieser Dies gilt auch bei Reisen zum 
Zwecke der Ausbildung. Die Reisekostenvergütung wird Dienstreisenden unbar auf das nach § 29 
Abs. 1 Satz 2 KAVO anzugebende Konto gezahlt.

(2) Die Reisekostenvergütung ist innerhalb einer Ausschlussfrist von sechs Monaten schriftlich oder 
elektronisch zu beantragen. Zahlungsbegründende Unterlagen sind dem Antrag nicht beizufügen. 
Die für die Abrechnung zuständige Stelle kann bis zur abschließenden Bearbeitung, längstens sechs 

38  Der Dienstgeber legt die Dienststätte mit postalischer Adresse fest.
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Monate nach Antragstellung die Vorlage der maßgeblichen Belege verlangen. Werden diese nicht 
innerhalb von drei Monaten vorgelegt, ist der Antrag insoweit abzulehnen. Die Frist nach Satz 1 
beginnt mit dem Tage nach Beendigung der Dienstreise, in den Fällen des § 8 Absatz 2 mit Ablauf 
des Tages, an dem die Dienstreise beendet worden wäre.

(3) Der Bescheid über die Reisekostenvergütung kann vollständig durch automatische 
Einrichtungen erlassen werden.

(4) Leistungen, die Dienstreisende ihres Amtes wegen von dritter Seite für dieselbe Dienstreise 
erhalten, sind auf die Reisekostenvergütung anzurechnen.

(5) Bei Dienstreisen für eine auf Veranlassung des Dienstgebers wahrgenommene Nebentätigkeit 
haben Dienstreisende nur insoweit Anspruch auf Reisekostenvergütung, als die Stelle, bei der die 
Nebentätigkeit ausgeübt wird, keine Auslagenerstattung für dieselbe Dienstreise zu leisten hat. Das 
gilt auch dann, wenn Dienstreisende auf ihren Anspruch gegen diese Stelle verzichtet haben. 

§ 4 Fahr- und Flugkostenerstattung 

(1) Entstandene Kosten für Fahrten mit regelmäßig verkehrenden Beförderungsmitteln werden bis 
zur Höhe der niedrigsten buchbaren Klasse erstattet. Für Bahnfahrten von mindestens zwei Stunden 
können die entstandenen Fahrkosten der nächsthöheren Klasse erstattet werden. Dienstreisenden 
mit einem Grad der Behinderung von mindestens 50 und einem Schwerbehindertenausweis mit 
Merkzeichen G, aG, Gl, Bl, Tbl oder H werden die Kosten der nächsthöheren Klasse erstattet. 

Die für die regelmäßigen Fahrten zwischen Wohnort und Dienstort vom Mitarbeiter beschafften 
Zeit- oder Netzkarten beziehungsweise Firmentickets sind zu verwenden. Dies gilt entsprechend für 
privat angeschaffte BahnCards der jeweiligen Wagenklasse. Die Kosten der privat angeschafften 
BahnCard werden erstattet, wenn sich die BahnCard vollständig amortisiert hat.

(2) Wird aus dienstlichen Gründen ein Flugzeug benutzt, werden die Kosten der niedrigsten 
buchbaren Klasse erstattet.

(3) Mögliche Fahrpreisermäßigungen sind zu berücksichtigen. Fahrkosten werden nicht erstattet, 
wenn eine unentgeltliche Beförderungsmöglichkeit genutzt werden kann.

(4) Wurde aus dienstlichen oder zwingenden persönlichen Gründen ein Taxi oder ein Mietwagen 
benutzt, werden die entstandenen notwendigen Kosten erstattet. 

§ 5 Wegstrecken- und Mitnahmeentschädigung

(1) Sofern der Dienstgeber kein Fahrzeug zur Verfügung stellt, wird für Fahrten mit anderen als den 
in § 4 genannten Beförderungsmitteln eine Wegstreckenentschädigung von 35 Cent je Kilometer, 
für zweirädrige Kraftfahrzeuge und Fahrräder von 23 Cent je Kilometer gewährt. Mit diesen 
Pauschalsätzen sind die Kosten der Fahrzeugvollversicherung abgegolten.

(2) Dienstreisenden, die aus dienstlichen Gründen Personen in einem privaten Kraftfahrzeug 
mitnehmen, wird eine Mitnahmeentschädigung von 5 Cent je Person und Kilometer gewährt. 
Werden Dienstreisende von einer Person mitgenommen, die keinen Anspruch auf 
Fahrkostenerstattung hat, erhalten sie Ersatz der ihnen entstandenen Auslagen nach Absatz 1.

127



(3) Werden aus dienstlichen Gründen Diensthunde oder Sachen, die erfahrungs- gemäß eine 
übermäßige Abnutzung des Kraftfahrzeugs bewirken, mitgenommen, wird eine Entschädigung von 
5 Cent je Kilometer gewährt.

(4) Wird aus dienstlichen Gründen ein Kraftfahrzeuganhänger mitgeführt, wird eine Entschädigung 
von 10 Cent je Kilometer gewährt. 

§ 6 Tagegeld, Aufwandsvergütung

(1) Die Höhe des Tagegeldes für Mehraufwendungen für Verpflegung beträgt für jeden Kalendertag 
bei Abwesenheitszeiten 

1. von 24 Stunden 24 Euro, 
2. von weniger als 24 Stunden, aber mehr als 11 Stunden 12 Euro und 
3. von mehr als 8 bis 11 Stunden 6 Euro.  

Bei mehreren Dienstreisen an einem Kalendertag sind die Abwesenheitszeiten an diesem Tag 
zusammenzurechnen. Eine Dienstreise, die an einem Kalendertag beginnt und am nachfolgenden 
Kalendertag endet, ohne dass eine Übernachtung stattfindet, ist mit der gesamten 
Abwesenheitsdauer dem Kalendertag der überwiegenden Abwesenheit zuzurechnen. Für den An- 
und Abreisetag beträgt das Tagegeld, wenn der Dienstreisende an diesem, einem anschließenden 
oder vorhergehenden Tag außerhalb seiner Wohnung übernachtet, ohne Rücksicht auf die 
Abwesenheitszeit jeweils 12 Euro.

(2) Wird den Dienstreisenden ihres Amtes wegen unentgeltlich Verpflegung zur Verfügung gestellt, 
ist unabhängig von der tatsächlichen Inanspruchnahme das Tagegeld 

1. für das Frühstück um 20 Prozent und  

2. für das Mittag- und Abendessen um jeweils 40 Prozent  

des Tagegeldes für einen vollen Kalendertag zu kürzen. Die Kürzung ist auch vor- zunehmen, wenn 
von dritter Seite Verpflegung bereitgestellt wird und das Entgelt hierfür in den erstattbaren Fahr- 
oder Nebenkosten enthalten ist.

(3) Dienstreisende, denen erfahrungsgemäß geringere Aufwendungen für Verpflegung als allgemein 
entstehen, erhalten nach näherer Bestimmung des Dienstgebers anstelle des Tagegeldes nach Absatz 
1 eine Aufwandsvergütung entsprechend dem notwendigen Verpflegungsmehraufwand.

(4) Bei einer Dienstreise an den Wohnort wird für die Dauer des Aufenthalts in der eigenen 
Wohnung kein Tagegeld gewährt. 

§ 7 Übernachtungsgeld 

(1) Für eine notwendige Übernachtung erhalten Dienstreisende pauschal 20 Euro. Höhere 
Übernachtungskosten werden erstattet, soweit sie notwendig sind.

(2) Übernachtungsgeld wird nicht gewährt 

1. bei unentgeltlicher Bereitstellung einer Unterkunft des Amtes wegen,
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2. in Fällen, in denen das Entgelt für die Unterkunft in den erstattungsfähigen Fahr- oder 
Nebenkosten enthalten ist,

3. die Art des Dienstgeschäfts die Inanspruchnahme einer Unterkunft ausschließt,

4. für die Dauer der Benutzung von Beförderungsmitteln oder

5. bei Dienstreisen am oder zum Wohnort für die Dauer des Aufenthalts an diesem Ort.

§ 8 Erstattung von Nebenkosten und Auslagen für Reisevorbereitungen

(1) Zur Erledigung des Dienstgeschäfts notwendige Auslagen, die nicht nach den §§ 4 bis 7 zu 
erstatten sind, werden als Nebenkosten ersetzt.

(2) Wird eine Dienstreise aus dienstlichen oder zwingenden persönlichen Gründen nicht ausgeführt, 
werden die durch die Vorbereitung entstandenen notwendigen und nach diesem Gesetz 
berücksichtigungsfähigen Auslagen erstattet.

§ 9 Erstattung von Auslagen bei längerem Aufenthalt am Geschäftsort

Dauert der dienstlich veranlasste Aufenthalt an demselben auswärtigen Geschäftsort länger als 14 
Tage, wird vom 15. Tag an ein um 50 Prozent ermäßigtes Tagegeld gewährt. § 6 Absatz 2 ist zu 
berücksichtigen. Notwendige Übernachtungskosten werden erstattet. Ein pauschales 
Übernachtungsgeld nach § 7 Absatz 1 Satz 1 wird nicht gewährt. § 6 Absatz 3 gilt entsprechend. Als 
Reisebeihilfe für Heimfahrten werden für jeweils 15 Tage des Aufenthalts am Geschäftsort 
Fahrkosten entsprechend § 4 Absatz 1 Sätze 1 und 3 oder eine Wegstreckenentschädigung in Höhe 
von 20 Cent je Kilometer gewährt. Wird der Geschäftsort aufgrund von Heimfahrten verlassen, 
wird Tagegeld nicht gewährt.

§ 10 Erstattung von Auslagen bei Reisen aus besonderem Anlass

Bei Reisen zum Zwecke der Fortbildung außerhalb des Dienst- oder Wohnorts, die teilweise im 
dienstlichen Interesse liegen, können mit Zustimmung des Dienstgebers die notwendigen Auslagen 
bis zur Höhe der bei Dienstreisen zustehenden Reisekostenvergütung erstattet werden. Für Fahrten 
zwischen Wohnung und regelmäßiger Dienststätte aus besonderem dienstlichen Anlass können die 
entstandenen notwendigen Fahrtkosten erstattet werden. 

§ 11 Pauschvergütung 

Der Dienstgeber kann im Einvernehmen mit dem Mitarbeiter bei regelmäßigen oder gleichartigen 
Dienstreisen zur Vereinfachung der Abrechnung anstelle der Reisekostenvergütung oder Teilen 
davon eine Pauschvergütung gewähren, die nach dem Durchschnitt der in einem bestimmten 
Zeitraum sonst anfallenden Einzelvergütungen zu bemessen ist. 

§ 12 Erkrankung während einer Dienstreise 

Ist bei einer Erkrankung eine Rückkehr an den Wohnort nicht möglich, wird die 
Reisekostenvergütung weiter gewährt. Bei Aufnahme in ein Krankenhaus wird für jeden vollen 
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Kalendertag des Krankenhausaufenthalts nur Ersatz der notwendigen Auslagen für das Beibehalten 
der Unterkunft am Geschäftsort gewährt. Im Falle einer lebensgefährlichen Erkrankung der 
Dienstreisenden werden für eine Besuchsreise einer Person Fahrauslagen entsprechend § 4 Absatz 1 
Sätze 1 und 3 oder Wegstreckenentschädigung entsprechend § 5 Absatz 1 gewährt. 

§ 13 Verbindung von Dienstreisen mit anderen Reisen

(1) Wird die Dienstreise mit einer privaten Reise verbunden, ist die Reisekostenvergütung so zu 
bemessen, als wäre nur die Dienstreise durchgeführt worden. Die Reisekostenvergütung darf die 
nach dem tatsächlichen Reiseverlauf entstandenen Kosten nicht übersteigen.

(2) Ist angeordnet oder genehmigt worden, eine Dienstreise an einem Urlaubsort oder einem 
anderen vorübergehenden Aufenthaltsort 

1. anzutreten,  

2. zu beenden oder  

3. anzutreten und zu beenden,  

tritt dieser Ort an die nach § 2 Absatz 5 maßgebliche Stelle. Absatz 1 Satz 2 ist entsprechend 
anzuwenden. In den Fällen des Satzes 1 Nummer 1 und 2 werden auf die Reisekostenvergütung 
Fahrkosten oder Wegstreckenentschädigung für die kürzeste Reisestrecke zwischen dem Urlaubsort 
oder dem anderen vorübergehenden Aufenthaltsort und dem Dienstort oder der Wohnung 
angerechnet. 

(3) Wird aus dienstlichen Gründen die vorzeitige Beendigung eines Urlaubs oder die vorzeitige 
Abreise von einem anderen vorübergehenden Aufenthaltsort angeordnet, gilt die Rückreise 
unmittelbar oder über den Geschäftsort zu der nach § 2 Absatz 5 maßgeblichen Stelle als 
Dienstreise, für die Reisekostenvergütung gewährt wird. Kosten für die Hinreise der 
Dienstreisenden und der sie begleitenden Personen werden im Verhältnis des auf Grund der 
vorzeitigen Beendigung nicht ausgenutzten Teils des Urlaubs oder des Aufenthalts erstattet. Dies 
gilt entsprechend für sonstige Aufwendungen. 

§ 14 Auslandsdienstreisen 

(1) Auslandsdienstreisen sind Dienstreisen zwischen Inland und Ausland sowie im Ausland. Es 
gelten die Vorschriften für Inlandsdienstreisen, soweit in diesem Paragraphen nichts Abweichendes 
bestimmt ist.

(2) Auslandsdienstreisen bedürfen der schriftlichen oder elektronischen Anordnung oder 
Genehmigung des Dienstgebers.

(3) Bei Auslandsdienstreisen, die mit dem Flugzeug durchgeführt werden und deren reine Flugzeit 
mindestens fünf Stunden beträgt, können abweichend von § 4 Abs. 2 die Kosten einer höheren 
Beförderungsklasse erstattet werden. Für besondere dienstliche und persönliche Ausnahmefälle 
kann der Dienstgeber auch bei einer Flugzeit von weniger als fünf Stunden eine entsprechende 
Regelung treffen.
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(4) Bei Auslandsdienstreisen werden abweichend von § 6 Abs. 1 Auslandstagegelder in der Höhe 
gezahlt, wie sie sich gemäß § 14 Abs. 4 des LRKG in der jeweils geltenden Fassung ergibt.

(5) Bei Auslandsdienstreisen werden abweichend von § 7 Abs. 1 Auslandsübernachtungsgelder in 
der Höhe gezahlt, wie sie sich gemäß § 14 Abs. 5 des LRKG in der jeweils geltenden Fassung 
ergibt.

(6) Abweichend von § 9 Satz 1 beträgt die Ermäßigung des Tagegeldes bei längerem Aufenthalt am 
Geschäftsort im Ausland lediglich 10 Prozent. Der Dienstgeber kann von der Ermäßigung des 
Tagegeldes in begründeten Ausnahmefällen absehen.

(7) Werden Dienstreisende wegen einer Erkrankung in ein ausländisches Krankenhaus 
aufgenommen, erhalten sie zusätzlich zu der Kostenerstattung nach § 12 Satz 2 für jeden vollen 
Kalendertag des Krankenhausaufenthaltes 10 Prozent des bisherigen Auslandstagegeldes.

§ 15 Trennungsentschädigung 

(1) Mitarbeiter, die aus dienstlichen Gründen an einen Ort außerhalb des Dienst- oder Wohnortes 
ohne Zusage der Umzugskostenvergütung abgeordnet werden, erhalten für die ihnen dadurch 
entstehenden notwendigen Auslagen eine Entschädigung unter Berücksichtigung der häuslichen 
Ersparnis, sogenannte Trennungsentschädigung. Der Abordnung steht eine vorübergehende 
dienstliche Tätigkeit bei einer anderen Stelle als einer Dienststelle gleich.

(2) Auf die Trennungsentschädigung im Sinne von Absatz 1 findet die Verordnung über die 
Gewährung von Trennungsentschädigung des Landes Nordrhein-Westfalen 
(Trennungsentschädigungsverordnung - TEVO) in der jeweils gültigen Fassung entsprechende 
Anwendung.

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend für Mitarbeiter, die zum Zwecke ihrer Ausbildung 
einer Ausbildungsstelle außerhalb des Ortes der Stammdienststelle oder des Wohnorts zugewiesen 
werden, sowie für Abordnungen ohne Zusage der Umzugskostenvergütung zwischen Inland und 
Ausland. 

§ 16   Reisen aus Anlass der Einstellung, Versetzung, Abordnung oder 
Aufhebung der Abordnung 

(1) Bei Reisen aus Anlass der Einstellung – auch vor dem Wirksamwerden der Einstellung - , 
Versetzung, Abordnung oder Aufhebung der Abordnung wird das Tagegeld für die Zeit bis zur 
Ankunft am neuen Dienstort gewährt. Das Tagegeld wird für die Zeit bis zum Ablauf des 
Ankunftstages gewährt, wenn vom nächsten Tage an Trennungsreise- oder Trennungstagegeld 
zusteht; § 7 ist anzuwenden. Bei Reisen aus Anlass der Versetzung, Abordnung oder Aufhebung der 
Abordnung wird das Tagegeld vom Beginn des Abfahrtstages an gewährt, wenn für den 
vorhergehenden Tag Trennungsreise- oder Trennungstagegeld zusteht.

(2) Bei einer Dienstreise aus Anlass der Einstellung – auch vor dem Wirksamwerden der 
Einstellung – wird höchstens die Reisekostenvergütung gewährt, die bei einer Dienstreise vom 
Wohnort zum Dienstort zustünde.
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§ 17 Inkrafttreten 

Die Neufassung dieser Anlage tritt am 1. Januar 2023 in Kraft. Sie gilt für Dienstreisen, die nach 
dem 31. Dezember 2022 begonnen werden.
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Anlage 16: Verordnung über Umzugskostenvergütung

§ 1 Persönlicher Geltungsbereich

(1) Diese Verordnung gilt für die Mitarbeiter, auf deren Arbeitsverhältnis die KAVO Anwendung 
findet, und für deren Hinterbliebene.

(2) Hinterbliebene sind der Ehegatte, Verwandte bis zum vierten Grade, Verschwägerte bis zum 
zweiten Grade, Adoptivkinder, Pflegekinder, Adoptiveltern, Pflegeeltern und uneheliche Kinder, 
wenn diese Personen zur Zeit des Todes zur häuslichen Gemeinschaft des Verstorbenen gehört 
haben.

§ 2 Gewährung der Umzugskostenvergütung

(1) Die Umzugskostenvergütung wird nur gewährt, wenn sie vor dem Umzug in Textform, soweit 
nicht gesetzlich eine andere Form vorgeschrieben ist, zugesagt worden ist. Die Auszahlung der 
Umzugskostenvergütung erfolgt nach Beendigung des Umzugs.

(2) Die Umzugskostenvergütung ist zuzusagen für Umzüge

1. aus Anlass der Versetzung aus dienstlichen Gründen an einen anderen Ort als den bisherigen 
Dienst- oder Wohnort, es sei denn, dass mit einer baldigen weiteren Versetzung in einen 
anderen Dienstort zu rechnen ist oder der Umzug aus anderen besonderen Gründen nicht 
durchgeführt werden soll, 

2. auf Anweisung des Dienstvorgesetzten, die Wohnung innerhalb bestimmter Entfernung von 
der Dienststelle zu nehmen oder eine Dienstwohnung zu beziehen; dies gilt nicht für 
Umzüge aus Anlass eines Stellenwechsels im kirchlichen Dienst, 

3. aus Anlass der Räumung einer Dienstwohnung auf Veranlassung des 
Dienstwohnungsgebers. 

(3) Die Umzugskostenvergütung kann zugesagt werden für Umzüge

1. aus Anlass der ersten Einstellung im kirchlichen Dienst an einem anderen Ort als dem 
bisherigen Wohnort, 

2. aus Anlass der Abordnung an einen anderen Ort als den bisherigen Dienst- oder Wohnort 
und ihrer Aufhebung, 

3. am Dienst- oder Wohnort oder von einem in der Nähe des Dienstortes gelegenen Wohnort 
zum Dienstort, wenn dafür ein anerkanntes dienstliches Interesse besteht, 

4. aus Anlass der Räumung einer kircheneigenen oder im Besetzungsrecht des kirchlichen 
Arbeitgebers stehenden Mietwohnung, wenn sie auf Veranlassung des kirchlichen 
Dienstgebers im dienstlichen Interesse geräumt werden soll, 

5. aus zwingenden persönlichen Gründen auf besonderen Antrag. 

(4) Endet das Arbeitsverhältnis aus einem von dem Mitarbeiter zu vertretenden Grunde vor Ablauf 
von zwei Jahren nach einem Umzug, für den Umzugskostenvergütung nach Abs. 2 Nr. 1 oder Abs. 3 
Nr. 1 und 5 gezahlt worden ist, so hat der Mitarbeiter die Umzugskostenvergütung zurückzuzahlen. 
Dies gilt nicht für eine nach Abs. 2 Nr. 1 gewährte Umzugskostenvergütung, wenn sich an das 
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Arbeitsverhältnis ein Arbeitsverhältnis bei einem anderen kirchlichen Arbeitgeber unmittelbar 
anschließt.

(5) Eine Umzugskostenvergütung wird in den Fällen des Abs. 2 Nr. 3 und Abs. 3 Nr. 4 nicht 
gewährt, wenn die Räumung durch eine Beendigung des Arbeitsverhältnisses aus Gründen, die der 
Mitarbeiter zu vertreten hat, bedingt ist.

(6) Umzügen aus Anlass der Versetzung aus dienstlichen Gründen an einen anderen Ort als den 
bisherigen Dienst- oder Wohnort (Abs. 2 Nr. 1) stehen Umzüge gleich aus Anlass der Verlegung der 
Beschäftigungsstelle an einen anderen Ort als den bisherigen Dienst- oder Wohnort.

(7) Die nach Abs. 1 zugesagte Umzugskostenvergütung ist innerhalb einer Ausschlussfrist von 
einem Jahr beim Dienstgeber zu beantragen. Die Frist beginnt mit dem Tage nach Beendigung des 
Umzugs.

§ 3 Umzugskostenvergütung

(1) Die Umzugskostenvergütung umfasst:

1. Erstattung von Beförderungsauslagen 
2. Pauschvergütung für sonstige durch den Umzug bedingte Auslagen in folgender Höhe 

a. bei Ledigen 268,43 Euro 
b. bei Verheirateten 460,16 Euro 

Diese Beträge erhöhen sich um je 92,03 Euro

a. für jedes Kind, für das dem Mitarbeiter Kindergeld nach dem Bundeskindergeldgesetz 
zusteht oder ohne Berücksichtigung des § 3 oder des § 8 BKKG zustehen würde, 

b. für jede andere Person, der der Mitarbeiter aus gesetzlicher oder sittlicher Verpflichtung 
nicht nur vorübergehend Unterhalt gewährt und 

c. für Personen, deren Hilfe der Mitarbeiter aus beruflichen oder gesundheitlichen Gründen 
nicht nur vorübergehend bedarf. 

Voraussetzung für die Gewährung des Erhöhungsbetrages ist, dass die unter a) bis c) genannten 
Personen nicht nur vorübergehend mit dem Mitarbeiter in häuslicher Gemeinschaft leben.

In den Fällen des § 2 Abs. 2 Nr. 1 und Abs. 3 Nr. 1 kann zu den über die nach Satz 1 vorgesehene 
Pauschvergütung hinausgehenden notwendigen durch den Umzug unmittelbar bedingten Kosten auf 
Antrag gegen Nachweis ein Zuschuss gewährt werden.

(2) Die Beförderungsauslagen umfassen

a. die notwendigen Kosten für die Beförderung des Umzugsgutes von der bisherigen zur neuen 
Wohnung; in Betracht kommt nur das preisgünstigste Angebot, 

b. die notwendigen Fahrkosten aus Anlass der Umzugsreise nach Maßgabe der Verordnung 
über Reisekosten. 

(3) In den Fällen des § 2 Abs. 2 Ziff. 3 und Abs. 3 Ziff. 4 werden höchstens die 
Beförderungsauslagen erstattet, die durch einen Umzug über eine Entfernung von 200 km 
entstanden wären.
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§ 4 Erstattung der Auslagen für Umzüge aus zwingenden persönlichen Gründen

Bei einem Umzug aus zwingenden persönlichen Gründen (§ 2 Abs. 3 Ziff. 5) werden nur die 
Beförderungsauslagen erstattet.

§ 5 Verfahren

(1) Dem Antrag auf Auszahlung der Umzugskostenvergütung gemäß § 2 Abs. 7 sind folgende 
Anlagen beizufügen:

a. mindestens zwei Kostenangebote verschiedener Transportunternehmen, 
b. die quittierte Transportrechnung in doppelter Ausfertigung mit Frachtbrief, 
c. der Nachweis der entstandenen Fahrkosten. 

(2) Auf die Umzugskostenvergütung kann eine angemessene Abschlagszahlung geleistet werden.

§ 6 Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1972 in Kraft.
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Anlage 17:
(nicht besetzt)

Anlage 18:
(nicht besetzt)

Anlage 19: Verordnung über die Gewährung und 
Durchführung eines Sonderurlaubs gemäß § 38 KAVO

§ 1 Persönlicher Geltungsbereich

Die Verordnung zur Gewährung und Durchführung eines Sonderurlaubs gilt für Mitarbeiter, auf 
deren Arbeitsverhältnis die Kirchliche Arbeits- und Vergütungsordnung (KAVO) Anwendung 
findet.

§ 2 Voraussetzungen

(1) Den Antrag auf Sonderurlaub können Mitarbeiter stellen, die sich nach Ablauf der Probezeit in 
einem unbefristeten, ungekündigten Arbeitsverhältnis befinden.

(2) Die Betreuung oder Pflege eines Kindes unter 18 Jahren setzt voraus, dass es sich entweder um 
das eigene Kind des Mitarbeiters oder um ein Stief-, Enkel-, Adoptiv- oder Pflegekind handelt.

(3) Unter »sonstigen Angehörigen« des Mitarbeiters sind insbesondere der Ehegatte, Eltern, 
Schwiegereltern, Stiefeltern, Geschwister, Geschwisterkinder und verschwägerte Personen zu 
verstehen.

§ 3 Beantragung des Sonderurlaubs

Der Mitarbeiter hat den Sonderurlaub spätestens drei Monate vor dem Zeitpunkt in Textform zu 
beantragen, von dem ab er ihn in Anspruch nehmen will. Im Einvernehmen mit dem Dienstgeber 
kann diese Frist verkürzt werden.

§ 4 Dauer

(1) Die Dauer des Sonderurlaubs ist entsprechend dem Antrag des Mitarbeiters festzulegen. Sie soll 
mindestens ein Jahr betragen und darf grundsätzlich drei Jahre nicht überschreiten. Auf Antrag des 
Mitarbeiters kann die Dauer des Sonderurlaubs einmalig um bis zu drei Jahre verlängert werden. 
Für den Antrag auf Verlängerung gilt § 3 entsprechend.

(2) Die Beantragung eines weiteren Sonderurlaubs aus einem neuen Anlass gemäß § 38 ist zulässig. 
Die Höchstdauer des Sonderurlaubs aus mehreren Anlässen darf insgesamt 12 Jahre nicht 
überschreiten.
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(3) Entsteht während des Sonderurlaubs ein Anspruch auf Elternzeit, kann auf Antrag des 
Mitarbeiters der Sonderurlaub durch die Elternzeit unterbrochen werden. Die Wiederaufnahme der 
Beschäftigung erfolgt zu dem für das Ende des Sonderurlaubs vorgesehenen Termin, es sei denn, 
die Elternzeit überschreitet das vorgesehene Ende des beantragten Sonderurlaubs. Eine 
Unterbrechung des Sonderurlaubs mit dem Ziel, während des Beschäftigungsverbotes nach § 3 
Absatz 2 bzw. § 6 Absatz 1 Mutterschutzgesetz einen Zuschuss zum Mutterschaftsgeld zu erhalten, 
ist nicht möglich.

§ 5 Vereinbarung

(1) Zwischen dem Dienstgeber und dem Mitarbeiter ist eine schriftliche Vereinbarung über den 
Sonderurlaub zu treffen. Dabei ist die Dauer des Sonderurlaubs unwiderruflich kalendermäßig 
festzulegen. Eine vorzeitige Beendigung ist nur im Einvernehmen mit dem Dienstgeber möglich.

(2) Während des Sonderurlaubs ruhen die Pflichten des Dienstgebers zur Zahlung der Bezüge und 
alle anderen Leistungen aus dem Arbeitsverhältnis. Der Mitarbeiter ist von der Arbeitsleistung 
freigestellt. Die Aufnahme einer entgeltlichen Tätigkeit bei einem anderen Dienstgeber während des 
Sonderurlaubs ist nur in Ausnahmefällen in geringfügigem Umfang gemäß § 1 Absatz 2 KAVO 
zulässig. Sie bedarf der Einwilligung durch den Dienstgeber.

(3) Vor Abschluss der schriftlichen Vereinbarung ist der Mitarbeiter über die sich aus der 
Inanspruchnahme des Sonderurlaubs ergebenden Rechtsfolge zu informieren.

§ 6 Fortbildung

Beurlaubten Mitarbeitern soll zur Vorbereitung auf die Wiederaufnahme der Tätigkeit die Teilnahme 
an Fortbildungsveranstaltungen ermöglicht werden. Wenn die Teilnahme auf Wunsch des 
Dienstgebers erfolgt, hat er sich an den Kosten der Fortbildungsveranstaltung angemessen zu 
beteiligen.

§ 7 Wiederaufnahme der Tätigkeit

Mit Ablauf des Sonderurlaubs nimmt der Mitarbeiter die arbeitsvertraglich vereinbarte Tätigkeit 
beim bisherigen Dienstgeber wieder auf. Er hat keinen Anspruch auf den ihm vor Beginn des 
Sonderurlaubs zugewiesenen Arbeitsplatz.

§ 8 Kündigung während des Sonderurlaubs

(1) Die Kündigungsmöglichkeiten im Sinne der §§ 41 und 42 KAVO bleiben unberührt.

(2) Wird aus betrieblichen Gründen in der Einrichtung eine Kündigung oder Änderungskündigung 
erforderlich, so ist der beurlaubte Mitarbeiter in die Abwägung, wem von mehreren Mitarbeitern 
gekündigt werden kann, einzubeziehen.
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Anlage 20: Sonderregelungen für Mitarbeiter im pastoralen 
Dienst

Nr. 1

Präambel

Als kirchlicher Beruf steht der Dienst der Laien im pastoralen Dienst unter der Leitung des 
Bischofs, der sie auch zu ihrem Dienst bestellt. Hieraus ergibt sich ein besonderes Dienst- und 
Treueverhältnis. Dieses und die Funktionen des pastoralen Dienstes erfordern die nachstehenden 
zusätzlichen Regelungen.

Nr. 2

Zu § 2 Einstellungsvoraussetzungen

Zusätzlich zu den in § 2 KAVO genannten persönlichen Voraussetzungen für die Einstellung sind 
die in den jeweiligen diözesanen Regelungen39 festgelegten Voraussetzungen für den Dienst zu 
erfüllen.

Nr. 3

(nicht besetzt)

Nr. 4

Zu § 6 Allgemeine Pflichten

Zusätzlich zu den in § 6 KAVO genannten allgemeinen Pflichten für Mitarbeiter im kirchlichen 
Dienst gelten die von der Deutschen Bischofskonferenz erlassenen »Richtlinien über persönliche 
Anforderungen an Diakone und Laien im pastoralen Dienst im Hinblick auf Ehe und Familie« oder 
entsprechende diözesane Regelungen.

Nr. 5

Zu § 11 Versetzung und Abordnung40

Der Mitarbeiter kann aus pastoralen, dienstlichen oder organisatorischen Erfordernissen oder auf 
seinen Wunsch hin versetzt oder abgeordnet werden.

Dabei ist die jeweilige persönliche und/oder familiäre Situation zu berücksichtigen. Über die 
Versetzung oder Abordnung entscheidet der Bischof.

Nr. 6

Zu § 14 Regelmäßige Arbeitszeit

Die Gestaltung der Arbeitszeit richtet sich nach den pastoralen Erfordernissen. Innerhalb der 
Aufgabenbereiche, die dem Mitarbeiter eigenverantwortlich übertragen sind, legt er die zeitliche 
Lage der Dienste selbständig fest.

39 Hier nicht abgedruckt.
40 Gilt nicht für die im Bistum Essen bei den Kirchengemeinden angestellten Mitarbeiter.
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Die Arbeitszeit ist vom unmittelbaren Vorgesetzten im Benehmen mit dem Mitarbeiter und den 
anderen pastoralen Diensten zu regeln.

Die Bestimmungen der §§ 14 ff. KAVO finden – mit Ausnahme von § 14b Abs. 1 Satz 2 
Buchstaben b bis f und den Absätzen 3 und 4 KAVO – Anwendung.

Ergänzende diözesane Regelungen bleiben unberührt.

Mitarbeitern, die mit der Seelsorge im Krankenhaus, Hospiz oder Altenheim beauftragt sind und 
dabei in einen Dienstplan oder in ein Zeiterfassungssystem des Trägers mit Rufbereitschaft oder 
Bereitschaftsdienst eingebunden sind, wird für geleistete Rufbereitschaft oder Bereitschaftsdienst 
der einrichtungsübliche Zeitausgleich gewährt. Die dienstplanmäßige Einbindung und Zeiterfassung 
setzt die Genehmigung des Generalvikariats voraus.

Nr. 741

Zu §§ 20, 21 und 22 KAVO

Eingruppierung/höherwertige Tätigkeit

1. Die Vorschriften der §§ 20, 21 und 22 KAVO finden für Mitarbeiter im pastoralen Dienst 
keine Anwendung. 

2. Das Entgelt/die Eingruppierung der Mitarbeiter im pastoralen Dienst richtet sich nach der 
Nr. 12. Der Mitarbeiter erhält Entgelt nach der Entgeltgruppe, in der er eingruppiert ist. 

Nr. 8

Zu § 33b – Reisekosten und § 33c – Umzugskosten

Soweit diözesane Regelungen bestehen, treten diese an die Stelle der entsprechenden Regelungen in 
der KAVO.

Nr. 9 Sachausgaben/Arbeitsplatz

Der Mitarbeiter hat Anspruch auf Auslagenerstattung und einen zur Erfüllung seiner Aufgaben 
angemessenen Arbeitsplatz nach Maßgabe diözesaner Regelungen.

Nr. 10 Residenzpflicht

Auf Verlangen des Dienstgebers ist der Mitarbeiter verpflichtet, seinen Wohnsitz in der 
Einsatzgemeinde bzw. einer der Einsatzgemeinden oder im örtlichen Einsatzbereich zu nehmen.

Nr. 11

Aufgehoben seit dem 1. Januar 2019. Siehe § 60v Satz 2 KAVO.

Nr. 11a

Aufgehoben seit dem 1. Januar 2019. Siehe § 60v Satz 2 KAVO.

Nr. 12 Eingruppierung

Der Mitarbeiter ist in der Entgeltgruppe (EG) eingruppiert, deren Voraussetzungen er erfüllt.

41 Siehe § 60v KAVO.
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EG 9b

Gemeindeassistenten.

EG 10

Gemeindereferenten nach erfolgreicher zweiter Dienstprüfung.

EG 11

1. Pastoralassistenten mit abgeschlossener wissenschaftlicher theologischer 
Hochschulbildung42 und mit erfolgreichem Abschluss der ersten Dienstprüfung. 

2. Gemeindereferenten, die sich aus der EG 10 dadurch herausheben, dass sie 
höhergruppierungsrelevante Fortbildungen gemäß dem Anhang zu dieser Anlage in einem 
Umfang von insgesamt mindestens 40 Leistungspunkten (creditpoints) erfolgreich 
abgeschlossen haben. 

EG 12

Gemeindereferenten, die sich aus der EG 10 oder der EG 11 – Fallgruppe 2 – dadurch herausheben, 
dass ihre Tätigkeit mit einer besonderen Leitungsverantwortung verbunden ist und eine besondere 
bischöfliche Beauftragung voraussetzt.

EG 13

Pastoralreferenten nach erfolgreicher zweiter Dienstprüfung.

EG 14

Pastoralreferenten, die sich aus der EG 13 dadurch herausheben, dass sie 
höhergruppierungsrelevante Fortbildungen gemäß dem Anhang zu dieser Anlage in einem Umfang 
von insgesamt mindestens 40 Leistungspunkten (creditpoints) erfolgreich abgeschlossen haben.

EG 15

Pastoralreferenten, die sich aus der EG 13 oder der EG 14 dadurch herausheben, dass ihre Tätigkeit 
mit einer besonderen Leitungsverantwortung verbunden ist und eine besondere bischöfliche 
Beauftragung voraussetzt.

42 Vorbemerkung Nr. 3 der Anlage 2 KAVO (Entgeltordnung) findet Anwendung.
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Anhang zur Anlage 20 KAVO

Regelungen zu den höhergruppierungsrelevanten Fortbildungen

§ 1 Höhergruppierungsrelevante Fortbildungen

(1) Fortbildungen im pastoralen Feld, die der Dienstgeber für Mitarbeiter im pastoralen Dienst 
anbietet, sind höhergruppierungsrelevant im Sinne der Entgeltgruppen 11 – Fallgruppe 2 – und 14 
(Nr. 12 Anlage 20).

(2) Fortbildungen im pastoralen Feld, die nicht schon gemäß Absatz 1 höhergruppierungsrelevant 
sind, sind im Sinne der Entgeltgruppen 11 – Fallgruppe 2 – und 14 (Nr. 12 Anlage 20) 
höhergruppierungsrelevant, wenn sie überwiegend im dienstlichen Interesse oder sowohl im 
Interesse des Dienstgebers als auch im Interesse des Mitarbeiters liegen (§ 4 Abs. 1 und 2 Anlage 
25).

§ 2 Berechnung der Leistungspunkte (creditpoints)

(1) Die Leistungspunkte (creditpoints) werden auf der Grundlage des Europäischen Credit-Transfer-
System – ECTS (§ 63 Abs. 1 Satz 2 des Gesetzes über die Hochschulen des Landes Nordrhein-
Westfalen) wie folgt berechnet:

• Ein Leistungspunkt entspricht 30 Arbeitsleistungen (workloads); 
• Arbeitsleistungen (workloads) werden berechnet, indem die Unterrichtsstunden (je 45 

Minuten) mit dem Umrechnungsfaktor gemäß Absatz 2 multipliziert werden. 

(2) Bei der Berechnung der Arbeitsleistungen (workloads) finden folgende Umrechnungsfaktoren 
Anwendung:

Supervision im Rahmen der Fortbildung Faktor 1

Praktikum im Rahmen der Fortbildung Faktor 1,1

Unterrichtsstunden im Rahmen von Seminaren ohne Prüfungsleistungen Faktor 2

Unterrichtsstunden im Rahmen von Seminaren, die zugleich durch Vorbereitungs- und 
Nachbereitungsstunden ergänzt werden (inkl. etwaiger Prüfungsleistungen)

Faktor 3.

 

§ 3 Höhergruppierungsrelevante abgeschlossene Fortbildungen

(1) Fortbildungen im pastoralen Feld, die der Mitarbeiter in der Zeit vom 1. Januar 2000 bis zum 
30. April 2013 bereits erfolgreich abgeschlossen hat, sind im Sinne der Entgeltgruppen 11 – 
Fallgruppe 2 – und 14 (Nr. 12 Anlage 20) höhergruppierungsrelevant, wenn es sich um 
Fortbildungen im Sinne von § 1 gehandelt hat. Die Berechnung der Leistungspunkte (creditpoints) 
für die Fortbildungen im Sinne von Satz 1 richtet sich nach § 2.

(2) Auf Antrag des Mitarbeiters werden folgende vor dem 1. Januar 2000 erfolgreich 
abgeschlossene Fortbildungen im pastoralen Feld mit folgenden pauschalen Leistungspunkten im 
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Sinne der Entgeltgruppen 11 – Fallgruppe 2 – und 14 (Nr. 12 Anlage 20) als 
höhergruppierungsrelevant anerkannt:

• Gemeindeberatung: 32 Leistungspunkte 
• Ehe-, Familien- und Lebensberatung: 90 Leistungspunkte 
• Supervision: 60 Leistungspunkte 
• Krankenhausseelsorge: 41 Leistungspunkte 
• Geistliche Begleitung: 45 Leistungspunkte 
• Exerzitienbegleiter: 37 Leistungspunkte. 

(3) Auf Antrag des Mitarbeiters werden im Einzelfall Nachweise über zusammenhängende 
Fortbildungen im pastoralen Feld, die vor dem 1. Januar 2000 erfolgreich abgeschlossen wurden 
und mindestens 240 Unterrichtsstunden umfasst haben, geprüft. Die Berechnung der 
Leistungspunkte für die Fortbildungen im Sinne von Satz 1 richtet sich nach § 2.

§ 4 Leistungspunkte ohne Fortbildungen

Für jedes volle Jahr der Beschäftigungszeit (§ 18 KAVO), in dem der Mitarbeiter vor dem 1. Januar 
2000 als Gemeinde- oder Pastoralreferent tätig war, wird pauschal 1 Leistungspunkt im Sinne der 
Entgeltgruppen 11 – Fallgruppe 2 – und 14 (Nr. 12 Anlage 20) anerkannt. Dies gilt unabhängig vom 
Beschäftigungsumfang.

§ 5 Nachweis der Fortbildungen

Der Mitarbeiter muss dem Dienstgeber den erfolgreichen Abschluss der 
höhergruppierungsrelevanten Fortbildungen nachweisen, sofern die Nachweise nicht beim 
Dienstgeber bereits vorliegen. Der Dienstgeber teilt dem Mitarbeiter spätestens am 31. Dezember 
2013 einmalig den aktuellen Punktestand mit.

§ 6 Wirksamwerden der Höhergruppierung

Die Höhergruppierung wird wirksam (§ 25 Abs. 4 Satz 5 KAVO), wenn der Mitarbeiter 
höhergruppierungsrelevante Fortbildungen in einem Umfang von insgesamt mindestens 40 
Leistungspunkten (creditpoints) erfolgreich abgeschlossen hat und dem Dienstgeber die Unterlagen 
zum Nachweis im Sinne von § 5 vollständig vorliegen.

§ 7 Dienstgeberwechsel

Wechselt der Mitarbeiter in ein Arbeitsverhältnis zu einem Dienstgeber innerhalb des 
Geltungsbereichs dieser Ordnung und bleibt er im neuen Arbeitsverhältnis als Gemeinde- oder 
Pastoralreferent tätig, werden die vom bisherigen Dienstgeber als höhergruppierungsrelevant 
anerkannten Fortbildungen auch vom neuen Dienstgeber als höhergruppierungsrelevant anerkannt.
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Anlage 21:
(nicht besetzt)

Anlage 22:
(nicht besetzt)

Anlage 22a: Bestimmungen über Altersteilzeitarbeit und 
flexible Altersarbeitszeit (§ 46a KAVO)
Gültig ab 1. Januar 2010

I. Geltungsbereich

§ 1 Geltungsbereich

Diese Bestimmungen gelten für Mitarbeiter, auf deren Arbeitsverhältnis die Kirchliche Arbeits- und 
Vergütungsordnung (KAVO) Anwendung findet.

II. Altersteilzeit (ATZ)

§ 2 Inanspruchnahme von Altersteilzeit

Auf der Grundlage des Altersteilzeitgesetzes (AltTZG) vom 23. Juli 1996 in der jeweils geltenden 
Fassung ist die Änderung des Arbeitsverhältnisses in ein Altersteilzeitarbeitsverhältnis

a. in Restrukturierungs- und Stellenabbaubereichen (§ 3) und 

b. im Übrigen im Rahmen einer Quote (§ 4) 

möglich.

§ 3 Altersteilzeit in Restrukturierungs- und Stellenabbaubereichen

Altersteilzeit im Sinne des Altersteilzeitgesetzes kann, ohne dass darauf ein Rechtsanspruch besteht, 
in Restrukturierungs- und Stellenabbaubereichen bei dienstlichem oder betrieblichem Bedarf 
vereinbart werden, wenn die persönlichen Voraussetzungen nach § 5 vorliegen. Die Festlegung der 
in Satz 1 genannten Bereiche und die Entscheidung, ob, in welchem Umfang und für welchen 
Personenkreis dort Altersteilzeitarbeit zugelassen wird, erfolgt durch den Dienstgeber.
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§ 4 Altersteilzeit im Übrigen43

(1) Den Mitarbeitern wird im Rahmen der Quote nach Absatz 2 die Möglichkeit eröffnet, 
Altersteilzeit im Sinne des Altersteilzeitgesetzes in Anspruch zu nehmen, wenn die persönlichen 
Voraussetzungen nach § 5 vorliegen.

(2)44 Der Anspruch auf Vereinbarung eines Altersteilzeitarbeitsverhältnisses nach Absatz 1 ist 
ausgeschlossen, wenn und solange 2,5 v. H. der Mitarbeiter (§ 1) der Einrichtung im Sinne der 
Mitarbeitervertretungsordnung von einer Altersteilzeitregelung im Sinne des Altersteilzeitgesetzes 
Gebrauch machen. Maßgeblich für die Berechnung der Quote ist die Anzahl der Mitarbeiter zum 
Stichtag 31. Mai des Vorjahres.

(3) Der Dienstgeber kann ausnahmsweise die Vereinbarung eines Altersteilzeitarbeitsverhältnisses 
ablehnen, wenn dienstliche oder betriebliche Gründe entgegenstehen.

§ 5 Persönliche Voraussetzungen für Altersteilzeit

(1) Altersteilzeit nach diesen Bestimmungen setzt voraus, dass die Mitarbeiter

a. das 60. Lebensjahr vollendet haben und 

b. Innerhalb der letzten fünf Jahre vor Beginn der Altersteilzeitarbeit mindestens 1080 
Kalendertage in einer versicherungspflichtigen Beschäftigung nach dem Dritten Buch 
Sozialgesetzbuch gestanden haben. 

(2) Das Altersteilzeitarbeitsverhältnis muss sich zumindest bis zu dem Zeitpunkt erstrecken, ab dem 
eine Rente wegen Alters beansprucht werden kann.

(3) Die Vereinbarung von Altersteilzeit ist spätestens drei Monate vor dem geplanten Beginn des 
Altersteilzeitarbeitsverhältnisses in Textform zu beantragen. Der Antrag kann frühestens ein Jahr 
vor Erfüllung der Voraussetzungen nach Absatz 1 gestellt werden. Von den Fristen nach Satz 1 oder 
2 kann einvernehmlich abgewichen werden.

§ 6 Vereinbarung eines Altersteilzeitarbeitsverhältnisses

(1) Das Altersteilzeitarbeitsverhältnis muss ein versicherungspflichtiges Beschäftigungsverhältnis 
im Sinne des Dritten Buches Sozialgesetzbuch sein und darf die Dauer von fünf Jahren nicht 
überschreiten.

(2) Die durchschnittliche wöchentliche Arbeitszeit während des Altersteilzeitarbeitsverhältnisses 
beträgt die Hälfte der bisherigen wöchentlichen Arbeitszeit. Für die Berechnung der bisherigen 
wöchentlichen Arbeitszeit gilt § 6 Abs. 2 AltTZG; dabei bleiben Arbeitszeiten außer Betracht, die 
die tarifliche regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit überschritten haben.

43 In Einrichtungen mit weniger als 40 Mitarbeitern besteht kein Anspruch auf Vereinbarung eines 
Altersteilzeitarbeitsverhältnisses.

44 1. Einrichtungen im Sinne dieser Vorschrift sind auch rechtlich unselbstständige Regie- und Eigenbetriebe.
2. In die Quote werden alle zum jeweiligen Stichtag bestehenden Altersteilzeitarbeitsverhältnisse einschließlich 
solcher nach § 3 dieser Bestimmungen einbezogen. Die so errechnete Quote gilt für das gesamte Kalenderjahr; 
unterjährige Veränderungen bleiben unberücksichtigt. Die Quote wird jährlich überprüft.
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(3) Die während der Dauer des Altersteilzeitarbeitsverhältnisses zu leistende Arbeit kann so verteilt 
werden, dass sie

a. durchgehend erbracht wird (Teilzeitmodell) oder 

b. In der ersten Hälfte des Altersteilzeitarbeitsverhältnisses geleistet und die Mitarbeiter 
anschließend von der Arbeit unter Fortzahlung der Leistungen nach Maßgabe des § 7 
freigestellt werden (Blockmodell). 

Die Mitarbeiter können vom Dienstgeber verlangen, dass ihr Wunsch nach einer bestimmten 
Verteilung der Arbeitszeit mit dem Ziel einer einvernehmlichen Regelung erörtert wird.

§ 7 Entgelt und Aufstockungsleistungen

(1) Mitarbeiter erhalten während der Gesamtdauer des Altersteilzeitarbeitsverhältnisses im 
Teilzeitmodell (§ 6 Abs. 3 Satz 1 Buchst. a) das Tabellenentgelt und alle sonstigen 
Entgeltbestandteile in Höhe der sich für entsprechende Teilzeitbeschäftigte nach § 29 Abs. 2 KAVO 
ergebenden Beträge. Maßgebend ist die durchschnittliche wöchentliche Arbeitszeit nach § 6 Abs. 2.

(2) Mitarbeiter erhalten während der Arbeitsphase des Altersteilzeitarbeitsverhältnisses im 
Blockmodell (§ 6 Abs. 3 Satz 1 Buchst b) das Tabellenentgelt und alle sonstigen Entgeltbestandteile 
in Höhe der Hälfte des Entgelts, das sie jeweils erhalten würden, wenn sie mit der bisherigen 
wöchentlichen Arbeitszeit (§ 6 Abs. 2 Satz 2) weitergearbeitet hätten; die andere Hälfte des Entgelts 
fließt in das Wertguthaben (§ 7b SGB IV) und wird in der Freistellungsphase ratierlich ausgezahlt. 
Das Wertguthaben erhöht sich bei allgemeinen Tariferhöhungen in der von der Regional-KODA 
jeweils festzulegenden Höhe.45

(3) Das den Mitarbeitern nach Absatz 1 oder 2 zustehende Entgelt wird nach Maßgabe der Sätze 2 
und 3 um 20 v. H. aufgestockt. Bemessungsgrundlage für die Aufstockung ist das 
Regelarbeitsentgelt für die Teilzeitarbeit (§ 6 Abs. 1 AltTZG). Steuerfreie Entgeltbestandteile und 
Entgelte, die einmalig (z. B. Weihnachtszuwendung) oder die nicht für die vereinbarte Arbeitszeit 
(z. B. Überstunden- oder Mehrarbeitsentgelt) gezahlt werden, sowie Sachbezüge, die während der 
Gesamtdauer des Altersteilzeitarbeitsverhältnisses unvermindert zustehen, gehören nicht zum 
Regelarbeitsentgelt und bleiben bei der Aufstockung unberücksichtigt. Sätze 1 bis 3 gelten für das 
bei Altersteilzeit im Blockmodell in der Freistellungsphase auszukehrende Wertguthaben 
entsprechend.

(4) Neben den vom Dienstgeber zu tragenden Sozialversicherungsbeiträgen für das nach Absatz 1 
oder 2 zustehende Entgelt entrichtet der Dienstgeber zusätzliche Beiträge zur gesetzlichen 
Rentenversicherung (Rentenaufstockung) nach § 3 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. b i. V. m. § 6 Abs. 1 
AltTZG. Für von der Versicherungspflicht befreite Mitarbeiter im Sinne von § 4 Abs. 2 AltTZG gilt 
Satz 1 entsprechend.

(5) In Fällen krankheitsbedingter Arbeitsunfähigkeit besteht ein Anspruch auf Leistungen nach 
Absätzen 1 bis 4 längstens für die Dauer der Entgeltfortzahlung nach § 30 Abs. 1 Satz 1 KAVO. Für 
die Zeit der Zahlung des Krankengeldzuschusses (§ 30 Abs. 2 bis 4 KAVO), längstens bis zum Ende 
der 26. Krankheitswoche, wird der Aufstockungsbetrag gemäß Absatz 3 in Höhe des 
kalendertäglichen Durchschnitts des in den letzten drei abgerechneten Kalendermonaten 

45 Das Wertguthaben erhöht sich ab dem 1. April 2025 um 3,11 % und ab dem 1. Mai 2026 um weitere 2,8 %.

145



maßgebenden Aufstockungsbetrages gezahlt.

§ 8 Verteilung des Urlaubs im Blockmodell

Für Mitarbeiter, die Altersteilzeit im Blockmodell (§ 6 Abs. 3 Satz 1 Buchst. b) leisten, besteht kein 
Urlaubsanspruch für die Zeit der Freistellung von der Arbeit. Im Kalenderjahr des Übergangs von 
der Beschäftigung zur Freistellung haben die Mitarbeiter für jeden vollen Beschäftigungsmonat 
Anspruch auf ein Zwölftel des Jahresurlaubs.

§ 9 Nebentätigkeit

(1) Mitarbeiter dürfen während des Altersteilzeitarbeitsverhältnisses keine Beschäftigungen oder 
selbständigen Tätigkeiten ausüben, die die Geringfügigkeitsgrenze des § 8 SGB IV überschreiten, 
es sei denn, diese Beschäftigungen oder selbständigen Tätigkeiten sind bereits innerhalb der letzten 
fünf Jahre vor Beginn des Altersteilzeitarbeitsverhältnisses ständig ausgeübt worden. Bestehende 
tarifliche Regelungen über Nebentätigkeiten bleiben unberührt.

(2) Der Anspruch auf die Aufstockungsleistungen ruht während der Zeit, in der Mitarbeiter eine 
unzulässige Beschäftigung oder selbstständige Tätigkeit im Sinne des Absatzes 1 ausüben oder über 
die Altersteilzeitarbeit hinaus Mehrarbeit oder Überstunden leisten, die den Umfang der 
Geringfügigkeitsgrenze des § 8 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch übersteigen. Hat der Anspruch 
auf die Aufstockungsleistungen mindestens 150 Tage geruht, erlischt er; mehrere Ruhenszeiträume 
werden zusammengerechnet.

§ 10 Verlängerung der Arbeitsphase im Blockmodell bei Krankheit

Ist der Mitarbeiter bei Altersteilzeitarbeit im Blockmodell während der Arbeitsphase über den 
Zeitraum der Entgeltfortzahlung (§ 30 Abs. 1 Satz 1 KAVO) hinaus arbeitsunfähig erkrankt, 
verlängert sich die Arbeitsphase um die Hälfte des den Entgeltfortzahlungszeitraum übersteigenden 
Zeitraums der Arbeitsunfähigkeit; in dem gleichen Umfang verkürzt sich die Freistellungsphase.

§ 11 Ende des Arbeitsverhältnisses

(1) Das Arbeitsverhältnis endet zu dem in der Altersteilzeitvereinbarung festgelegten Zeitpunkt.

(2) Das Arbeitsverhältnis endet unbeschadet der sonstigen tariflichen Beendigungstat-bestände

a. mit Ablauf des Kalendermonats vor dem Kalendermonat, von dem an der Mitarbeiter eine 
abschlagsfreie Rente wegen Alters beanspruchen kann oder 

b. mit Beginn des Kalendermonats, für den der Mitarbeiter eine Rente wegen Alters tatsächlich 
bezieht. 

(3) Endet bei einem Mitarbeiter, der im Rahmen der Altersteilzeit nach dem Blockmodell 
beschäftigt wird, das Arbeitsverhältnis vorzeitig, hat er Anspruch auf eine etwaige Differenz 
zwischen den erhaltenen Entgelten und dem Entgelt für den Zeitraum seiner tatsächlichen 
Beschäftigung, die er ohne Eintritt in die Altersteilzeit erzielt hätte, vermindert um die vom 
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Dienstgeber gezahlten Aufstockungsleistungen. Bei Tod des Mitarbeiters steht dieser Anspruch den 
Erben zu.

§ 12 Dienstvereinbarungen

In einer einvernehmlichen Dienstvereinbarung46 können von den §§ 2 bis 11 abweichende 
Regelungen vereinbart werden. Abweichende Regelungen sind nur zulässig, soweit die gesetzlichen 
Mindestvoraussetzungen für Altersteilzeit nach dem AltTZG nicht unterschritten werden.

III. Flexible Altersarbeitszeit (FALTER)

§ 13 Flexible Altersarbeitszeit

Älteren Mitarbeitern wird in einem Modell der flexiblen Altersarbeitszeit (FALTER) ein gleitender 
Übergang in den Ruhestand bei gleichzeitig längerer Teilhabe am Berufsleben ermöglicht. Das 
Modell sieht vor, dass die Mitarbeiter über einen Zeitraum von vier Jahren ihre Arbeitszeit auf die 
Hälfte der bisherigen Arbeitszeit reduzieren und gleichzeitig eine Teilrente in Höhe von höchstens 
50 v. H. der jeweiligen Altersrente beziehen. Die reduzierte Arbeitsphase beginnt zwei Jahre vor 
Erreichen des Kalendermonats, für den der Mitarbeiter eine abschlagsfreie Altersrente in Anspruch 
nehmen kann und geht zwei Jahre über diese Altersgrenze hinaus. Die Mitarbeiter erhalten nach 
Erreichen der Altersgrenze für eine abschlagsfreie Altersrente einen Anschlussarbeitsvertrag für 
zwei Jahre unter der Bedingung, dass das Arbeitsverhältnis bei Inanspruchnahme einer mehr als 
hälftigen Teilrente oder einer Vollrente endet. Die übrigen tariflichen Beendigungstatbestände 
bleiben unberührt. Auf die Vereinbarung von flexibler Altersarbeitszeit besteht kein 
Rechtsanspruch.

IV. Übergangs- und Schlussvorschriften

§ 14 Übergangsvorschriften

Auf Altersteilzeitarbeitsverhältnisse, die vor dem 1. Januar 2010 begonnen haben, finden diese 
Bestimmungen keine Anwendung.

§ 15 Inkrafttreten, Geltungsdauer

(1) Diese Bestimmungen treten mit Wirkung vom 1. Januar 2010 in Kraft. Bei Inkrafttreten bereits 
bestehende Dienstvereinbarungen bleiben unberührt.

(2) Diese Bestimmungen gelten für Mitarbeiter, die bis zum 31. Dezember 2026 die jeweiligen 
tariflichen Voraussetzungen erfüllen und deren Altersteilzeitarbeitsverhältnis oder deren flexible 
Altersarbeitszeit vor dem 1. Januar 2027 begonnen hat.

46 Eine einvernehmliche Dienstvereinbarung liegt nur ohne Entscheidung der Einigungsstelle vor.
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Anlage 23: Bestimmungen über den Rationalisierungsschutz 
(§ 45a KAVO)

Vorbemerkung
Rationalisierung einschließlich der Nutzung des technischen Fortschritts hat den Zweck, die 
Aufgaben der Einrichtungen anforderungsgerecht, wirtschaftlich und kostengünstig zu erfüllen.

Bei der Durchführung von Rationalisierungsmaßnahmen sind die sich aus dem Arbeitsverhältnis 
ergebenden Belange der Mitarbeiter zu berücksichtigen und soziale Härten möglichst zu vermeiden. 
Diesem Ziel dienen die nachstehenden Bestimmungen.

Für Maßnahmen, die nicht unter diese Bestimmungen fallen, bleiben die einschlägigen gesetzlichen 
und arbeitsvertraglichen Vorschriften unberührt.

§ 1 Begriffsbestimmung

(1) Rationalisierungsmaßnahmen im Sinne dieser Bestimmungen sind vom Dienstgeber veranlasste 
erhebliche Änderungen der Arbeitstechnik oder wesentliche Änderungen der Arbeitsorganisation 
mit dem Ziel einer rationelleren Arbeitsweise, wenn diese Maßnahmen für Mitarbeiter zu einem 
Wechsel der Beschäftigung oder zur Beendigung des Arbeitsverhältnisses führen.

Unter den Voraussetzungen des Unterabsatzes 1 kommen als Maßnahmen z. B. in Betracht:

a. Stilllegung oder Auflösung von Einrichtungen oder Teilen von diesen, 
b. Verlegung oder Ausgliederung von Einrichtungen oder Teilen von diesen, 
c. Zusammenlegung von Einrichtungen oder Teilen von diesen, 
d. erlagerung von Aufgaben zwischen Einrichtungen, 
e. Einführung anderer Arbeitsmethoden und Fertigungsverfahren, auch soweit sie durch 

Nutzung technischer Veränderungen bedingt sind. 

(2) Maßnahmen, deren Ziel der Abbau von Arbeitsbelastungen ist (durch die z. B. die Lage der 
Arbeitszeit geändert oder die Dienstplangestaltung oder äußere Umstände der Arbeit verbessert 
werden), sind keine Maßnahmen i. S. des Absatzes 1. Maßnahmen mit dem Ziel einer rationelleren 
Arbeitsweise sind unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 Unterabsatz 1 jedoch auch dann 
Rationalisierungsmaßnahmen, wenn durch sie zugleich Arbeitsbelastungen abgebaut werden.

(3) Diese Bestimmungen gelten nicht für Fälle des Betriebsübergangs im Sinne des § 613a BGB.

(4) Ob eine Änderung im Sinne des Absatzes 1 erheblich oder wesentlich ist, ist von der 
Auswirkung der Maßnahme her zu beurteilen. Eine Rationalisierungsmaßnahme liegt auch dann 
vor, wenn sich aus der begrenzten Anwendung einzelner Änderungen zunächst zwar keine 
erheblichen oder wesentlichen Auswirkungen ergeben, aber eine Fortsetzung der Änderungen 
beabsichtigt ist, die erhebliche oder wesentliche Auswirkungen haben wird. Eine Änderung, die für 
die gesamte Einrichtung nicht erheblich oder nicht wesentlich ist, kann für einen Einrichtungsteil 
erheblich oder wesentlich sein. Ist die Änderung erheblich oder wesentlich, ist es nicht erforderlich, 
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dass sie für mehrere Mitarbeiter zu einem Wechsel der Beschäftigung oder zur Beendigung des 
Arbeitsverhältnisses führt.

Keine Maßnahmen im Sinne des Absatzes 1 sind Maßnahmen, die unmittelbar z. B. durch

• voraussichtlich nicht nur kurzfristigen Nachfragerückgang, 
• eine von Dritten (insbesondere durch gesetzgeberische Maßnahmen) verursachte 

Aufgabeneinschränkung, 
• Wegfall zweckgebundener Drittmittel 

veranlasst sind.

Eine wesentliche Änderung der Arbeitsorganisation kann auch vorliegen, wenn aufgrund von 
Arbeitsverträgen geleistete Arbeiten künftig aufgrund Werkvertrages durchgeführt werden sollen (z. 
B. bei Privatisierung des Reinigungsdienstes).

§ 2 Unterrichtungspflicht

(1) Der Dienstgeber hat die zuständige Mitarbeitervertretung rechtzeitig und umfassend über eine 
vorgesehene Rationalisierungsmaßnahme zu unterrichten. Er hat die personellen und sozialen 
Auswirkungen mit der Mitarbeitervertretung zu beraten.

(2) Die Beteiligungsrechte der Mitarbeitervertretungen sind zu beachten. Sie werden durch diese 
Bestimmungen nicht berührt.

(3) Unbeschadet der Absätze 1 und 2 soll der Dienstgeber die Mitarbeiter, deren Arbeitsplätze von 
der vorgesehenen Rationalisierungsmaßnahme voraussichtlich betroffen werden, rechtzeitig vor 
deren Durchführung unterrichten.

§ 3 Arbeitsplatzsicherung

(1) Der Dienstgeber ist dem von einer Rationalisierungsmaßnahme im Sinne des § 1 betroffenen 
Mitarbeiter nach den Absätzen 2 bis 5 zur Arbeitsplatzsicherung verpflichtet.

Die Sicherung setzt erforderlichenfalls eine Fortbildung und Umschulung des Mitarbeiters voraus.

(2) Der Dienstgeber ist verpflichtet, dem Mitarbeiter einen mindestens gleichwertigen Arbeitsplatz 
zu sichern.

Ein Arbeitsplatz ist gleichwertig im Sinne des Unterabsatzes 1, wenn sich durch die neue Tätigkeit 
die bisherige Eingruppierung nicht ändert und der Mitarbeiter in der neuen Tätigkeit im bisherigen 
Umfang beschäftigt bleibt.

Bei der Sicherung eines gleichwertigen Arbeitsplatzes bei demselben Dienstgeber gilt folgende 
Reihenfolge:

a. Arbeitsplatz in derselben Einrichtung an demselben Ort, 
b. Arbeitsplatz in derselben Einrichtung an einem anderen Ort oder in einer anderen 

Einrichtung an demselben Ort, 
c. Arbeitsplatz in einer anderen Einrichtung an einem anderen Ort. 
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Von der vorstehenden Reihenfolge kann im Einvernehmen mit dem Mitarbeiter abgewichen 
werden.

Steht ein gleichwertiger Arbeitsplatz nach Maßgabe des Unterabsatzes 3 nicht zur Verfügung, soll 
der Mitarbeiter entsprechend fortgebildet oder umgeschult werden, wenn ihm dadurch ein 
gleichwertiger Arbeitsplatz bei demselben Dienstgeber zur Verfügung gestellt werden kann.

(3) Kann dem Mitarbeiter kein Arbeitsplatz im Sinne des Absatzes 2 zur Verfügung gestellt werden, 
ist der Dienstgeber verpflichtet, dem Mitarbeiter einen anderen Arbeitsplatz anzubieten. Absatz 2 
Unterabsätze 3 und 4 gilt entsprechend.

Die spätere Bewerbung um einen gleichwertigen Arbeitsplatz ist im Rahmen der Auswahl unter 
gleich geeigneten Bewerbern bevorzugt zu berücksichtigen.

(4) Kann dem Mitarbeiter kein Arbeitsplatz im Sinne der Absätze 2 und 3 zur Verfügung gestellt 
werden, ist der Dienstgeber verpflichtet, sich um einen Arbeitsplatz bei einem anderen Dienstgeber 
im Bereich der katholischen Kirche, der die KAVO, die Arbeitsvertragsrichtlinien des Deutschen 
Caritasverbandes (AVR) oder eine Ordnung wesentlich gleichen Inhalts anwendet, an demselben 
Ort zu bemühen.

(5) Kann dem Mitarbeiter kein Arbeitsplatz im Sinne der Absätze 2 bis 4 zur Verfügung gestellt 
werden, kann der Dienstgeber dem Mitarbeiter auch einen Arbeitsplatz bei einem anderen 
kirchlichen oder öffentlichen Dienstgeber, der die KAVO oder Bestimmungen wesentlich gleichen 
Inhalts anwendet, vorzugsweise an demselben Ort, nachweisen.

(6) Der Mitarbeiter ist verpflichtet, einen ihm angebotenen Arbeitsplatz im Sinne der Absätze 2 bis 
5 anzunehmen, es sei denn, dass ihm die Annahme nach seinen Kenntnissen und Fähigkeiten 
billigerweise nicht zugemutet werden kann.

§ 4 Fortbildung, Umschulung

(1) Ist nach § 3 eine Fortbildung oder Umschulung erforderlich, hat sie der Dienstgeber rechtzeitig 
zu veranlassen oder auf seine Kosten durchzuführen.

Der Mitarbeiter darf seine Zustimmung zu einer Fortbildungs- oder Umschulungsmaßnahme nicht 
willkürlich verweigern. Gibt ein Mitarbeiter, der das 55. Lebensjahr vollendet hat, seine 
Zustimmung zu einer Fortbildungs- oder Umschulungsmaßnahme nicht, kann dies nicht als 
willkürliche Verweigerung angesehen werden.

(2) Der Mitarbeiter ist für die zur Fortbildung oder Umschulung erforderliche Zeit, längstens für 
zwölf Monate, von der Arbeit freizustellen. Für ganze Arbeitstage der Freistellung ist die 
Urlaubsvergütung zu zahlen, im übrigen sind die Bezüge fortzuzahlen. Wird durch die Fortbildung 
oder Umschulung die durchschnittliche regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit überschritten, ist dem 
Mitarbeiter ein entsprechender Freizeitausgleich bis zur Dauer der vereinbarten regelmäßigen 
wöchentlichen Arbeitszeit zu gewähren.

(3) Setzt der Mitarbeiter nach der Fortbildung oder Umschulung aus einem von ihm zu vertretenden 
Grunde das Arbeitsverhältnis nicht für mindestens einen der Dauer der Fortbildung oder 
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Umschulung entsprechenden Zeitraum fort, ist der Dienstgeber berechtigt, das nach Absatz 2 Satz 2 
gezahlte Entgelt und die Kosten der Fortbildung oder Umschulung zurückzufordern.

§ 5 Besonderer Kündigungsschutz

(1) Ist dem Mitarbeiter eine andere Tätigkeit übertragen worden, darf das Arbeitsverhältnis während 
der ersten neun Monate dieser Tätigkeit weder aus betriebsbedingten Gründen noch wegen 
mangelnder Einarbeitung gekündigt werden. Wird die andere Tätigkeit bereits während der 
Fortbildung oder Umschulung ausgeübt, verlängert sich die Frist auf zwölf Monate.

(2) Eine Kündigung mit dem Ziel der Beendigung des Arbeitsverhältnisses darf nur dann 
ausgesprochen werden, wenn dem Mitarbeiter ein Arbeitsplatz nach § 3 Abs. 2 bis 5 nicht 
angeboten werden kann oder der Mitarbeiter einen Arbeitsplatz entgegen § 3 Abs. 6 nicht annimmt. 
Die Kündigungsfrist beträgt drei Monate zum Schluss eines Kalendervierteljahres, soweit sich nicht 
aus § 41 Abs. 1 KAVO eine längere Kündigungsfrist ergibt.

Bei Mitarbeitern, die beim Wechsel der Beschäftigung eine Beschäftigungszeit (§ 18 KAVO) von 
mehr als 15 Jahren zurückgelegt und das 40. Lebensjahr vollendet haben, dürfen Kündigungen mit 
dem Ziel der Beendigung des Arbeitsverhältnisses im Zusammenhang mit 
Rationalisierungsmaßnahmen nur dann ausgesprochen werden, wenn der Mitarbeiter einen 
gleichwertigen Arbeitsplatz bei demselben Dienstgeber entgegen § 3 Abs. 6 nicht annimmt. Für 
diese Kündigung aus wichtigem Grunde beträgt die Kündigungsfrist sechs Monate zum Schluss 
eines Kalendervierteljahres. Ist der Mitarbeiter aus seinem Verschulden oder auf seinen eigenen 
Wunsch aus dem Arbeitsverhältnis ausgeschieden, so gelten vor dem Ausscheiden liegende Zeiten 
nicht als Beschäftigungszeit im Sinne von Satz 3. Dies gilt nicht

1. wenn der Mitarbeiter das Arbeitsverhältnis wegen eines mit Sicherheit erwarteten 
Personalabbaus oder wegen Unfähigkeit zur Fortsetzung der Arbeit infolge 
Körperbeschädigung oder einer in Ausübung oder in Folge seiner Arbeit erlittenen 
Gesundheitsschädigung aufgelöst hat oder 

2. wenn die Nichtanrechnung der Beschäftigungszeit aus sonstigen Gründen eine unbillige 
Härte darstellen würde. 

(3) Der Mitarbeiter, der auf Veranlassung des Dienstgebers im gegenseitigen Einvernehmen oder 
aufgrund einer Kündigung durch den Dienstgeber aus dem Arbeitsverhältnis ausgeschieden ist, soll 
auf Antrag bevorzugt wieder eingestellt werden, wenn ein für ihn geeigneter Arbeitsplatz zur 
Verfügung steht.

§ 6 Vergütungssicherung

(1) Ergibt sich in den Fällen des § 3 Abs. 2 und 3 eine Minderung der Vergütung, ist der 
Dienstgeber verpflichtet, dem Mitarbeiter die Vergütung auf der Grundlage des Sicherungsbetrages 
(Abs. 2) zu wahren.

(2) Der Sicherungsbetrag setzt sich zusammen aus

a. der Grundvergütung und dem Ortszuschlag der Stufe 1, der Zulage gemäß § 27 Abs. 1 
KAVO, den Vergütungsgruppenzulagen nach Anlage 1 zur KAVO, 
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b. Zulagen nach Anlage 1 zur KAVO, soweit nicht unter Buchstabe a aufgeführt, die der 
Mitarbeiter für dieselbe Tätigkeit mindestens die letzten drei Jahre vor dem in Abs. 3 
Unterabsatz 2 genannten Tag ununterbrochen bezogen hat, die dem Mitarbeiter im 
Kalendermonat vor dem in Absatz 3 Unterabs. 2 genannten Tag zugestanden haben oder 
zugestanden hätten. 

Eine Zulage gilt auch dann als im Sinne des Unterabsatzes 1 Buchstabe b ununterbrochen bezogen, 
wenn der Mitarbeiter sie vorübergehend

• wegen Arbeitsunfähigkeit, wegen Erholungsurlaubs einschließlich eines etwaigen 
Zusatzurlaubs, wegen Sonderurlaubs nach § 38 KAVO oder wegen Arbeitsbefreiung, 

• wegen Ableistung des Grundwehrdienstes, von Wehrübungen oder des Zivildienstes, wegen 
Mutterschaftsurlaubs oder wegen Elternzeit nach dem Bundeserziehungsgeldgesetz, 

• aus sonstigen Gründen bis zu insgesamt höchstens zwei Monaten 

nicht erhalten hat.

(3) Für die Dauer der für den Mitarbeiter nach § 41 Abs. 1 KAVO geltenden Frist – bei unter § 41 
Abs. 2 KAVO fallenden Mitarbeitern für die Dauer von sechs Monaten bis zum Schluss eines 
Kalendervierteljahres – erhält der Mitarbeiter eine persönliche Zulage in Höhe des jeweiligen 
Unterschiedsbetrages zwischen dem Sicherungsbetrag und den um den Teil des Ortszuschlages, der 
sich aus der Differenz zwischen der Stufe 1 und der für ihn maßgebenden Stufe ergibt, sowie um 
die Zeitzuschläge und um die Vergütungen für Überstunden verminderten Bezüge aus der neuen 
Tätigkeit.

Die Frist beginnt mit dem Tag, an dem der Mitarbeiter nach der Anordnung des Dienstgebers die 
neue Tätigkeit aufzunehmen hat.

(4) Der Mitarbeiter, der an dem nach Absatz 3 Unterabsatz 2 für ihn maßgebenden Tag eine 
Beschäftigungszeit (§ 18 KAVO) von mehr als fünf Jahren zurückgelegt hat, erhält die persönliche 
Zulage nach Absatz 3 auch nach Ablauf der für ihn nach Absatz 3 Unterabsatz 1 maßgebenden Frist.

Der Sicherungsbetrag vermindert sich mit jeder allgemeinen Vergütungserhöhung – beginnend mit 
der ersten allgemeinen Vergütungserhöhung nach Ablauf der für den Mitarbeiter nach Abs. 3 
Unterabsatz 1 maßgebenden Frist – bei dem Mitarbeiter, der an dem nach Absatz 3 Unterabsatz 2 
für ihn maßgebenden Tag

a. eine Beschäftigungszeit (§ 18 KAVO) von mehr als 15 Jahren zurückgelegt und das 50. 
Lebensjahr vollendet hat, insgesamt fünfmal um jeweils ein Fünftel, 

b. eine Beschäftigungszeit (§ 18 KAVO) von mehr als 5 Jahren zurückgelegt und das 40. 
Lebensjahr vollendet hat, insgesamt viermal um jeweils ein Viertel, 

c. die Voraussetzungen der Buchstaben a und b nicht erfüllt, insgesamt dreimal um jeweils ein 
Drittel 

der Summe der Bezügebestandteile, die nach Absatz 2 Buchstabe b bei der Errechnung des 
Sicherungsbetrages zu berücksichtigen waren. Eine Verminderung unterbleibt bei dem Mitarbeiter, 
der an dem nach Abs. 3 Unterabsatz 2 für ihn maßgebenden Tag eine Beschäftigungszeit (§ 18 
KAVO) von mehr als 15 Jahren zurückgelegt und das 55. Lebensjahr vollendet hat.

Der jeweilige Sicherungsbetrag erhöht sich für den Mitarbeiter, der
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a. an dem nach Absatz 3 Unterabsatz 2 für ihn maßgebenden Tag eine Beschäftigungszeit (§ 18 
KAVO) von mehr als 15 Jahren zurückgelegt und das 55. Lebensjahr vollendet hat, jeweils 
um vier Viertel, 

b. unter Unterabsatz 2 Buchstabe a fällt, jeweils um drei Viertel, 
c. unter Unterabsatz 2 Buchstabe b fällt, jeweils um die Hälfte, 
d. an dem nach Absatz 3 Unterabsatz 2 für ihn maßgebenden Tag eine Beschäftigungszeit (§ 18 

KAVO) von mehr als 10 Jahren zurückgelegt hat, jeweils um ein Viertel der sich aus einer 
allgemeinen Vergütungserhöhung ergebenden Mehrbeträge der Bezüge im Sinne des 
Absatzes 2 Buchstabe a aus der neuen Tätigkeit. 

Der Anspruch auf die persönliche Zulage entfällt, wenn für mindestens zwölf zusammenhängende 
Kalendermonate keine persönliche Zulage mehr angefallen ist, weil die um den Teil des 
Ortszuschlages, der sich aus der Differenz der Stufe 1 und der für den Mitarbeiter maßgebenden 
Stufe ergibt, sowie um die Zeitzuschläge und um die Vergütungen für Überstunden verminderten 
jeweiligen Bezüge aus der neuen Tätigkeit den Sicherungsbetrag nicht unterschritten haben oder 
hätten.

(5) Wird mit dem Mitarbeiter für die neue Tätigkeit eine geringere durchschnittliche regelmäßige 
wöchentliche Arbeitszeit als die Arbeitszeit vereinbart, die der Mitarbeiter nach der am Tage vor der 
Änderung der Beschäftigung bestehenden arbeitsvertraglichen Vereinbarung durchschnittlich 
regelmäßig wöchentlich zu leisten hatte, ist der maßgebende Sicherungsbetrag in demselben 
Verhältnis zu kürzen, wie die Arbeitszeit herabgesetzt worden ist.

(6) Die persönliche Zulage wird neben dem Entgelt aus der neuen Tätigkeit gezahlt. Die Zulage ist 
bei der Berechnung des Urlaubsentgelts nach §§ 23, 23a KAVO zu berücksichtigen. § 29 Absatz 3 
KAVO gilt entsprechend.

Die persönliche Zulage wird bei der Bemessung des Sterbegeldes (§ 34 KAVO) berücksichtigt.

(7) Die Absätze 2 bis 6 gelten nicht, wenn der Mitarbeiter seine Zustimmung zu einer Fortbildungs- 
oder Umschulungsmaßnahme entgegen § 4 Abs. 1 Unterabsatz 2 verweigert oder die Fortbildung 
oder Umschulung aus einem von ihm zu vertretenden Grund abbricht.

Die persönliche Zulage entfällt, wenn der Mitarbeiter die Übernahme einer höherwertigen Tätigkeit 
ohne triftige Gründe ablehnt.

Die persönliche Zulage entfällt ferner, wenn der Mitarbeiter einen Anspruch auf Bezug einer 
ungekürzten Altersrente nach § 236, § 236a oder § 237a SGB VI oder einer entsprechenden 
Leistung einer Versicherungs- oder Versorgungseinrichtung im Sinne des § 6 Abs. 1 Nr. 1 SGB VI 
oder der Zusatzversorgung hat.

(8) Bei Vergütungssicherung nach den vorstehenden Absätzen finden die Vorschriften über die 
Änderungskündigung keine Anwendung.

§ 7 Abfindung

(1) Der Mitarbeiter, der auf Veranlassung des Dienstgebers im gegenseitigen Einvernehmen oder 
aufgrund einer Kündigung durch den Dienstgeber aus dem Arbeitsverhältnis ausscheidet, erhält 
nach Maßgabe folgender Tabelle eine Abfindung:

153



Beschäftigungszeit 
(§ 18 KAVO)

bis zum 
vollendeten 
40. Lebensjahr

nach vollendetem

    40. 45. 50. 55.

  Lebensjahr

  Monatsbezüge

3 Jahre – 2 2 3 3

5 Jahre 2 3 3 4 5

7 Jahre 3 4 5 6 7

9 Jahre 4 5 6 7 9

11 Jahre 5 6 7 9 11

13 Jahre 6 7 8 10 12

15 Jahre 7 8 9 11 13

17 Jahre 8 9 10 12 14

19 Jahre 9 10 11 13 15

21 Jahre 10 11 12 14 16

23 Jahre – 12 13 15 17

25 Jahre – 13 14 16 18

Monatsbezug ist der Betrag, der dem Mitarbeiter als Summe aus der Vergütung (§ 23 Abs. 1 
KAVO) im letzten Kalendermonat vor dem Ausscheiden zugestanden hat oder zugestanden hätte.

(2) Der Anspruch auf Abfindung entsteht am Tag nach der Beendigung des Arbeitsverhältnisses. 
Hat der Dienstgeber das Arbeitsverhältnis gekündigt, wird die Abfindung erst fällig, wenn die Frist 
zur Erhebung der Kündigungsschutzklage abgelaufen ist oder, falls der Mitarbeiter 
Kündigungsschutzklage erhoben hat, endgültig feststeht, dass der Mitarbeiter ausgeschieden ist.

(3) Die Abfindung steht nicht zu, wenn

a. die Kündigung aus einem von dem Mitarbeiter zu vertretenden Grund (z. B. Ablehnung 
eines angebotenen Arbeitsplatzes entgegen § 3 Abs. 6, Ablehnung der Fortbildung oder 
Umschulung entgegen § 4 Abs. 1 Unterabsatz 2) erfolgt ist oder 

b. der Mitarbeiter im Einvernehmen mit dem Dienstgeber aus dem Arbeitsverhältnis 
ausgeschieden ist, weil er von einem anderen Dienstgeber im kirchlichen oder öffentlichen 
Dienst übernommen wird. 

(4) Neben der Abfindung steht Übergangsgeld nach der KAVO nicht zu.
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§ 8 Persönliche Anspruchsvoraussetzungen

(1) Ansprüche nach diesen Bestimmungen bestehen nicht, wenn der Mitarbeiter erwerbsgemindert 
im Sinne der gesetzlichen Rentenversicherung ist oder die Voraussetzungen für den Bezug einer 
Rente wegen Alters aus der gesetzlichen Rentenversicherung vor Vollendung des 65. Lebensjahres 
oder einer entsprechenden Leistung einer berufsständischen Versorgungseinrichtung im Sinne des § 
6 Abs. 1 Nr. 1 SGB VI oder der Zusatzversorgung erfüllt.

(2) Besteht ein Anspruch auf Abfindung und wird der Mitarbeiter das 65. Lebensjahr innerhalb 
eines Zeitraumes vollenden, der kleiner ist als die der Abfindung zugrunde liegende Zahl der 
Monatsbezüge, oder ist absehbar, dass innerhalb dieses Zeitraumes einer der Tatbestände des 
Absatzes 1 eintritt, verringert sich die Abfindung entsprechend.

(3) Tritt der Mitarbeiter innerhalb eines Zeitraumes, der kleiner ist als die der Abfindung zugrunde 
liegende Zahl der Monatsbezüge, in ein Arbeitsverhältnis bei einem kirchlichen oder öffentlichen 
Dienstgeber ein, verringert sich die Abfindung entsprechend. Der überzahlte Betrag ist 
zurückzuzahlen.

§ 9 Einrichtungsbezogene Regelungen

Sind hinsichtlich einrichtungsbezogener Sozialleistungen besondere Regelungen erforderlich, 
werden sie in der Einrichtung getroffen.

§ 10 Anrechnungsvorschrift

(1) Leistungen, die dem Mitarbeiter nach anderen Bestimmungen zu den gleichen Zwecken gewährt 
werden, sind auf die Ansprüche nach diesen Bestimmungen anzurechnen. Dies gilt insbesondere für 
gesetzliche oder durch Vertrag vereinbarte Abfindungsansprüche gegen den Dienstgeber (z. B. §§ 9, 
10 Kündigungsschutzgesetz, § 38 Abs. 1 Nr. 11 MAVO).

(2) Der Mitarbeiter ist verpflichtet, die ihm nach anderen Bestimmungen zu den gleichen Zwecken 
zustehenden Leistungen Dritter zu beantragen. Er hat den Dienstgeber von der Antragstellung und 
von den hierauf beruhenden Entscheidungen sowie von allen ihm gewährten Leistungen im Sinne 
des Absatzes 1 unverzüglich zu unterrichten.

Kommt der Mitarbeiter seinen Verpflichtungen nach Unterabsatz 1 trotz Belehrung nicht nach, 
stehen ihm Ansprüche nach diesen Bestimmungen nicht zu.

§ 11 Inkrafttreten

(1) Diese Bestimmungen treten mit Wirkung vom 1.4.1999 in Kraft.

(2) Diese Bestimmungen gelten nur, wenn der Wechsel der Beschäftigung bzw. die Beendigung des 
Arbeitsverhältnisses nach dem 31.3.1999 eintritt.
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Anlage 24: Bestimmungen zum Abschluss einer betrieblichen 
Zusatzversicherung bei der Kirchlichen 
Zusatzversorgungskasse des Verbandes der Diözesen 
Deutschlands (KZVK) 

§ 1 Versorgungsanspruch

Der Mitarbeiter hat Anspruch auf Versicherung zum Zwecke einer zusätzlichen Alters-, 
Erwerbsminderungs-, und Hinterbliebenenversorgung (Zusatzversorgung) nach Maßgabe der 
Satzung der KZVK in der jeweils gültigen Fassung.

§ 2 Ausnahmen von der Versicherungspflicht

Versicherungsfrei sind Mitarbeiter, die aufgrund einer KODA-Regelung, der Satzung der KZVK 
oder der Satzung einer anderen Zusatzversorgungseinrichtung, von der Versicherungen übergeleitet 
werden, von der Pflicht zur Versicherung befreit worden sind.

§ 3 Pflichtversicherung

(1) Der Dienstgeber erfüllt den Anspruch auf Zusatzversorgung durch Versicherung bei der KZVK 
nach Maßgabe dieser Anlage.

(2) Soweit sich aus den nachfolgenden Bestimmungen keine andere Regelung ergibt, gelten für die 
Begründung, Durchführung und Beendigung der Versicherung des Mitarbeiters ausschließlich die 
Bestimmungen der Satzung der KZVK in ihrer jeweils gültigen Fassung sowie die 
Ausführungsbestimmungen zur Satzung.

(3) 1Der Anspruch auf Leistungen aus der Zusatzversorgung richtet sich ausschließlich nach der 
Satzung der KZVK in ihrer jeweils gültigen Fassung sowie den Ausführungsbestimmungen zur 

Satzung. 2Dieser Anspruch kann nur gegenüber der KZVK geltend gemacht werden.

§ 4 Freiwillige Versicherung

Der Mitarbeiter hat Anspruch auf den Abschluss einer zusätzlichen freiwilligen Versicherung bei 
der KZVK nach deren jeweils gültigen Satzungsvorschriften nach Maßgabe des Beschlusses der 
Zentral-KODA [seit 1. März 2023: Zentrale Arbeitsrechtliche Kommission] vom 15. April 2002 
(zuletzt geändert durch Beschluss der Zentral-KODA vom 8. November 2018 zur 
Entgeltumwandlung) in seiner jeweils gültigen Fassung.

§ 5 Pflichtbeiträge

(1) 1Der Dienstgeber trägt die von der KZVK nach § 62 ihrer Satzung festgesetzten Beiträge bis zu 

einer Höhe von 5,2 % des zusatzversorgungspflichtigen Entgelts des Mitarbeiters allein. 2An dem 
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darüberhinausgehenden Beitrag des Dienstgebers zur Pflichtversicherung beteiligt sich der 
Mitarbeiter zur Hälfte mit einem Eigenbeitrag im Sinne des § 61 der Satzung der KZVK.

(2) 1Der Dienstgeber führt die Beiträge als Schuldner nach § 61 Abs. 1 lit. a) der Satzung der 

KZVK ab. 2Dies umfasst auch die Eigenbeiträge der Mitarbeiter. 3Der Dienstgeber behält den 

Eigenbeitrag des Mitarbeiters vom Arbeitsentgelt des Mitarbeiters ein. 4Die Beteiligung erfolgt für 
jeden Kalendermonat, für den der Mitarbeiter einen Anspruch auf Bezüge (Entgelt, sonstige 
Zuwendungen, Krankenbezüge) oder einen Anspruch auf Krankengeldzuschuss hat, auch wenn 
dieser wegen der Höhe der Barleistungen des Sozialversicherungsträgers nicht gezahlt wird.

(3) 1Dem Mitarbeiter wird unter Bezug auf § 30e Abs. 2 BetrAVG das Recht, nach § 1b Abs. 5 Nr. 2 
BetrAVG die Pflichtversicherung nach Ausscheiden aus dem Beschäftigungsverhältnis mit eigenen 
Beiträgen fortzusetzen, nicht eingeräumt, sofern die Satzung der KZVK dies nicht ausdrücklich 

vorsieht. 2Ist die persönliche Beteiligung des Mitarbeiters und die Übernahme der 
Pflichtbeitragsschuld nach der Satzung der KZVK vorgesehen, richten sich alle weiteren 
Ansprüche, die aus diesen Beiträgen bestehen, ausschließlich nach deren Satzung, ohne dass 
Ansprüche gegenüber dem Dienstgeber entstehen.

(4) Der Anspruch des Mitarbeiters, nach § 1 Abs. 2 Nr. 4 zweiter Halbsatz BetrAVG in Verbindung 
mit § 1a Abs. 3 BetrAVG zu verlangen, dass die Voraussetzungen für eine Förderung nach den §§ 
10a, 82 Abs. 2 EStG erfüllt werden, ist ausgeschlossen, wenn die Satzung der KZVK diese 
Förderungsmöglichkeit nicht ausdrücklich vorsieht.

(5) Der Anspruch des Mitarbeiters nach § 1 Abs. 2 Nr. 4 zweiter Halbsatz BetrAVG in Verbindung 
mit § 1a Abs. 4 BetrAVG auf Fortführung der Versicherung mit eigenen Beiträgen in entgeltlosen 
Zeiten während des Beschäftigungsverhältnisses ist für die Pflichtversicherung ausgeschlossen, 
sofern die Satzung der KZVK dies nicht ausdrücklich vorsieht. Absatz 3 Satz 2 gilt entsprechend.

(6) 1Soweit die KZVK einen Beitrag im Sinne von Absatz 1 von mehr als 7,1 % erhebt, ist der 
Eigenbeitrag des Mitarbeiters nach Absatz 1 Satz 2 auf die Hälfte der Differenz zwischen 5,2 % und 

7,1 % des zusatzversorgungspflichtigen Entgelts beschränkt. 2Erhebt die KZVK einen geringeren 
Beitrag, verbleibt es bei der Anwendung von Absatz 1 Satz 2.

(7) 1Die Regelungen des Absatz 1 Satz 2, Absatz 2 Sätze 2 bis 4 und Absatz 6 treten mit Ablauf des 
Tages vor dem Tag außer Kraft, an dem ein Leistungsrecht der KZVK wirksam wird, das nicht dem 
in dem Tarifvertrag über die zusätzliche Altersvorsorge der Beschäftigten des öffentlichen Dienstes 
– Altersvorsorge-TV-Kommunal (ATV-K), abgeschlossen zwischen der Vereinigung kommunaler 
Arbeitgeberverbände und ver.di – Vereinigte Dienstleistungsgewerkschaft, in der jeweils geltenden 

Fassung festgelegten Versorgungsanspruch entspricht. 2Sie treten außerdem mit Ablauf des Tages 
vor dem Tag außer Kraft, an dem eine Satzungsbestimmung der KZVK wirksam wird, nach der 
nicht mindestens 50 % der Mitglieder der Organe der KZVK ausgenommen deren Vorstand 

Versicherte oder ihre Vertreter sein sollen. 3Bei der Zahl der Organmitglieder im Sinne des Satzes 2 
bleiben neutrale Vorsitzende unberücksichtigt.

§ 6 Inkrafttreten

Die Neufassung dieser Anlage tritt am 1. August 2025 in Kraft.
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Protokollnotiz (Sitzung der Regional-KODA vom 21.05.2002, bestätigt durch die 
Regional-KODA am 18.06.2025 aus Anlass der Neufassung der Anlage 24 KAVO):

1Dienstgeber- und Mitarbeiterseite verpflichten sich, vor späteren Änderungen von Vorschriften der 
Satzung der KZVK, die das materielle Leistungsrecht betreffen, Verhandlungen mit dem Ziel eines 

einheitlichen Vorgehens in den Organen der KZVK aufzunehmen. 2Kommen übereinstimmende 
Beschlüsse der arbeitsrechtlichen Kommissionen zustande, werden sich Dienstgeber- und 
Mitarbeiterseite gemeinsam dafür einsetzen, dass diese in die Satzung der KZVK übernommen 
werden.
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Anlage 25: Bestimmungen über Fort- und Weiterbildung (§ 6a 
KAVO)

"Alle Mitarbeitenden haben Anspruch auf berufliche Fort- und Weiterbildung. Diese umfasst die 
fachlichen Erfordernisse ebenso wie die ethischen und religiösen Aspekte des Dienstes und 
Hilfestellungen zur Bewältigung der spezifischen Belastungen der einzelnen Tätigkeiten."

(Artikel 5 Abs. 1 der Grundordnung des kirchlichen Dienstes vom 22.09.1993)

 

§ 1 Zielsetzung

(1) Maßnahmen der Fort- und Weiterbildung sollen den Mitarbeiter in die Lage versetzen, den sich 
ändernden Anforderungen im Rahmen des Arbeitsverhältnisses zu entsprechen.

(2) Fortbildung im Sinne dieser Bestimmungen ist jede Maßnahme, die das Ziel hat, die in 
Ausbildung, Studium oder beruflicher Praxis erworbenen beruflichen Kenntnisse und Fähigkeiten 
des Mitarbeiters zu erhalten, zu erweitern, der technischen Entwicklung bzw. geänderten 
Rahmenbedingungen anzupassen oder einen beruflichen Aufstieg zu ermöglichen.

(3) Weiterbildung im Sinne dieser Bestimmungen ist jede Maßnahme, die das Ziel hat, eine 
ergänzende Ausbildung mit zusätzlicher abgeschlossener beruflicher Qualifikation zu verschaffen, 
um den Mitarbeiter für eine andere Stelle zu qualifizieren oder ihm Kenntnisse oder Qualifikationen 
zu vermitteln, die nur mittelbar Verwendung in seiner beruflichen Tätigkeit finden können.

(4) Fort- oder Weiterbildung mit religiöser Thematik hat das Ziel, die Identifikation des Mitarbeiters 
mit dem Auftrag und dem Selbstverständnis der Kirche zu stärken.

(5) Die Teilnahme an Exerzitien und Einkehrtagen gemäß § 40 Absatz 1 Buchstabe k KAVO bleibt 
unberührt.

§ 2 Ruhen des Arbeitsverhältnisses

Diese Bestimmungen gelten auch für Mitarbeiter, deren Arbeitsverhältnis ruht (z. B. Elternzeit).

§ 3 Anspruch, Verpflichtung, Verhältnis zu anderen Bestimmungen

(1) Der Mitarbeiter erwirbt den Anspruch auf Fort- oder Weiterbildung nach sechsmonatigem 
Bestehen seines Arbeitsverhältnisses.

(2) Der Mitarbeiter hat Anspruch auf fünf Arbeitstage Fort- oder Weiterbildung im Kalenderjahr.
Wird regelmäßig an mehr oder weniger als fünf Tagen in der Woche gearbeitet, so erhöht oder 
verringert sich der Anspruch entsprechend.

(3) Der Mitarbeiter ist verpflichtet, an Fort- oder Weiterbildungsmaßnahmen teilzunehmen, wenn 
der Dienstgeber dies anordnet. Zeiten einer angeordneten Fort- oder Weiterbildungsmaßnahme sind 
Arbeitszeit; die Bestimmungen über Dienstreisen finden Anwendung (Anlage 15).

159



(4) Freistellungen nach den Weiterbildungsgesetzen der Länder werden im gesetzlich zulässigen 
Umfang auf Ansprüche nach diesen Bestimmungen angerechnet.

(5) Schulungsveranstaltungen für Vertreter der Mitarbeiter gemäß der 
Mitarbeitervertretungsordnung (MAVO), der Ordnung über die Rechtsstellung der Mitglieder der 
Regional-KODA (Rechtsstellungs- und KostO) oder vergleichbarer Ordnungen bleiben von diesen 
Bestimmungen unberührt.

§ 4 Arbeitsbefreiung, Kostenübernahme

(1) Bei Fort- oder Weiterbildungsmaßnahmen, die überwiegend im dienstlichen Interesse liegen, 
erfolgt Arbeitszeitbefreiung (bei Teilzeitbeschäftigten: Arbeitszeitanrechnung bis zur Höhe der 
Sollarbeitszeit eines Vollbeschäftigten nach § 14 KAVO) unter Fortzahlung der Vergütung; § 14a 
Abs. 7 i. V. m. § 14b Abs. 1 Buchstabe a KAVO findet keine Anwendung. Die notwendigen 
Reisekosten werden gemäß Anlage 15 erstattet. Die Kosten für die Maßnahme trägt der 
Dienstgeber.

(2) Bei Fort- oder Weiterbildungsmaßnahmen, die sowohl im Interesse des Dienstgebers als auch 
des Mitarbeiters liegen, erhält der Mitarbeiter bezahlte Arbeitsbefreiung in Höhe von 50 v. H. seines 
Beschäftigungsumfanges. Die Reisekosten sowie Kosten für die Maßnahme tragen Dienstgeber und 
Mitarbeiter jeweils zur Hälfte. Eine andere Erstattung durch den Dienstgeber ist bei Vorliegen 
besonderer Gründe möglich.

(3) Bei Fort- oder Weiterbildungsmaßnahmen, die überwiegend im Interesse des Mitarbeiters 
liegen, kann unbezahlte Arbeitsbefreiung (d. h. keine Arbeitszeitanrechnung) gewährt werden; die 
Kosten der Maßnahme – inklusive der Reisekosten – trägt der Mitarbeiter. In begründeten Fällen 
kann eine Kostenbeteiligung des Dienstgebers in Höhe von bis zu 50 v. H. erfolgen.

(4) Zuschüsse Dritter sind grundsätzlich in Anspruch zu nehmen.

§ 5 Rückzahlungsverpflichtung

(1) Der Mitarbeiter ist verpflichtet, dem Dienstgeber die Aufwendungen für eine Fort- oder 
Weiterbildung im Sinne des § 4 Abs. 1 oder 2 zu ersetzen, wenn das Arbeitsverhältnis auf Wunsch 
des Mitarbeiters oder aus einem von ihm zu vertretenden Grunde endet. Für jeden vollen Monat der 
Beschäftigung nach dem Ende der Fort- oder Weiterbildung werden 1/36 des Aufwendungsbetrages 
erlassen.

(2) Eine Rückzahlungsverpflichtung besteht nicht, wenn die Mitarbeiterin wegen Schwangerschaft 
oder wegen Niederkunft in den letzten drei Monaten kündigt oder einen Auflösungsvertrag 
geschlossen hat.

(3) In besonders gelagerten Fällen kann von der Rückzahlungsregelung zugunsten des Mitarbeiters 
abgewichen werden.

160



§ 6 Verfahren

(1) Die Anordnung einer Fort- oder Weiterbildungsmaßnahme erfolgt spätestens drei Tage vor 
Beginn der Maßnahme. Bei Maßnahmen, die mehr als einen Tag dauern, beträgt die 
Ankündigungsfrist in der Regel zwei Wochen.

(2) Fort- und Weiterbildungsmaßnahmen, die nicht angeordnet werden, erfolgen auf Antrag. Der 
Antrag ist in der Regel sechs Wochen vor Beginn der Maßnahme beim Dienstgeber in Textform zu 
stellen. Der Antrag muss eine Begründung, die Stellungnahme des unmittelbaren Vorgesetzten, 
Angaben zu den entstehenden Kosten sowie zu Art und Umfang der Bezuschussung durch Dritte 
enthalten; ihm ist das ausführliche Tagungsprogramm beizufügen.

(3) Der Dienstgeber entscheidet über den Antrag unverzüglich. Will der Dienstgeber den Antrag 
ablehnen, hat er dies dem Mitarbeiter unter Angabe der Gründe in Textform mitzuteilen.

(4) Nach Abschluss der Maßnahme hat der Mitarbeiter dem Dienstgeber eine 
Teilnahmebescheinigung vorzulegen, die zur Personalakte genommen wird.

§ 7 Zusätzliche Regelungen, Dienstvereinbarungen

(1) Die zum Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens dieser Bestimmungen bestehenden Fort- und 
Weiterbildungsregelungen bleiben unberührt. Für den Pastoralen Dienst und den Sozial- und 
Erziehungsdienst können in den (Erz-)Diözesen zusätzliche spezifische Regelungen erlassen 
werden. Die spezifischen Regelungen dürfen die Regelungsinhalte der §§ 3, 4 und 5 dieser 
Bestimmungen nicht unterschreiten.

(2) Diese Bestimmungen ergänzende Dienstvereinbarungen im Sinne des § 38 Abs. 2 MAVO sind 
zulässig.

§ 8 Unfallversicherungsschutz

Auch die Teilnahme an Fort- oder Weiterbildungsmaßnahmen, die im überwiegenden Interesse des 
Mitarbeiters liegen, sind dienstlich veranlasst, wenn sie vom Dienstgeber durch Freistellung des 
Mitarbeiters von der Arbeit oder in sonstiger Weise gefördert werden, und stehen damit unter dem 
Schutz der gesetzlichen Unfallversicherung.

§ 9 In-Kraft-Treten

Diese Bestimmungen treten am 01.10.2002 in Kraft; sie gelten für Fort- und 
Weiterbildungsmaßnahmen, die nach dem 31.12.2002 vereinbart werden.
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Anlage 26:
(nicht besetzt)

Anlage 27:  Überleitungs- und Besitzstandsbestimmungen zu 
den Änderungen dieser Ordnung zum 1. Oktober 2005 und 
zum 1. Januar 2019 (§ 60v KAVO)

§ 1 Geltungsbereich

(1) Diese Bestimmungen gelten für Mitarbeiter, die am 30. September 2005 schon und am 
1. Oktober 2005 noch in einem Arbeitsverhältnis stehen, auf das diese Ordnung Anwendung findet, 
für die Dauer dieses Arbeitsverhältnisses.47 Diese Bestimmungen gelten auch für solche Mitarbeiter, 
die am 30. September 2005 schon und am 1. Oktober 2005 noch in einem Arbeitsverhältnis stehen, 
auf das diese Ordnung Anwendung findet, wenn dieses Arbeitsverhältnis beendet wird und sich 
innerhalb von sechs Monaten ein neues Arbeitsverhältnis anschließt, auf das diese Ordnung 
Anwendung findet, für die Dauer dieses Arbeitsverhältnisses. Diese Bestimmungen gelten auch für 
Mitarbeiter, die vor dem 30. September 2005, aber nicht vor dem 31. März 2005 ein 
Arbeitsverhältnis beendet haben, auf das diese Ordnung Anwendung gefunden hat, wenn sich daran 
ein Arbeitsverhältnis, auf das diese Ordnung Anwendung findet, anschließt und dieses am 
1. Oktober 2005 beginnt.

(2) Nur soweit nachfolgend ausdrücklich bestimmt, gelten diese Bestimmungen auch für 
Mitarbeiter, deren Arbeitsverhältnis nach dem 30. September 2005 beginnt.

§ 2 Zuordnung der Vergütungsgruppen

(1) Für die Überleitung der Mitarbeiter in die ab 1. Oktober 2005 geltende Entgelttabelle (Anlage 5) 
wird ihre Vergütungsgruppe gemäß Anlage 5a den Entgeltgruppen der Tabelle zugeordnet.
Dies gilt abweichend von § 11 Abs. 5 auch in den Fällen des § 1 Abs. 1 Satz 2, es sei denn, die 
Tätigkeit im neuen Arbeitsverhältnis wird gemäß Anlage 5a mit einer anderen Entgeltgruppe 
bewertet als die Tätigkeit im beendeten Arbeitsverhältnis.

(2) Mitarbeiter, die im Oktober 2005 bei Fortgeltung des bisherigen Rechts die Voraussetzungen für 
einen Bewährungs- oder Tätigkeitsaufstieg erfüllt hätten, werden für die Überleitung so behandelt, 
als wären sie bereits im September 2005 höher gruppiert worden.

(2a) Kirchenmusiker, für die bei Fortgeltung des bisherigen Rechts gemäß § 60q Absatz 2 
Buchstabe b spätestens zum 1. Januar 2006 die Höhergruppierung möglich gewesen wäre, werden 
für die Überleitung so behandelt, als wären sie bereits im September 2005 höher gruppiert worden.

47 Unterbrechungen von bis zu einem Monat sind unschädlich.
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(3) Mitarbeiter, die im Oktober 2005 bei Fortgeltung des bisherigen Rechts in eine niedrigere 
Vergütungsgruppe eingruppiert worden wären, werden für die Überleitung so behandelt, als wären 
sie bereits im September 2005 herabgruppiert worden.

§ 3 Vergleichsentgelt

(1) Für die Zuordnung zu den Stufen der Entgelttabelle wird für die Mitarbeiter nach § 2 ein 
Vergleichsentgelt auf der Grundlage der im September 2005 erhaltenen Bezüge gemäß den 
Absätzen 2 bis 6 gebildet.

(2) Das Vergleichsentgelt setzt sich aus Grundvergütung, allgemeiner Zulage und Ortszuschlag der 
Stufe 1 oder 2 zusammen. Ist der Ehegatte in voller Höhe der Stufe 2 ortszuschlagsberechtigt oder 
nach beamtenrechtlichen Grundsätzen familienzuschlagsberechtigt, wird nur die Stufe 1 zugrunde 
gelegt.48 Hat der Ehegatte als Teilzeitbeschäftigter Anspruch auf einen anteiligen Ortszuschlag oder 
Familienzuschlag, geht der Differenzbetrag zwischen dem Anspruch des Ehegatten am 
1. Oktober 2005 zu der Stufe 2 des Ortszuschlags oder zu der Stufe 1 des Familienzuschlags und 
dem Gesamtanspruch beider Ehegatten am 30. September 2005 in das Vergleichsentgelt ein. Findet 
auf den Ehegatten am 1. Oktober 2005 der Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst (TVöD) oder 
diese Ordnung Anwendung, geht der jeweils individuell zustehende Teil des Unterschiedsbetrages 
zwischen den Stufen 1 und 2 des Ortszuschlags in das Vergleichsentgelt ein. Ferner fließen im 
September 2005 nach dieser Ordnung zustehende Funktionszulagen insoweit in das 
Vergleichsentgelt ein, als sie in dieser Ordnung ab dem 1. Oktober 2005 nicht mehr vorgesehen 
sind. Erhalten Mitarbeiter eine Gesamtvergütung (§ 26 KAVO in der am 30. September 2005 
geltenden Fassung), bildet diese das Vergleichsentgelt. Erhalten Mitarbeiter im Sinne des § 1 Abs. 1 
Bezüge gemäß § 44 KAVO, werden diese bis auf weiteres unverändert als zu verrechnender 
Abschlag auf das Entgelt, das ihnen nach der noch zu erzielenden künftigen Regelung zusteht, 
gezahlt.

(3) Mitarbeiter, die im Oktober 2005 bei Fortgeltung des bisherigen Rechts die Grundvergütung der 
nächst höheren Stufe erhalten hätten, werden für die Bemessung des Vergleichsentgelts so 

48  1.   Findet diese Ordnung am 1. Oktober 2005 für beide Ehegatten Anwendung und hat einer der beiden im 
September 2005 keine Bezüge erhalten wegen Elternzeit, Wehr- oder Zivildienstes, Sonderurlaubs, bei dem der 
Dienstgeber vor Antritt ein dienstliches Interesse an der Beurlaubung anerkannt hat, Bezuges einer Rente auf Zeit 
wegen verminderter Erwerbsfähigkeit oder wegen Ablaufs der Krankenbezugsfristen, erhält der andere zusätzlich 
zu seinem Entgelt den Differenzbetrag zwischen dem ihm im September 2005 individuell zustehenden Teil des 
Unterschiedsbetrages zwischen der Stufe 1 und 2 des Ortszuschlags und dem vollen Unterschiedsbetrag als 
Besitzstandszulage.
2.   Hat der andere ortszuschlagsberechtigte oder nach beamtenrechtlichen Grundsätzen 
familienzuschlagsberechtigte Ehegatte im September 2005 aus den in Nr. 1 genannten Gründen keine Bezüge 
erhalten, erhält der Mitarbeiter zusätzlich zu seinem Entgelt den vollen Unterschiedsbetrag zwischen der Stufe 1 
und der Stufe 2 des Ortszuschlags als Besitzstandszulage.
3.   Ist der andere ortszuschlagsberechtigte oder familienzuschlagsberechtigte Ehegatte im September 2005 aus dem 
kirchlichen, kirchlich-caritativen oder öffentlichen Dienst ausgeschieden, ist das Tabellenentgelt neu zu ermitteln. 
Basis ist dabei die Stufenzuordnung nach § 4 Abs. 1 Satz 2, die sich zum 1. Oktober 2007 ergeben hätte, wenn das 
Vergleichsentgelt unter Berücksichtigung der Stufe 2 des Ortszuschlags gebildet worden wäre.
4.   Die Besitzstandszulage nach den Nrn. 1 und 2 oder das neu ermittelte Tabellenentgelt nach Nr. 3 wird auf einen 
bis zum 28. Februar 2009 zu stellenden schriftlichen Antrag (Ausschlussfrist) vom 1. Juli 2008 an gezahlt.
5.   In den Fällen der Nrn. 1 und 2 wird bei Stufensteigerungen und Höhergruppierungen der Unterschiedsbetrag 
zum bisherigen Entgelt auf die Besitzstandszulage angerechnet. Der Mitarbeiter hat das Vorliegen der 
Voraussetzungen der Nrn. 1 und 2 nachzuweisen und Änderungen anzuzeigen. Die Besitzstandszulage nach den 
Nrn. 1 und 2 entfällt mit Ablauf des Monats, in dem der Ehegatte die Arbeit wieder aufnimmt.
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behandelt, als wäre der Stufenaufstieg bereits im September 2005 erfolgt. § 2 Abs. 2 und 3 gilt bei 
der Bemessung des Vergleichsentgelts entsprechend. Fällt bei Mitarbeitern im Oktober 2005 eine 
Stufensteigerung mit einer Höhergruppierung zusammen, ist zunächst die Stufensteigerung in der 
bisherigen Vergütungsgruppe und danach die Höhergruppierung durchzuführen.

(4) Bei teilzeitbeschäftigten Mitarbeitern wird das Vergleichsentgelt auf der Grundlage eines 
vergleichbaren vollzeitbeschäftigten Mitarbeiters bestimmt. Sodann wird nach der Stufenzuordnung 
das zustehende Entgelt zeitratierlich berechnet (§ 28 Abs. 1 Satz 1 KAVO). Diese zeitratierliche 
Kürzung unterbleibt bei dem auf den Ehegattenanteil im Ortszuschlag entfallenden Betrag 
(Absatz 2 Satz 4). Sie unterbleibt auch bei dem Differenzbetrag im Sinne von Absatz 2 Satz 3.

(5) Für Mitarbeiter, die nicht für alle Tage im September 2005 oder für keinen Tag dieses Monats 
Bezüge erhalten, wird das Vergleichsentgelt so bestimmt, als hätten sie für alle Tage dieses Monats 
Bezüge erhalten; in den Fällen des § 24 Abs. 3 Unterabs. 4 KAVO a.F. werden die Mitarbeiter für 
das Vergleichsentgelt so gestellt, als hätten sie am 1. September 2005 die Arbeit wieder 
aufgenommen.

(6) Abweichend von den Absätzen 2 bis 5 wird bei Mitarbeitern, die gemäß § 24 Abs. 9 KAVO in 
der am 30. September 2005 geltenden Fassung den Unterschiedsbetrag zwischen der 
Grundvergütung ihrer bisherigen zur nächst höheren Stufe im September 2005 nur zur Hälfte 
erhalten, für die Bestimmung des Vergleichsentgelts die volle Grundvergütung aus der nächst 
höheren Stufe zugrunde gelegt.

§ 4 Stufenzuordnung

(1) 1Die Mitarbeiter werden einer ihrem Vergleichsentgelt entsprechenden individuellen 
Zwischenstufe der gemäß § 2 bestimmten Entgeltgruppe zugeordnet. 2Zum 1. Oktober 2007 steigen 
diese Mitarbeiter in die dem Betrag nach nächst höhere reguläre Stufe ihrer Entgeltgruppe auf. 3Im 
Falle des § 1 Absatz 1 Satz 2 wird der Mitarbeiter im neuen Arbeitsverhältnis in die Stufe 
eingestuft, in der er das vorhergehende Arbeitsverhältnis beendet hat, es sei denn, die Tätigkeit im 
neuen Arbeitsverhältnis wird in Anlage 5a mit einer anderen Entgeltgruppe bewertet als die 
Tätigkeit im beendeten Arbeitsverhältnis. 4In diesem Fall erfolgt die Einstufung gemäß § 25 
Absatz 4 KAVO entsprechend. 5Der weitere Stufenaufstieg richtet sich nach den Regelungen dieser 
Ordnung.

(2) 1Werden Mitarbeiter vor dem 1. Oktober 2007 höher gruppiert (nach § 5 Abs. 1, § 6 Abs. 3 
Buchst. a oder aufgrund Übertragung einer mit einer höheren Entgeltgruppe bewerteten Tätigkeit), 
so erhalten sie in der höheren Entgeltgruppe Entgelt nach der regulären Stufe, deren Betrag 
mindestens der individuellen Zwischenstufe entspricht, jedoch nicht weniger als das Entgelt der 
Stufe 2; der weitere Stufenaufstieg richtet sich nach den Regelungen dieser Ordnung. 2In den Fällen 
des Satzes 1 gilt § 25 Abs. 4 Satz 2 KAVO entsprechend. Werden Mitarbeiter vor dem 
1. Oktober 2007 herabgruppiert, werden sie in der niedrigeren Entgeltgruppe derjenigen 
individuellen Zwischenstufe zugeordnet, die sich bei Herabgruppierung im September 2005 
ergeben hätte; der weitere Stufenaufstieg richtet sich nach Absatz 1 Satz 2 und 3.

(3) 1Liegt das Vergleichsentgelt über der höchsten Stufe der gemäß § 2 bestimmten Entgeltgruppe, 
werden Mitarbeiter abweichend von Absatz 1 einer dem Vergleichsentgelt entsprechenden 
individuellen Endstufe zugeordnet. 2Das Entgelt aus der individuellen Endstufe gilt als 
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Tabellenentgelt im Sinne des § 23 KAVO. 3Bei einer Höhergruppierung aus einer individuellen 
Endstufe werden die Mitarbeiter entsprechend § 25 Abs. 4 KAVO der Endstufe der höheren 
Entgeltgruppe zugeordnet. 4Beträgt das Tabellenentgelt nach Satz 3 weniger als die Summe aus dem 
Entgelt der bisherigen individuellen Endstufe und 2 Prozent der Endstufe der höheren 
Entgeltgruppe, wird der Mitarbeiter in der höheren Entgeltgruppe erneut einer individuellen 
Endstufe zugeordnet. 5Das Entgelt der neuen individuellen Endstufe wird dabei festgesetzt auf die 
Summe aus dem Entgelt der bisherigen individuellen Endstufe und 2 Prozent des Tabellenentgelts 
der Endstufe der höheren Entgeltgruppe. 6Der Betrag der individuellen Endstufe verändert sich um 
denselben Prozentsatz bzw. in demselben Umfang wie die höchste Stufe der jeweiligen 
Entgeltgruppe.49

(4) 1Mitarbeiter, deren Vergleichsentgelt niedriger ist als das Entgelt in der Stufe 2, werden 
abweichend von Absatz 1 der Stufe 2 zugeordnet. 2Der weitere Stufenaufstieg richtet sich nach den 
Regelungen dieser Ordnung.

§ 5 Bewährungs- und Tätigkeitsaufstiege

(1) In eine der Entgeltgruppen 3, 5, 6 oder 8 übergeleitete Mitarbeiter, die am 1. Oktober 2005 bei 
Fortgeltung des bisherigen Rechts die für eine Höhergruppierung erforderliche Zeit der Bewährung 
oder Tätigkeit zur Hälfte erfüllt haben, sind zu dem Zeitpunkt, zu dem sie nach bisherigem Recht 
höher gruppiert wären, in die nächst höhere Entgeltgruppe eingruppiert. Abweichend von Satz 1 
erfolgt die Höhergruppierung in die Entgeltgruppe 5, wenn die Mitarbeiter aus der 
Vergütungsgruppe K VIII mit ausstehendem Aufstieg nach Vergütungsgruppe K VII übergeleitet 
worden sind; sie erfolgt in die Entgeltgruppe 8, wenn die Mitarbeiter aus der Vergütungsgruppe K 
VIb mit ausstehendem Aufstieg nach Vergütungsgruppe K Vc übergeleitet worden sind. 
Voraussetzung für die Höhergruppierung nach Satz 1 und 2 ist, dass

• zum individuellen Aufstiegszeitpunkt keine Anhaltspunkte vorliegen, die bei Fortgeltung 
des bisherigen Rechts einer Höhergruppierung entgegengestanden hätten, und

• bis zum individuellen Aufstiegszeitpunkt nach Satz 1 weiterhin eine Tätigkeit auszuüben ist, 
die diesen Aufstieg ermöglicht hätte.

Die Sätze 1 bis 3 gelten nicht in den Fällen des § 2 Abs. 2. Erfolgt die Höhergruppierung vor dem 
1. Oktober 2007, gilt – gegebenenfalls unter Berücksichtigung des Satzes 2 – § 4 Abs. 2 Satz 1 
entsprechend.

(2) In eine der Entgeltgruppen 2 sowie 9 bis 15 übergeleitete Mitarbeiter, die am 1. Oktober 2005 
bei Fortgeltung des bisherigen Rechts die für eine Höhergruppierung erforderliche Zeit der 
Bewährung oder Tätigkeit zur Hälfte erfüllt haben, und in der Zeit zwischen dem 1. November 2005 
und dem 30. September 2007 höher gruppiert worden wären, erhalten ab dem Zeitpunkt, zu dem sie 
nach bisherigem Recht höher gruppiert wären, in ihrer bisherigen Entgeltgruppe Entgelt nach 
derjenigen individuellen Zwischen- bzw. Endstufe, die sich ergeben hätte, wenn sich ihr 
Vergleichsentgelt (§ 3) nach der Vergütung aufgrund der Höhergruppierung bestimmt hätte. Die 
Neuberechnung des Vergleichsentgelts führt nicht zu einem Wechsel der Entgeltgruppe. 
Voraussetzung für den Stufenaufstieg ist, dass

49 Die Beträge der individuellen Endstufen erhöhen sich ab dem 1. April 2025 um 3,0 Prozent, mindestens aber um 
110,00 Euro, und ab dem 1. Mai 2026 um weitere 2,8 Prozent.
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• zum individuellen Aufstiegszeitpunkt keine Anhaltspunkte vorliegen, die bei Fortgeltung 
des bisherigen Rechts einer Höhergruppierung entgegengestanden hätten, und

• bis zum individuellen Aufstiegszeitpunkt nach Satz 1 weiterhin eine Tätigkeit auszuüben ist, 
die diesen Aufstieg ermöglicht hätte.

Mitarbeiter, die die sonstigen Voraussetzungen des Unterabsatz 1 erfüllen, jedoch aufgrund des 
Ruhens des Arbeitsverhältnisses wegen Elternzeit den Stichtag 31. Dezember 2009 (Absatz 3) nicht 
einhalten können, erhalten abweichend von Unterabsatz 1 ab dem Zeitpunkt, zu dem sie nach 
bisherigem Recht höher gruppiert wären, in ihrer bisherigen Entgeltgruppe Entgelt nach der 
nächsthöheren regulären Stufe über der individuellen Zwischenstufe, die sich ergeben hätte, wenn 
sich ihr Vergleichsentgelt (§ 3) nach der Vergütung aufgrund der Höhergruppierung bestimmt hätte; 
im Fall einer individuellen Endstufe wird der Mitarbeiter hierin eingestuft.
Ein etwaiger Strukturausgleich wird ab dem individuellen Aufstiegszeitpunkt nicht mehr gezahlt. 
Der weitere Stufenaufstieg richtet sich bei Zuordnung zu einer individuellen Zwischenstufe nach 
§ 4 Abs. 1. § 2 Abs. 2 bleibt unberührt.

(3) 1Abweichend von Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 Satz 1 gelten die Absätze 1 bzw. 2 auf 
schriftlichen Antrag entsprechend für übergeleitete Mitarbeiter, die bei Fortgeltung des bisherigen 
Rechts bis spätestens zum 31. Dezember 2018 wegen Erfüllung der erforderlichen Zeit der 
Bewährung oder Tätigkeit höhergruppiert worden wären, unabhängig davon, ob die Hälfte der 
erforderlichen Bewährungs- oder Tätigkeitszeit am Stichtag erfüllt ist. 2In den Fällen des Absatzes 2 
Satz 1 erhalten Mitarbeiter, die in der Zeit zwischen dem 1. Oktober 2007 und dem 
31. Dezember 2018 bei Fortgeltung des bisherigen Rechts höhergruppiert worden wären, in ihrer 
bisherigen Entgeltgruppe Entgelt nach derjenigen individuellen Zwischen- oder Endstufe, die sich 
aus der Summe des bisherigen Tabellenentgelts und dem nach Absatz 2 ermittelten 
Höhergruppierungsgewinn nach bisherigem Recht ergibt; die Stufenlaufzeit bleibt hiervon 
unberührt. 3Bei Mitarbeitern mit individueller Endstufe erhöht sich in diesen Fällen ihre individuelle 
Endstufe um den nach bisherigem Recht ermittelten Höhergruppierungsgewinn. 4§ 4 Abs. 3 Satz 6 
gilt entsprechend; die individuelle Zwischenstufe verändert sich bei allgemeinen 
Entgeltanpassungen nach dem 31. Dezember 2009 um den von der Regional-KODA für die 
jeweilige Entgeltgruppe festgelegten Vomhundertsatz.50 5Wäre der Mitarbeiter bei Fortgeltung des 
bisherigen Rechts in der Zeit vom 1. Oktober 2007 bis 31. Dezember 2007 wegen Erfüllung der 
Voraussetzungen dieses Absatzes höhergruppiert worden, findet dieser Absatz auf schriftlichen 
Antrag vom 1. Januar 2008 an Anwendung.

§ 6 Vergütungsgruppenzulagen

(1) Mitarbeiter, denen am 30. September 2005 nach Anlage 1 eine Vergütungsgruppenzulage 
zusteht, erhalten in der Entgeltgruppe, in die sie übergeleitet werden, eine Besitzstandszulage in 
Höhe der Vergütungsgruppenzulage.

(2) Mitarbeiter, die bei Fortgeltung des bisherigen Rechts nach dem 30. September 2005 eine 
Vergütungsgruppenzulage ohne vorausgehenden Bewährungs- oder Tätigkeitsaufstieg erreicht 
hätten, erhalten ab dem Zeitpunkt, zu dem ihnen die Zulage nach bisherigem Recht zugestanden 
hätte, eine Besitzstandszulage. Die Höhe der Besitzstandszulage bemisst sich nach dem Betrag, der 

50 Die individuelle Zwischenstufe erhöht sich ab dem 1. April 2025 um 3,0 Prozent, mindestens aber um 110,00 Euro, 
und ab dem 1. Mai 2026 um weitere 2,8 Prozent.
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als Vergütungsgruppenzulage zu zahlen gewesen wäre, wenn diese bereits am 30. September 2005 
zugestanden hätte.
Voraussetzung ist, dass

• am 1. Oktober 2005 die für die Vergütungsgruppenzulage erforderliche Zeit der Bewährung 
oder Tätigkeit nach Maßgabe der §§ 21a, 21b KAVO in der am 30. September 2005 
geltenden Fassung zur Hälfte erfüllt ist,

• zu diesem Zeitpunkt keine Anhaltspunkte vorliegen, die bei Fortgeltung des bisherigen 
Rechts der Vergütungsgruppenzulage entgegengestanden hätten und

• bis zum individuellen Zeitpunkt nach Satz 1 weiterhin eine Tätigkeit auszuüben ist, die zu 
der Vergütungsgruppenzulage geführt hätte.

(2a) Absatz 2 gilt auf schriftlichen Antrag entsprechend für übergeleitete Mitarbeiter, die bei 
Fortgeltung des bisherigen Rechts bis spätestens zum 31. Dezember 2018 wegen Erfüllung der 
erforderlichen Zeit der Bewährung oder Tätigkeit die Voraussetzungen der 
Vergütungsgruppenzulage erfüllt hätten, unabhängig davon, ob die Hälfte der erforderlichen Zeit 
der Bewährung oder Tätigkeit am Stichtag nicht erfüllt ist. § 5 Absatz 3 Satz 5 gilt entsprechend.

(3) Für Mitarbeiter, die bei Fortgeltung des bisherigen Rechts nach dem 30. September 2005 im 
Anschluss an einen Aufstieg eine Vergütungsgruppenzulage erreicht hätten, gilt Folgendes:

a) In eine der Entgeltgruppen 3, 5, 6 oder 8 übergeleitete Mitarbeiter, die den Aufstieg am 
30. September 2005 noch nicht erreicht haben, sind zu dem Zeitpunkt, zu dem sie nach 
bisherigem Recht höher gruppiert worden wären, in die nächst höhere Entgeltgruppe dieser 
Ordnung in der ab 01.10.2005 geltenden Fassung eingruppiert; § 5 Abs. 1 Satz 2 bis 5 gilt 
entsprechend. Eine Besitzstandszulage für eine Vergütungsgruppenzulage steht nicht zu.

b) Ist ein der Vergütungsgruppenzulage vorausgehender Aufstieg am 30. September 2005 
bereits erfolgt, gilt Absatz 2 mit der Maßgabe, dass am 1. Oktober 2005 die Hälfte der 
Gesamtzeit für den Anspruch auf die Vergütungsgruppenzulage einschließlich der Zeit für 
den vorausgehenden Aufstieg zurückgelegt sein muss oder die Vergütungsgruppenzulage bei 
Fortgeltung des bisherigen Rechts bis zum 31. Dezember 2018 erworben worden wäre. Im 
Fall des Satzes 1 2. Alternative wird die Vergütungsgruppenzulage auf schriftlichen Antrag 
gewährt. § 5 Abs. 3 Satz 5 gilt entsprechend.

c) Wäre im Fall des Buchstaben a nach bisherigem Recht der Aufstieg spätestens am 
30. September 2007 erreicht worden, gilt Absatz 2 mit der Maßgabe, dass am 
1. Oktober 2007 die Hälfte der Gesamtzeit für den Anspruch auf die 
Vergütungsgruppenzulage einschließlich der Zeit für den vorausgehenden Aufstieg erreicht 
worden sein muss und die Vergütungsgruppenzulage bei Fortgeltung des bisherigen Rechts 
bis zum 31. Dezember 2018 erworben worden wäre. 

§ 5 Abs. 3 Satz 5 gilt entsprechend.

(4) Die Besitzstandszulage nach den Absätzen 1, 2 und 3 Buchst. b wird so lange gezahlt, wie die 
anspruchsbegründete Tätigkeit ununterbrochen – § 1 Absatz 1 Satz 2 bleibt unberührt – ausgeübt 
wird und die sonstigen Voraussetzungen für die Vergütungsgruppenzulage nach bisherigem Recht 
weiterhin bestehen. Unterbrechungen wegen Elternzeit, Wehr- oder Zivildienstes, Sonderurlaubs, 
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bei dem der Dienstgeber vor Antritt ein dienstliches Interesse an der Beurlaubung anerkannt hat, 
Bezuges einer Rente auf Zeit wegen verminderter Erwerbsfähigkeit oder wegen Ablaufs der 
Krankenbezugsfristen sowie wegen vorübergehender Übertragung einer höherwertigen Tätigkeit 
sind unschädlich. In den Fällen, in denen eine Unterbrechung aus den in Satz 2 genannten Gründen 
nach dem 30. September 2005 und vor dem 1. Juli 2008 endet, wird eine Besitzstandszulage nach 
Abs. 1, 2 oder 3 Buchst. b oder c vom 1. Juli 2008 an gezahlt, wenn bis zum 28. Februar 2009 ein 
entsprechender schriftlicher Antrag (Ausschlussfrist) gestellt worden ist. Die Besitzstandszulage 
verändert sich bei allgemeinen Entgeltanpassungen um den von der Regional-KODA für die 
jeweilige Entgeltgruppe festgelegten Vomhundertsatz.51

§ 6a Besitzstandszulage für Mitarbeiter im liturgischen Dienst

Mitarbeiter im liturgischen Dienst, die gemäß § 60q Absatz 1 Satz 2 und 3 (Küster/Kombinierte) 
und Absatz 2 (Kirchenmusiker) i. V. m. Absatz 2 Buchstabe c in der am 30. September 2005 
geltenden Fassung52 Anspruch auf eine Zulage hatten, erhalten diese als statische 
Besitzstandszulage bis zum 31. Dezember 2009 zu ihrem Monatsentgelt gezahlt. Ab dem 
1. Januar 2010 wird jedwede Entgelterhöhung mit der Zulage bis zu deren Aufzehrung verrechnet; 
dies gilt nicht für Mitarbeiter, die am 1. Januar 2010 mindestens 55 Jahre alt sind.

§ 7  Fortführung vorübergehender Ausübung einer höherwertigen Tätigkeit53

Mitarbeiter, denen am 30. September 2005 eine Zulage nach § 22 KAVO in der am 
30. September 2005 geltenden Fassung zugestanden hat, erhalten ab dem 1. Oktober 2005 eine 

51 Die Besitzstandszulage erhöht sich ab dem 1. April 2025 um 3,11 Prozent und ab dem 1. Mai 2026 um weitere 2,8 
Prozent.

52 § 60q KAVO (in der bis 30. September 2005 gültigen Fassung)
Überleitungsbestimmungen zur Anlage 1 zur KAVO – Teil II – Fallgruppenkennziffern 3.1. und 3.2 i. d. F. vom 
1.1.2005
(1) Für die Mitarbeiter der Fallgruppenkennziffer 3.1 (Küster/Kombinierte) in den Vergütungs- und Fallgruppen K 
VIII 3.1.1 bis 3.1.5, K VII 3.1.1 und 3.1.2, K VIb 3.1.1 und K Vc 3.1.1 in der ab 1.1.2005 geltenden Fassung bleibt 
die bisherige Eingruppierung durch die Änderung zum 1.1.2005 unberührt. Erfüllt jedoch ein Mitarbeiter des 
Tätigkeitsmerkmals K Vc, Fallgruppe 3.1.1 n. F. (K Vc, Fg. 3.1.5 a. F.), der bereits vor dem 1.1.2005 eingestellt 
wurde, nicht die Voraussetzung der Hochzahl 37 für den kirchenmusikalischen Bereich seiner Tätigkeit, ist er eine 
Vergütungsgruppe niedriger eingruppiert. In diesem Fall findet Absatz 2 Buchstabe c entsprechende Anwendung.
(2) Für die Mitarbeiter der Fallgruppenkennziffer 3.2 (Kirchenmusiker) gilt Folgendes:
a)  Verbleibt der Kirchenmusiker in der bisherigen Eingruppierung oder ist er aufgrund der Änderung zum 1.1.2005 
niedriger eingruppiert, sind die vor dem 1.1.2005 erbrachten Zeiten der Tätigkeit gemäß § 21a für den 
Bewährungsaufstieg anzurechnen. Das Tätigkeitsmerkmal K VII, Fallgruppe 3.1.5 a. F. (Kirchenmusiker mit C-
Examen) entspricht dem Tätigkeitsmerkmal K VII, Fallgruppe 3.2.1 in der Fassung vom 1.1.2005.
b)  Ist der Kirchenmusiker aufgrund der Änderung zum 1.1.2005 höher eingruppiert oder erhält er aus der 
bisherigen Vergütungsgruppe nunmehr einen Bewährungsaufstieg, sind die vor dem 1.1.2005 verbrachten Zeiten 
der Tätigkeit zur Hälfte auf die Bewährungszeit anzurechnen. Die Höhergruppierung ist jedoch frühestens zum 
1.1.2006 möglich.
c)  Ist der Kirchenmusiker, der am 31.12.2004 in einem Arbeitsverhältnis zu einem Dienstgeber im Sinne des § 1 
Abs. 1 steht, durch die Änderung zum 1.1.2005 schlechter vergütet, und verbleibt er bei demselben Dienstgeber 
oder dessen unmittelbaren Rechtsnachfolger, erhält er in diesem Arbeitsverhältnis zum Ausgleich eine monatliche 
Zulage. Die Zulage bemisst sich aus der Differenz, die sich aus der Dezember-Monatsvergütung 2004 (§ 23) und 
der zum 1.1.2005 geltenden Monatsvergütung (§ 23) ergibt. Die Zulage bleibt statisch und wird unter der 
Voraussetzung des S. 1 bis zum 31.12.2009 gezahlt. Ab dem 1.1.2010 wird jedwede Vergütungserhöhung mit der 
Zulage bis zu deren Aufzehrung verrechnet; dies gilt nicht für Kirchenmusiker, die am 1.1.2010 mindestens 55 
Jahre alt sind.

53 Die vertretungsweise Übertragung einer höherwertigen Tätigkeit ist ein Unterfall der vorübergehenden Übertragung 
einer höherwertigen Tätigkeit.
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Besitzstandszulage in Höhe ihrer bisherigen Zulage, solange sie die anspruchsbegründende 
Tätigkeit weiterhin ausüben und die Zulage nach bisherigem Recht zu zahlen wäre. Wird die 
anspruchsbegründende Tätigkeit über den 30. September 2007 hinaus beibehalten, finden mit 
Wirkung ab dem 1. Oktober 2007 die Regelungen dieser Ordnung über die vorübergehende 
Übertragung einer höherwertiger Tätigkeit Anwendung. Für eine vor dem 1. Oktober 2005 
vorübergehend übertragene höherwertige Tätigkeit, für die am 30. September 2005 wegen der 
zeitlichen Voraussetzungen des § 22 Abs. 1 bzw. 2 KAVO noch keine Zulage gezahlt wurde, gilt 
Satz 1 und 2 ab dem Zeitpunkt entsprechend, zu dem nach bisherigem Recht die Zulage zu zahlen 
gewesen wäre. Ist Mitarbeitern, die eine Besitzstandszulage nach Satz 1 erhalten, die 
anspruchsbegründende Tätigkeit bis zum 30. September 2007 dauerhaft übertragen worden, 
erhalten sie eine persönliche Zulage. Die Zulage nach Satz 4 wird für die Dauer der Wahrnehmung 
dieser Tätigkeit auf einen bis zum 28. Februar 2009 zu stellenden schriftlichen Antrag 
(Ausschlussfrist) des Mitarbeiters vom 1. Juli 2008 an gezahlt. Die Höhe der Zulage bemisst sich 
nach dem Unterschiedsbetrag zwischen dem am 1. Oktober 2005 nach § 4 zustehenden 
Tabellenentgelt oder Entgelt nach einer individuellen Zwischen- oder Endstufe einschließlich der 
Besitzstandszulage nach Satz 1 und dem Tabellenentgelt nach der Höhergruppierung. Allgemeine 
Entgeltanpassungen, Erhöhungen des Entgelts durch Stufenaufstiege und Höhergruppierungen 
sowie Zulagen gemäß § 22 Abs. 2 KAVO sind auf die persönliche Zulage in voller Höhe 
anzurechnen. Die Anrechnung umfasst auch entsprechende Entgeltsteigerungen, die nach dem 
30. September 2005 und vor dem 1. Juli 2008 erfolgt sind.

§ 8 Kinderbezogene Entgeltbestandteile

(1) Für im September 2005 zu berücksichtigende Kinder werden die kinderbezogenen 
Entgeltbestandteile dieser Ordnung in der für September 2005 zustehenden Höhe als 
Besitzstandszulage fortgezahlt, wenn für diese Kinder Kindergeld nach dem 
Einkommensteuergesetz (EStG) oder nach dem Bundeskindergeldgesetz (BKGG) gezahlt wird oder 
ohne Berücksichtigung des § 64 oder § 65 EStG oder des § 3 oder § 4 BKGG gezahlt würde. Die 
Besitzstandszulage entfällt ganz oder anteilig für die Zeit, in der eine andere Person, die im 
kirchlichen, kirchlich-caritativen oder öffentlichen Dienst steht oder auf Grund einer Tätigkeit im 
öffentlichen oder kirchlichen Dienst nach beamtenrechtlichen Grundsätzen oder nach einer 
Ruhelohnordnung versorgungsberechtigt ist, Anspruch auf den kinderbezogenen Teil des Orts-, 
Familien- oder Sozialzuschlags für ein Kind hat, für welches die Besitzstandszulage gewährt wird. 
Den Anspruch oder eine Änderung des Anspruchs der anderen Person auf den kinderbezogenen Teil 
des Orts-, Familien- oder Sozialzuschlags hat der Mitarbeiter dem Dienstgeber unverzüglich 
schriftlich anzuzeigen. War die Kindergeldzahlung im Monat September 2005 unterbrochen, wird 
die Besitzstandszulage ab dem Zeitpunkt des Wiederauflebens der Kindergeldzahlung gewährt.
Im Übrigen gilt Folgendes:

1. Die Unterbrechung der Entgeltzahlung im September 2005 wegen Elternzeit, Wehr- oder 
Zivildienstes, Sonderurlaubs, bei dem der Dienstgeber vor Antritt ein dienstliches Interesse 
an der Beurlaubung anerkannt hat, Bezuges einer Rente auf Zeit wegen verminderter 
Erwerbsfähigkeit oder wegen des Ablaufs der Krankenbezugsfristen ist für das Entstehen 
des Anspruchs auf die Besitzstandszulage unschädlich. Für die Höhe der Besitzstandszulage 
nach Satz 1 gilt § 3 Abs. 5 entsprechend.
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2. Ist die andere Person im September 2005 aus dem kirchlichen, kirchlich-caritativen oder 
öffentlichen Dienst ausgeschieden und entfiel aus diesem Grund der kinderbezogene 
Entgeltbestandteil, entsteht der Anspruch auf die Besitzstandszulage bei dem übergeleiteten 
Mitarbeiter.

3. Mitarbeiter mit mehr als zwei Kindern, die im September 2005 für das dritte und jedes 
weitere Kind keinen kinderbezogenen Entgeltanteil erhalten haben, weil sie nicht zum 
Kindergeldberechtigten bestimmt waren, haben Anspruch auf die Besitzstandszulage für das 
dritte und jedes weitere Kind, sofern und solange sie für diese Kinder Kindergeld erhalten, 
wenn sie bis zum 28. Februar 2009 einen Berechtigtenwechsel beim Kindergeld zu ihren 
Gunsten vornehmen und der Beschäftigungsumfang der kindergeldberechtigten anderen 
Person am 30. September 2005 30 Wochenstunden nicht überstieg. Die Höhe der 
Besitzstandszulage ist so zu bemessen, als hätte der Mitarbeiter bereits im September 2005 
Anspruch auf Kindergeld gehabt.

4. Bei Tod des Kindergeldberechtigten wird ein Anspruch nach Unterabsatz 1 für den anderen 
übergeleiteten Mitarbeiter auch nach dem 1. Oktober 2005 begründet. Die Höhe der 
Besitzstandszulage ist so zu bemessen, als hätte er bereits im September 2005 Anspruch auf 
Kindergeld gehabt. Satz 1 und 2 gelten auch bei Tod eines Kindergeldberechtigten, der im 
kirchlichen, kirchlich-caritativen oder öffentlichen Dienst beschäftigt war und bis zu seinem 
Tod kinderbezogene Entgeltbestandteile oder eine entsprechende Besitzstandszulage 
erhalten hat.

5. Endet eine Unterbrechung aus den in Nr. 1 Satz 1 genannten Gründen vor dem 1. Juli 2008, 
wird die Besitzstandszulage vom 1. Juli 2008 an gezahlt, wenn bis zum 28. Februar 2009 ein 
entsprechender schriftlicher Antrag (Ausschlussfrist) gestellt worden ist. Wird die Arbeit 
nach dem 30. Juni 2008 wieder aufgenommen oder erfolgt die Unterbrechung nach dem 
30. Juni 2008, wird die Besitzstandszulage nach Wiederaufnahme der Arbeit auf 
schriftlichen Antrag gezahlt. In den Fällen der Nrn. 2 und 3 wird die Besitzstandszulage auf 
einen bis zum 28. Februar 2009 zu stellenden schriftlichen Antrag (Ausschlussfrist) vom 
1. Juli 2008 an gezahlt. In den Fällen der Nr. 4 wird die Besitzstandszulage auf schriftlichen 
Antrag ab dem ersten Tag des Monats, der dem Sterbemonat folgt, frühestens jedoch ab dem 
1. Juli 2008, gezahlt. Der Mitarbeiter hat das Vorliegen der Voraussetzungen der Nrn. 1 bis 4 
nachzuweisen und Änderungen anzuzeigen.

(2)54 § 29 Abs. 2 KAVO ist anzuwenden. Die Besitzstandszulage nach Absatz 1 Satz 1 verändert 
sich bei allgemeinen Entgeltanpassungen um den von der Regional-KODA für die jeweilige 
Entgeltgruppe festgelegten Vomhundertsatz. Ansprüche nach Absatz 1 können für Kinder ab dem 
vollendeten 16. Lebensjahr durch Vereinbarung mit dem Mitarbeiter abgefunden werden.

(3) Absätze 1 und 2 gelten entsprechend für

a) zwischen dem 1. Oktober 2005 und dem 31. Dezember 2005 geborene Kinder der 
Mitarbeiter im Sinne von § 1 Absatz 1,

54 Die Besitzstandszulage erhöht sich ab dem 1. April 2025 um 3,11 Prozent und ab dem 1. Mai 2026 um weitere 2,8 
Prozent.
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b) die Kinder von bis zum 31. Dezember 2005 in ein Arbeitsverhältnis übernommenen 
Auszubildenden sowie Praktikanten aus in der Praktikantenordnung geregelten 
Beschäftigungsverhältnissen, soweit diese Kinder vor dem 1. Januar 2006 geboren sind.

§ 9 Strukturausgleich

(1) Mitarbeiter im Sinne von § 1 Absatz 1 erhalten ausschließlich in den in der Anlage 6 
aufgeführten Fällen zusätzlich zu ihrem monatlichen Entgelt einen nicht dynamischen 
Strukturausgleich. Maßgeblicher Stichtag für die anspruchsbegründenden Voraussetzungen 
(Vergütungsgruppe, Stufe, Ortszuschlag, Aufstiegszeiten) ist der 1. Oktober 2005, sofern in der 
Anlage 6 nicht ausdrücklich etwas anderes geregelt ist.

(2) Die Zahlung des Strukturausgleichs beginnt im Oktober 2007, sofern in der Anlage 6 nicht 
etwas anderes bestimmt ist.

(3) Bei Teilzeitbeschäftigung steht der Strukturausgleich anteilig zu (§ 29 Abs. 2 KAVO). Bei 
späteren Veränderungen der individuellen regelmäßigen Arbeitszeit des Mitarbeiters ändert sich der 
Strukturausgleich entsprechend.

(4) Bei Höhergruppierungen wird der Unterschiedsbetrag zum bisherigen Entgelt auf den 
Strukturausgleich angerechnet. Für die Dauer der vorübergehenden Übertragung einer 
höherwertigen Tätigkeit wird die Zulage nach § 22 Abs. 2 KAVO auf den Strukturausgleich 
angerechnet. Entsprechendes gilt für die Zulage in den Fällen der Übertragung einer 
Führungsposition auf Probe nach § 22a KAVO und auf Zeit nach § 22b KAVO.

(5) Einzelvertraglich kann der Strukturausgleich abgefunden werden.

§ 10 Abgeltung

Durch Vereinbarungen mit den Mitarbeitern können Entgeltbestandteile aus Besitzständen, 
ausgenommen für Vergütungsgruppenzulagen, pauschaliert bzw. abgefunden werden. § 8 Abs. 2 
Satz 3 und § 9 Abs. 5 bleiben unberührt.

§ 11 

(nicht besetzt)

§ 11a Besitzstandsregelung zu § 11 Abs. 6 in der bis zum 31. Juli 2018 gültigen 
Fassung

Mitarbeiter, denen am 31. Juli 2018 die Zulage gemäß § 11 Abs. 6 in der bis zum 31. Juli 2018 
gültigen Fassung zusteht, erhalten ab dem 1. August 2018 eine Besitzstandszulage in Höhe des 
Unterschiedsbetrages zwischen dem Entgelt ihrer Stufe nach Entgeltgruppe 13 und der 
entsprechenden Stufe der Entgeltgruppe 14, solange sie ihre am 31. Juli 2018 auszuübende 
Tätigkeit unverändert ausüben oder auf Veranlassung des Dienstgebers eine andere Tätigkeit der 
Entgeltgruppe 13 auszuüben haben.
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§ 12 
(nicht besetzt)

§ 13 Entgeltgruppe 15Ü
1Mitarbeiter der Vergütungsgruppe K I werden in die Entgeltgruppe 15Ü übergeleitet. 2Für sie 
gelten folgende Tabellenwerte (monatlich in Euro):

  Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6

Gültig ab 1. April 2025 6.955,18 7.685,88 8.378,11 8.839,65 8.947,29

Gültig ab 1. Mai 2026 7.149,93 7.901,08 8.612,70 9.087,16 9.197,81

3Die Verweildauer in den Stufen 2 bis 5 beträgt jeweils fünf Jahre.

§ 14 Überleitung in die neue Entgeltordnung (Anlage 2 KAVO) zum 
1. Januar 2019 – Grundsatz

Für die Mitarbeiter im Sinne von § 1 Abs. 1 dieser Anlage sowie für die zwischen dem 
1. Oktober 2005 und dem 31. Dezember 2018 neu eingestellten Mitarbeiter (§ 1 Abs. 2 dieser 
Anlage), deren Arbeitsverhältnis über den 31. Dezember 2018 hinaus fortbesteht, gelten ab dem 
1. Januar 2019 für Eingruppierungen §§ 20 und 21 KAVO in Verbindung mit der Anlage 2 KAVO 
(Entgeltordnung); im pastoralen Dienst gilt ab dem 1. Januar 2019 für Eingruppierungen die Nr. 7 
Anlage 20 KAVO in Verbindung mit Nr. 12 Anlage 20 KAVO. Diese Mitarbeiter sind zum 
1. Januar 2019 gemäß den nachfolgenden Regelungen in die Anlage 2 KAVO (Entgeltordnung) 
übergeleitet; im pastoralen Dienst sind diese Mitarbeiter zum 1. Januar 2019 gemäß den 
nachfolgenden Regelungen in die Nr. 12 Anlage 20 KAVO übergeleitet.

§ 15 Überleitung in die neue Entgeltordnung (Anlage 2 KAVO) zum 
1. Januar 2019 – Besitzstandsregelungen

(1) 1Die Überleitung erfolgt unter Beibehaltung der bisherigen Entgeltgruppe für die Dauer der 
unverändert auszuübenden Tätigkeit. 2Eine Überprüfung und Neufeststellung der Eingruppierungen 
findet aufgrund der Überleitung in die neue Entgeltordnung nicht statt. 3Die Zuordnung zu der 
Entgeltgruppe der KAVO nach den Anlagen 5a, 5b, 20 (Nr. 11a) oder Anhang 1 der Anlage 29 
KAVO in der bis zum 31. Dezember 2018 geltenden Fassung gilt als Eingruppierung.

(2) Hängt die Eingruppierung nach § 20 und § 21 KAVO in Verbindung mit der Anlage 2 KAVO 
(Entgeltordnung) von der Zeit einer Tätigkeit oder Berufsausübung ab, wird die vor dem 
1. Januar 2019 zurückgelegte Zeit so berücksichtigt, wie sie zu berücksichtigen wäre, wenn § 20 
und § 21 KAVO sowie die Anlage 2 KAVO (Entgeltordnung) bereits seit dem Beginn des 
Arbeitsverhältnisses gegolten hätten.

(3) 1Soweit an die Tätigkeit in der bisherigen Entgeltgruppe besondere Entgeltbestandteile geknüpft 
waren und diese in der Anlage 2 KAVO (Entgeltordnung) nicht oder in geringerer Höhe 
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entsprechend vereinbart sind, wird die hieraus am 1. Januar 2019 bestehende Differenz unter den 
bisherigen Voraussetzungen als Besitzstandszulage so lange gezahlt, wie die anspruchsbegründende 
Tätigkeit unverändert auszuüben ist und die Voraussetzungen für den besonderen Entgeltbestandteil 
nach bisherigem Recht weiterhin erfüllt sind. 2Die Differenz verändert sich bei allgemeinen 
Entgeltanpassungen um den von der Regional-KODA für die jeweilige Entgeltgruppe festgelegten 
Prozentsatz.55

(4) Abweichend von Absatz 3 bestimmt sich die Zahlung der Besitzstandszulage für eine 
Vergütungsgruppenzulage nach § 6.

(5) Bei Veränderungen der individuellen regelmäßigen Arbeitszeit des Mitarbeiters ändert sich in 
den Fällen des Absatzes 3 die Besitzstandszulage entsprechend.

(6) Für den pastoralen Dienst (Anlage 20 KAVO) gelten die Absätze 2 bis 5 entsprechend.

(7) Mitarbeiter, die am 31. Dezember 2018 von der Ausbildungs- und Prüfungspflicht befreit sind, 
weil sie das 40. Lebensjahr vollendet haben, bleiben für die Dauer ihres über den 
31. Dezember 2018 hinaus zu demselben Dienstgeber fortbestehenden Arbeitsverhältnisses von der 
Ausbildungs- und Prüfungspflicht befreit.

§ 16 Überleitung in die neue Entgeltordnung (Anlage 2 KAVO) zum 
1. Januar 2019 – Höhergruppierungen

(1) Ergibt sich nach der Anlage 2 KAVO (Entgeltordnung) eine höhere Entgeltgruppe, sind die 
Mitarbeiter auf Antrag, der in Textform zu stellen ist, in der Entgeltgruppe eingruppiert, die sich 
nach § 20 KAVO ergibt. Der Antrag kann nur bis zum 31. Dezember 2019 gestellt werden 
(Ausschlussfrist) und wirkt auf den 1. Januar 2019 zurück; nach dem Inkrafttreten der Anlage 2 
KAVO (Entgeltordnung) eingetretene Änderungen der Stufenzuordnung in der bisherigen 
Entgeltgruppe bleiben bei der Stufenzuordnung nach den Absätzen 2 und 3 unberücksichtigt. Ruht 
das Arbeitsverhältnis am 1. Januar 2019, beginnt die Frist von einem Jahr nach Satz 1 mit der 
Wiederaufnahme der Tätigkeit; der Antrag wirkt auf den 1. Januar 2019 zurück.

(2) Die Stufenzuordnung in der höheren Entgeltgruppe richtet sich nach den Regelungen für 
Höhergruppierungen (bei Höhergruppierung aus einer Regelstufe: § 25 Abs. 4 KAVO in der bis zum 
31. Juli 2018 geltenden Fassung; bei Höhergruppierung aus einer individuellen Endstufe: § 4 Abs. 3 
Satz 2 und 3 dieser Anlage in der bis zum 31. Juli 2018 geltenden Fassung). War der Mitarbeiter in 
der bisherigen Entgeltgruppe der Stufe 1 zugeordnet, wird er abweichend von Satz 1 der Stufe 1 der 
höheren Entgeltgruppe zugeordnet; die bisher in Stufe 1 verbrachte Zeit wird angerechnet.

(3) Sind Mitarbeiter, die eine Besitzstandszulage nach § 6 erhalten, auf Antrag nach Absatz 1 
höhergruppiert, entfällt die Besitzstandszulage rückwirkend ab dem 1. Januar 2019. Abweichend 
von Absatz 2 Satz 1 wird für die Anwendung des § 25 Abs. 4 Satz 1 und 2 KAVO in der bis zum 
31. Juli 2018 geltenden Fassung zu dem jeweiligen bisherigen Tabellenentgelt die wegfallende 
Zulage hinzugerechnet und anschließend der Unterschiedsbetrag ermittelt. Im Falle einer 
Höhergruppierung über mehr als eine Entgeltgruppe wird die Besitzstandszulage nach § 6 nur in der 
Ausgangsentgeltgruppe dem Tabellenentgelt hinzugerechnet.

55 Der Betrag der Differenz nach Satz 2 erhöht sich ab dem 1. April 2025 um 3,11 Prozent und ab dem 1. Mai 2026 
um weitere 2,8 Prozent.
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(4) Für den pastoralen Dienst (Anlage 20 KAVO) gelten die Absätze 1 und 2 entsprechend.

§ 17 Überleitung in die neue Entgeltordnung (Anlage 2 KAVO) zum 1. Januar 2019 – 
Besondere Überleitungsregelungen

(1) (nicht besetzt)

(2)56 Mitarbeiter der Entgeltgruppe 9, für die keine besonderen Stufenregelungen gelten, sind 
stufengleich und unter Mitnahme der in ihrer Stufe zurückgelegten Stufenlaufzeit in die 
Entgeltgruppe 9b übergeleitet.

(3)57 Mitarbeiter der Entgeltgruppe 9, für die gemäß § 24a KAVO in der bis zum 31. Dezember 
2018 geltenden Fassung die Stufe 5 Endstufe ist, sind unter Mitnahme der in ihrer Stufe 
zurückgelegten Stufenlaufzeit stufengleich in die Entgeltgruppe 9a übergeleitet. In den Stufen 1 bis 
4 erhalten sie bis zum 31. März 2019 eine Zulage in Höhe der Differenz zu den Tabellenwerten der 
Entgeltgruppe 9b in der jeweiligen Stufe. Ist bei Mitarbeitern, die am 31. Dezember 2018 der Stufe 
4 zugeordnet sind, bei der Überleitung am 1. Januar 2019 in die Entgeltgruppe 9a die Stufenlaufzeit 
zum Erreichen der Stufe 5 erfüllt, werden sie der Stufe 5 zugeordnet. Ist in der bisherigen Stufe 4 
eine über vier Jahre hinausgehende Stufenlaufzeit zurückgelegt, wird die darüber hinaus 
zurückgelegte Stufenlaufzeit auf die Stufenlaufzeit in der Stufe 5 der Entgeltgruppe 9a angerechnet. 
Mitarbeiter, die am 31. Dezember 2018 der Stufe 5 zugeordnet sind, werden bei der Überleitung am 
1. Januar 2019 in der Entgeltgruppe 9a der Stufe 6 zugeordnet.

(4) Fallen am 1. Januar 2019 ein Stufenaufstieg und die Höhergruppierung nach § 16 Abs. 1 
zusammen, erfolgt erst der Stufenaufstieg und anschließend die Höhergruppierung.

(5) Bei Höhergruppierungen nach § 16 Abs. 1 wird der Unterschiedsbetrag zum bisherigen Entgelt 
auf den Strukturausgleich nach § 9 angerechnet. Dies gilt auch für Höhergruppierungen in die 
Entgeltgruppe 9c. Eine Überleitung in die Entgeltgruppen 9a oder 9b nach den Absätzen 2 und 3 
gilt nicht als Höhergruppierung.

§ 18 Überleitung in die neue Entgeltordnung (Anlage 2 KAVO) zum 
1. Januar 2019 – Überleitung der Mitarbeiter, die nach den 
Tätigkeitsmerkmalen für Sozialarbeiter und Sozialpädagogen eingruppiert sind

Bei Mitarbeitern, die auf Antrag (§ 16 Abs. 1) nach den Tätigkeitsmerkmalen für Sozialarbeiter und 
Sozialpädagogen in der Ziffer V in Teil B der Anlage 2 KAVO (Entgeltordnung) eingruppiert sind, 
richtet sich die Überleitung in die neue Entgeltordnung im Übrigen sinngemäß nach den für 
Mitarbeiterinnen im Erziehungsdienst geltenden Überleitungsbestimmungen in § 4 Anlage 29 
KAVO mit der Maßgabe, dass an die Stelle des Datums 1. Januar 2010 das Datum 1. Januar 2019 
und an die Stelle des Datums 31. Dezember 2009 das Datum 31. Dezember 2018 tritt.

56 Die Zuordnung zu einer individuellen Zwischen- oder Endstufe bleibt unberührt.
57 Die Zuordnung zu einer individuellen Zwischen- oder Endstufe bleibt unberührt.
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Anlage 28: Bestimmungen zum Leistungsentgelt (§ 26 KAVO)

Präambel

Die leistungsorientierte Bezahlung soll dazu beitragen, die Arbeitsqualität, Effektivität und 
Effizienz in den kirchlichen Einrichtungen zu verbessern. Zugleich sollen Motivation, 
Eigenverantwortung und Führungskompetenz der Mitarbeiter gestärkt werden.

§ 1 Form des Leistungsentgelts

Das Leistungsentgelt wird zusätzlich zum Tabellenentgelt als Leistungsprämie gewährt. Die 
Leistungsprämie ist in der Regel eine einmalige Zahlung; sie kann auch in zeitlicher Abfolge 
gezahlt werden. Leistungsprämien können auch an Gruppen von Mitarbeitern gewährt werden. 
Leistungsprämien müssen grundsätzlich allen Mitarbeitern zugänglich sein. Für teilzeitbeschäftigte 
Mitarbeiter kann von § 29 Abs. 2 KAVO abgewichen werden.

§ 2 Methoden der Leistungsbemessung

Die Leistungsbemessung geschieht durch das Vergleichen von Zielerreichungen mit den in einer 
Zielvereinbarung angestrebten Zielen oder über eine systematische Leistungsbewertung. 
Zielvereinbarung ist eine freiwillige Abrede zwischen dem Vorgesetzten im Sinne von § 17 Satz 2 
KAVO und einzelnen Mitarbeitern oder Mitarbeitergruppen über objektivierbare Leistungsziele und 
die Bedingungen ihrer Erfüllung. Die systematische Leistungsbewertung erfolgt auf der Grundlage 
eines in der Einrichtung vereinbarten Systems zur Feststellung der erbrachten Leistung nach 
möglichst messbaren oder anderweitig objektivierbaren Kriterien oder durch aufgabenbezogene 
Bewertung.

§ 3 Ausgestaltung durch Dienstvereinbarung

Das jeweilige System der leistungsbezogenen Bezahlung wird in der Einrichtung im Sinne von § 26 
Abs. 1 KAVO vereinbart. Die individuellen Leistungsziele müssen von Mitarbeitern bzw. 
Mitarbeitergruppen beeinflussbar und in der regelmäßigen Arbeitszeit erreichbar sein. Die 
Ausgestaltung geschieht durch Dienstvereinbarung, in der insbesondere geregelt werden:

• das Verfahren der Einführung von Leistungsentgelten 
• zulässige Kriterien für Zielvereinbarungen 
• Ziele zur Sicherung und Verbesserung der Arbeitsqualität, Effektivität und Effizienz in der 

Einrichtung 
• Auswahl der Methoden sowie Kriterien der systematischen Leistungsbewertung und der 

aufgabenbezogenen Bewertung (messbar, zählbar oder anderweitig objektivierbar), ggf. 
differenziert nach Arbeitsbereichen 

• Anpassung von Zielvereinbarungen bei wesentlichen Änderungen von Geschäftsgrundlagen 
• Vereinbarung von Verteilungsgrundsätzen 
• Überprüfung und Verteilung des zur Verfügung stehenden Finanzvolumens (möglicherweise 

Begrenzung individueller Leistungsentgelte) 
• Dokumentation und Umgang mit Auswertungen über Leistungsbewertungen. 

Die Dienstvereinbarung ist zu befristen und wirkt nicht nach.
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§ 4 Einrichtungskommission

(1) Die Einrichtungskommission ist identisch mit der Kommission im Sinne des § 25 Abs. 2 KAVO. 
Sie besteht aus jeweils höchstens drei vom Dienstgeber und von der Mitarbeitervertretung 
benannten Vertretern. Die Mitglieder der Einrichtungskommission müssen in einem aktiven 
Arbeitsverhältnis zum Dienstgeber stehen.

(2) Die Einrichtungskommission wirkt unbeschadet der Beteiligungsrechte der 
Mitarbeitervertretung bei allen generellen Regelungen im Zusammenhang mit der Entwicklung, 
Einführung und dem ständigen Controlling des Systems mit. Notwendige Korrekturen des Systems 
bzw. von Systembestandteilen empfiehlt die Einrichtungskommission.

(3) Hinsichtlich der vom Dienstgeber vorgenommenen Entscheidung über Leistungsentgelte berät 
die Einrichtungskommission über schriftlich begründete Beschwerden von Mitarbeitern, soweit sich 
die Beschwerde auf Mängel des Systems oder seiner Anwendung beziehen. Für eine Beschwerde 
gilt eine Ausschlussfrist von sechs Wochen. Unter Berücksichtigung der Stellungnahme des für die 
Leistungsentgeltbemessung zuständigen Vorgesetzten im Sinne von § 17 Satz 2 KAVO leitet die 
Einrichtungskommission ihre Empfehlung dem Dienstgeber zu. Der Dienstgeber entscheidet, ob 
und in welchem Umfang der Beschwerde im Einzelfall abgeholfen wird. Folgt der Dienstgeber dem 
Vorschlag nicht, hat er seine Gründe darzulegen.

(4) Dienstgeber und Mitarbeitervertretung geben der Einrichtungskommission eine 
Geschäftsordnung. In der Geschäftsordnung sind zu regeln

• Sitzungsfolge nach Bedarf 
• Sitzungsleitung (jährlich alternierend, kein doppeltes Stimmrecht) 
• Schriftführung (durch Mitarbeiter der Personalabteilung, kein Stimmrecht) 
• Einladung und Einladungsfristen. 

Entscheidungen in der Einrichtungskommission werden mit Mehrheit getroffen. Bei 
Stimmengleichheit ist ein Antrag abgelehnt.

§ 5 Ständige Monatsentgelte

Ständige Monatsentgelte im Sinne von § 26 Absatz 2 Satz 1 KAVO sind das Tabellenentgelt (ohne 
Sozialversicherungsbeiträge des Dienstgebers und dessen Kosten für die betriebliche 
Altersvorsorge), die in Monatsbeträgen festgelegten Zulagen einschließlich Besitzstandszulagen 
sowie Entgelt im Krankheitsfall (§ 30 KAVO) und bei Urlaub, soweit diese Entgelte in dem 
betreffenden Kalenderjahr ausgezahlt worden sind; nicht einbezogen sind dagegen insbesondere 
Abfindungen, Aufwandsentschädigungen, Einmalzahlungen, Weihnachtsgeld, Leistungsentgelte, 
Strukturausgleiche, unständige Entgeltbestandteile und Entgelte der Mitarbeiter, die oberhalb der 
Entgeltgruppe 15 eingruppiert sind.

§ 6 Informationen an die Regional-KODA

Über Vereinbarungen im Sinne des § 26 KAVO sowie ihre Ausgestaltung (§ 3) ist das 
(Erz-)Bischöfliche Generalvikariat zu unterrichten. Das (Erz-)Bischöfliche Generalvikariat 
informiert die Regional-KODA über den Abschluss der Dienstvereinbarung durch Schreiben an den 
Vorsitzenden der Kommission.
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§ 7 Muster für eine Dienstvereinbarung

Den Dienstgebern und Mitarbeitervertretungen wird empfohlen, eine Dienstvereinbarung auf 
folgender Grundlage abzuschließen:

Dienstvereinbarung zur Einführung leistungsorientierter Entgelte und 
Vereinbarung eines Systems nach § 26 KAVO

[Dienstgeber], vertreten durch […]

und

die Mitarbeitervertretung, vertreten durch ihre/n Vorsitzende/n […]

vereinbaren auf der Grundlage der in § 26 Abs. 1 Satz 2 KAVO und § 3 Anlage 28 KAVO 
übertragenen Regelungskompetenz folgende Dienstvereinbarung nach Maßgabe des § 38 Abs. 2 
MAVO.

Präambel

(1) Diese Dienstvereinbarung regelt gemäß § 26 Abs. 1 Satz 2 KAVO und § 3 Anlage 28 KAVO die 
Einführung und Entwicklung einer leistungsorientierten Bezahlung in/im [Einrichtungsbezeichnung 
i. S. d. MAVO]. § 25 Abs. 2 KAVO bleibt unberührt.

(2) Die leistungsorientierte Bezahlung soll dazu beitragen, die Arbeitsqualität, Effektivität und 
Effizienz in den kirchlichen Einrichtungen zu verbessern. Zugleich sollen Motivation, 
Eigenverantwortung und Führungskompetenz der Mitarbeiter gestärkt werden.

§ 1 Geltungsbereich und -dauer

(1) Die nachstehenden Regelungen gelten für alle Mitarbeiter, auf deren Arbeitsverhältnis die 
KAVO Anwendung findet.58 Die Leistungsentgelte werden in der gesamten Einrichtung eingeführt.

(2) Diese Dienstvereinbarung tritt am […] in Kraft und endet mit Ablauf des […].

§ 2 Umsetzung

Die Umsetzung erfolgt unter Beachtung der Regelungen dieser Dienstvereinbarung in allen 
Organisationseinheiten der/des [Einrichtungsbezeichnung i. S. d. MAVO], soweit nicht in dieser 
Dienstvereinbarung für einzelne Organisationseinheiten oder Mitarbeitergruppen besondere 
Regelungen getroffen werden.

§ 3 Form des Leistungsentgeltes

Das Leistungsentgelt wird zusätzlich zum Tabellenentgelt als Leistungsprämie gewährt.

§ 4 Methoden der Leistungsbemessung

Leistungsprämien werden auf der Grundlage von Zielvereinbarungen oder einer systematischen 
Leistungsbewertung gewährt. Die Verknüpfung der Methoden der Zielvereinbarungen und der 
systematischen Leistungsbewertung ist zulässig.

58 Die Beteiligten dieser Dienstvereinbarung stimmen darin überein, dass die Einbeziehung weiterer 
Mitarbeitergruppen anzustreben ist, sofern dies rechtlich möglich ist.
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§ 5 Zielvereinbarungen

(1) Eine Zielvereinbarung ist eine freiwillige Abrede zwischen der oder dem Vorgesetzten i. S. d. § 
17 Satz 2 KAVO und einzelnen Mitarbeitern oder einer Gruppe von Mitarbeitern über 
Leistungsziele und die Bedingungen ihrer Erfüllung. Eine freiwillige Vereinbarung kann auch die 
Verständigung auf vorgegebene oder übergeordnete Ziele sein.

(2) Ziele setzen auf der Grundlage von Stellen- oder Tätigkeitsbeschreibungen Schwerpunkte in der 
Tätigkeit eines Mitarbeiters/einer Gruppe. Die vereinbarten qualitativen und quantitativen Ziele (in 
der Regel zwei bis drei) sollten messbar, zählbar oder anderweitig objektivierbar sein. Die 
angestrebten Ergebnisse müssen durch den Mitarbeiter/die Gruppe beeinflussbar und in der 
regelmäßigen Arbeitszeit erreichbar sein. Die individuellen Ziele müssen grundsätzlich mit 
übergeordneten Zielen der Einrichtung vereinbar sein.

(3) Zielvereinbarungen beinhalten insbesondere:

• die Bezeichnung der Beteiligten, 
• eine Beschreibung der zu erreichenden Ziele/ggf. Zielerreichungsgrade/Teilziele, 
• die Laufzeit bzw. Befristung der Zielvereinbarung [in der Regel bezogen auf das 

Wirtschafts-/Haushaltsjahr], 
• Festlegung erforderlicher Voraussetzungen, 
• die Bemessung der Prämie, 
• Ausschüttung und Fälligkeit. 

(4) Zielvereinbarungen sind schriftlich zu formulieren und von allen Beteiligten zu unterschreiben. 
Sie sollen nach Möglichkeit bis zum Beginn des Beobachtungszeitraumes abgeschlossen sein.

(5) Die Feststellung der Zielerreichung obliegt dem Vorgesetzten i. S. d. § 17 Satz 2 KAVO und hat 
so rechtzeitig zu erfolgen, dass eine Auszahlung zum Fälligkeitszeitpunkt nach Abs. 3 möglich ist. 
Sie erfolgt durch einen Soll-Ist-Vergleich zwischen vereinbarten und erreichten Zielen. Die 
Feststellung ist dem Mitarbeiter in angemessener Weise bekannt zu geben. Zeitpunkt und Inhalt 
sind schriftlich zu dokumentieren.

(6) Eine Anpassung der Zielvereinbarung ist nur ausnahmsweise bei wesentlicher Änderung der 
Geschäftsgrundlage vorzunehmen. Diese liegt insbesondere vor bei gravierenden, vom Mitarbeiter 
oder Dienstgeber nicht zu beeinflussenden Umständen. Die Anpassung ist zwischen Vorgesetztem i. 
S. d. § 17 Satz 2 KAVO und Mitarbeiter oder Mitarbeitergruppe zu vereinbaren.

(7) Die Leistungsprämie wird am Ende des Zielvereinbarungszeitraums in der Regel als einmalige 
Zahlung gewährt. Sie kann auch, z. B. abhängig von unterschiedlichen Zielerreichungsgraden, 
gestaffelt gezahlt werden.

§ 6 Systematische Leistungsbewertung

(1) Die systematische Leistungsbewertung ist entweder die auf festgestellten Leistungen beruhende 
Prognose für eine auch zukünftig erwartete Leistung oder die Feststellung erbrachter Leistungen nur 
für die Vergangenheit. In beiden Fällen muss die Feststellung durch den Vorgesetzten i. S. d. § 17 
Satz 2 KAVO nach objektivierbaren und möglichst messbaren Kriterien geschehen. Die 
systematische Leistungsbewertung ist nicht mit der Regelbeurteilung gleichzusetzen.
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(2) Eine Leistungsprämie ist grundsätzlich dann zu zahlen, wenn die systematische 
Leistungsbewertung zu der Feststellung führt, dass erheblich über dem Durchschnitt liegende 
Leistungen erbracht worden bzw. zu erwarten sind, die z. B. zur Verbesserung der Dienstleistung 
geführt haben.

(3) Der Vorgesetzte i. S. d. § 17 Satz 2 KAVO erläutert dem Mitarbeiter die Ergebnisse der 
schriftlich festgehaltenen systematischen Leistungsbewertung.

§ 7 Bestimmung der Höhe des Finanzvolumens

Der Dienstgeber stellt die Höhe des Gesamtvolumens nach Maßgabe des § 26 Abs. 2 KAVO bis 
zum […] fest. Er informiert die Mitarbeitervertretung und die Einrichtungskommission über die 
Höhe des Gesamtvolumens bzw. der Teilbudgets.

§ 8 Grundsätze der Aufteilung

(1) Das Gesamtvolumen nach § 26 Abs. 2 KAVO steht zur Finanzierung der Leistungsentgelte aller 
Mitarbeiter, auf deren Beschäftigungsverhältnis die KAVO Anwendung findet, in/im 
[Einrichtungsbezeichnung i. S. d. MAVO] zur Verfügung.

Alternative:

(1) Aus dem Gesamtvolumen nach § 26 Abs. 2 KAVO werden für die [Bezeichnung der 
Organisationseinheiten] folgende anteilige Teilbudgets gebildet: […]

(2) Die Bemessung von Leistungsentgelten muss das Maß der Zielerreichung bzw. die Ergebnisse 
der systematischen Leistungsbewertung adäquat zum Ausdruck bringen. Die Bemessung erfolgt 
unter Benutzung des als Anlage beigefügten Schemas.

(3) Die Ausschüttung von Leistungsentgelten an einzelne Mitarbeiter ist auf das [….]-fache des 
Monatstabellenentgelts begrenzt.

§ 9 Dokumentation

(1) Die Ergebnisse der Zielvereinbarungen bzw. der Systematischen Leistungsbewertung sind von 
allen Beteiligten vertraulich zu behandeln.

(2) Die Ergebnisse der Zielvereinbarungen bzw. der Systematischen Leistungsbewertung sind im 
Original in die Personalakte aufzunehmen. Eine Weitergabe an Dritte außerhalb der zuständigen 
personalbearbeitenden Stelle findet nicht statt, soweit dies nicht aus Gründen der Zahlbarmachung 
des Leistungsentgelts, der Personalentwicklung oder aus arbeitsrechtlichen Gründen erforderlich ist. 
Systematische Auswertungen ohne individuellen Personenbezug durch die zuständigen Stellen sind 
gestattet.

(3) In Kopie können die Ergebnisse der Zielvereinbarungen bzw. der Systematischen 
Leistungsbewertung durch den Vorgesetzten i. S. d. § 17 Satz 2 KAVO drei Jahre unter Verschluss 
aufbewahrt werden. Eine Verwendung durch den Vorgesetzten i. S. d. § 17 Satz 2 KAVO ist 
ausschließlich im Sinne einer kontinuierlichen Anwendung des Systems gestattet. Spätestens nach 
Ablauf von drei Jahren sind die entsprechenden Unterlagen zu vernichten.

(4) Dem Mitarbeiter sind die ihn betreffenden Ergebnisse der Zielvereinbarungen bzw. der 
Systematischen Leistungsbewertung in Durchschrift auszuhändigen.
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§ 10 Informationsrechte der Mitarbeitervertretung

Zur Wahrung ihrer Rechte aus dieser Dienstvereinbarung erhält die Mitarbeitervertretung folgende 
Informationen und Unterlagen:

• Mitteilung über die Höhe des jährlichen Finanzvolumens; 
• Auswertungen der Ergebnisse der Zielvereinbarungen bzw. der systematischen 

Leistungsbewertung ohne individuellen Personenbezug. 

Mitwirkungswirkungsrechte nach der MAVO bleiben unberührt.

§ 11 Regelungen für die Einführungsphase

Ab dem […] werden Schulungen für alle betroffenen Vorgesetzten i. S. d. § 17 Satz 2 KAVO 
durchgeführt. Schulungen sollen sich auch auf die Mitarbeiter erstrecken, die an der Umsetzung 
dieser Dienstvereinbarung mitwirken, ohne abschließend zu entscheiden. Alle Mitarbeiter (§ 1 Abs. 
1) sind über die Anliegen und wesentlichen Inhalte dieser Dienstvereinbarung einschließlich ihrer 
Anlage ausführlich zu informieren.

§ 12 Schlussbestimmungen

(1) Diese Dienstvereinbarung ist jedem Mitarbeiter durch Aushang oder in sonstiger geeigneter 
Weise bekannt zu geben.

(2) Soweit einzelne Regelungen dieser Dienstvereinbarung aufgrund anderer Regelungen 
unwirksam sein oder werden sollten, wird die Wirksamkeit der Dienstvereinbarung im Übrigen 
hierdurch nicht berührt. Die Beteiligten dieser Dienstvereinbarung verpflichten sich in diesem Fall 
zu sofortiger Verhandlungsaufnahme mit dem Ziel, die unwirksame Regelung durch eine ihr im 
Erfolg möglichst gleichkommende wirksame zu ersetzen.

Anlage:

Leistungsbeurteilung nach § 8 Abs. 2 der Dienstvereinbarung zur Einführung leistungsorientierter 
Entgelte und Vereinbarung eines Systems nach § 26 KAVO

Leistungsbeurteilung

Name der Mitarbeiterin/des Mitarbeiters Funktion

. .

Name der Vorgesetzten/des Vorgesetzten Funktion

. .

Betrachtungszeitraum in der Stelle seit Entgelt Datum

. .

Einrichtung/Abteilung  

. .
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Kurzbeschreibung der Tätigkeiten

.

............................................................................................................................

............................................................................................................................

............................................................................................................................

............................................................................................................................

       

Leistungsbeurteilung

Beurteilungskriterien Gewichtung
nicht 
erreicht

teilweise 
erreicht

erreicht
etwas 
übertroffen

deutlich 
übertroffen

Punkte

Ziele auf Grundlage 
von Zielvereinbarung

X% 0 2,5 5,0 7,5 10  

Ziel 1: X%            

Ziel 2: X%            

Ziel 3: X%            

Ziel 4: X%            

Ziel 5: X%            

Zwischensumme 70 %            

   
nicht 
erfüllt

teilweise 
erfüllt

erfüllt
mehr als 
erfüllt

deutlich 
mehr als 
erfüllt

 

Systematische 
Leistungsbewertung

X% 0 2,5 5,0 7,5 10  

Arbeitsqualität 
(Fachkenntnis, Sorgfalt, 
Urteilsfähigkeit, 
Kritisches Denken, 
Selbständigkeit, 
Fortbildungsverhalten)

X%            

Engagement/
Arbeitsquantität 

X%            
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Beurteilungskriterien Gewichtung
nicht 
erreicht

teilweise 
erreicht

erreicht
etwas 
übertroffen

deutlich 
übertroffen

Punkte

(Motivation, 
Belastbarkeit, 
Beharrlichkeit, 
Einsatzbereitschaft, 
Initiative und 
Einfallsreichtum)

Kommunikatives 
Verhalten 
(Integrationsfähigkeit, 
Aufgeschlossenheit, 
Präsentation und 
Selbstvertrauen)

X%            

Führungsverhalten 
(Organisationsgeschick, 
Überblick, 
Führungsqualität)

X%            

Beitrag zum 
Gesamtergebnis 
(Teamfähigkeit, 
Anpassungsfähigkeit, 
Loyalität)

X%            

Zwischensumme 30 %            

Gesamtergebnis 100 %            

 

Ergänzende Stellungnahme/sonstige Aspekte:

..........................................................................................................................

Auswertung der Leistungsbeurteilung

anhand der Zielvereinbarung und der systematischen Leistungsbewertung

.............................................................................................................................

.............................................................................................................................

Das Leistungsbeurteilungs-Gespräch hat am .............................. stattgefunden.

.............................................................................................................................

Unterschrift des Beurteilenden
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.............................................................................................................................

Kenntnisnahme durch den Mitarbeitenden.

Weiterleitung der Leistungsbeurteilung

 ohne  mit Veränderung des nächsten Vorgesetzten

 Durchschrift an Mitarbeiter

Unterschrift

.............................................................................................................................

Definitionen der Kriterien zur Leistungsbeurteilung

Anpassungsfähigkeit

Fähigkeit, seine Verhaltensweise in den unterschiedlichen Situationen in der Zusammenarbeit mit 
Menschen so zu verändern, dass sie sich förderlich auswirkt

Aufgeschlossenheit

Fähigkeit, Bewährtes kritisch zu prüfen, – im Augenblick – Überholtes zurückzulassen und sich auf 
neue Entwicklungen einzulassen

Beharrlichkeit

Fähigkeit, Aufgaben mit Ausdauer und Kontinuität zu verfolgen; auch mangelnde Kenntnisse, 
auftauchende Probleme und Schwierigkeiten zu überwinden, um den Auftrag zu Ende zu führen

Belastbarkeit

Energie, die zur Verfügung steht, um sie bei auftretenden Schwierigkeiten und/oder ansteigendem 
Arbeitsanfall einzusetzen

Einfallsreichtum

Rasch, ergiebig, kreativ und realisierbar im Arbeitsalltag handeln

Einsatzbereitschaft

Zeitliche und persönliche Investitionsbereitschaft bei normalen – aber im Einzelfall – auch 
besonderem Arbeitsaufkommen; möglicherweise ist daran auch die Begeisterungsfähigkeit 
erkennbar

Fachkenntnis

Ausmaß der Vertrautheit mit der Arbeit; d. h. Summe der bei der Arbeitsausführung angewandten 
Kenntnisse einschl. Befolgung der innerbetrieblichen Vorschriften; das von den Fachkräften 
praktisch bewiesene Fachwissen; fachliche Zuverlässigkeit; Grad der Fachbeherrschung

Fortbildungsverhalten
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Aufgeschlossenheit gegenüber den betrieblichen Angeboten einschließlich der Bereitschaft und 
Energie in die eigene Weiterbildung zu investieren – sowohl für die jetzige berufliche Situation als 
auch für die berufliche Entwicklung

Führungsqualität

Begabung, Menschen mitzureißen, gegebenenfalls Sorge zu tragen, auszubilden, anzuleiten; Blick 
dafür, die richtige Person an den richtigen Platz zu setzen; die Fähigkeit und Geduld, Berater, Helfer 
und Schlichter zu sein; Kenntnis des Fachgebietes; Gefühl für die richtige Distanz; 
Durchsetzungsvermögen; Wille, Führung und Verantwortung zu übernehmen

Initiative

Bemühen, in seinem Arbeitsbereich aus eigenem Antrieb das beste Ergebnis zu erzielen und dabei 
aus eigener Entscheidung Vorschläge und Ideen anzubringen.

Integrationsfähigkeit

Fähigkeit, zwischen unterschiedlichen Positionen und Haltungen im Rahmen des beruflichen 
Arbeitsfeldes zu vermitteln und aufkommende Konflikte zu bearbeiten

Kritisches Denken

Fähigkeit, nicht einfach vorgegebene Positionen kritiklos zu übernehmen, sondern selbständig zu 
prüfen und zu bewerten

Loyalität

Vertrauensvolle Verbundenheit zum Träger; Fähigkeit, auch unpopuläre und kontroverse Positionen 
des Trägers zu vertreten

Motivation

Fähigkeit zur Bewegung, eigene Begeisterungsfähigkeit und Identifikation mit den beruflichen 
Aufgaben zu zeigen

Organisationsgeschick

Dinge in ihrer Komplexität wahrzunehmen und dann zeitlich, personell und strukturiert zu arbeiten.

Selbständigkeit

Fähigkeit, seine Arbeit eigenständig und eigenverantwortlich zu erledigen

Selbstvertrauen

Vertrauen in die eigenen Fähigkeiten und Kompetenzen sowie Fähigkeit, dieses Vertrauen nach 
außen zu lassen

Sorgfalt

Grad der Fehlerfreiheit im Arbeitsergebnis; Fähigkeit, übersichtlich, in sich logisch und äußerlich 
sauber zu arbeiten

Teamfähigkeit
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Fähigkeit, seine Fachkenntnisse in ein Team einzubringen und sich persönlich in dieses zu 
integrieren

Urteilsfähigkeit

Durch sorgfältiges Abwägen die »richtigen« Schlüsse ziehen, die Selbständigkeit der Urteilsbildung 
tritt darin zutage, dass das gefundene Urteil lückenlos und sachlich begründet werden kann

Überblick

Fähigkeit, auch bei komplexen Sachverhalten und Herausforderungen »den roten Faden« nicht zu 
verlieren und die Übersicht zu behalten; Vermögen, Prioritäten und Schwerpunkte zu erkennen.
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Anlage 29: Sonderregelungen für Mitarbeiterinnen im Sinne 
von § 1 Abs. 5 KAVO

§ 1  Entgelt

(1) Mitarbeiterinnen im Sinne von § 1 Abs. 5 KAVO erhalten abweichend von § 23 Abs. 2 KAVO 
Entgelt nach der Entgelttabelle in Anhang 2 zu dieser Anlage.

(2) (nicht besetzt)

(3) (nicht besetzt)

(4) (nicht besetzt) 

(5) Soweit außerhalb dieser Anlage auf bestimmte Entgeltgruppen Bezug genommen wird, 
entspricht

die Entgeltgruppe der Entgeltgruppe
S 2 2
S 3 4
S 4 5
S 5 6

S 6 bis S 8b 8
S 9 bis S 11a 9a

S 11b bis S 13 9b
S 14 9c

S 15 und S 16 10
S 17 11
S 18 12.

(6) 1Bei Eingruppierung in eine höhere Entgeltgruppe des Anhangs 2 zu dieser Anlage werden die 
Mitarbeiterinnen der gleichen Stufe zugeordnet, die sie in der niedrigeren Entgeltgruppe erreicht 

haben. 2Beträgt der Unterschiedsbetrag zwischen dem derzeitigen Tabellenentgelt und dem 
Tabellenentgelt nach Satz 1 in der höheren Entgeltgruppe

•  in den Entgeltgruppen S 2 bis S 8b ab dem 1. April 2025 weniger als 75,26 Euro und ab 
dem 1. Mai 2026 weniger als 77,37 Euro, 

• in den Entgeltgruppen S 9 bis S 18 ab dem 1. April 2025 weniger als 120,42 Euro und ab 
dem 1. Mai 2026 weniger als 123,79 Euro, 

so erhält die Mitarbeiterin während der betreffenden Stufenlaufzeit anstelle des 

Unterschiedsbetrages den vorgenannten jeweils zustehenden Garantiebetrag. 3Die Stufenlaufzeit in 

der höheren Entgeltgruppe beginnt mit dem Tag der Höhergruppierung. 4Bei einer Eingruppierung 
in eine niedrigere Entgeltgruppe ist die Mitarbeiterin der in der höheren Entgeltgruppe erreichten 
Stufe zuzuordnen; die in der bisherigen Stufe zurückgelegte Stufenlaufzeit wird auf die 

Stufenlaufzeit in der niedrigeren Entgeltgruppe angerechnet. 5Die Mitarbeiterin erhält vom Beginn 
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des Monats an, in dem die Veränderung wirksam wird, das entsprechende Tabellenentgelt aus der in 

Satz 1 oder Satz 4 festgelegten Stufe der betreffenden Entgeltgruppe. 6§ 25 Abs. 4 findet keine 

Anwendung. 7Die Garantiebeträge nach Satz 2 nehmen an allgemeinen Entgeltanpassungen teil.

(7) (nicht besetzt)

(8) 1Ist Mitarbeiterinnen nach § 22 Abs. 1 vorübergehend eine höherwertige Tätigkeit übertragen 
worden, und wird ihnen im unmittelbaren Anschluss daran eine Tätigkeit derselben höheren 
Entgeltgruppe dauerhaft übertragen, werden sie hinsichtlich der Stufenzuordnung so gestellt, als sei 
die Höhergruppierung ab dem ersten Tag der vorübergehenden Übertragung der höherwertigen 

Tätigkeit erfolgt. 2Unterschreitet bei Höhergruppierungen nach Satz 1 das Tabellenentgelt nach dem 
Satz 5 des Absatzes 6 die Summe aus dem Tabellenentgelt und dem Zulagenbetrag nach § 22 Abs. 
2, die die Mitarbeiterin am Tag vor der Höhergruppierung erhalten hat, erhält die Mitarbeiterin 
dieses Entgelt solange, bis das Tabellenentgelt nach dem Satz 5 des Absatzes 6 dieses Entgelt 
erreicht oder übersteigt.

(9) Bei Eingruppierung in eine Entgeltgruppe, die einer anderen als der bisherigen Entgelttabelle 
zugeordnet ist (Tabellenwechsel), werden die Mitarbeiterinnen der gleichen Stufe zugeordnet, die 
sie in der bisherigen Entgeltgruppe erreicht haben.

§ 1a SuE-Zulage

Mitarbeiterinnen im Sinne von § 1 Abs. 5 KAVO, die nach Teil B Abschnitt V der Anlage 2 KAVO 
(Entgeltordnung) in einer der Entgeltgruppen S 2 bis S 11a eingruppiert sind, erhalten eine 
monatliche SuE-Zulage in Höhe von 130,00 Euro. Mitarbeiterinnen im Sinne von § 1 Abs. 5 
KAVO, die nach Teil B Abschnitt V der Anlage 2 KAVO (Entgeltordnung) in den Entgeltgruppen S 
11b, S 12 sowie S 15 bei Tätigkeiten der Fallgruppen 6, 7 oder 8 eingruppiert sind, erhalten eine 
monatliche SuE-Zulage in Höhe von 180,00 Euro.

§ 2 Betrieblicher Gesundheitsschutz/Betriebliche Gesundheitsförderung

(1) Betriebliche Gesundheitsförderung zielt darauf ab, die Arbeit und die Arbeitsbedingungen so zu 
organisieren, dass diese nicht Ursache von Erkrankungen oder Gesundheitsschädigungen sind. Sie 
fördert die Erhaltung bzw. Herstellung gesundheitsgerechter Verhältnisse am Arbeitsplatz sowie 
gesundheitsbewusstes Verhalten. Zugleich werden damit die Motivation der Mitarbeiterinnen und 
die Qualitätsstandards der Verwaltungen und Betriebe verbessert. Die betriebliche 
Gesundheitsförderung basiert auf einem aktiv betriebenen Arbeits- und Gesundheitsschutz. Dieser 
reduziert Arbeitsunfälle, Berufskrankheiten sowie arbeitsbedingte Gesundheitsgefahren und 
verbessert durch den Abbau von Fehlzeiten und die Vermeidung von Betriebsstörungen die 
Wettbewerbsfähigkeit der Verwaltungen und Betriebe. Der Arbeits- und Gesundheitsschutz sowie 
die betriebliche Gesundheitsförderung gehören zu einem zeitgemäßen Gesundheitsmanagement.

(2) Die Mitarbeiterinnen haben einen individuellen Anspruch auf die Durchführung einer 
Gefährdungsbeurteilung. Die Durchführung erfolgt nach Maßgabe des Gesetzes über die 
Durchführung von Maßnahmen des Arbeitsschutzes zur Verbesserung der Sicherheit und des 
Gesundheitsschutzes der Beschäftigten bei der Arbeit (Arbeitsschutzgesetz). Die Mitarbeiterinnen 
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sind in die Durchführung der Gefährdungsbeurteilung einzubeziehen. Sie sind über das Ergebnis 
von Gefährdungsbeurteilungen zu unterrichten. Vorgesehene Maßnahmen sind mit ihnen zu 
erörtern. Widersprechen betroffene Mitarbeiterinnen den vorgesehenen Maßnahmen, ist die 
betriebliche Kommission zu befassen. Die Mitarbeiterinnen können verlangen, dass eine erneute 
Gefährdungsbeurteilung durchgeführt wird, wenn sich die Umstände, unter denen die Tätigkeiten 
zu verrichten sind, wesentlich ändern, neu entstandene wesentliche Gefährdungen auftreten oder 
eine Gefährdung auf Grund veränderter arbeitswissenschaftlicher Erkenntnisse erkannt wird. Die 
Wirksamkeit der Maßnahmen ist in angemessenen Abständen zu überprüfen.

(3) Beim Dienstgeber wird auf Antrag der Mitarbeitervertretung eine betriebliche Kommission 
gebildet, deren Mitglieder je zur Hälfte vom Dienstgeber und von der Mitarbeitervertretung benannt 
werden. Die Mitglieder müssen Mitarbeiter des Dienstgebers sein. Soweit ein 
Arbeitsschutzausschuss gebildet ist, können Mitglieder dieses Ausschusses auch in der betrieblichen 
Kommission tätig werden. Im Falle des Absatzes 3 Satz 6 berät die betriebliche Kommission über 
die erforderlichen Maßnahmen und kann Vorschläge zu den zu treffenden Maßnahmen machen. Der 
Dienstgeber führt die Maßnahmen durch, wenn die Mehrheit der vom Dienstgeber benannten 
Mitglieder der betrieblichen Kommission im Einvernehmen mit dem Dienstgeber dem Beschluss 
zugestimmt hat. Wird ein Vorschlag nur von den von der Mitarbeitervertretung benannten 
Mitgliedern gemacht und folgt der Dienstgeber diesem Vorschlag nicht, sind die Gründe 
darzulegen. Die betriebliche Kommission ist auch für die Beratung von in Textform begründeten 
Beschwerden zuständig, wenn der Dienstgeber eine erneute Gefährdungsbeurteilung ablehnt. Der 
Dienstgeber entscheidet auf Vorschlag des Arbeitsschutzausschusses bzw. der betrieblichen 
Kommission, ob und in welchem Umfang der Beschwerde im Einzelfall abgeholfen wird. Wird dem 
Vorschlag nicht gefolgt, sind die Gründe darzulegen.

(4) Die betriebliche Kommission kann zeitlich befristet Gesundheitszirkel zur 
Gesundheitsförderung einrichten, deren Aufgabe es ist, Belastungen am Arbeitsplatz und deren 
Ursachen zu analysieren und Lösungsansätze zur Verbesserung der Arbeitssituation zu erarbeiten. 
Sie berät über Vorschläge der Gesundheitszirkel und unterbreitet, wenn ein Arbeitsschutzausschuss 
gebildet ist, diesem, ansonsten dem Dienstgeber Vorschläge. Die Ablehnung eines Vorschlags ist 
durch den Dienstgeber zu begründen. Näheres regelt die Geschäftsordnung der betrieblichen 
Kommission.

(5) Zur Durchführung ihrer Aufgaben sind der betrieblichen Kommission die erforderlichen, zur 
Verfügung stehenden Unterlagen zugänglich zu machen. Die betriebliche Kommission gibt sich 
eine Geschäftsordnung, in der auch Regelungen über die Beteiligung der Mitarbeiterinnen bei der 
Gefährdungsbeurteilung, deren Bekanntgabe und Erörterung sowie über die Qualifizierung der 
Mitglieder der betrieblichen Kommission und von Gesundheitszirkeln zu treffen sind.

(6) Gesetzliche Bestimmungen, günstigere betriebliche Regelungen und die Rechte der 
Mitarbeitervertretung bleiben unberührt.

§ 2a Regenerationstage

Mitarbeiterinnen haben im Kalenderjahr bei Verteilung der wöchentlichen Arbeitszeit auf fünf Tage 
in der Kalenderwoche insgesamt Anspruch auf zwei freie Arbeitstage (Regenerationstage), auf 
welche die Regelungen zum Erholungsurlaub (§ 36 Abs. 1, 2, 4 bis 8, § 37 Abs. 1 Sätze 2 bis 3 und 
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Abs. 5, § 39 KAVO59) entsprechende Anwendung finden. Der Anspruch reduziert sich auf einen 
Regenerationstag, wenn in dem Kalenderjahr nicht für mindestens vier Kalendermonate Anspruch 
auf Entgelt bestanden hat. Anspruch auf Entgelt im Sinne von Satz 2 sind auch der Anspruch auf 
Entgeltfortzahlung aus Anlass der in § 23a Abs. 1 Satz 1 KAVO genannten Ereignisse und der 
Anspruch auf Krankengeldzuschuss (§ 30 Abs. 2 und 3 KAVO), auch wenn dieser wegen der Höhe 
der Barleistungen des Sozialversicherungsträgers nicht gezahlt wird. Einem Anspruch auf Entgelt 
gleichgestellt ist der Bezug von Krankengeld nach § 45 SGB V oder entsprechender gesetzlicher 
Leistungen, Leistungen nach § 56 IfSG, Kurzarbeitergeld und der Bezug von Leistungen nach §§ 18 
bis 20 MuSchG.

§ 3 Vorbereitungs- und Qualifizierungszeit in Tageseinrichtungen für Kinder

Bei Mitarbeiterinnen im Erziehungsdienst werden – soweit gesetzliche Regelungen bestehen, 
zusätzlich zu diesen gesetzlichen Regelungen – im Rahmen der regelmäßigen durchschnittlichen 
wöchentlichen Arbeitszeit im Kalenderjahr 30 Stunden für Zwecke der Vorbereitung und 
Qualifizierung verwendet. Bei Teilzeitbeschäftigten gilt Satz 1 entsprechend mit der Maßgabe, dass 
sich die Stundenzahl nach Satz 1 in dem Umfang, der dem Verhältnis ihrer individuell vereinbarten 
durchschnittlichen Arbeitszeit zu der regelmäßigen Arbeitszeit vergleichbarer Vollzeitbeschäftigter 
entspricht, reduziert. Im Erziehungsdienst tätig sind insbesondere Mitarbeiterinnen als 
Kinderpflegerin bzw. Sozialassistentin, Heilerziehungshelferin, Erzieherin, Heilerziehungspflegerin, 
als Leiterinnen oder ständige Vertreterinnen von Leiterinnen von Kindertagesstätten oder 
Erziehungsheimen sowie andere Mitarbeiterinnen mit erzieherischer Tätigkeit in der Erziehungs- 
oder Eingliederungshilfe. Soweit Berufsbezeichnungen aufgeführt sind, werden auch 
Mitarbeiterinnen erfasst, die eine entsprechende Tätigkeit ohne staatliche Anerkennung oder 
staatliche Prüfung ausüben.

§ 4 Überleitungsbestimmungen und weitere Regelungen

(1) Die Mitarbeiterinnen im Erziehungsdienst werden am 1. Januar 2010 in die Entgeltgruppe, in 
der sie nach § 1 Absatz 1 eingruppiert sind, übergeleitet. Für Mitarbeiterinnen im handwerklichen 
Erziehungsdienst und in der offenen Kinder- und Jugendarbeit sowie für Logopädinnen und 
Motopädinnen (Entgeltgruppe S 8, Fallgruppen 3 und 4) gilt Satz 1 entsprechend mit der Maßgabe, 
dass die Überleitung am 1. Januar 2011 erfolgt. Die Stufenzuordnung in der neuen Entgeltgruppe 
bestimmt sich nach Absatz 2, das der Mitarbeiterin in der neuen Entgeltgruppe und Stufe 
zustehende Entgelt nach den Absätzen 3 und 4. Die Absätze 5 bis 10 bleiben unberührt.

(2) Die Mitarbeiterinnen werden wie folgt einer Stufe und innerhalb dieser Stufe dem Jahr der 
Stufenlaufzeit ihrer Entgeltgruppe, in der sie nach § 1 Absatz 1 eingruppiert sind, zugeordnet:

bisherige Stufe
und Jahr innerhalb der Stufe

 
neue Stufe
und Jahr

1 → 1
2/1 → 2/1
2/2 → 2/2

59 Der Abgeltungsanspruch für Regenerationstage entsprechend § 39 KAVO gilt nicht für Mitarbeiterinnen, deren 
Arbeitsverhältnis vor dem 1. Januar 2023 endet.
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bisherige Stufe
und Jahr innerhalb der Stufe

 
neue Stufe
und Jahr

3/1 → 2/3
3/2 → 3/1
3/3 → 3/2
4/1 → 3/3
4/2 → 3/4
4/3 → 4/1
4/4 → 4/2
5/1 → 4/3
5/2 → 4/4
5/3 → 5/1
5/4 → 5/2
5/5 → 5/3
6/1 → 5/4
6/2 → 5/5.

Mitarbeiterinnen, die in ihrer bisherigen Entgeltgruppe in der Stufe 6 mindestens zwei Jahre 
zurückgelegt haben, werden der Stufe 6 zugeordnet. § 1 Absatz 4 Satz 7 dieser Anlage bleibt 
unberührt. Für Mitarbeiterinnen der bisherigen Entgeltgruppe 8, die in der Entgeltgruppe S 8 
eingruppiert sind, gilt Satz 1 mit der Maßgabe, dass die verlängerte Stufenlaufzeit in den Stufen 4 
und 5 gemäß § 1 Absatz 4 Satz 8 dieser Anlage bei der Stufenzuordnung zu berücksichtigen ist. 
Abweichend von Satz 1 werden Mitarbeiterinnen der bisherigen Entgeltgruppe 9, die in der 
Entgeltgruppe S 8 eingruppiert sind, wie folgt einer Stufe und innerhalb dieser Stufe dem Jahr der 
Stufenlaufzeit ihrer Entgeltgruppe zugeordnet:

bisherige Stufe
und Jahr innerhalb der Stufe

 
neue Stufe
und Jahr

1 → 1
2/1 → 2/1
2/2 → 2/2
3/1 → 2/3
3/2 → 3/1
3/3 → 3/2
4/1 → 3/3
4/2 → 3/4
4/3 → 4/1
4/4 → 4/2
4/5 → 4/3
4/6 → 4/4
4/7 → 4/5
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bisherige Stufe
und Jahr innerhalb der Stufe

 
neue Stufe
und Jahr

4/8 → 4/6
4/9 → 4/7
5/1 → 4/8
5/2 → 5/1
5/3 → 5/2
5/4 → 5/3
5/5 → 5/4
5/6 → 5/5
5/7 → 5/6
5/8 → 5/7
5/9 → 5/8
5/10 → 5/9
5/11 → 5/10.

Mitarbeiterinnen, die in ihrer bisherigen Entgeltgruppe in der Stufe 5 mindestens elf Jahre 
zurückgelegt haben, werden der Stufe 6 zugeordnet. Für Mitarbeiterinnen der bisherigen 
Entgeltgruppe 9, die in der Entgeltgruppe S 9 eingruppiert sind, gilt Satz 4 mit der Maßgabe, dass 
die Stufenlaufzeiten gemäß § 1 Absatz 4 Satz 6 dieser Anlage bei der Stufenzuordnung zu 
berücksichtigen sind. Maßgeblich sind dabei ausschließlich die in der bisherigen Entgeltgruppe 
erreichte Stufe und die in dieser Stufe zurückgelegte Laufzeit. Innerhalb des nach Satz 1, Satz 4, 
Satz 5 oder Satz 7 zugeordneten Jahres der Stufenlaufzeit ist die in der bisherigen Stufe unterhalb 
eines vollen Jahres zurückgelegte Zeit für den Aufstieg in das nächste Jahr der Stufenlaufzeit bzw. 
in eine höhere Stufe zu berücksichtigen. Der weitere Stufenaufstieg richtet sich nach § 1 Absatz 4 
Satz 6 bis 8.

(3) Es wird ein Vergleichsentgelt gebildet, das sich aus dem am 31. Dezember 2009 (bei 
Mitarbeiterinnen im Sinne des Abs. 1 Satz 2: am 31. Dezember 2010) zustehenden Tabellenentgelt 
oder aus dem Entgelt einer individuellen Endstufe einschließlich eines nach § 25 Absatz 4 Satz 2 
KAVO gegebenenfalls zustehenden Garantiebetrages sowie einer am 31. Dezember 2009 (bei 
Mitarbeiterinnen im Sinne des Abs. 1 Satz 2: am 31. Dezember 2010) nach § 6 der Anlage 27 oder 
§ 11 Abs. 4 Satz 2 der Anlage 27 zustehenden Besitzstandszulage zusammensetzt. In den Fällen des 
§ 5 Abs. 3 Satz 2 der Anlage 27 tritt an die Stelle des Tabellenentgelts das Entgelt aus der 
individuellen Zwischenstufe. Bei teilzeitbeschäftigten Mitarbeiterinnen wird das Vergleichsentgelt 
auf der Grundlage einer vergleichbaren vollzeitbeschäftigten Mitarbeiterin bestimmt, anschließend 
wird das zustehende Entgelt nach § 28 Abs. 1 Satz 1 KAVO berechnet. Für Mitarbeiterinnen, die 
nicht für alle Tage im Dezember 2009 (bei Mitarbeiterinnen im Sinne des Abs. 1 Satz 2: Dezember 
2010) oder für keinen Tag dieses Monats Entgelt erhalten haben, wird das Vergleichsentgelt so 
bestimmt, als hätten sie für alle Tage dieses Monats Entgelt erhalten. Mitarbeiterinnen, die im 
Januar 2010 (bei Mitarbeiterinnen im Sinne des Abs. 1 Satz 2: Januar 2011) in ihrer bisherigen 
Entgeltgruppe bei Fortgeltung des bisherigen Rechts einen Stufenaufstieg gehabt hätten, werden für 
die Bemessung des Vergleichsentgelts so behandelt, als wäre der Stufenaufstieg bereits im 
Dezember 2009 (bei Mitarbeiterinnen im Sinne des Abs. 1 Satz 2: Dezember 2010) erfolgt. Bei am 
1. Oktober 2005 übergeleiteten Mitarbeiterinnen, die aus den Stufen 2 bis 5 ihrer Entgeltgruppe, in 
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der sie am 31. Dezember 2009 (bei Mitarbeiterinnen im Sinne des Abs. 1 Satz 2: am 
31. Dezember 2010) eingruppiert sind, übergeleitet werden, wird das Vergleichsentgelt um 2,65 
v. H. erhöht. Bei Mitarbeiterinnen, die am 1. Oktober 2005 übergeleitet wurden und die nach § 1 
Absatz 1 in Entgeltgruppe S 8 oder S 9 eingruppiert sind, erfolgt abweichend von Satz 6 eine 
Erhöhung des Vergleichsentgelts um 2,65 v. H., wenn sie aus den Stufen 2 bis 4 der Entgeltgruppe 9 
übergeleitet werden.

(4) 1Ist das Vergleichsentgelt niedriger als das Tabellenentgelt der sich nach Absatz 2 ergebenden 
Stufe der Entgeltgruppe, in der die Mitarbeiterin am 1. Januar 2010 (bei Mitarbeiterinnen im Sinne 
des Abs. 1 Satz 2: 1. Januar 2011) eingruppiert ist, erhält die Mitarbeiterin das entsprechende 

Tabellenentgelt ihrer Entgeltgruppe. 2Übersteigt das Vergleichsentgelt das Tabellenentgelt der sich 
nach Absatz 2 ergebenden Stufe, erhält die Mitarbeiterin so lange das Vergleichsentgelt, bis das 
Tabellenentgelt unter Berücksichtigung der Stufenlaufzeiten nach § 1 Abs. 4 Satz 6 bis 8 das 

Vergleichsentgelt erreicht bzw. übersteigt. 3Liegt das Vergleichsentgelt über der höchsten Stufe der 
Entgeltgruppe, in der die Mitarbeiterin nach § 1 Absatz 1 eingruppiert ist, wird die Mitarbeiterin 

einer dem Vergleichsentgelt entsprechenden individuellen Endstufe zugeordnet. 4Erhält die 
Mitarbeiterin am 31. Dezember 2009 (bei Mitarbeiterinnen im Sinne des Abs. 1 Satz 2: 
31. Dezember 2010) Entgelt nach einer individuellen Endstufe, wird sie in der Entgeltgruppe, in der 
sie nach § 1 Absatz 1 eingruppiert ist, derjenigen Stufe zugeordnet, deren Betrag mindestens der 

individuellen Endstufe entspricht. 5Steht der Mitarbeiterin am 31. Dezember 2009 (bei 
Mitarbeiterinnen im Sinne des Abs. 1 Satz 2: 31. Dezember 2010) eine Besitzstandszulage nach § 6 
der Anlage 27 oder § 11 Absatz 4 Satz 2 der Anlage 27 zu, ist diese bei Anwendung des Satzes 4 

dem Betrag der individuellen Endstufe hinzuzurechnen. 6Liegt der Betrag der individuellen 
Endstufe – bei Anwendung des Satzes 5 erhöht um die Besitzstandzulage – über der höchsten Stufe, 
wird die Mitarbeiterin erneut einer dem Betrag der bisherigen individuellen Endstufe – bei 
Anwendung des Satzes 5 erhöht um die Besitzstandszulage – entsprechenden individuellen 

Endstufe zugeordnet. 7Das Vergleichsentgelt verändert sich um denselben Vomhundertsatz bzw. in 
demselben Umfang wie die nächsthöhere Stufe; eine individuelle Endstufe nach Satz 3 und 6 
verändert sich um denselben Vomhundertsatz bzw. in demselben Umfang wie die höchste Stufe der 
jeweiligen Entgeltgruppe.60

(5) Werden Mitarbeiterinnen, die nach dem 31. Dezember 2009 (bei Mitarbeiterinnen im Sinne des 
Abs. 1 Satz 2: 31. Dezember 2010) das Vergleichsentgelt erhalten, höhergruppiert, erhalten sie in 
der höheren Entgeltgruppe Entgelt nach der regulären Stufe, deren Betrag mindestens dem 
Vergleichsentgelt entspricht, jedoch nicht weniger als das Entgelt der Stufe 2. Werden 
Mitarbeiterinnen aus einer individuellen Endstufe höhergruppiert, erhalten sie in der höheren 
Entgeltgruppe mindestens den Betrag, der ihrer bisherigen individuellen Endstufe entspricht. 
Werden Mitarbeiterinnen, die das Vergleichsentgelt oder Entgelt aus einer individuellen Endstufe 
erhalten, herabgruppiert, erhalten sie in der niedrigeren Entgeltgruppe Entgelt nach der regulären 
Stufe, deren Betrag unterhalb des Vergleichsentgelts bzw. der individuellen Endstufe liegt, jedoch 
nicht weniger als das Entgelt der Stufe 2. In den Fällen von Satz 1 bis 3 gilt Absatz 2 Satz 10 und in 
den Fällen von Satz 1 und 2 gilt § 1 Abs. 6 dieser Anlage entsprechend.

(6) Das Vergleichsentgelt steht dem Tabellenentgelt im Sinne des § 23 KAVO gleich.

60 Die Vergleichsentgelte sowie die Beträge der individuellen Endstufen erhöhen sich ab dem 1. April 2025 um 3,0 
Prozent, mindestens aber um 110,00 Euro, und ab dem 1. Mai 2026 um weitere 2,8 Prozent.
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(7) Auf am 1. Oktober 2005 übergeleitete Mitarbeiterinnen im Erziehungsdienst, die nach § 1 
Absatz 1 in der Entgeltgruppe S 8 oder S 9 eingruppiert wären, finden die Absätze 1 bis 6 nur 
Anwendung, wenn sie bis zum 31. Dezember 2010 (Ausschlussfrist) ihre Eingruppierung nach § 1 
Absatz 1 schriftlich geltend machen. Für Mitarbeiterinnen im handwerklichen Erziehungsdienst und 
in der offenen Kinder- und Jugendarbeit sowie für Logopädinnen und Motopädinnen (Entgeltgruppe 
S 8, Fallgruppen 3 und 4) gilt Satz 1 entsprechend mit der Maßgabe, dass die Ausschlussfrist am 
31. März 2012 endet. § 2 findet auch dann Anwendung, wenn keine Geltendmachung nach Satz 1 
erfolgt.

(8) 1Am 1. Oktober 2005 übergeleitete Mitarbeiterinnen, denen am 31. Dezember 2009 (bei 
Mitarbeiterinnen im Sinne von Absatz 1 Satz 2: 31. Dezember 2010) eine Besitzstandszulage nach 
§ 6 der Anlage 27 KAVO zustand und die

a) nach der Anlage 2 KAVO, Besonderer Teil B Abschnitt V., in der Entgeltgruppe S 11b 
eingruppiert sind, erhalten für die Dauer der Zuordnung zur Stufe 6 zusätzlich zum Tabellenentgelt 
der Entgeltgruppe S 11b Stufe 6 eine Zulage ab dem 1. April 2025 in Höhe von 93,51 Euro 
monatlich und ab dem 1. Mai 2026 in Höhe von 96,13 Euro monatlich;

b)  nach der Anlage 2 KAVO, Besonderer Teil B Abschnitt V., in der Entgeltgruppe S 12 
eingruppiert sind, erhalten für die Dauer der Zuordnung zur Stufe 6 zusätzlich zum Tabellenentgelt 
der Entgeltgruppe S 12 Stufe 6 eine Zulage ab dem 1. April 2025 in Höhe von 106,84 Euro 
monatlich und ab dem 1. Mai 2026 in Höhe von 109,83 Euro monatlich.

2Die jeweilige Zulage nach Satz 1 verändert sich bei allgemeinen Entgeltanpassungen um den von 

der Regional-KODA NW für die Entgeltgruppen S 11b und S 12 festgelegten Vomhundertsatz. 3Die 
Sätze 1 und 2 gelten für Mitarbeiterinnen, die einer individuellen Endstufe zugeordnet sind, 
entsprechend.

4Abweichend von § 23 KAVO gelten für am 1. Oktober 2005 übergeleitete Mitarbeiterinnen, denen 
am 31. Dezember 2009 (bei Mitarbeiterinnen im Sinne von Absatz 1 Satz 2: 31. Dezember 2010) 
eine Besitzstandszulage nach § 6 der Anlage 27 zustand und die nach Anhang 1 zur Anlage 29 
KAVO in der Entgeltgruppe S 13 eingruppiert sind, folgende Tabellenwerte (monatlich in Euro) der 
Entgeltgruppe S 13Ü:

  Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6

Gültig ab 1. April 2025 3.928,46 4.191,36 4.552,58 4.842,37 5.204,58 5.385,68

Gültig ab 1. Mai 2026 4.038,46 4.308,72 4.680,05 4.977,96 5.350,31 5.536,48

5Im Übrigen gelten die Regelungen der Absätze 1 bis 6 mit Ausnahme von Absatz 3 Satz 6 
entsprechend.

(9) 1Abweichend von § 23 KAVO gelten für am 1. Oktober 2005 übergeleitete Mitarbeiterinnen, 
denen am 31. Dezember 2009 (bei Mitarbeiterinnen im Sinne des Abs. 1 Satz 2: 
31. Dezember 2010) eine Besitzstandszulage nach § 6 der Anlage 27 zusteht und die nach Absatz 2 
aus den Stufen 3 oder 4 ihrer bisherigen Entgeltgruppe übergeleitet werden und nach § 1 Absatz 1 
in der Entgeltgruppe S 16 eingruppiert sind, in den Stufen 3, 4 und 5 folgende Tabellenwerte 
(monatlich in Euro) der Entgeltgruppe S 16 Ü:
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  Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5

Gültig ab 1. April 2025  4.918,96  5.433,32  5.752,09

Gültig ab 1. Mai 2026 5.056,69  5.585,45  5.913,15

2Im Übrigen gelten die Regelungen der Absätze 1 bis 6 mit Ausnahme von Absatz 3 Satz 6 
entsprechend. Mit Erreichen der Stufe 6 gilt der Tabellenwert der Stufe 6.

(10) §§ 5, 6 und § 11 Absatz 5 der Anlage 27 sowie die Anlage n 1, 5a und 5b finden auf 
Mitarbeiterinnen, die nach § 1 Absatz 1 eingruppiert sind, keine Anwendung.

(11) Ein am 31. Dezember 2009 (bei Mitarbeiterinnen im Sinne des Abs. 1 Satz 2: 
31. Dezember 2010) zustehender Strukturausgleich steht nach Regelungen des § 9 der Anlage 27 
auch nach der Überleitung in eine Entgeltgruppe nach § 1 Absatz 1 zu; die Anrechnung des 
Unterschiedsbetrages bei Höhergruppierungen nach § 9 Absatz 4 der Anlage 27 bleibt unberührt. 
Ein am 1. Januar 2010 (bei Mitarbeiterinnen im Sinne des Abs. 1 Satz 2: 1. Januar 2011) noch nicht 
zustehender Strukturausgleich, der nach Überleitung aus der Ortzuschlagsstufe 2 zu zahlen ist, wird 
um den Betrag gekürzt, der bei Überleitung aus derselben Vergütungsgruppe und derselben Stufe 
aus der Ortszuschlagsstufe 1 in der Anlage 6 ausgewiesen ist. Die Kürzung erfolgt unabhängig 
davon, ab welchem Zeitpunkt und für welche Dauer der Strukturausgleich den aus 
Ortszuschlagsstufe 1 übergeleiteten Mitarbeiterinnen zusteht. Am 1. Januar 2010 (bei 
Mitarbeiterinnen im Sinne des Abs. 1 Satz 2: 1. Januar 2011) noch nicht zustehende 
Strukturausgleiche für aus Ortszuschlagsstufe 1 übergeleitete Mitarbeiterinnen entfallen.

(12) Die sich aus der Eingruppierung der Mitarbeiterinnen nach § 1 Absatz 1 bzw. nach Absatz 8 
und 9 ergebenden Entgeltleistungen gelten als allgemeine Entgeltanpassung im Sinne von § 7 Satz 7 
der Anlage 27.

§ 4a Besondere Regelungen für am 31. Juli 2015 nach dem Anhang 1 zur 
Anlage 29 eingruppierte Mitarbeiterinnen und weitere Regelungen

(1) Mitarbeiterinnen, die nach dem Anhang 1 zur Anlage 29 am 31. Juli 2015 in einer der folgenden 
Entgeltgruppen eingruppiert sind und am 1. August 2015 in einer der folgenden Entgeltgruppen 
eingruppiert sind:

Entgeltgruppe am 31. Juli 2015 Entgeltgruppe am 1. August 2015

S 5

bei Tätigkeiten der Fallgruppe 1
S 7

S 6 S 8a

S 8

bei Tätigkeiten der Fallgruppen 1, 5 und 7
S 8b

S 7, S 8

bei Tätigkeiten der Fallgruppen 2, 3 und 4
S 9
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S 11 S 11b

werden stufengleich und unter Beibehaltung der in ihrer Stufe zurückgelegten Stufenlaufzeit in die 
am 1. August 2015 maßgebliche Entgeltgruppe übergeleitet.

Die Zuordnung zu einer individuellen Zwischen- oder Endstufe bleibt unberührt. § 4 Abs. 4 Satz 7 
findet Anwendung.

Für in Entgeltgruppe S 8 eingruppierte Mitarbeiterinnen, die den Entgeltgruppen S 8b oder S 9 
zugeordnet werden, gelten folgende abweichende Vorschriften:

a) Bei Erfüllung einer Stufenlaufzeit von mindestens sechs Jahren in Stufe 4 erfolgt in der 
Entgeltgruppe S 8b die Zuordnung zu der Stufe 5.

b) Bei Erfüllung einer Stufenlaufzeit von mindestens acht Jahren in Stufe 5 erfolgt in der 
Entgeltgruppe S 8b die Zuordnung zu der Stufe 6.

c) Bei Erfüllung einer Stufenlaufzeit von mindestens vier Jahren in Stufe 4 erfolgt in der 
Entgeltgruppe S 9 die Zuordnung zu der Stufe 5.

d) Bei Erfüllung einer Stufenlaufzeit von mindestens fünf Jahren in Stufe 5 erfolgt in der 
Entgeltgruppe S 9 die Zuordnung zu der Stufe 6.

Die Stufenlaufzeit beginnt nach der Zuordnung zu der höheren Stufe nach Unterabsatz 3 Satz 1 neu.

(2) 1Mitarbeiterinnen, für die sich außerhalb von Absatz 1 am 1. August 2015 nach dem Anhang 1 
zur Anlage 29 eine Eingruppierung in einer höheren Entgeltgruppe als am 31. Juli 2015 ergibt, 
bleiben in ihrer bisherigen Entgeltgruppe eingruppiert, wenn sie nicht bis 31. Dezember 2016 

(Ausschlussfrist) ihre Höhergruppierung beantragen. 2Der Antrag wirkt auf den 1. August 2015 

zurück. 3Ruht das Arbeitsverhältnis am 1. August 2015, beträgt die Ausschlussfrist zwölf Monate 
und beginnt mit der Wiederaufnahme der Tätigkeit, frühestens jedoch am 1. Mai 2016; Satz 2 findet 

Anwendung. 4Für diese Höhergruppierungen finden § 25 Abs. 4 KAVO und § 4 Abs. 5 Satz 1 

Anwendung. 5Fallen am 1. August 2015 ein Stufenaufstieg und die Höhergruppierung zusammen, 
erfolgt erst der Stufenaufstieg und anschließend die Höhergruppierung.

6Für Mitarbeiterinnen, die über den 1. August 2015 hinaus in der Entgeltgruppe S 10 eingruppiert 
sind, weil sie keinen Antrag nach Absatz 2 Satz 1 gestellt haben, gelten abweichend von § 23 Satz 2 
KAVO folgende Tabellenwerte:

  Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6

Gültig ab 1. April 2025 (in Euro) 3.504,81  3.829,79  3.996,37  4.494,03 4.899,97 5.233,39

Gültig ab 1. Mai 2026 (in Euro) 3.602,94  3.937,02  4.108,27  4.619,86 5.037,17 5.379,92

7Diese Tabellenwerte verändern sich bei allgemeinen Entgeltanpassungen um den von der 
Regional-KODA für die Entgeltgruppe S 9 festgelegten Vomhundertsatz.

8Bei Höhergruppierungen aus der Entgeltgruppe S 9 bei Tätigkeiten der Fallgruppe 2 nach der 
Fassung vom 31. Juli 2015 in die Entgeltgruppe S 11a gilt bei den Stufen 5 und 6 in entsprechender 
Anwendung von § 25 Abs. 4 Satz 4 KAVO die Entgeltgruppe S 10 mit ihren am 31. Juli 2015 
gültigen Tabellenwerten als dazwischen liegende Entgeltgruppe.
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(3) Werden Mitarbeiterinnen zum 1. August 2015 aus einer individuellen Endstufe nach Absatz 1 
einer höheren Entgeltgruppe zugeordnet oder nach Absatz 2 höhergruppiert, erhalten sie in der 
höheren Entgeltgruppe ein Entgelt, das dem Entgelt ihrer bisherigen individuellen Endstufe 
zuzüglich des Zuordnungs- bzw. Höhergruppierungsgewinns, den die Mitarbeiterinnen erhalten, die 
aus der Stufe 6 ihrer bisherigen Entgeltgruppe der höheren Entgeltgruppe zugeordnet oder in diese 
höhergruppiert werden, entspricht. Soweit sich zum 1. August 2015 allein die Tabellenwerte der 
Entgeltgruppe der Anlage 29 erhöhen, findet § 4 Abs. 3 Satz 4 der Anlage 27 KAVO entsprechende 
Anwendung.

(4) Für Mitarbeiterinnen der Entgeltgruppe S 9 bei Tätigkeiten der Fallgruppe 1, die am 
31. Juli 2015 den Stufen 1 oder 2 zugeordnet sind, finden für die Dauer des Verbleibs in den Stufen 
1 und 2 die Tabellenwerte der Stufen 1 und 2 nach dem Stand vom 31. Juli 2015 Anwendung.

(5) Mitarbeiterinnen im Sinne des § 4 Abs. 7 Satz 1 oder 2, die nicht innerhalb der Antragsfrist nach 
§ 4 Abs. 7 Satz 1 oder 2 ihre Eingruppierung nach dem Anhang 1 zur Anlage 29 geltend gemacht 
haben und die weiterhin Entgelt nach der Anlage 5 KAVO erhalten, können bis zum 
31. August 2016 (Ausschlussfrist) ihre Eingruppierung nach dem Anhang 1 schriftlich beantragen. 
Bei Mitarbeiterinnen, die von ihrem Antragsrecht nach Satz 1 Gebrauch machen, wird ein 
Vergleichsentgelt gebildet, das aus dem diesen Mitarbeiterinnen am 31. Juli 2015 zustehenden 
Tabellenentgelt, gegebenenfalls zuzüglich eines am 31. Juli 2015 nach § 25 Abs. 4 Satz 2 KAVO 
zustehenden Garantiebetrages und einer am 31. Juli 2015 zustehenden Besitzstandszulage nach § 6 
Anlage 27 KAVO, besteht. Diese Mitarbeiterinnen werden einer ihrem Vergleichsentgelt 
entsprechenden individuellen Zwischenstufe der Entgeltgruppen S 8b, S 9 oder S 11a zugeordnet. 
Zum 1. August 2017 steigen diese Mitarbeiterinnen in die dem Betrag nach nächsthöhere reguläre 
Stufe ihrer Entgeltgruppe auf. Der weitere Stufenaufstieg richtet sich nach § 1 Abs. 4. Liegt das 
Vergleichsentgelt nach Satz 2 über der höchsten Stufe der Entgeltgruppe S 8b, S 9 oder S 11a, 
werden diese Mitarbeiterinnen einer dem Vergleichsentgelt entsprechenden individuellen Endstufe 
zugeordnet. Werden Mitarbeiterinnen vor dem 1. August 2017 aus einer individuellen 
Zwischenstufe höhergruppiert, so erhalten sie in der höheren Entgeltgruppe Entgelt nach der 
regulären Stufe, deren Betrag mindestens der individuellen Zwischenstufe entspricht. Werden 
Mitarbeiterinnen aus einer individuellen Endstufe höhergruppiert, so erhalten sie in der höheren 
Entgeltgruppe mindestens den Betrag, der ihrer bisherigen individuellen Endstufe entspricht. Die 
individuelle Zwischen- bzw. Endstufe verändert sich bei allgemeinen Entgeltanpassungen um den 
von der Regional-KODA für die Entgeltgruppen S 8b, S 9 oder S 11a festgelegten Vomhundertsatz. 
§ 4 Abs. 10 findet Anwendung. § 4 Abs. 11 gilt entsprechend mit der Maßgabe, dass an die Stelle 
des 31. Dezember 2009 (bei Mitarbeiterinnen im Sinne des § 4 Abs. 1 Satz 2: des 
31. Dezember 2010) der 31. Juli 2015 und an die Stelle des 1. Januar 2010 (bei Mitarbeiterinnen im 
Sinne des § 4 Abs. 1 Satz 2: des 1. Januar 2011) der 1. August 2015 tritt.

(6) Ein am 31. Juli 2015 zustehender Strukturausgleich nach § 9 der Anlage 27 KAVO vermindert 
sich bei Höhergruppierung nach Absatz 2 um den sich daraus ergebenden 
Höhergruppierungsgewinn. Dies gilt auch bei Höhergruppierungen aus einer individuellen Endstufe 
nach Absatz 3.

§ 4b Überleitung in Anhang 2 zu dieser Anlage zum 1. Januar 2023

196



(1) Mitarbeiterinnen im Sinne des § 4a Abs. 5 Satz 1, die nicht innerhalb der Antragsfrist nach § 4a 
Abs. 5 Satz 1 ihre Eingruppierung nach dem Anhang 2 zu dieser Anlage geltend gemacht haben und 
die weiterhin Entgelt nach der Anlage 5 zur KAVO erhalten, können bis zum 30. Juni 2023 
(Ausschlussfrist) ihre Eingruppierung nach dem Anhang 2 zu dieser Anlage schriftlich beantragen. 
Der Antrag wirkt auf den 1. Januar 2023 zurück.

(2) Mitarbeiterinnen, die von ihrem Antragsrecht nach Absatz 1 Gebrauch machen, erhalten ab dem 
1. Januar 2023 Entgelt nach einer der Entgeltgruppen S 8b, S 9 bzw. S 11a, in die sie nach dem Teil 
B Abschnitt V der Anlage 2 zur KAVO (Entgeltordnung) eingruppiert sind. Bei Mitarbeiterinnen 
nach Satz 1 wird ein Vergleichsentgelt gebildet, das aus dem diesen Mitarbeiterinnen am 31. 
Dezember 2022 zustehenden Tabellenentgelt, einem am 31. Dezember 2022 ggf. zustehenden 
Garantiebetrag und einer am 31. Dezember 2022 zustehenden Besitzstandszulage nach § 6 Anlage 
27 KAVO besteht. Diese Mitarbeiterinnen werden einer ihrem Vergleichsentgelt entsprechenden 
individuellen Zwischenstufe zugeordnet. Zum 1. Januar 2027 steigen diese Mitarbeiterinnen in die 
dem Betrag nach nächsthöhere reguläre Stufe ihrer Entgeltgruppe auf; der weitere Stufenaufstieg 
richtet sich nach § 1 Abs. 4. Liegt das Vergleichsentgelt nach Satz 2 über der höchsten Stufe 
derjenigen Entgeltgruppe, in die sie nach Satz 1 eingruppiert sind, werden diese Mitarbeiterinnen 
einer dem Vergleichsentgelt entsprechenden individuellen Endstufe zugeordnet. Werden 
Mitarbeiterinnen vor dem 1. Januar 2027 aus einer individuellen Zwischenstufe höhergruppiert, so 
erhalten sie in der höheren Entgeltgruppe Entgelt nach der regulären Stufe, deren Betrag mindestens 
ihrer bisherigen individuellen Zwischenstufe entspricht; § 1 Abs. 6 Satz 3 findet Anwendung. 
Werden Mitarbeiterinnen aus einer individuellen Endstufe höhergruppiert, so erhalten sie in der 
höheren Entgeltgruppe Entgelt nach der regulären Stufe bzw. einer erneuten individuellen Endstufe, 
die mindestens dem Betrag ihrer bisherigen individuellen Endstufe entspricht; § 1 Abs. 6 Satz 3 
findet Anwendung. Die individuelle Zwischen- bzw. Endstufe verändert sich bei allgemeinen 
Entgeltanpassungen um den von der Regional-KODA Nordrhein-Westfalen für die jeweilige 
Entgeltgruppe festgelegten Vomhundertsatz.

§ 4c Höhergruppierung auf Antrag

Ergibt sich für Mitarbeiterinnen, die am 30. Juni 2022 in die Entgeltgruppe S 11b eingruppiert 
waren, aufgrund der Änderungen ab 1. Juli 2022 im Teil B Abschnitt V der Anlage 2 zur KAVO 
(Entgeltordnung) eine Eingruppierung in die Entgeltgruppe S 12, sind diese Mitarbeiterinnen nur 
auf Antrag gemäß § 20 KAVO in diese Entgeltgruppe eingruppiert. Ergibt sich für Mitarbeiterinnen, 
die am 30. Juni 2022 in die Entgeltgruppe S 12 eingruppiert waren, aufgrund der Änderungen ab 1. 
Juli 2022 im Teil B Abschnitt V der Anlage 2 zur KAVO (Entgeltordnung) eine Eingruppierung in 
die Entgeltgruppe S 14, sind diese Mitarbeiterinnen nur auf Antrag gemäß § 20 KAVO in diese 
Entgeltgruppe eingruppiert. Der Antrag nach Satz 1 oder 2 kann nur bis zum 31. Juli 2023 gestellt 
werden (Ausschlussfrist) und wirkt jeweils auf den 1. Juli 2022 zurück. Nach dem 1. Juli 2022 
eingetretene Änderungen der Stufenzuordnung in der bisherigen Entgeltgruppe bleiben bei der 
Stufenzuordnung in der höheren Entgeltgruppe unberücksichtigt. Werden Mitarbeiterinnen nach 
Satz 1 aus einer individuellen Endstufe höhergruppiert, so erhalten sie in der höheren Entgeltgruppe 
Entgelt, das mindestens dem Entgelt ihrer bisherigen individuellen Endstufe zuzüglich des 
Garantiebetrags nach § 1 Abs. 6 Satz 2 entspricht. Werden Mitarbeiterinnen nach Satz 2 aus einer 
individuellen Endstufe höhergruppiert, so erhalten sie in der höheren Entgeltgruppe Entgelt, das 
mindestens dem Entgelt ihrer bisherigen individuellen Endstufe zuzüglich des 
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Höhergruppierungsgewinns, den die Mitarbeiterinnen erhalten, die aus der Stufe 6 ihrer bisherigen 
Entgeltgruppe in die höhere Entgeltgruppe höhergruppiert werden, entspricht. Die individuelle 
Endstufe verändert sich bei allgemeinen Entgeltanpassungen um den von der Regional-KODA 
Nordrhein-Westfalen für die jeweilige Entgeltgruppe festgelegten Vomhundertsatz.

§ 4d Besondere Regelungen hinsichtlich der Stufenlaufzeit und weitere 
Regelungen

(1) Mitarbeiterinnen, die nach dem Teil B Abschnitt V der Anlage 2 zur KAVO (Entgeltordnung) 
eingruppiert sind und die am 1. Oktober 2024 in Stufe 2 eine Stufenlaufzeit von mehr als zwei 
Jahren absolviert haben, werden zum 1. Oktober 2024 der Stufe 3 zugeordnet. Mitarbeiterinnen, die 
nach dem Teil B Abschnitt V der Anlage 2 zur KAVO (Entgeltordnung) eingruppiert sind und die 
am 1. Oktober 2024 in Stufe 3 eine Stufenlaufzeit von mehr als drei Jahren absolviert haben, 
werden zum 1. Oktober 2024 der Stufe 4 zugeordnet.

(2) Mitarbeiterinnen mit Eingruppierung in der Entgeltgruppe S 4 bei Tätigkeiten der Fallgruppe 2 
und Mitarbeiterinnen mit Eingruppierung in der Entgeltgruppe S 8b bei Tätigkeiten in der 
Fallgruppe 4, die am 1. Oktober 2024 in Stufe 4 eine Stufenlaufzeit von mehr als vier Jahren 
absolviert haben, werden zum 1. Oktober 2024 der Stufe 5 zugeordnet. Mitarbeiterinnen mit 
Eingruppierung in der Entgeltgruppe S 8b bei Tätigkeiten der Fallgruppen 1 oder 2, die am 1. 
Oktober 2024 in der Stufe 4 eine Stufenlaufzeit von mehr als vier Jahren absolviert haben, werden 
zum 1. Oktober 2024 der Stufe 5 zugeordnet. Mitarbeiterinnen mit Eingruppierung in der 
Entgeltgruppe S 8b bei Tätigkeiten der Fallgruppen 1 oder 2, die am 1. Oktober 2024 in der Stufe 5 
eine Stufenlaufzeit von mehr als fünf Jahren absolviert haben, werden zum 1. Oktober 2024 der 
Stufe 6 zugeordnet.

(3) Für die Stufenzuordnung gemäß den Absätzen 1 und 2 gilt, dass die ab dem 1. Oktober 2024 
zugeordnete Stufe jeweils neu zu laufen beginnt.

§ 5 Besitzstandsregelung für Leiterinnen und stellvertretende Leiterinnen von 
Tageseinrichtungen für Kinder

(1) Für Leiterinnen und ausdrücklich bestellte ständige Vertreterinnen von Leiterinnen in 
Tageseinrichtungen für Kinder gelten die §§ 1 bis 4, soweit nicht nachfolgend Abweichendes 
geregelt ist. Für Mitarbeiterinnen im Sinne des § 4 Absatz 7 gelten die nachfolgenden Regelungen 
nur, wenn die Mitarbeiterinnen nach § 4 Absatz 7 fristgerecht die Eingruppierung nach § 1 Absatz 1 
geltend gemacht haben.

(2)61 Es wird unter den Voraussetzungen des Satzes 2 zusätzlich zum Tabellen- bzw. 
Vergleichsentgelt eine Zulage gezahlt. Die Höhe der Zulage berechnet sich aus der Differenz 
zwischen dem Entgelt, welches auf der Grundlage der §§ 1 bis 4 zu zahlen ist und dem fiktiven 
Tabellenentgelt, welches unter Berücksichtigung der Anzahl der Gruppen in der Einrichtung gemäß 
folgender Zuordnungstabelle zu zahlen wäre (Tabellenzulage):

61 Der Vermittlungsausschuss geht davon aus, dass § 5 Abs. 2 Anlage 29 unter Heranziehung der 
Entstehungsgeschichte der Norm (siehe Protokoll des Vermittlungsausschusses vom 19. Mai 2010) so zu 
interpretieren ist, dass nach dem 31. Dezember 2011 eine Besitzstandszulage nicht mehr entstehen konnte bzw. 
entstehen kann.
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Leiterin einer Tageseinrichtung für 
Kinder

 
Anzahl der Gruppen in der 
Einrichtung

 
Tabellenzulage nach 
Entgeltgruppe

    1 Gruppe   S 7
    2 Gruppen   S 10
    3 Gruppen   S 13
    4 bis 5 Gruppen   S 15
    6 bis 7 Gruppen   S 16
    8 Gruppen   S 17
Ausdrücklich bestellte Vertreterin 
der Leiterin

 
Anzahl der Gruppen in der 
Einrichtung

 
Tabellenzulage nach 
Entgeltgruppe

    2 Gruppen   S 7
    3 Gruppen   S 10
    4 bis 5 Gruppen   S 13
    6 bis 7 Gruppen   S 15
    8 Gruppen   S 16

(3) Veränderungen der Gruppenzahlen sind bei der Bestimmung der Tabellenzulage nach Absatz 2 
analog der Systematik nach § 20 Abs. 2 KAVO zu berücksichtigen.

(4) § 29 Absatz 2 KAVO findet auf die nach Absatz 2 zu zahlende Zulage entsprechende 
Anwendung. Mit der Zulage nach Absatz 2 wird ab 1. Januar 2012 jedwede Entgelterhöhung 
(ausgenommen Veränderungen des Beschäftigungsumfangs) bis zu deren Aufzehrung verrechnet. 
Für Mitarbeiterinnen, denen ab 1. Januar 2010 die Tätigkeit einer Leiterin oder ausdrücklich 
bestellten ständigen Vertreterin einer Leiterin in Tageseinrichtungen für Kinder übertragen wird, 
entfällt die Zulage ab 1. Januar 2012 ersatzlos.

(5) In den Fällen des § 22 KAVO finden die Absätze 1 bis 4 entsprechende Anwendung.

§ 5a Anforderungszulage für Leiterinnen von Tageseinrichtungen für Kinder

(1)62 Die Leiterinnen von zertifizierten Tageseinrichtungen für Kinder erhalten mit dem 
Tabellenentgelt ab 1. August 2013 eine monatliche Zulage, deren Höhe ab dem 1. April 2025 
140,88 Euro und ab dem 1. Mai 2026 144,82 Euro beträgt. Zertifizierte Tageseinrichtungen für 
Kinder im Sinne von Satz 1 sind ausschließlich solche, die über mindestens eines der folgenden 
Zertifikate verfügen:

a) Gütesiegel »Familienzentrum NRW« (§ 16 Kinderbildungsgesetz Nordrhein-Westfalen)

b) Gütesiegel des Verbandes Katholischer Tageseinrichtungen für Kinder (KTK e. V.)

c) erzbischöfliche Anerkennung als »Katholisches Familienzentrum im Erzbistum Köln«

d) ein den Buchstaben a), b) oder c) vergleichbares diözesanes Zertifikat.

Ist die Tageseinrichtung für Kinder nicht zertifiziert und stellt der Träger einen Antrag auf 
Zertifizierung im Sinne von Satz 2, erhält die Leiterin ab dem Zeitpunkt der Antragstellung und bis 
zum Zeitpunkt der Zertifizierung die Zulage gemäß Satz 1 in Höhe von 40 v. H.

62 Vermittlungsausschuss und Beirat gehen davon aus, dass alle Bistümer spätestens bis zum 1. August 2014 
Zertifizierungsverfahren etabliert haben, die den Trägern die Antragstellung auf Zertifizierung ermöglichen.
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(2) Auf die Zulage gemäß Absatz 1 ist § 29 Abs. 2 KAVO anzuwenden. Die Zulage verändert sich 
bei allgemeinen Entgeltanpassungen um den von der Regional-KODA festgelegten 
Vomhundertsatz. Sie ist zusatzversorgungspflichtiges Entgelt. Die Zulage stellt eine 
Entgelterhöhung im Sinne von § 5 Absatz 4 Satz 2 dar.

(3) In den Fällen des § 22 KAVO finden die Absätze 1 und 2 entsprechende Anwendung.

§ 6 Besitzstand

(1) Mitarbeiterinnen im Erziehungsdienst, die nach bisherigem Recht ein höheres Entgelt erhalten 
haben als ihnen nach der rückwirkenden Inkraftsetzung dieser Anlage zum 1. Januar 2010 (bei 
Mitarbeiterinnen im Sinne des § 4 Abs. 1 Satz 2: 1. Januar 2011) zusteht, sind von einer 
Rückzahlungsverpflichtung entbunden.

(2) Mitarbeiterinnen in Tageseinrichtungen für Kinder, die nach dem 31. Dezember 2009 nach 
bisherigem Recht als Erzieherinnen mit staatlicher Anerkennung in der Tätigkeit von 
Ergänzungskräften eingestellt wurden bzw. denen eine solche Tätigkeit übertragen wurde, erhalten 
bis zum nächsten Stufenaufstieg eine Besitzstandszulage in Höhe der Differenz zwischen dem 
bisherigen Entgelt und dem Entgelt nach § 1 Absatz 3 dieser Anlage.

(3) Mitarbeiterinnen im Erziehungsdienst, die nach bisherigem Recht aufgrund eines nach dem 31. 
Januar 2010 (bei Mitarbeiterinnen im Sinne des § 4 Abs. 1 Satz 2: 31. Januar 2011) erfolgten 
Stufenaufstiegs ein höheres Entgelt erhalten haben als ihnen aufgrund der rückwirkenden 
Inkraftsetzung dieser Anlage zum 1. Januar 2010 (bei Mitarbeiterinnen im Sinne des § 4 Abs. 1 Satz 
2: 1. Januar 2011) zusteht, erhalten auf schriftlichen Antrag bis zum nächsten Stufenaufstieg eine 
Besitzstandszulage in Höhe der Differenz zwischen dem bisherigen Entgelt und dem Entgelt nach § 
1 Absatz 3 dieser Anlage.

Anhang 1 zur Anlage 29 KAVO

Aufgehoben seit dem 1. Januar 2019. Siehe § 60v Satz 2 KAVO.

Anhang 2 zur Anlage 29 KAVO (Entgelttabelle)

Gültig ab 1. April 2025 bis 30. April 2026 (monatlich in Euro)

  Grundentgelt Entwicklungsstufen

  Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6

S 18 4.591,95 4.708,94  5.288,55  5.723,21  6.375,22  6.773,65

S 17 4.233,84 4.527,84 4.998,73 5.288,55  5.868,09  6.208,58

S 16 4.147,17 4.433,68 4.752,42 5.143,62  5.578,29  5.839,11

S 15 4.000,66 4.274,25 4.564,08 4.897,32 5.433,43 5.665,23

S 14 3.962,44 4.232,66  4.554,71  4.882,30 5.244,56 5.498,11

S 13 3.869,68 4.132,98 4.491,62 4.781,38 5.143,62 5.324,74

S 12 3.859,50 4.122,07 4.465,71 4.769,97 5.146,70 5.306,08

S 11b 3.808,48 4.067,31  4.249,15  4.712,82  5.075,04 5.292,38

S 11a 3.741,49 3.994,28 4.174,59 4.636,51 4.998,73 5.216,07
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S 9  3.549,30 3.781,54 4.053,20 4.455,27 4.835,59 5.128,99

S 8b 3.481,39 3.708,79  3.980,49  4.380,82 4.759,33 5.049,51

S 8a 3.413,85 3.636,31 3.868,50 4.092,49 4.311,44 4.541,67

S 7 3.333,59 3.550,19 3.765,70 3.987,31 4.153,80 4.404,69

S 4 3.201,81  3.408,76  3.597,33 3.725,30 3.848,61 4.043,12

S 3 3.034,89  3.229,62  3.410,78 3.577,12 3.653,23 3.744,14

S 2 2.829,14 2.948,41 3.036,64 3.132,45  3.240,19  3.347,95 
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Gültig ab 1. Mai 2026 (monatlich in Euro)

  Grundentgelt Entwicklungsstufen

  Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6

S 18 4.720,52 4.840,79  5.436,63  5.883,46  6.553,73  6.963,31

S 17 4.352,39 4.654,62  5.138,69  5.436,63  6.032,40  6.382,42

S 16 4.263,29 4.557,82  4.885,49  5.287,64  5.734,48  6.002,61

S 15 4.112,68 4.393,93  4.691,87  5.034,44  5.585,57  5.823,86

S 14 4.073,39 4.351,17  4.682,24  5.019,00  5.391,41  5.652,06

S 13 3.978,03 4.248,70  4.617,39  4.915,26  5.287,64  5.473,83

S 12 3.967,57 4.237,49  4.590,75  4.903,53  5.290,81  5.454,65

S 11b 3.915,12 4.181,19  4.368,13  4.844,78  5.217,14  5.440,57

S 11a 3.846,25 4.106,12  4.291,48  4.766,33  5.138,69  5.362,12

S 9  3.648,68 3.887,42  4.166,69  4.580,02  4.970,99  5.272,60

S 8b 3.578,87 3.812,64  4.091,94  4.503,48  4.892,59  5.190,90

S 8a 3.509,44 3.738,13  3.976,82  4.207,08  4.432,16  4.668,84

S 7 3.426,93 3.649,60  3.871,14  4.098,95  4.270,11  4.528,02

S 4 3.291,46 3.504,21  3.698,06  3.829,61  3.956,37  4.156,33

S 3 3.119,87 3.320,05  3.506,28  3.677,28  3.755,52  3.848,98

S 2 2.908,36 3.030,97  3.121,67  3.220,16  3.330,92  3.441,69
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Anlage 30: Sonderregelungen für die PubliKath GmbH

Präambel

Die Regelungen dieser Anlage sind ausgerichtet auf die besonderen Erfordernisse der Arbeits- und 
Ausbildungsverhältnisse (Volontariat) der PubliKath GmbH, Bonn. Für diese Arbeitsverhältnisse 
finden die in der Anlage näher benannten Tarifverträge in der festgelegten Fassung Anwendung, 
soweit nicht ergänzende oder abweichende Regelungen dieser Ordnung gelten. Wenn und soweit 
die jeweils in Bezug genommene Fassung der Tarifverträge geändert wird, wird jeweils die 
geänderte Fassung durch Beschluss der Regional-KODA in Bezug genommen, soweit nicht die 
Regional-KODA Ergänzungen zu oder Abweichungen von der geänderten Fassung für sachlich 
notwendig hält.

§ 1 Geltungsbereich

Diese Sonderregelungen gelten für die Arbeits- und Ausbildungsverhältnisse (Volontariat) der 
PubliKath GmbH, Bonn.

§ 2 Geltung der KAVO-Regelungen / Dienstvereinbarungen

(1) Die Regelungen dieser Ordnung nebst ihrer Anlagen finden auf die Arbeitsverhältnisse mit 
Ausnahme der nachfolgend genannten Regelungen keine Anwendung. Es gelten für die 
Arbeitsverhältnisse folgende Regelungen dieser Ordnung:

• 1 Abs. 6 in Verbindung mit Anlage 30 

• 2 KAVO 

• 6a KAVO in Verbindung mit Anlage 25 

• 14 Abs. 3 KAVO 

• 29 Abs. 7 KAVO 

• 32 KAVO 

• 40 Abs. 1 Satz 1 lit. g) bb) KAVO mit der Maßgabe, dass die Freistellung insgesamt 5 
Arbeitstage im Kalenderjahr nicht überschreiten darf 

• 5 Anlage 10. 

(2)  Unter den Voraussetzungen des § 38 Abs. 1 Nr. 1 MAVO sind Dienstvereinbarungen zulässig, 
soweit die in den §§ 3 bis 5 in Bezug genommenen Tarifverträge Öffnungsklauseln für 
Betriebsvereinbarungen vorsehen. Dies gilt nicht, wenn die Regional-KODA Nordrhein-Westfalen 
die Möglichkeit einer Dienstvereinbarung durch Beschluss ausdrücklich ausschließt oder 
gesetzliche Bestimmungen einer Dienstvereinbarung entgegenstehen.

§ 3 Arbeitsverhältnisse der Redakteure
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(1) Für die Arbeitsverhältnisse der Redakteure gelten ergänzend folgende Tarifverträge, die für 
Redakteure an Tageszeitungen zwischen dem Bundesverband Digitalpublisher und Zeitungsverleger 
e.V. (vormals Bundesverband Deutscher Zeitungsverleger e.V.) und dem Deutschen Journalisten-
Verband e. V. und dem ver.di Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft e. V. oder seiner 
Vorläufergewerkschaften abgeschlossen worden sind:

• zum 1. Januar 2014 in Kraft getretener Manteltarifvertrag für Redakteurinnen und 
Redakteure an Tageszeitungen in der am 18. Juli 2025 vereinbarten Fassung 

• Gehaltstarifvertrag für Redakteurinnen und Redakteure an Tageszeitungen vom 18. Juli 
2025 in der ab 1. Januar 2025 gültigen Fassung, einschließlich der 
Durchführungsbestimmungen vom 18. Juli 2025 

• Tarifvertrag über vermögenswirksame Leistungen für Redakteurinnen und Redakteure an 
Tageszeitungen vom 13. April 1972 in der am 1. Januar 2015 gültigen Fassung 

• Tarifvertrag über die Altersversorgung für Redakteurinnen und Redakteure an 
Tageszeitungen vom 15. Dezember 1997 in der am 1. Januar 2015 gültigen Fassung. 

(2) Unbeschadet von Absatz 1 beträgt die regelmäßige Arbeitszeit der Redakteure ausschließlich der 
Pausen 38,5 Stunden wöchentlich ab dem 1. Januar 2025 und 38 Stunden wöchentlich ab dem 1. 
Januar 2027.

(3) Wird eine Probezeit vereinbart, so beträgt diese unbeschadet von Absatz 1 in der Regel sechs 
Monate.

§ 4 Arbeitsverhältnisse der sonstigen Mitarbeiter

(1) Für die Arbeitsverhältnisse, die nicht unter § 3 fallen, gelten ergänzend folgende Tarifverträge, 
die zwischen dem Digitalpublisher und Zeitungsverleger Verband NRW e.V. (vormals 
Zeitungsverleger Verband Nordrhein-Westfalen e.V.), Sitz Düsseldorf und dem ver.di Vereinte 
Dienstleistungsgewerkschaft e. V., Landesbezirk Nordrhein-Westfalen, abgeschlossen worden sind:

• Manteltarifvertrag für die kaufmännischen Angestellten in den Verlagen von Tageszeitungen 
im Lande Nordrhein-Westfalen in der ab dem 1. Januar 2022 geltenden Fassung 

• Gehaltstarifvertrag in der ab dem 1. Mai 2024 geltenden Fassung mit Ausnahme von 
Abschnitt D (Inflationsausgleich gem. § 3 Nr. 11c EstG). 

(2) Unbeschadet von Absatz 1 beträgt die regelmäßige Arbeitszeit der Mitarbeiter, deren 
Arbeitsverhältnisse nicht unter § 3 fallen, ausschließlich der Pausen 36,5 Stunden wöchentlich ab 
dem 1. Januar 2025 und 36 Stunden wöchentlich ab dem 1. Januar 2027.

(3) Für die Arbeitsverhältnisse, die nicht unter § 3 fallen, ist eine betriebliche Altersversorgung zu 
gewähren. Der Beitrag beträgt mindestens 4 % des zusatzversorgungspflichtigen Entgelts.

(4) Mitarbeiter, deren Arbeitsverhältnisse nicht unter § 3 fallen, erhalten zum 31. März 2022 für die 
zusätzlichen Belastungen durch die Coronakrise und zusätzlich zum ohnehin geschuldeten 
Arbeitslohn im Sinne des § 3 Nr. 11a des Einkommensteuergesetzes eine Corona-Beihilfe in Höhe 
von 500 Euro. Für Auszubildende beträgt die Corona-Beihilfe ebenfalls 500 Euro. Der Anspruch 
besteht für die Mitarbeiter und Auszubildenden, die am 1. März 2022 in einem Arbeits- bzw. 

204



Ausbildungsverhältnis gestanden haben, das weder personen- noch verhaltensbedingt gekündigt 
worden ist. Teilzeitbeschäftigte haben Anspruch auf eine anteilige Corona-Beihilfe, die sich nach 
dem Verhältnis ihrer vertraglichen Arbeitszeit zur tariflichen Arbeitszeit im Monat März 2022 
bemisst.

§ 5 Volontäre

(1) Die Regelungen der Ordnung für Berufsausbildungsverhältnisse finden auf die 
Ausbildungsverhältnisse der Volontäre keine Anwendung.

(2) Für die Ausbildungsverhältnisse der Volontäre gilt der zwischen dem Bundesverband Deutscher 
Zeitungsverleger e. V. und dem Deutschen Journalisten-Verband e. V. sowie der IG Medien, Druck 
und Papier, Publizistik und Kunst abgeschlossene Tarifvertrag über das Redaktionsvolontariat an 
Tageszeitungen vom 28. Mai 1990 in der am 1. Januar 2015 gültigen Fassung. Darüber hinaus 
findet der zwischen dem Bundesverband Digitalpublisher und Zeitungsverleger e.V. (vormals 
Bundesverband Deutscher Zeitungsverleger e.V.) und dem Deutschen Journalistenverband e.V. 
abgeschlossene Gehaltstarifvertrag für Redakteurinnen und Redakteure an Tageszeitungen vom 18. 
Juli 2025 in der ab dem 1. Januar 2025 gültigen Fassung Anwendung.

(3) Unbeschadet von Absatz 2 beträgt die regelmäßige Arbeitszeit der Volontäre ausschließlich der 
Pausen 38,5 Stunden wöchentlich ab dem 1. Januar 2025 und 38 Stunden wöchentlich ab dem 1. 
Januar 2027.

(4) Den Volontären ist eine betriebliche Altersversorgung zu gewähren. Der Beitrag beträgt 
mindestens 4 % des zusatzversorgungspflichtigen Entgelts.

§ 6 Inflationsausgleichsprämie für Redakteure und Volontäre

Redakteure (§ 3) und Volontäre (§ 5) erhalten eine Inflationsausgleichsprämie nach Maßgabe des 
zwischen dem Bundesverband Digitalpublisher und Zeitungsverleger e.V. und dem Deutschen 
Journalisten-Verband e.V. geschlossenen Tarifvertrages vom 2. Oktober 2023.
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Anlage 31: Rechtsträger im Sinne von § 1 Abs. 1a Satz 2 
KAVO

Folgende Rechtsträger sind vom Geltungsbereich dieser Ordnung durch Beschluss der Regional-
KODA Nordrhein-Westfalen gemäß § 1 Abs. 1a Satz 2 KAVO ausgenommen:

• AGIAMONDO e.V. (vormals: Arbeitsgemeinschaft für Entwicklungshilfe, AGEH, 

e.V.), Köln, für die Zeit vom 1. Januar 2019 bis zum 31. Dezember 2029 

• Bischöfliche Studienförderung Cusanuswerk e.V., Bonn, für die Zeit vom 1. September 

2019 bis zum 31. August 2029. 
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Anlage 32: Bestimmungen zur Kurzarbeit

§ 1 Geltungsbereich 

(1) Diese Anlage gilt für Mitarbeiter, die in einem ungekündigten Arbeitsverhältnis zu einem 
Dienstgeber im Sinne von § 1 Abs. 1 und Abs. 1a KAVO stehen.

(2) Von der Kurzarbeit ausgenommen sind:

• Auszubildende, Schülerinnen und Schüler, Dual Studierende sowie Praktikantinnen und 
Praktikanten,

• Ausbildende, denen zeitlich überwiegend Tätigkeiten der Ausbildung von Auszubildenden 
oder Schülerinnen und Schülern bzw. der Betreuung von Dual Studierenden oder 
Praktikantinnen und Praktikanten übertragen sind oder die ausdrücklich gegenüber Dritten 
als Ausbildende, Praxisanleitende bzw. Betreuende benannt sind, wenn zu erwarten ist, dass 
diese während des Kurzarbeitszeitraumes im bisherigen Umfang die Ausbildung bzw. 
Betreuung durchführen,

• Mitarbeiter, deren Arbeitsverhältnis während des Kurzarbeitszeitraumes aufgrund 
Aufhebungsvertrag oder deshalb endet, weil ein befristeter Arbeitsvertrag nicht verlängert 
wird,

• schwangere Frauen und werdende Väter, die Elterngeld in Anspruch nehmen werden, und 
bei denen der Bezug von Kurzarbeitergeld in den Bemessungszeitraum des Elterngeldes 
gemäß § 2 BEEG fällt,

• geringfügig Beschäftigte,
• Mitarbeiter in der Freistellungsphase des Altersteilzeitarbeitsverhältnisses im Blockmodell.

(3) Dienstvereinbarungen, die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Anlage bereits gelten, bleiben 
unberührt. Soweit die in der Dienstvereinbarung zugesagte Aufstockung unterhalb der in § 5 Abs. 1 
genannten Prozentsätze liegt, ersetzt § 5 Abs. 1 die Regelung der Dienstvereinbarung bei 
Rechtsträgern in der Rechtsform einer Körperschaft öffentlichen Rechts. Bei Rechtsträgern in einer 
anderen Rechtsform beraten Dienstgeber und Mitarbeitervertretung im Falle des Satzes 2 die 
Möglichkeit einer Erhöhung der Aufstockung. Für eine im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser 
Anlage bestehende einzelvertragliche Vereinbarung gilt in Bezug auf die in § 5 Abs. 1 genannten 
Prozentsätze die für den Mitarbeiter günstigere Regelung.

§ 2 Voraussetzungen der Einführung und Ausgestaltung der Kurzarbeit 

(1) Bei Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzungen für den rechtsverbindlichen Bezug von 
Kurzarbeitergeld gemäß SGB III kann Kurzarbeit durch eine Dienstvereinbarung (§ 38 Abs. 1 Nr. 1 
MAVO) eingeführt werden. In Einrichtungen ohne Mitarbeitervertretung ist Kurzarbeit gemäß den 
Regelungen dieser Anlage und der gesetzlichen Vorgaben für den rechtsverbindlichen Bezug von 
Kurzarbeitergeld gemäß SGB III mit jedem betroffenen Mitarbeiter gesondert schriftlich zu 
vereinbaren.

(2) Mitarbeitervertretung und Dienstgeber legen in der Dienstvereinbarung eine angemessene 
Ankündigungsfrist fest. In Einrichtungen ohne Mitarbeitervertretung ist den von Kurzarbeit 
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betroffenen Mitarbeitern der Beginn der Kurzarbeit mit einer Frist von fünf Kalendertagen 
anzukündigen. Die angekündigte Kurzarbeit kann in allen Fällen nur innerhalb einer Frist von sechs 
Wochen nach Ablauf der Ankündigungsfrist eingeführt werden. Nach Ablauf dieser Frist ohne 
Einführung der Kurzarbeit oder bei einer mindestens sechswöchigen Unterbrechung der Kurzarbeit 
durch Vollarbeit muss vor Aufnahme beziehungsweise Weiterführung der Kurzarbeit die 
Ankündigung wiederholt werden.
 

§ 3 Umfang und Höchstdauer der Kurzarbeit 

Die Kurzarbeit kann in Einrichtungen sowie Teilen derselben eingeführt werden, für einzelne 
Mitarbeiter jedoch nicht ohne sachlichen Grund. Sie darf die Höchstdauer gemäß § 104 Abs. 1 Satz 
1 SGB III nicht überschreiten und kann längstens bis zum 31. März 2026 eingeführt bleiben.

§ 4 Anzeige bei der Agentur für Arbeit - Information der Mitarbeitervertretung 

(1)  Der Dienstgeber stellt im Falle der Notwendigkeit von Kurzarbeit unverzüglich bei der 
zuständigen Agentur für Arbeit die Anträge zur Gewährung von Kurzarbeitergeld. Die 
Mitarbeitervertretung erhält Kopien der dafür erforderlichen Unterlagen. In Einrichtungen ohne 
Mitarbeitervertretung erhält der betroffene Mitarbeiter die für ihn erforderlichen Informationen.

(2) Die Mitarbeitervertretung wird vom Dienstgeber regelmäßig oder auf Anforderung der 
Mitarbeitervertretung über die Entwicklung der Lage informiert. Das Nähere wird in der 
Dienstvereinbarung geregelt. In Einrichtungen ohne Mitarbeitervertretung erhält der betroffene 
Mitarbeiter die für ihn erforderlichen Informationen.
 

§ 5 Aufstockung des Kurzarbeitergeldes 

(1) Mitarbeiter eines Rechtsträgers in der Rechtsform einer Körperschaft öffentlichen Rechts, die 
von der Kurzarbeit betroffen sind, erhalten vom Dienstgeber zusätzlich zum verkürzten Entgelt und 
dem von der Agentur für Arbeit zu erwartenden Kurzarbeitergeld eine Aufstockung auf

• in den Entgeltgruppen 1 bis 10 (Anlage 5) 95 Prozent, 
• in den Entgeltgruppen 11 bis 15 (Anlage 5) 90 Prozent 

des Nettomonatsentgelts, das sie in den drei vollen Kalendermonaten vor Einführung der Kurzarbeit 
durchschnittlich erhalten haben.63 Eine Abweichung zugunsten der Mitarbeiter ist in der 
Dienstvereinbarung möglich.

(2) Bei Mitarbeitern eines Rechtsträgers in anderer Rechtsform soll die Aufstockung in einer Absatz 
1 entsprechenden Weise erfolgen. Mitarbeitervertretung und Dienstgeber können eine Abweichung 
auch zu Ungunsten der Mitarbeiter aus sachlichen Gründen vereinbaren.

(3) Bei der Ermittlung des Nettomonatsentgelts nach Absatz 1 Satz 1 bleiben das zusätzlich für 
Überstunden und Mehrarbeit gezahlte Entgelt (mit Ausnahme der im Dienstplan vorgesehenen 
Überstunden und Mehrarbeit), leistungs- oder erfolgsabhängige Entgelte oder Prämienzahlungen, 
jährliche Sonderzahlungen, an eine bestimmte Dauer der Beschäftigungszeit anknüpfende Entgelte 

63 Die Regelungen des § 1 Abs. 5 Anlage 29 gelten entsprechend.
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oder Prämienzahlungen, Zahlungen aufgrund des Todes von Mitarbeitern sowie sonstige einmalige 
Sonderzahlungen unberücksichtigt. Das für die Aufstockung des Kurzarbeitergeldes maßgebliche 
Nettomonatsentgelt ist durch die Beitragsbemessungsgrenze im Sinne des SGB III begrenzt. Die 
Berechnung des für die Aufstockung erforderlichen Bruttobetrages kann im pauschalierten 
Berechnungsverfahren ermittelt werden, bei dem auf ganze 10 Euro kaufmännisch gerundet werden 
kann.

(4) Ungekürzt weitergezahlt werden vermögenswirksame Leistungen, die Weihnachtszuwendung 
und das Leistungsentgelt (§ 26 KAVO) bzw. die pauschale Jahreszahlung (§ 26a KAVO). 

(5) Die Aufstockung zum Kurzarbeitergeld ist zusatzversorgungspflichtiges Entgelt. 

(6) Bei der Lohn- und Gehaltsabrechnung sollen die tariflichen Entgelte, Kurzarbeitergeld und 
Aufstockung gesondert ausgewiesen werden.

(7) Der Aufstockungsbetrag ist kein monatliches Entgelt und wird deshalb bei tariflichen 
Leistungen, deren Höhe vom Entgelt abhängig ist, nicht berücksichtigt.

§ 6 Betriebsbedingte Kündigungen, Wiedereinstellung 

(1) Der Ausspruch betriebsbedingter Beendigungskündigungen ist für die Dauer der Kurzarbeit für 
diejenigen Mitarbeiter ausgeschlossen, die sich in Kurzarbeit befinden. Für Mitarbeiter eines 
Rechtsträgers in der Rechtsform einer Körperschaft öffentlichen Rechts, die sich in Kurzarbeit 
befinden, ist der Ausspruch einer betriebsbedingten Kündigung auch für die Dauer von drei 
Monaten nach Beendigung der Kurzarbeit ausgeschlossen.

(2) Mitarbeiter, deren befristeter Arbeitsvertrag aufgrund der Kurzarbeit nicht verlängert wurde, 
sind bei entsprechender Eignung vorrangig wiedereinzustellen, wenn ursprünglich vorhandene und 
infolge der Kurzarbeit abgebaute Arbeitsplätze wieder neu geschaffen und zu besetzen sind.
 

§ 7 Altersteilzeit

Für Mitarbeiter in der Arbeitsphase des Altersteilzeitarbeitsverhältnisses im Blockmodell kann § 10 
Anlage 22a entsprechend angewendet werden. Die Aufstockung gemäß § 5 Abs. 1 ist kein 
Regelarbeitsentgelt im Sinne von § 7 Abs. 3 Satz 2 Anlage 22a.

§ 8 Besondere Bestimmungen 

Diese Anlage tritt am 1. Juli 2024 in Kraft und mit Ablauf des 31. März 2026 außer Kraft.
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Anhang 1

Beschlüsse gemäß § 2 Abs. 1 ZAK-Ordnung

mit Wirkung auf die Arbeitsverhältnisse im kirchlichen Dienst in den (Erz-)Diözesen 
in Nordrhein-Westfalen gem. § 2 KAVO

I. Entgeltumwandlung

Beschluss der Zentral-KODA gemäß § 3 Abs. 1 Ziff. 1 Zentral-KODA-Ordnung (ZKO) vom 
15. April 2002, zuletzt geändert durch Beschluss vom 8. November 2018

Unter Bezugnahme § 19 Abs. 1 und § 20 Abs. 1 Betriebsrentengesetz (BetrAVG) beschließt die 
Zentral-KODA gemäß § 3 Abs. 1 Ziffer 1 ZKO folgende Regelung:

(1) Der Mitarbeiter (Arbeitnehmer und zu seiner Ausbildung Beschäftigter) hat Anspruch auf 
Entgeltumwandlung bei der Kasse, bei der auch seine zusätzliche betriebliche Altersversorgung 
(Pflichtversicherung) durchgeführt wird. Voraussetzung ist, dass die dafür zuständige Kasse 
satzungsrechtlich die entsprechende Möglichkeit schafft. Im Einzelfall können die Vertragsparteien 
bei Vorliegen eines sachlichen Grundes arbeitsvertraglich vereinbaren, dass die Entgeltumwandlung 
bei einer anderen Kasse oder Einrichtung erfolgt. Die Regelung gilt unabhängig davon, ob der 
Mitarbeiter die steuerliche Förderung durch Steuerfreiheit nach § 3 Nr. 63 Satz 1 EStG oder durch 
Sonderausgabenabzug nach § 10a EStG (einschließlich Zulagenförderung nach §§ 79 ff. EStG) in 
Anspruch nimmt.

(1a) Soweit aufgrund staatlicher Refinanzierungsbedingungen für bestimmte Berufsgruppen die 
Entgeltumwandlung ausgeschlossen ist, besteht auch kein Anspruch nach dieser Regelung.

(1b) Der Höchstbetrag der Entgeltumwandlung einschließlich des Arbeitgeberzuschusses nach § 1a 
Abs. 1a BetrAVG wird begrenzt auf kalenderjährlich 8 Prozent der Beitragsbemessungsgrenze in 
der allgemeinen Rentenversicherung. Im Einvernehmen zwischen Dienstgeber und Dienstnehmer 
können auch höhere Beträge umgewandelt werden.

(2) Möglichkeiten der Inanspruchnahme von Steuerfreiheit, einer pauschalen Besteuerung sowie 
einer Zulagenförderung sowie damit verbundener Sozialversicherungsfreiheit finden zunächst 
Anwendung auf Aufwendungen (Beiträge bzw. Umlagen) des Dienstgebers, sodann auf 
umgewandelte Entgeltbestandteile des Mitarbeiters. Dies gilt für den Fall von Zuwendungen des 
Dienstgebers an eine Pensionskasse zum Aufbau einer nicht kapitalgedeckten Altersversorgung im 
Sinne des § 3 Nr. 56 EStG auch im Verhältnis zu einer Steuerfreiheit nach § 3 Nr. 63 EStG; der 
Mitarbeiter wird hierzu notwendige Erklärungen abgeben. Erfolgt eine pauschale Besteuerung des 
Beitrags nach § 40b EStG in der am 31.12.2004 geltenden Fassung, trägt der Mitarbeiter die 
Pauschalsteuer. Dies gilt auch soweit nach § 40b EStG beim Aufbau einer nicht kapitalgedeckten 
betrieblichen Altersversorgung aus umgewandelten Entgeltbestandteilen finanzierte Zuwendungen 
der Pauschalsteuer unterworfen werden.
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(3) Bemessungsgrundlage für Ansprüche und Forderungen zwischen Dienstgeber und Mitarbeiter 
bleibt das Entgelt, das sich ohne die Entgeltumwandlung ergeben würde.

(4) Bietet die für die Pflichtversicherung zuständige Kasse keine rechtliche Möglichkeit für die 
Durchführung der Entgeltumwandlung, soll die zuständige arbeitsrechtliche Kommission eine 
andere Kasse festlegen, bei der die Entgeltumwandlung durchgeführt werden kann. Nimmt die 
zuständige arbeitsrechtliche Kommission eine solche Festlegung nicht vor, kann der Mitarbeiter 
verlangen, dass die Entgeltumwandlung bei der KZVK Köln oder einer anderen Kasse 
durchzuführen ist, bei der nach den Regelungen der arbeitsrechtlichen Kommissionen die 
Pflichtversicherung durchgeführt werden kann.

(5) Der Dienstgeber leistet den gesetzlichen Zuschuss nach § 1a Abs. 1a BetrAVG an den 
Pensionsfonds, die Pensionskasse oder die Direktversicherung soweit möglich auf den Vertrag, in 
dem die Entgeltumwandlung erfolgt. Der Zuschuss ist spätestens zum Zahlungstermin des 
Dezembergehaltes fällig. Scheidet der Mitarbeiter vorher aus, ist der Zuschuss zum Zeitpunkt des 
Ausscheidens fällig. Aus abrechnungstechnischen und steuerlichen Gründen soll der Zuschuss 
einmal im Jahr gezahlt werden.

Übergangsvorschrift:

Im Zeitraum vom 1. Januar 2019 bis zum 31. Dezember 2021 ist der Arbeitgeberzuschuss 
nach § 1a Absatz 1a des Betriebsrentengesetzes (BetrAVG) auch bei solchen 
Entgeltumwandlungsvereinbarungen zu erbringen, die vor dem 1. Januar 2019 geschlossen 
worden sind, wenn am 31. Dezember 2018 der Anspruch auf den Zuschuss nach den 
Absätzen 5.1 bis 5.2 des Beschlusses zur Entgeltumwandlung in der bis zum 31. Dezember 
2018 geltenden Fassung bestanden hat64. Dies gilt auch ab dem Zeitpunkt des Eintritts einer 
Verpflichtung zur gesetzlichen Krankenversicherung, soweit am 31. Dezember 2018 ein 
Anspruch auf den Zuschuss nur deshalb nicht bestanden hat, weil keine 
Krankenversicherungspflicht gegeben war.

(6) Der Anspruch auf Entgeltumwandlung besteht, solange er gesetzlich ermöglicht wird.

64 Absatz 5.1 bis 5.2 in der am 31. Dezember 2018 geltenden Fassung lauteten:

(5.1) Wandelt ein krankenversicherungspflichtig Beschäftigter Entgelt um, leistet der Arbeitgeber in jedem Monat, 
in dem Arbeitsentgelt umgewandelt wird, einen Zuschuss in Höhe von 13 % des jeweiligen sozialversicherungsfrei 
in die zusätzliche betriebliche Altersversorgung umgewandelten Betrages. Der Zuschuss wird vom Dienstgeber an 
die zuständige Altersvorsorgeeinrichtung abgeführt. Der Zuschuss wird nicht gewährt im Falle der 
Nettoumwandlung (Riester-Rente).
(5.2) Für umgewandelte Beiträge, die unter Berücksichtigung des Höchstbetrages im Jahresdurchschnitt 
sozialversicherungspflichtig sind, besteht kein Anspruch auf Zuschuss. Der Zuschuss errechnet sich in diesem Fall 
aus dem höchstmöglichen zuschussfähigen Umwandlungsbetrag einschließlich des Zuschusses, so dass der 
Zuschuss zusammen mit den eingezahlten Beträgen des Beschäftigten die sozialversicherungsfreie Höchstgrenze 
erreicht. Für darüber hinaus umgewandelte Beträge besteht kein Anspruch auf Zuschuss. Diese darüber hinaus vom 
Beschäftigten umgewandelten Beträge sind ggf. entsprechend den gesetzlichen Vorgaben zu verbeitragen und zu 
versteuern.
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II. Ordnung für den Arbeitszeitschutz im liturgischen Bereich

Beschluss der Zentral-KODA gem. § 3 Abs. 1 Ziffer 3b) Zentral-KODA-Ordnung (ZKO) vom 
1. Juli 2004

 

§ 1 Geltungsbereich

(1) Diese Ordnung gilt für Tätigkeiten von Mitarbeitern im liturgischen Bereich, auf die gem. § 18 
Abs. 1 Nr. 4 ArbZG das Arbeitszeitgesetz nicht anzuwenden ist. In den liturgischen Bereich fallen 
nur solche Aufgaben, die für die Vorbereitung, Durchführung und Nachbereitung von 
Gottesdiensten und/oder aus damit im Zusammenhang stehenden Gründen notwendig sind.

(2) Weitere berufliche Tätigkeiten sind bei der Ermittlung der höchstzulässigen Arbeitszeit zu 
berücksichtigen.

(3) Für die Ruhezeit von Mitarbeitern, denen in demselben oder einem anderen Arbeitsverhältnis 
auch Tätigkeiten außerhalb des liturgischen Bereichs übertragen sind, ist diese Ordnung 
anzuwenden, wenn die nach Ablauf der Ruhezeit zu verrichtende Tätigkeit in den Geltungsbereich 
dieser Ordnung fällt.

§ 2 Begriffsbestimmungen

Hinsichtlich der in dieser Ordnung verwendeten Begriffe wird § 2 des Arbeitszeitgesetzes vom 
6.6.1994 (BGBl. I S. 1170) für entsprechend anwendbar erklärt.

§ 3 Arbeitszeit

(1) Die Arbeitszeit ist dienstplanmäßig auf höchstens 6 Tage in der Woche zu verteilen.

(2) Die tägliche Arbeitszeit darf 8 Stunden nicht überschreiten. Sie kann auf bis zu 10 Stunden nur 
verlängert werden, wenn innerhalb von 26 Wochen im Durchschnitt 8 Stunden täglich nicht 
überschritten werden.

(3) Die tägliche Arbeitszeit kann an Ostern und Weihnachten an bis zu drei aufeinanderfolgenden 
Tagen sowie an bis zu 8 besonderen Gemeindefesttagen auf bis zu 12 Stunden verlängert werden, 
wenn die über 8 Stunden hinausgehende Arbeitszeit innerhalb von 4 Wochen ausgeglichen wird.

(4) Zusammen mit Beschäftigungsverhältnissen außerhalb des liturgischen Bereichs soll die 
wöchentliche Arbeitszeit 48 Stunden nicht überschreiten. Bei Abschluss eines Arbeitsvertrages hat 
der Dienstgeber zu überprüfen, ob und gegebenenfalls mit welchem zeitlichen Umfang weitere 
Arbeitsverhältnisse bestehen.

§ 4 Ruhepausen

Die Arbeit ist durch im voraus feststehende Ruhepausen von mindestens 30 Minuten bei einer 
Arbeitszeit von mehr als 6 bis zu 9 Stunden und von mindestens 45 Minuten bei einer Arbeitszeit 
von mehr als 9 Stunden insgesamt zu unterbrechen. Die Pausen nach Satz 1 können in 
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Zeitabschnitte von jeweils mindestens 15 Minuten aufgeteilt werden. Länger als 6 Stunden 
hintereinander dürfen Mitarbeiter nicht ohne Ruhepause beschäftigt werden.

§ 5 Ruhezeit

(1) Mitarbeiter müssen nach Beendigung der täglichen Arbeitszeit eine ununterbrochene Ruhezeit 
von mindestens 11 Stunden haben.

(2) Soweit die zeitliche Lage der Gottesdienste oder andere Tätigkeiten im Sinne des § 1 Abs. 1 
Satz 2 dies erfordern, kann die Mindestdauer der Ruhezeit bis zu fünf mal innerhalb von vier 
Wochen auf bis zu 9 Stunden verkürzt werden, wenn die Kürzung der Ruhezeit innerhalb von vier 
Wochen durch Verlängerung anderer Ruhezeiten auf jeweils mindestens 12 Stunden ausgeglichen 
wird. Diese Verkürzung darf nicht öfter als 2 mal aufeinander erfolgen.

(3) Die Ruhezeit kann an Ostern und Weihnachten an bis zu zwei aufeinanderfolgenden Tagen 
sowie vor oder nach der täglichen Arbeitszeit an einem besonderen Gemeindefeiertag (z. B. 
Patronatsfest) auf bis zu 7 Stunden verkürzt werden, wenn die Verkürzung innerhalb von 2 Wochen 
durch Verlängerung anderer Ruhezeiten ausgeglichen wird.

§ 6 Arbeit an Sonn- und Feiertagen

(1) An Sonn- und Feiertagen dürfen Mitarbeiter nur zu Tätigkeiten im Sinne des § 1 Abs. 1 Satz 2 
herangezogen werden.

(2) Werden Mitarbeiter an einem auf einen Werktag fallenden gesetzlichen Feiertag oder an einem 
Werktag, an dem aufgrund einer besonderen kirchlichen Feiertagsregelung oder betrieblichen 
Regelung nicht gearbeitet wird, dienstplanmäßig beschäftigt, wird die geleistete Arbeit dadurch 
ausgeglichen, dass die Mitarbeiter

a) innerhalb der nächsten 4 Wochen einen zusätzlichen arbeitsfreien Tag erhalten

oder

b) einmal im Jahr für je 2 Wochenfeiertage einen arbeitsfreien Samstag mit dem darauffolgenden 
Sonntag erhalten.

§ 7 In-Kraft-Treten

Diese Ordnung tritt am 01.01.2006 in Kraft. Arbeitszeitschutzregelungen, die von in Art. 7 GrO 
genannten Kommissionen beschlossen und spätestens bis zum 01.01.2006 in Kraft gesetzt sind, 
bleiben einschließlich etwaiger künftiger Änderungen unberührt.
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III. Einbeziehungsklausel

Beschluss der Zentral-KODA vom 6. November 2008 gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 2 Zentral-KODA-
Ordnung

In die Arbeitsvertragsformulare ist folgender Passus aufzunehmen:

»Die Grundordnung des kirchlichen Dienstes ist Bestandteil des Arbeitsvertrages.«
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IV. Ordnung über die Rechtsfolgen eines Dienstgeberwechsels 
im Geltungsbereich der Grundordnung des kirchlichen 

Dienstes im Rahmen kirchlicher Arbeitsverhältnisse

Beschluss der Zentralen Kommission der Zentral-KODA gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 3d) Zentral-
KODA-Ordnung vom 23. November 2016

Bei jedem Wechsel eines oder einer Beschäftigten von einem Dienstgeber im Bereich der 
Grundordnung des kirchlichen Dienstes im Rahmen kirchlicher Arbeitsverhältnisse zu einem 
anderen Dienstgeber im Bereich der Grundordnung, für den ein anderer arbeitsrechtlicher 
Regelungsbereich gilt (Wechsel in der Zuständigkeit der nach Art. 7 Grundordnung gebildeten 
Kommission), gilt Folgendes:

1. Bei der Zuordnung zur Stufe der Entgelttabelle erfolgt grundsätzlich keine Anrechnung von 
Vordienstzeiten. Soweit die Unterbrechung zwischen den Arbeitsverhältnissen nicht mehr als 
6 Monate beträgt, darf der oder die Beschäftigte jedoch nicht mehr als eine 
Entwicklungsstufe gegenüber dem vorherigen Arbeitsverhältnis mit einschlägiger 
beruflicher Tätigkeit zurückgestuft werden.
Weichen die Entgeltsysteme der verschiedenen Kommissionen hinsichtlich der Anzahl der 
Stufen und oder hinsichtlich der regulären Verweildauer in den Stufen innerhalb derselben 
Entgeltgruppe voneinander ab, erfolgt die Stufenzuordnung im neuen Kommissionsrecht 
unter Anrechnung der einschlägigen beruflichen Tätigkeiten, soweit diese bei einem 
früheren Dienstgeber im Geltungsbereich der Grundordnung geleistet wurden und die 
Unterbrechung zwischen den Arbeitsverhältnissen nicht mehr als 6 Monate beträgt. Die sich 
daraus ergebende Stufenzuordnung kann um eine Stufe abgesenkt werden. 

2. Der oder die Beschäftigte erhält auf Antrag vom bisherigen Dienstgeber die 
Jahressonderzahlung bzw. das Weihnachtsgeld beim Ausscheiden anteilig auch dann, wenn 
das Arbeitsverhältnis vor einem festgelegten Stichtag endet. Der Anspruch nach Satz 1 
beträgt ein Zwölftel für jeden Kalendermonat, in dem der oder die Beschäftigte Anspruch 
auf Entgelt oder Fortzahlung des Entgelts hat. Als Monat gilt eine Beschäftigungszeit von 
mehr als 15 Kalendertagen.
Diese Regelungen zur Jahressonderzahlung bzw. zum Weihnachtsgeld sind sinngemäß auch 
auf Regelungen zum Leistungsentgelt bzw. zur Sozialkomponente bei Dienstgeberwechsel 
im oben genannten Sinne anzuwenden.

3. Für die Berechnung von Kündigungsfristen werden Vorbeschäftigungszeiten aus einem 
vorherigen Arbeitsverhältnis mit einem Faktor von 0,5 berücksichtigt 
(Vorbeschäftigungszeiten von mehr als 6 Monaten werden hierbei wie ein volles Jahr 
angerechnet). Alle anderen Regelungen, welche darüber hinaus an die Beschäftigungszeit 
anknüpfen, bleiben hiervon unberührt; dies gilt insbesondere für die Unkündbarkeit und die 
Regelungen über die Probezeit.

4. Von den vorstehenden Vorschriften abweichende, für die Beschäftigten günstigere 
Regelungen in den Arbeitsvertragsordnungen bleiben unberührt.
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5. Diese Ordnung tritt rückwirkend zum 01.06.2016 in Kraft. Sie tritt an die Stelle der 
»Ordnung über die Anrechnung von Vordienstzeiten zur Anerkennung von Stufenlaufzeiten« 
(Beschluss der Zentral-KODA vom 12.11.2009). 
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V. Gesamtregelung zur Befristung

Der Vermittlungsausschuss der Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission (ZAK) hat am 22. 
Januar 2024 die folgende ersetzende Entscheidung gemäß §§ 2 Abs. 1 Nr. 3 Buchst. a, 19 Abs. 
2 ZAK-Ordnung getroffen. 

Die Entscheidung des Vermittlungsausschusses tritt an die Stelle eines Beschlusses der Zentralen 
Arbeitsrechtlichen Kommission. Die ersetzende Entscheidung vom 22. Januar 2024 lautet:

„Gesamtregelung zur Befristung

1. 1Die Befristung von Dienstverträgen zwischen derselben/demselben Beschäftigten und 
demselben Dienstgeber isthöchstens bis zur Dauer von insgesamt 6 Jahren oder innerhalb dieses 

Zeitraums bis zur Höchstzahl von 12 Verlängerungen zulässig. 2Frühere Befristungszeiträume 
werden auf die Befristungshöchstdauer nach Satz 1 angerechnet, es sei denn, diese liegen bei 

Begründung des Dienstverhältnisses länger als 12 Jahre zurück. 3Die Sätze 1 und 2 gelten 

entsprechend für die Vereinbarung auflösend bedingter Dienstverträge. 4Die Sätze 1 bis 3 gelten 
nicht, wenn die Befristung oder auflösende Bedingung sich aus der unmittelbaren Anwendung von 
arbeitsrechtlichen Regelungen der einzelnen Arbeitsrechtlichen Kommissionen ergibt.

2. 1Die Vereinbarung eines befristeten Dienstvertrages ohne Vorliegen eines sachlichen Grundes ist 

grundsätzlich unzulässig. 2Abweichend von Satz 1 ist die kalendermäßige Befristung eines 
Dienstvertrages ohne Vorliegen eines sachlichen Grundes i. S. d. § 14 Abs. 1 Teilzeit- und 
Befristungsgesetz (TzBfG) für den unter Buchstabe a) genannten Fall bis zur Dauer von 12 
Monaten, für die unter den Buchstaben b) und c) genannten Fälle bis zur Dauer von 21 Monaten 
zulässig, wenn

a) der/die Beschäftigte erstmals in einem Dienstverhältnis bei dem Dienstgeber erprobt wird;

b) eine Einrichtung65 eine neue Aufgabe übernimmt oder ein neues Projekt durchführt, deren 
dauerhafte Fortführung oder dessen dauerhafter Fortbestand im Zeitpunkt der Begründung des 
Dienstverhältnisses ungewiss ist, und die befristete Einstellung der Deckung eines dadurch neu 
entstehenden Beschäftigungsbedarfs dient; 

c) der/die Beschäftigte aus Drittmitteln vergütet wird, die nur für begrenzte Zeit zur Verfügung 
stehen oder deren dauerhafte Verfügbarkeit im Zeitpunkt der Begründung des Dienstverhältnisses 
ungewiss ist.

3Bis zur Gesamtdauer nach Satz 2 ist in diesen Fällen auch die höchstens zweimalige Verlängerung 

eines kalendermäßig befristeten Dienstvertrages zulässig. 4Eine Befristung nach Satz 2 ist nicht 
zulässig, wenn mit demselben Dienstgeber bereits zuvor ein befristetes oder unbefristetes 

65 Der Einrichtungsbegriff wird im Sinne der MAVO verwendet.
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Dienstverhältnis bestanden hat.

3. Abweichend von Nr. 1 und 2 dürfen Dienstverhältnisse nach gesetzlich geregelten 
Sondertatbeständen i. S. d. § 23 TzBfG, insbesondere nach dem Gesetz über befristete 
Arbeitsverträge mit Ärzten in der Weiterbildung (ÄArbVG) und dem Gesetz über befristete 
Arbeitsverträge in der Wissenschaft (WissZeitVG), auch über die genannten Höchstgrenzen hinaus 
befristet werden.

4. In Dienstvereinbarungen kann geregelt werden, bei welchen Tatbeständen bzw. Fallgestaltungen 
abweichend von Nr. 1 eine über 6 Jahre hinausgehende Befristung von Dienstverhältnissen sowie 
abweichend von Nr. 2 Buchstaben b) und c) eine über 21 Monate hinausgehende Befristung 
möglich ist.

5. Beschäftigte in einem befristeten Dienstverhältnis werden bei der Besetzung von Arbeitsplätzen 
bevorzugt berücksichtigt, wenn die sachlichen und persönlichen Voraussetzungen gegeben sind.

6. Wurden Dienstverträge unter Missachtung der Nr. 1 – 5 oder dort in Bezug genommener 
Regelungen vereinbart, gelten die Dienstverhältnisse als auf unbestimmte Zeit abgeschlossen.

7. 1Die Regelung tritt zum 1. Juni 2024 in Kraft. 2Sie gilt für alle Dienstverträge, die ab 1. Juni 

2024 befristet abgeschlossen werden. 3Sie ersetzt die ersetzende Entscheidung des 
Vermittlungsausschusses der Zentral-KODA vom 28. Oktober 2019 „Sachgrundlose Befristung von 
Arbeitsverträgen“. 

8. 1Die Arbeitsrechtlichen Kommissionen können bis 6 Monate nach Inkraftsetzung dieser 
Regelung entscheiden, ob sie anstelle der Regelung der Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission 
die bislang in eigener Zuständigkeit beschlossenen Regelungen beibehalten oder unverändert 

wieder in Kraft setzen. 2Betreffen diese nur einen Teil der hier geregelten Rechtsfragen, gelten 
ergänzend die hier getroffenen Regelungen.“  
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Ordnung für Berufsausbildungsverhältnisse

Präambel 

Die Regelungen dieser Ordnung kommen zustande durch Beschlüsse der Regional-KODA 
Nordrhein-Westfalen und deren In-Kraft-Setzung durch die Diözesanbischöfe der (Erz-)Bistümer 
Aachen, Essen, Köln, Münster und Paderborn. Sie sind ausgerichtet auf die besonderen 
Erfordernisse der kirchlichen Dienste. Die Grundordnung des kirchlichen Dienstes (Grundordnung) 
ist Grundlage und in ihrer jeweiligen Fassung Bestandteil dieser Ordnung. Die Regelungen dieser 
Ordnung entsprechen im Wesentlichen den Bestimmungen des Tarifvertrages für Auszubildende des 
öffentlichen Dienstes (VKA) – Allgemeiner Teil und Besonderer Teil BBiG – (TVAöD – BBiG). 
Soweit die Bestimmungen dieser Ordnung mit denen des TVAöD – BBiG übereinstimmen, werden 
sie in gleicher Weise ausgelegt.

§ 1 Geltungsbereich

(1) Diese Ordnung gilt für Berufsausbildungsverhältnisse, auf die das Berufsbildungsgesetz (BBiG) 
Anwendung findet, mit Rechtsträgern im Sinne von § 1 Abs. 1 und 2 der Ordnung zur Mitwirkung 
bei der Gestaltung des Arbeitsvertragsrechts durch Kommissionen in den (Erz-)Diözesen Aachen, 
Essen, Köln, Münster (nordrhein-westfälischer Teil) und Paderborn, soweit nicht in dieser Ordnung 
etwas anderes geregelt ist. 

(2) Diese Ordnung gilt nicht für 

a) Schüler, Praktikanten, Volontäre sowie Personen, die für eine Ausbildung im Beamtenverhältnis 
vorbereitet werden,

b) körperlich, geistig oder seelisch behinderte Personen, die aus Gründen der Fürsorge in 
besonderen Ausbildungswerkstätten ausgebildet werden, sowie für Personen, die in Ausbildungs- 
oder Berufsförderungswerkstätten oder beschützenden Werkstätten von Heimen ausgebildet 
werden.

c) Studierende in einem ausbildungsintegrierten dualen Studium, die vom Geltungsbereich der 
Ordnung für Studierende in ausbildungsintegrierten dualen Studiengängen erfasst sind. 

(3) Soweit in dieser Ordnung nichts anderes geregelt ist, gelten die jeweils einschlägigen 
gesetzlichen Vorschriften.

§ 2 Einstellungsvoraussetzungen

(1) Die Einstellung setzt eine dem kirchlichen Dienst entsprechende persönliche Eignung und 
sachliche Befähigung voraus. 

(2) Die persönliche Eignung richtet sich auch nach den Anforderungen der Grundordnung in ihrer 
jeweils geltenden Fassung. 

(3) Sachliche Befähigung für die Einstellung ist der für die Berufsausbildung notwendige 
Schulabschluss.
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§ 3 Berufsausbildungsvertrag, Nebenabreden 

(1) Über das Berufsausbildungsverhältnis ist zwischen dem Ausbildenden und dem Auszubildenden 
ein schriftlicher Vertrag abzuschließen. Der Vertrag muss folgende Angaben enthalten: 

1. die maßgebliche Ausbildungs- und Prüfungsordnung in der jeweils geltenden Fassung sowie 
Art, sachlicher Inhalt, zeitliche Gliederung und Ziel der Berufsausbildung, insbesondere die 
Berufstätigkeit, für die ausgebildet werden soll, 

2. Beginn, Dauer und Beendigung des Ausbildungsverhältnisses, 
3. Voraussetzungen, unter denen der Berufsausbildungsvertrag gekündigt werden kann, 
4. Ausbildungsentgelt und sonstige Leistungen, 
5. regelmäßige tägliche und wöchentliche Ausbildungszeit, 
6. Dauer der Probezeit, 
7. Dauer des Urlaubs, 
8. Ausbildungsmaßnahmen außerhalb der Ausbildungsstätte, 
9. Inbezugnahme dieser Ordnung in ihrer jeweils geltenden Fassung.  

(2) Nebenabreden sind nur wirksam, wenn sie schriftlich vereinbart werden. Sie können gesondert 
gekündigt werden, soweit dies einzelvertraglich vereinbart ist. 

§ 4 Beschlüsse der Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission

Beschlüsse der Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission (bis 28. Februar 2023: Zentrale 
Kommission der Zentral-KODA) im Sinne von § 2 Abs. 1 der Ordnung der Zentralen 
Arbeitsrechtlichen Kommission (ZAK-Ordnung) sind mit ihrer Inkraftsetzung Bestandteil dieser 
Ordnung, soweit die Beschlüsse die Berufsausbildungsverhältnisse, auf die diese Ordnung 
Anwendung findet, betreffen.

§ 5 Probezeit

(1) Die Probezeit beträgt drei Monate. Wird die Ausbildung während der Probezeit um mehr als ein 
Drittel dieser Zeit unterbrochen, verlängert sich die Probezeit um den Zeitraum der Unterbrechung. 

(2) Während der Probezeit kann das Ausbildungsverhältnis von beiden Seiten jederzeit ohne 
Einhaltung einer Kündigungsfrist gekündigt werden.

§ 6 Ärztliche Untersuchungen 

(1) Auszubildende haben auf Verlangen des Ausbildenden vor ihrer Einstellung ihre gesundheitliche 
Eignung durch das Zeugnis eines Amts- oder Betriebsarztes nachzuweisen. Für Auszubildende, die 
unter das Jugendarbeitsschutzgesetz fallen, ist ergänzend § 32 Abs. 1 JArbSchG zu beachten. 

(2) Der Ausbildende ist bei begründeter Veranlassung berechtigt, Auszubildende zu verpflichten, 
durch ärztliche Bescheinigung nachzuweisen, dass sie in der Lage sind, die nach dem 
Ausbildungsvertrag übernommenen Verpflichtungen zu erfüllen. Bei dem beauftragten Arzt kann es 
sich um einen Betriebsarzt handeln, soweit sich die Betriebsparteien nicht auf einen anderen Arzt 
geeinigt haben. Die Kosten dieser Untersuchung trägt der Ausbildende. 

(3) Auszubildende, die besonderen Ansteckungsgefahren ausgesetzt, mit gesundheitsgefährdenden 
Tätigkeiten beschäftigt oder mit der Zubereitung von Speisen beauftragt sind, sind in regelmäßigen 
Zeitabständen oder auf ihren Antrag bei Beendigung des Ausbildungsverhältnisses ärztlich zu 
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untersuchen. Die Kosten dieser Untersuchung trägt der Ausbildende, falls hierzu kein Dritter 
verpflichtet ist.

§ 7 Personalakten

(1) Die Auszubildenden haben ein Recht auf Einsicht in ihre vollständigen Personalakten. Sie 
können das Recht auf Einsicht durch einen hierzu schriftlich Bevollmächtigten ausüben lassen. Sie 
können Auszüge oder Kopien aus ihren Personalakten erhalten. 

(2) Beurteilungen sind Auszubildenden unverzüglich bekannt zu geben. Die Bekanntgabe ist 
aktenkundig zu machen.

§ 8 Wöchentliche und tägliche Ausbildungszeit

(1) Die regelmäßige durchschnittliche wöchentliche Ausbildungszeit und die tägliche 
Ausbildungszeit der Auszubildenden, die nicht unter das Jugendarbeitsschutzgesetz fallen, richten 
sich nach den für die Mitarbeiter des Ausbildenden maßgebenden Vorschriften über die Arbeitszeit. 

(2) Wird das Führen von Berichtsheften (Ausbildungsnachweisen) verlangt, ist den Auszubildenden 
dazu Gelegenheit während der Ausbildungszeit zu geben. 

(3) An Tagen, an denen Auszubildende an einem theoretischen betrieblichen Unterricht von 
mindestens 270 tatsächlichen Unterrichtsminuten teilnehmen, dürfen sie nicht zur praktischen 
Ausbildung herangezogen werden. 

(4) Unterrichtszeiten einschließlich der Pausen gelten als Ausbildungszeit. Dies gilt auch für die 
notwendige Wegezeit zwischen Unterrichtsort und Ausbildungsstätte, sofern die Ausbildung nach 
dem Unterricht fortgesetzt wird. 

(5) Auszubildende dürfen an Sonn- und Wochenfeiertagen und in der Nacht zur Ausbildung nur 
herangezogen werden, wenn dies nach dem Ausbildungszweck erforderlich ist. 

(6) Auszubildende dürfen nicht über die nach Absatz 1 geregelte Ausbildungszeit hinaus zu 
Mehrarbeit herangezogen werden. § 21 JArbSchG und § 17 Abs. 3 BBiG bleiben unberührt.

§ 9 Ausbildungsentgelt, Vermögenswirksame Leistung 

(1) Das monatliche Ausbildungsentgelt beträgt: 

  ab 1. April 2025 ab 1. Mai 2026

- im ersten Ausbildungsjahr 1.293,26 Euro 1.368,26  Euro
- im zweiten Ausbildungsjahr 1.343,20 Euro 1.418,20 Euro
- im dritten Ausbildungsjahr 1.389,02 Euro 1.464,02 Euro
- im vierten Ausbildungsjahr 1.452,59 Euro 1.527,59 Euro

(2) Eine dem Auszubildenden gewährte Unterkunft und Verpflegung wird mit dem nach der 
jeweiligen Sozialversicherungsentgeltverordnung (SvEV) geltenden Wert auf die 
Ausbildungsvergütung angerechnet, höchstens jedoch 60 % des Ausbildungsentgelts. 

(3) Das Ausbildungsentgelt ist zu demselben Zeitpunkt fällig wie das den Mitarbeitern des 
Ausbildenden gezahlte Entgelt. 
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(4) Ist wegen des Besuchs einer weiterführenden oder einer berufsbildenden Schule oder wegen 
einer Berufsausbildung in einer sonstigen Einrichtung die Ausbildungszeit verkürzt, gilt für die 
Höhe des Ausbildungsentgelts der Zeitraum, um den die Ausbildungszeit verkürzt wird, als 
abgeleistete Ausbildungszeit. 

(5) Wird die Ausbildungszeit 

a) gemäß § 21 Abs. 1 Satz 2 verlängert oder

b) auf Antrag der Auszubildenden nach § 8 Abs. 2 BBiG von der zuständigen Stelle oder nach § 27c 
Abs. 2 der Handwerksordnung von der Handwerkskammer verlängert, wenn die Verlängerung 
erforderlich ist, um das Ausbildungsziel zu erreichen, 

wird während des Zeitraums der Verlängerung das Ausbildungsentgelt des letzten regelmäßigen 
Ausbildungsabschnitts gezahlt. 

(6) In den Fällen des § 21 Abs. 2 erhalten Auszubildende bis zur Ablegung der Abschlussprüfung 
das Ausbildungsentgelt des letzten regelmäßigen Ausbildungsabschnitts, bei Bestehen der Prüfung 
darüber hinaus rückwirkend von dem Zeitpunkt an, an dem das Ausbildungsverhältnis geendet hat, 
den Unterschiedsbetrag zwischen dem ihnen gezahlten Ausbildungsentgelt und dem für das vierte 
Ausbildungsjahr maßgebenden Ausbildungsentgelt.

§ 10 Unständige Entgeltbestandteile 

Für die Ausbildung an Samstagen, Sonntagen, Feiertagen und Vorfesttagen, für den 
Bereitschaftsdienst und die Rufbereitschaft, für die Überstunden und für die Zeitzuschläge gelten 
die §§ 14 bis 14b KAVO sinngemäß. 

§ 11 Erholungsurlaub 

(1) Auszubildende erhalten Erholungsurlaub unter Fortzahlung ihres Ausbildungsentgelts (§ 9) in 
entsprechender Anwendung der für die Mitarbeiter des Ausbildenden geltenden Regelungen (§§ 36, 
37 KAVO) mit der Maßgabe, dass der Urlaubsanspruch bei Verteilung der wöchentlichen 
Ausbildungszeit auf fünf Tage in der Kalenderwoche in jedem Kalenderjahr 30 Ausbildungstage (ab 
1. Januar 2027: 31 Ausbildungstage) beträgt. 

(1a) Im Fall der Kündigung gemäß § 39 Abs. 4 Buchst. j TVöD (VKA) gilt ab deren 
Wirksamwerden Absatz 1 in folgender Fassung:
„Auszubildende erhalten Erholungsurlaub unter Fortzahlung ihres Ausbildungsentgelts (§ 9) in 
entsprechender Anwendung der für die Mitarbeiter des Ausbildenden geltenden Regelungen (§§ 36, 
37 KAVO) mit der Maßgabe, dass der Urlaubsanspruch bei Verteilung der wöchentlichen 
Ausbildungszeit auf fünf Tage in der Kalenderwoche in jedem Kalenderjahr 30 Ausbildungstage 
beträgt.“

(2) Der Erholungsurlaub ist nach Möglichkeit zusammenhängend während der unterrichtsfreien Zeit 
zu erteilen und in Anspruch zu nehmen. 

(3) Bei Urlaubsabgeltung gilt § 39 KAVO. 

§ 12 Ausbildungsmaßnahmen außerhalb der Ausbildungsstätte 

(1) Bei Reisen im Sinne von § 2 Abs. 2 Satz 1 der Anlage 15 KAVO und Reisen zur Ablegung der 
in den Ausbildungsordnungen vorgeschriebenen Prüfungen erhalten Auszubildende eine 
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Entschädigung in entsprechender Anwendung der für die Mitarbeiter des Ausbildenden geltenden 
Reisekostenbestimmungen in der jeweiligen Fassung.

(2) Bei Reisen zur Teilnahme an überbetrieblichen Ausbildungsmaßnahmen im Sinne des § 5 Abs. 2 
Satz 1 Nr. 6 BBiG außerhalb der politischen Gemeindegrenze der Ausbildungsstätte werden die 
entstandenen notwendigen Fahrtkosten bis zur Höhe der Kosten der Fahrkarte der jeweils 
niedrigsten Klasse des billigsten regelmäßig verkehrenden Beförderungsmittels (im Bahnverkehr 
ohne Zuschläge) erstattet; Möglichkeiten zur Erlangung von Fahrpreisermäßigungen (z.B. 
Schülerfahrkarten, Monatsfahrkarten, BahnCard) sind auszunutzen. Beträgt die Entfernung 
zwischen den Ausbildungsstätten hierbei mehr als 100 km, werden im Bahnverkehr Zuschläge bzw. 
besondere Fahrpreise (z.B. für ICE) erstattet. Die nachgewiesenen notwendigen Kosten einer 
Unterkunft am auswärtigen Ort werden, soweit nicht eine unentgeltliche Unterkunft zur Verfügung 
steht, erstattet. Zu den Auslagen des bei notwendiger auswärtiger Unterbringung entstehenden 
Verpflegungsmehraufwands am auswärtigen Ausbildungsort wird Auszubildenden für volle 
Kalendertage der Anwesenheit sowie für den An- und Abreisetag ein Verpflegungszuschuss 
gewährt, dessen Höhe sich in entsprechender Anwendung der für die Mitarbeiter des Ausbildenden 
geltenden Reisekostenbestimmungen in der jeweiligen Fassung bemisst. Bei unentgeltlicher 
Verpflegung wird der Verpflegungszuschuss entsprechend einbehalten. Bei einer über ein 
Wochenende oder einen Feiertag hinaus andauernden Ausbildungsmaßnahme werden die dadurch 
entstandenen Mehrkosten für Unterkunft und Verpflegungsmehraufwand nach Maßgabe der Sätze 3 
bis 5 erstattet.

(3) Für den Besuch einer auswärtigen Berufsschule werden die notwendigen Fahrtkosten nach 
Maßgabe von Absatz 2 Satz 1 erstattet, soweit sie monatlich 6 v.H. des Ausbildungsentgelts für das 
erste  Ausbildungsjahr (§ 9 Absatz 1) übersteigen. Die notwendigen Auslagen für die Unterkunft 
werden beim Besuch der regulären auswärtigen Berufsschule im Blockunterricht entsprechend 
Absatz 2 Satz 3 erstattet. Für die notwendigen Auslagen beim Verpflegungsmehraufwand wird bei 
Besuch der regulären auswärtigen Berufsschule im Blockunterricht für volle Kalendertage der 
Anwesenheit am auswärtigen Ausbildungsort ein Verpflegungszuschuss in Höhe der nach der 
Sozialversicherungsentgeltverordnung maßgebenden Sachbezugswerte für Frühstück, Mittagessen 
und Abendessen gewährt. Bei unentgeltlicher Verpflegung wird der jeweilige Sachbezugswert 
einbehalten. Soweit eine Maßnahme nach Satz 1 über ein Wochenende oder einen Feiertag hinaus 
andauert, gelten die Sätze 2 bis 4 entsprechend. Leistungen Dritter sind anzurechnen.

(4) Bei Abordnungen und Zuweisungen werden die Kosten nach Maßgabe des Absatzes 2 erstattet.

§ 13 Familienheimfahrten 

Für Familienheimfahrten vom jeweiligen Ort der Ausbildungsstätte oder vom Ort der auswärtigen 
Berufsschule, deren Besuch vom Ausbildenden veranlasst wurde, zum Wohnort der Eltern, der 
Erziehungsberechtigten oder der Ehegattin/des Ehegatten werden den Auszubildenden monatlich 
einmal die im Bundesgebiet entstandenen notwendigen Fahrtkosten (Hin- und Rückfahrt) bis zur 
Höhe der Kosten der Fahrkarte der jeweils niedrigsten Klasse des billigsten regelmäßig 
verkehrenden Beförderungsmittels (im Bahnverkehr ohne Zuschläge) erstattet; Möglichkeiten zur 
Erlangung von Fahrpreisermäßigungen (z. B. Schülerfahrkarten, Monatsfahrkarten, BahnCard) sind 
auszunutzen. Beträgt die Entfernung mehr als 300 km, können im Bahnverkehr Zuschläge bzw. 
besondere Fahrpreise (z. B. für ICE) erstattet werden. Die Sätze 1 und 2 gelten nicht, wenn 
aufgrund geringer Entfernung eine tägliche Rückkehr möglich und zumutbar ist oder der Aufenthalt 
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am jeweiligen Ort der Ausbildungsstätte oder der auswärtigen Berufsschule weniger als vier 
Wochen beträgt.

§ 14 Schutzkleidung, Ausbildungsmittel, Lernmittelzuschuss 

(1) Soweit das Tragen von Schutzkleidung gesetzlich vorgeschrieben oder angeordnet ist, wird sie 
unentgeltlich zur Verfügung gestellt und verbleibt im Eigentum des Ausbildenden. 

(2) Der Ausbildende hat den Auszubildenden kostenlos die Ausbildungsmittel zur Verfügung zu 
stellen, die zur Berufsausbildung und zum Ablegen von Zwischen- und Abschlussprüfungen 
erforderlich sind.

(3) In jedem Ausbildungsjahr erhalten die Auszubildenden einen Lernmittelzuschuss in Höhe von 
50,00 Euro brutto. Absatz 2 bleibt unberührt. Der Lernmittelzuschuss ist möglichst mit dem 
Ausbildungsentgelt des ersten Monats des jeweiligen Ausbildungsjahres zu zahlen, er ist spätestens 
im Zahlungsmonat September des betreffenden Ausbildungsjahres fällig.

§ 15 Entgelt im Krankheitsfall 

(1) Werden Auszubildende durch Arbeitsunfähigkeit infolge Krankheit ohne ihr Verschulden 
verhindert, ihre Verpflichtungen aus dem Ausbildungsvertrag zu erfüllen, erhalten sie für die Zeit 
der Arbeitsunfähigkeit für die Dauer von bis zu sechs Wochen sowie nach Maßgabe der 
gesetzlichen Bestimmungen bei Wiederholungserkrankungen das Ausbildungsentgelt (§ 9 Absatz 1) 
in entsprechender Anwendung der für die Mitarbeiter des Ausbildenden geltenden Regelungen 
fortgezahlt. 

(2) Im Übrigen gilt das Entgeltfortzahlungsgesetz. 

(3) Bei der jeweils ersten Arbeitsunfähigkeit, die durch einen bei dem Ausbildenden erlittenen 
Arbeitsunfall oder durch eine bei dem Ausbildenden zugezogene Berufskrankheit verursacht ist, 
erhalten Auszubildende nach Ablauf des nach Absatz 1 maßgebenden Zeitraums bis zum Ende der 
26. Woche seit dem Beginn der Arbeitsunfähigkeit einen Krankengeldzuschuss, wenn der 
zuständige Unfallversicherungsträger den Arbeitsunfall oder die Berufskrankheit anerkennt. Für die 
Berechnung der Höhe des Krankengeldzuschusses findet § 30 Absatz 2 KAVO entsprechende 
Anwendung. 

(4) Kann der Auszubildende während der Zeit, für welche das Ausbildungsentgelt nach Abs. 1 
fortzuzahlen ist, aus berechtigtem Grund Unterkunft und Verpflegung nicht in Anspruch nehmen, 
entfällt für die Zeit der Nichtinanspruchnahme die Kürzung nach § 9 Absatz 2. Für die Dauer der 
Unterbringung des Auszubildenden in einem Krankenhaus entfällt der Anspruch auf Unterbringung 
und Verpflegung.

§ 16 Entgeltfortzahlung in anderen Fällen 

(1) Auszubildenden ist das Ausbildungsentgelt fortzuzahlen für die Zeit der Freistellung zur 
Teilnahme am Berufsschulunterricht, an Ausbildungsmaßnahmen außerhalb der Ausbildungsstätte 
und an Prüfungen. Auszubildenden ist das Ausbildungsentgelt für insgesamt fünf Ausbildungstage 
fortzuzahlen, um sich vor den in den Ausbildungsordnungen vorgeschriebenen Abschlussprüfungen 
ohne Bindung an die planmäßige Ausbildung auf die Prüfung vorbereiten zu können; bei der 
Sechstagewoche besteht dieser Anspruch für sechs Ausbildungstage. 
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(2) Der Freistellungsanspruch nach Absatz 1 Satz 2 verkürzt sich um die Zeit, für die Auszubildende 
zur Vorbereitung auf die Abschlussprüfung besonders zusammengefasst werden; es besteht jedoch 
mindestens ein Anspruch auf zwei Ausbildungstage. 

(3) Im Übrigen gelten die für die Mitarbeiter des Ausbildenden maßgebenden Regelungen zur 
Arbeitsbefreiung entsprechend.

§ 17 Vermögenswirksame Leistungen 

Nach Maßgabe des Vermögensbildungsgesetzes in seiner jeweiligen Fassung erhalten 
Auszubildende eine vermögenswirksame Leistung in Höhe von 13,29 Euro monatlich. Der 
Anspruch auf vermögenswirksame Leistungen entsteht frühestens für den Kalendermonat, in dem 
die erforderlichen Angaben dem Ausbildenden mitgeteilt werden, und für die beiden 
vorangegangenen Monate desselben Kalenderjahres. Die vermögenswirksamen Leistungen sind 
kein zusatzversorgungspflichtiges Entgelt.

§ 18 Weihnachtszuwendung 

(1) Auszubildende, die am 1. Dezember in einem Ausbildungsverhältnis stehen, haben Anspruch auf 
eine Weihnachtszuwendung. Diese beträgt 90 v.H. des den Auszubildenden für November 
zustehenden Ausbildungsentgelts (§ 9 Absatz 1). 

(2) Der Anspruch vermindert sich um ein Zwölftel für jeden Kalendermonat, in dem Auszubildende 
keinen Anspruch auf Ausbildungsentgelt (§ 9 Absatz 1), Fortzahlung des Entgelts während des 
Erholungsurlaubs (§ 11) oder im Krankheitsfall (§ 15) haben. Die Verminderung unterbleibt für 
Kalendermonate, für die Auszubildende wegen Beschäftigungsverboten nach dem 
Mutterschutzgesetz kein Ausbildungsentgelt erhalten haben. Die Verminderung unterbleibt ferner 
für Kalendermonate der Inanspruchnahme der Elternzeit nach dem Bundeserziehungsgeldgesetz bis 
zum Ende des Kalenderjahres, in dem das Kind geboren ist, wenn am Tag vor Antritt der Elternzeit 
Entgeltanspruch bestanden hat. 

(3) Die Weihnachtszuwendung wird mit dem für November zustehenden Ausbildungsentgelt 
ausgezahlt. Ein Teilbetrag der Weihnachtszuwendung kann zu einem früheren Zeitpunkt ausgezahlt 
werden. 

(4) Auszubildende, die im unmittelbaren Anschluss an die Ausbildung von ihrem Ausbildenden in 
ein Arbeitsverhältnis übernommen werden und am 1. Dezember noch in diesem Arbeitsverhältnis 
stehen, erhalten zusammen mit der anteiligen Weihnachtszuwendung aus dem Arbeitsverhältnis eine 
anteilige Weihnachtszuwendung aus dem Ausbildungsverhältnis. Erfolgt die Übernahme im Laufe 
eines Kalendermonats, wird für diesen Monat nur die anteilige Weihnachtszuwendung aus dem 
Arbeitsverhältnis gezahlt.

§ 19 Zusatzversorgung, Entgeltumwandlung 

(1) Für die Versicherung zum Zwecke einer zusätzlichen Alters-, Erwerbsminderungs- und 
Hinterbliebenenversorgung gilt § 35 KAVO. 

(2) Für die Entgeltumwandlung des Auszubildenden gilt die Regelung zur Entgeltumwandlung der 
Zentralen Kommission zur Ordnung des Arbeitsvertragsrechts im kirchlichen Dienst (Zentral-
KODA) vom 15. April 2002 in ihrer jeweils gültigen Fassung. Teilt der Auszubildende dem 
Ausbildenden die erforderlichen Angaben für eine vermögenswirksame Leistung (§ 17 Satz 2) nicht 
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mit, erhält er auf Antrag eine monatliche Zulage in Höhe der vermögenswirksamen Leistung (§ 17 
Satz 1) zur Brutto-Entgeltumwandlung, wenn diese gemäß Satz 1 durchgeführt wird; im Übrigen 
finden die Regelungen der Anlage 13 KAVO sinngemäß Anwendung. Die monatliche Zulage im 
Sinne des Satzes 2 ist kein zusatzversorgungspflichtiges Entgelt.

§ 20 Beihilfe im Geburtsfall 

Auszubildende erhalten im Geburtsfall eine Beihilfe in entsprechender Anwendung von § 5 der 
Anlage 10 KAVO.

§ 21 Beendigung des Ausbildungsverhältnisses

(1) Das Ausbildungsverhältnis endet mit Ablauf der Ausbildungszeit; abweichende gesetzliche 
Regelungen bleiben unberührt. Im Falle des Nichtbestehens der Abschlussprüfung verlängert sich 
das Ausbildungsverhältnis auf Verlangen der Auszubildenden bis zur nächstmöglichen 
Wiederholungsprüfung, höchstens um ein Jahr. 

(2) Können Auszubildende ohne eigenes Verschulden die Abschlussprüfung erst nach beendeter 
Ausbildungszeit ablegen, gilt Absatz 1 Satz 2 entsprechend. 

(3) Beabsichtigt der Ausbildende keine Übernahme in ein befristetes oder unbefristetes 
Arbeitsverhältnis, hat er dies den Auszubildenden drei Monate vor dem voraussichtlichen Ende der 
Ausbildungszeit schriftlich mitzuteilen. 

(4) Nach der Probezeit (§ 5) kann das Ausbildungsverhältnis unbeschadet der gesetzlichen 
Kündigungsgründe nur gekündigt werden 

a) aus einem sonstigen wichtigen Grund ohne Einhalten einer Kündigungsfrist (ein wichtiger Grund 
kann auch nach den Maßstäben der Grundordnung in der jeweils gültigen Fassung gegeben sein),

b) von Auszubildenden mit einer Kündigungsfrist von vier Wochen. 

(5) Werden Auszubildende im Anschluss an das Ausbildungsverhältnis beschäftigt, ohne dass 
hierüber ausdrücklich etwas vereinbart worden ist, so gilt ein Arbeitsverhältnis auf unbestimmte 
Zeit als begründet.

§ 22 Übernahme von Auszubildenden

Auszubildende werden nach erfolgreich bestandener Abschlussprüfung bei dienstlichem bzw. 
betrieblichen Bedarf im unmittelbaren Anschluss an das Ausbildungsverhältnis für die Dauer von 
zwölf Monaten in ein Arbeitsverhältnis übernommen, sofern nicht im Einzelfall personenbedingte, 
verhaltensbedingte, betriebsbedingte oder gesetzliche Gründe entgegenstehen. Im Anschluss daran 
werden diese Mitarbeiter bei entsprechender Bewährung in ein unbefristetes Arbeitsverhältnis 
übernommen. Der dienstliche bzw. betriebliche Bedarf muss zum Zeitpunkt der Beendigung der 
Ausbildung nach Satz 1 vorliegen und setzt zudem eine freie und besetzbare Stelle bzw. einen freien 
und zu besetzenden Arbeitsplatz voraus, die/der eine ausbildungsadäquate Beschäftigung auf Dauer 
ermöglicht. Bei einer Auswahlentscheidung sind die Ergebnisse der Abschlussprüfung und die 
persönliche Eignung zu berücksichtigen. Bestehende Mitbestimmungsrechte bleiben unberührt. 
Besteht kein dienstlicher bzw. betrieblicher Bedarf für eine unbefristete Beschäftigung, ist eine 
befristete Beschäftigung außerhalb von § 22 möglich. 
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§ 23 Abschlussprämie 

(1) Bei Beendigung des Ausbildungsverhältnisses aufgrund erfolgreich abgeschlossener 
Abschlussprüfung bzw. staatlicher Prüfung erhalten Auszubildende eine Abschlussprämie als 
Einmalzahlung in Höhe von 400 Euro. Die Abschlussprämie ist kein zusatzversorgungspflichtiges 
Entgelt. Sie ist nach Bestehen der Abschlussprüfung bzw. der staatlichen Prüfung fällig. 

(2) Absatz 1 gilt nicht für Auszubildende, die ihre Ausbildung nach erfolgloser Prüfung aufgrund 
einer Wiederholungsprüfung abschließen. Im Einzelfall kann der Ausbildende von Satz 1 
abweichen. 

§ 24 Zeugnis 

Der Ausbildende hat den Auszubildenden bei Beendigung des Berufsausbildungsverhältnisses ein 
Zeugnis auszustellen. Das Zeugnis muss Angaben über Art, Dauer und Ziel der Berufsausbildung 
sowie über die erworbenen Fertigkeiten und Kenntnisse der Auszubildenden enthalten. Auf deren 
Verlangen sind auch Angaben über Führung, Leistung und besondere fachliche Fähigkeiten 
aufzunehmen.

§ 25 Konfliktregelung 

(1) Bei Streitigkeiten aus dem bestehenden Berufsausbildungsverhältnis ist vor Inanspruchnahme 
des Arbeitsgerichts der nach § 111 Abs. 2 Arbeitsgerichtsgesetz errichtete Ausschuss anzurufen. 

(2) Ist ein Ausschuss im Sinne von Absatz 1 nicht errichtet, soll der gemäß § 47 KAVO beim 
(Erz-)Bischöflichen Generalvikariat bestehende Schlichtungsausschuss (im Bistum Essen: 
Schiedsstelle) angerufen werden. Die Anrufung des Schlichtungsausschusses macht die Beachtung 
arbeitsrechtlicher Ausschlussfristen, insbesondere bei Kündigungen, nicht entbehrlich.

§ 26 Sonstige Bestimmungen 

Für das Berufsausbildungsverhältnis gelten im Übrigen die folgenden Bestimmungen der 
Kirchlichen Arbeits- und Vergütungsordnung (KAVO) sinngemäß: 

§ 8 Schweigepflicht,

§ 8b Umsetzung der Ordnungen für den Umgang mit sexuellem Missbrauch und zur Prävention 
gegen sexualisierte Gewalt,

§ 9 Belohnungen und Geschenke,

§ 10 Nebentätigkeiten,

§ 13 Schadenshaftung,

§§ 14 bis 14d (Arbeitszeitbestimmungen),

§ 31 Forderung bei Dritthaftung,

§ 38 Sonderurlaub,

§ 40 Arbeitsbefreiung,

§ 57 Ausschlussfristen.
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§ 27 Inflationsausgleich 

(1) Die §§ 1 bis 3 der Anlage 4 KAVO finden auf die Berufsausbildungsverhältnisse im Sinne dieser 
Ordnung nach Maßgabe der folgenden Absätze sinngemäß Anwendung.

(2) Abweichend von § 1 Abs. 2 S. 1 Anlage 4 KAVO beträgt die Höhe des Inflationsausgleichs 
(2023) 620 Euro.

(3) Abweichend von § 2 Abs. 2 S. 1 Anlage 4 KAVO beträgt die Höhe der monatlichen 
Sonderzahlungen 110 Euro. 

(4) Anspruch auf Entgelt im Sinne des § 1 Abs. 1 bzw. § 2 Abs. 1 S. 3 Anlage 4 KAVO sind auch 
die Ansprüche auf Entgeltfortzahlung nach §§ 11, 15 und 16 dieser Ordnung.“
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Ordnung für Praktikumsverhältnisse66

Präambel

Die Regelungen dieser Ordnung kommen zustande durch Beschlüsse der Regional-KODA 
Nordrhein-Westfalen und deren Inkraftsetzung durch die Diözesanbischöfe von Aachen, Essen, 
Köln, Münster und Paderborn. Sie sind ausgerichtet auf die besonderen Erfordernisse des 
kirchlichen Dienstes. Die Grundordnung des kirchlichen Dienstes (Grundordnung) ist Grundlage 
und in ihrer jeweiligen Fassung Bestandteil dieser Ordnung. Die Regelungen dieser Ordnung sind 
angelehnt an den Tarifvertrag für Praktikantinnen / Praktikanten des öffentlichen Dienstes (TVPöD-
VKA). Soweit die Regelungen dieser Ordnung mit denen des TVPöD-VKA übereinstimmen, 
werden sie in gleicher Weise ausgelegt.

§ 1 Geltungsbereich 

(1) Diese Ordnung gilt für Praktikantinnen für die Berufe 

• der Heilerziehungspflegerin während der praktischen Tätigkeit, die nach den geltenden 
Ausbildungsordnungen der staatlichen Anerkennung als Heilerziehungspflegerin 
vorauszugehen hat, 

• der Erzieherin während der praktischen Tätigkeit, die nach den geltenden 
Ausbildungsordnungen der staatlichen Anerkennung als Erzieherin vorauszugehen hat, 

• der Sozialarbeiterin/Sozialpädagogin/Heilpädagogin während der praktischen Tätigkeit, die 
nach Abschluss des (Fach-)Hochschulstudiums der staatlichen Anerkennung als 
Sozialarbeiterin/Sozialpädagogin/Heilpädagogin vorauszugehen hat,  

die in einem Praktikumsverhältnis zu einem Rechtsträger im Sinne von § 1 Abs. 1 und 2 der 
Ordnung zur Mitwirkung bei der Gestaltung des Arbeitsvertragsrechts durch Kommissionen in den 
(Erz-)Diözesen Aachen, Essen, Köln, Münster (nordrhein-westfälischer Teil) und Paderborn 
(KODA-Ordnung) stehen, soweit nicht in dieser Ordnung etwas anderes geregelt ist. 

(2) Diese Ordnung gilt nicht für Praktikantinnen, deren praktische Tätigkeit in die Fachschul- oder 
die (Fach-)Hochschulausbildung integriert ist. Sie gilt insbesondere nicht für: 

• Praktika von Studierenden der (Fach-)Hochschulen während der Praxissemester, 
• Zwischen- oder Blockpraktika von Studierenden der Fachhochschulen und der Hochschulen, 

die in Studien- oder Prüfungsordnungen vorgeschrieben sind, 
• Praktika, die Schülerinnen von Hauptschulen, weiterführenden Schulen, Fachschulen, 

Berufsfachschulen und Fachoberschulen im Rahmen der schulischen Ausbildung zu leisten 
haben, 

• Vorpraktikantinnen im Sozial-/Erziehungsdienst, 
• Absolventinnen mit Bachelor-Abschluss. 

66 Wenn in den Regelungen dieser Ordnung nur die weibliche oder männliche Form verwendet wird, erfolgt dies aus  
Gründen der besseren Lesbarkeit. Es sind stets alle Geschlechter gemeint.
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§ 2 Praktikumsziel 

Im Rahmen des Praktikums soll die Praktikantin ihre persönliche und fachliche Eignung für die 
zukünftige Arbeit nachweisen und die in der Schule/im Studium erworbenen Kenntnisse und 
Fertigkeiten anwenden. Für das Praktikum gelten die jeweiligen Bestimmungen und Richtlinien. 
Die Praktikantin soll nicht anstelle einer Fachkraft beschäftigt werden.

§ 3 Praktikumsvertrag, Nebenabreden 

(1) Vor Beginn des Praktikums ist ein schriftlicher Praktikumsvertrag zu schließen. Der Vertrag 
muss folgende Angaben enthalten: 

1. Beginn, Dauer und Beendigung des Praktikums, 
2. Voraussetzungen, unter denen der Praktikumsvertrag gekündigt werden kann, 
3. Entgelt und sonstige Leistungen, 
4. regelmäßige tägliche und wöchentliche Ausbildungszeit, 
5. Dauer der Probezeit, 
6. Dauer des Urlaubs, 
7. Inbezugnahme dieser Ordnung in ihrer jeweils geltenden Fassung.  

(2) Nebenabreden sind nur wirksam, wenn sie schriftlich vereinbart werden. Sie können gesondert 
gekündigt werden, soweit dies einzelvertraglich vereinbart ist.

§ 4 Beschlüsse der Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission 

Beschlüsse der Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission (bis 28. Februar 2023: Zentrale 
Kommission der Zentral-KODA) im Sinne von § 2 Abs. 1 der Ordnung der Zentralen 
Arbeitsrechtlichen Kommission (ZAK-Ordnung) sind mit ihrer Inkraftsetzung Bestandteil dieser 
Ordnung, soweit die Beschlüsse die Praktikumsverhältnisse, auf die diese Ordnung Anwendung 
findet, betreffen.

§ 5 Probezeit 

Während der ersten drei Monate des Praktikums, die als Probezeit gelten, kann das 
Vertragsverhältnis mit einer Kündigungsfrist von einem Monat zum Monatsende schriftlich ohne 
Angabe von Gründen gekündigt werden.

§ 6 Ärztliche Untersuchungen 

(1) Praktikantinnen haben auf Verlangen des Dienstgebers vor ihrer Einstellung ihre gesundheitliche 
Eignung durch das Zeugnis eines Amts- oder Betriebsarztes nachzuweisen. Für Praktikantinnen, die 
unter das Jugendarbeitsschutzgesetz (JArbSchG) fallen, ist ergänzend § 32 Abs. 1 JArbSchG zu 
beachten. 

(2) Der Dienstgeber ist bei begründeter Veranlassung berechtigt, Praktikantinnen zu verpflichten, 
durch ärztliche Bescheinigung nachzuweisen, dass sie in der Lage sind, die nach dem 
Praktikumsvertrag übernommenen Verpflichtungen zu erfüllen. Bei dem beauftragten Arzt kann es 
sich um einen Betriebsarzt handeln, soweit sich die Betriebsparteien nicht auf einen anderen Arzt 
geeinigt haben. Die Kosten dieser Untersuchung trägt der Dienstgeber. 
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(3) Praktikantinnen, die besonderen Ansteckungsgefahren ausgesetzt, mit gesundheitsgefährdenden 
Tätigkeiten beschäftigt oder mit der Zubereitung von Speisen beauftragt sind, sind in regelmäßigen 
Zeitabständen oder auf ihren Antrag bei Beendigung des Praktikumsverhältnisses ärztlich zu 
untersuchen. Die Kosten dieser Untersuchung trägt der Dienstgeber, falls hierzu kein Dritter 
verpflichtet ist.

§ 7 Schutzkleidung, Ausbildungsmittel 

(1) Soweit das Tragen von Schutzkleidung gesetzlich vorgeschrieben oder angeordnet ist, wird sie 
unentgeltlich zur Verfügung gestellt und verbleibt im Eigentum des Dienstgebers. 

(2) Der Dienstgeber hat den Praktikantinnen kostenlos die Ausbildungsmittel zur Verfügung zu 
stellen, die zur Berufsausbildung und zum Ablegen von Zwischen- und Abschlussprüfungen 
erforderlich sind.

§ 8 Personalakten 

(1) Die Praktikantinnen haben ein Recht auf Einsicht in ihre vollständigen Personalakten. Sie 
können das Recht auf Einsicht durch eine hierzu schriftlich Bevollmächtigte ausüben lassen. Sie 
können Auszüge oder Kopien aus ihren Personalakten erhalten. 

(2) Beurteilungen sind Praktikantinnen unverzüglich bekannt zu geben. Die Bekanntgabe ist 
aktenkundig zu machen.

§ 9 Wöchentliche und tägliche Arbeitszeit 

Die durchschnittliche regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit und die tägliche Arbeitszeit der 
Praktikantinnen richten sich nach den Bestimmungen, die für die Arbeitszeit der bei dem 
Dienstgeber in dem künftigen Beruf der Praktikantinnen beschäftigten Mitarbeiterinnen gelten.

§ 10 Entgelt, Vermögenswirksame Leistungen 

(1) Das monatliche Entgelt für Praktikantinnen mit Ausbildung zu den nachstehenden Berufen 
beträgt für:

- Erzieherinnen, Heilerziehungspflegerinnen

ab 1. April 2025 1.877,02 Euro,
ab 1. Mai 2026  1.952,02 Euro,

- Sozialarbeiterinnen, Sozialpädagoginnen, Heilpädagoginnen

ab 1. April 2025  2.101,21 Euro,
ab 1. Mai 2026 2.176,21 Euro.

(2) Das Entgelt nach Absatz 1 ist zu demselben Zeitpunkt fällig wie das den Mitarbeiterinnen des 
Dienstgebers gezahlte Entgelt.

§ 11 Unständige Entgeltbestandteile 

Für die praktische Tätigkeit an Samstagen, Sonntagen, Feiertagen und Vorfesttagen gelten die §§ 14 
bis 14b KAVO sinngemäß. Dies gilt auch für den Bereitschaftsdienst und die Rufbereitschaft, für 
die Überstunden und für die Zeitzuschläge.
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§ 12 Erholungsurlaub 

(1) Praktikantinnen erhalten Erholungsurlaub unter Fortzahlung ihres Entgelts (§ 10 Abs. 1) in 
entsprechender Anwendung der für die Mitarbeiterinnen des Dienstgebers geltenden Regelungen 
(§§ 36, 37 KAVO) mit der Maßgabe, dass der Urlaubsanspruch bei Verteilung der wöchentlichen 
Arbeitszeit auf fünf Tage in der Kalenderwoche in jedem Kalenderjahr 30 Arbeitstage (ab dem 1. 
Januar 2027: 31 Arbeitstage) beträgt. Bei Urlaubsabgeltung gilt § 39 KAVO.

(2) Im Fall der Kündigung gemäß § 39 Abs. 4 Buchst. j TVöD (VKA) gilt ab deren Wirksamwerden 
Absatz 1 Satz 1 in folgender Fassung:
„Praktikantinnen erhalten Erholungsurlaub unter Fortzahlung ihres Entgelts (§ 10 Abs. 1) in 
entsprechender Anwendung der für die Mitarbeiterinnen des Dienstgebers geltenden Regelungen 
(§§ 36, 37 KAVO) mit der Maßgabe, dass der Urlaubsanspruch bei Verteilung der wöchentlichen 
Arbeitszeit auf fünf Tage in der Kalenderwoche in jedem Kalenderjahr 30 Arbeitstage beträgt.“

§ 13 Ausbildungsmaßnahmen außerhalb der Ausbildungsstätte 

(1) Bei Reisen im Sinne von § 2 Abs. 2 Satz 1 der Anlage 15 KAVO erhalten Praktikantinnen eine 
Entschädigung in entsprechender Anwendung der für die Mitarbeiterinnen des Trägers der 
fachpraktischen Ausbildung geltenden Reisekostenbestimmungen in der jeweils geltenden Fassung. 

(2) Bei Reisen zur vorübergehenden Ausbildung an einer anderen Einrichtung außerhalb der 
politischen Gemeindegrenze der Ausbildungsstätte sowie zur Teilnahme an Vorträgen, an 
Arbeitsgemeinschaften oder an Übungen werden die entstandenen notwendigen Fahrtkosten bis zur 
Höhe der Kosten für die Fahrkarte der jeweils niedrigsten Klasse des billigsten regelmäßig 
verkehrenden Beförderungsmittels (im Bahnverkehr ohne Zuschläge) erstattet; Möglichkeiten zur 
Erlangung von Fahrpreisermäßigungen (z.B. Schülerfahrkarten, Monatsfahrkarten, BahnCard) sind 
auszunutzen.

§ 14 Entgelt im Krankheitsfall 

(1) Bei unverschuldeter Arbeitsunfähigkeit erhält die Praktikantin bis zur Dauer von sechs Wochen 
Krankenbezüge in Höhe des Praktikumsentgelts. 

(2) Bei der jeweils ersten Arbeitsunfähigkeit, die durch einen bei dem Dienstgeber erlittenen 
Arbeitsunfall oder durch eine bei dem Dienstgeber zugezogene Berufskrankheit verursacht ist, 
erhält die Praktikantin nach Ablauf des nach Absatz 1 maßgebenden Zeitraums bis zum Ende der 
26. Woche seit dem Beginn der Arbeitsunfähigkeit als Krankenbezüge einen Krankengeldzuschuss, 
wenn der zuständige Unfallversicherungsträger den Arbeitsunfall oder die Berufskrankheit 
anerkennt. Für die Berechnung der Höhe des Krankengeldzuschusses findet § 30 Absatz 2 KAVO 
entsprechende Anwendung. Im Übrigen gilt das Entgeltfortzahlungsgesetz.

§ 15 Vermögenswirksame Leistungen 

Nach Maßgabe des Vermögensbildungsgesetzes in seiner jeweiligen Fassung erhalten 
Praktikantinnen eine vermögenswirksame Leistung in Höhe von 13,29 Euro monatlich. Der 
Anspruch auf vermögenswirksame Leistungen entsteht frühestens für den Kalendermonat, in dem 
die erforderlichen Angaben dem Dienstgeber mitgeteilt werden, und für die beiden 
vorangegangenen Monate desselben Kalenderjahres. Die vermögenswirksamen Leistungen sind 
kein zusatzversorgungspflichtiges Entgelt.
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§ 16 Weihnachtszuwendung 

(1) Praktikantinnen, die am 1. Dezember in einem Praktikumsverhältnis stehen, haben Anspruch auf 
eine Weihnachtszuwendung. Diese beträgt 90 v. H. des den Praktikantinnen in den 
Kalendermonaten August, September und Oktober durchschnittlich gezahlten Entgelts 
(Praktikumsentgelt, in Monatsbeträgen bezahlte Zulagen und unständige Entgeltbestandteile gemäß 
§ 11); unberücksichtigt bleibt hierbei das zusätzlich für Überstunden und Mehrarbeit gezahlte 
Entgelt, mit Ausnahme der im Dienstplan vorgesehenen Überstunden und Mehrarbeit. 

(2) Der Anspruch vermindert sich um ein Zwölftel für jeden Kalendermonat, in dem 
Praktikantinnen keinen Anspruch auf Entgelt (§ 10 Abs. 1), Fortzahlung des Entgelts während des 
Erholungsurlaubs (§ 12) oder im Krankheitsfall (§ 14) haben. Die Verminderung unterbleibt für 
Kalendermonate, für die Praktikantinnen wegen Beschäftigungsverboten nach dem 
Mutterschutzgesetz kein Entgelt erhalten haben. Die Verminderung unterbleibt ferner für 
Kalendermonate der Inanspruchnahme der Elternzeit nach dem Bundeselterngeld- und 
Elternzeitgesetz (BEEG) bis zum Ende des Kalenderjahres, in dem das Kind geboren ist, wenn am 
Tag vor Antritt der Elternzeit Entgeltanspruch bestanden hat. 

(3) Die Weihnachtszuwendung wird mit dem für November zustehenden Entgelt ausgezahlt. Ein 
Teilbetrag der Weihnachtszuwendung kann zu einem früheren Zeitpunkt ausgezahlt werden. 

(4) Praktikantinnen, die im unmittelbaren Anschluss an das Praktikum vom Dienstgeber in ein 
Arbeitsverhältnis übernommen werden und am 1. Dezember noch in diesem Arbeitsverhältnis 
stehen, erhalten zusammen mit der anteiligen Weihnachtszuwendung aus dem Arbeitsverhältnis eine 
anteilige Weihnachtszuwendung aus dem Praktikumsverhältnis. Erfolgt die Übernahme im Laufe 
eines Kalendermonats, wird für diesen Monat nur die anteilige Weihnachtszuwendung aus dem 
Arbeitsverhältnis gezahlt.

§ 17 Beihilfe im Geburtsfall 

Praktikantinnen erhalten im Geburtsfall eine Beihilfe in entsprechender Anwendung von § 5 der 
Anlage 10 KAVO.

§ 18 Beendigung des Praktikums 

Nach der Probezeit kann das Praktikum unter Angabe der Kündigungsgründe nur schriftlich 
gekündigt werden 

1. in entsprechender Anwendung von § 42 KAVO aus einem wichtigen Grund ohne Einhaltung 
einer Kündigungsfrist von beiden Vertragsparteien; ein wichtiger Grund kann auch nach den 
Maßstäben der Grundordnung in der jeweils gültigen Fassung gegeben sein,  

2. von der Praktikantin mit einer Kündigungsfrist von vier Wochen.  

Eine fristlose Kündigung aus einem wichtigen Grund ist unwirksam, wenn die ihr zugrunde 
liegenden Tatsachen dem zur Kündigung Berechtigten länger als zwei Wochen bekannt sind. 

(2) Im Übrigen endet das Praktikum mit dem Ablauf der vorgeschriebenen Praktikumszeit.
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§ 18a Abschlussprämie

(1) Bei Beendigung des Praktikums aufgrund erfolgreich abgeschlossener Abschlussprüfung bzw. 
staatlicher Prüfung zur Erzieherin erhalten Praktikantinnen eine Abschlussprämie als 
Einmalzahlung in Höhe von 400 Euro. Die Abschlussprämie ist kein zusatzversorgungspflichtiges 
Entgelt. Sie ist nach Bestehen der Abschlussprüfung bzw. der staatlichen Prüfung fällig.

(2) Absatz 1 gilt nicht für Praktikantinnen, die ihr Praktikum nach erfolgloser Prüfung aufgrund 
einer Wiederholungsprüfung abschließen. Im Einzelfall kann der Träger des 
Praktikumsverhältnisses von Satz 1 abweichen.

§ 19 Sonstige Bestimmungen 

Folgende Bestimmungen der Kirchlichen Arbeits- und Vergütungsordnung (KAVO) finden 
sinngemäß Anwendung: 

• § 6 Dienstliche Anordnungen, 
• § 8 Schweigepflicht, 
• § 8b Umsetzung der Ordnungen für den Umgang mit sexuellem Missbrauch und zur 

Prävention gegen sexualisierte Gewalt, 
• § 9 Belohnungen und Geschenke, 
• § 10 Nebentätigkeiten, 
• § 11 Versetzung, Abordnung, Zuweisung, Personalgestellung, soweit dies dem 

Praktikumsziel dient, 
• § 13 Schadenshaftung, 
• § 14 bis § 14d (Arbeitszeitbestimmungen), 
• § 16 Arbeitsversäumnis, 
• § 17 Vorgesetztenverhältnisse, 
• § 31 Forderung bei Dritthaftung, 
• § 40 Arbeitsbefreiung, 
• § 47 Schlichtungsausschuss, 
• § 50 Zeugnis sowie 
• § 57 Ausschlussfristen. 

§ 20 Inflationsausgleich 

(1) Die §§ 1 bis 3 der Anlage 4 KAVO finden auf die Praktikumsverhältnisse im Sinne dieser 
Ordnung nach Maßgabe der folgenden Absätze sinngemäß Anwendung.

(2) Abweichend von § 1 Abs. 2 S. 1 Anlage 4 KAVO beträgt die Höhe des Inflationsausgleichs 
(2023) 620 Euro.

(3) Abweichend von § 2 Abs. 2 S. 1 Anlage 4 KAVO beträgt die Höhe der monatlichen 
Sonderzahlungen 110 Euro.

(4) Anspruch auf Entgelt im Sinne des § 1 Abs. 1 bzw. § 2 Abs. 1 S. 3 Anlage 4 KAVO sind auch 
die Ansprüche auf Entgeltfortzahlung nach §§ 12 und 14 dieser Ordnung.
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Ordnung für Schülerinnen in praxisintegrierten 
Ausbildungsgängen zur Erzieherin, Kinderpflegerin oder 

Heilerziehungspflegerin nach landesrechtlichen Regelungen 
(PiA-Ordnung)67

 

Präambel 

(1) Die Regelungen dieser Ordnung kommen zustande durch Beschlüsse der Regional-KODA 
Nordrhein-Westfalen und deren Inkraftsetzung durch die Diözesanbischöfe der (Erz-)Bistümer 
Aachen, Essen, Köln, Münster und Paderborn. Sie sind ausgerichtet auf die besonderen 
Erfordernisse des kirchlichen Dienstes. Die Grundordnung des kirchlichen Dienstes 
(Grundordnung) ist Grundlage und in ihrer jeweiligen Fassung Bestandteil dieser Ordnung. Die 
Regelungen dieser Ordnung sind angelehnt an den Tarifvertrag für Auszubildende des öffentlichen 
Dienstes (VKA) – Allgemeiner Teil und Besonderer Teil Pflege (TVAöD-Pflege). Soweit die 
Regelungen dieser Ordnung mit denen des TVAöD-Pflege übereinstimmen, werden sie in gleicher 
Weise ausgelegt. 

(2) Auf der Grundlage landesrechtlicher Regelungen werden die Ausbildungen zur „staatlich 
anerkannten Erzieherin“ / zum „staatlich anerkannten Erzieher“ und zur „staatlich anerkannten 
Heilerziehungspflegerin“ / zum „staatlich anerkannten Heilerziehungspfleger“ (in Nordrhein-
Westfalen: §§ 27 ff. der Anlage E zur APO-BK68) sowie zur „staatlich geprüften Kinderpflegerin“ / 
zum „staatlich geprüften Kinderpfleger“ (in Nordrhein-Westfalen: Anlage B zur APO-BK) in 
verschiedenen Organisationsformen durchgeführt. In der praxisintegrierten Organisationsform sind 
die fachtheoretischen und fachpraktischen Ausbildungsanteile über die gesamte Ausbildungszeit 
verteilt. Die Aufnahme in diese praxisintegrierte Organisationsform setzt den Nachweis eines 
Ausbildungsvertrages über die Dauer des Bildungsgangs voraus. Diese Ordnung enthält im 
Hinblick auf die fachpraktischen Ausbildungsanteile die Bestimmungen über Inhalt, Abschluss und 
Beendigung dieses Ausbildungsvertrages zwischen den Trägern der fachpraktischen Ausbildung 
und den Auszubildenden. 

§ 1 Geltungsbereich

(1) Diese Ordnung gilt für Schülerinnen in praxisintegrierten Ausbildungsgängen zur Erzieherin, 
zur Heilerziehungspflegerin und zur Kinderpflegerin nach landesrechtlichen Regelungen, die in 
Einrichtungen von Rechtsträgern im Sinne von § 1 Abs. 1 und 2 der Ordnung zur Mitwirkung bei 
der Gestaltung des Arbeitsvertragsrechts durch Kommissionen in den (Erz-)Diözesen Aachen, 
Essen, Köln, Münster (nordrhein-westfälischer Teil) und Paderborn ausgebildet werden. Diese 
Ordnung gilt nicht für Studierende in einem ausbildungsintegrierten dualen Studium, die vom 
Geltungsbereich der Ordnung für Studierende in ausbildungsintegrierten dualen Studiengängen 
erfasst sind. Diese Ordnung gilt für Schülerinnen in praxisintegrierten Ausbildungsgängen zur 

67 Wenn in den Regelungen dieser Ordnung nur die weibliche oder männliche Form verwendet wird, erfolgt dies aus 
Gründen der besseren Lesbarkeit. Es sind stets alle Geschlechter gemeint.

68 Verordnung über die Ausbildung und Prüfung in den Bildungsgängen des Berufskollegs (Ausbildungs- und 
Prüfungsordnung Berufskolleg – APO-BK – vom 26. Mai 1999)
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Kinderpflegerin oder zur Heilerziehungspflegerin im Sinne von Satz 1, wenn die Ausbildung nach 
dem 31. Juli 2022 beginnt. 

(2) Soweit in dieser Ordnung nichts anderes geregelt ist, gelten die jeweils einschlägigen 
gesetzlichen Vorschriften.

§ 2 Einstellungsvoraussetzungen 

(1) Die Einstellung setzt eine dem kirchlichen Dienst entsprechende persönliche Eignung und 
sachliche Befähigung voraus. 

(2) Die persönliche Eignung richtet sich auch nach den Anforderungen der Grundordnung in ihrer 
jeweils geltenden Fassung. 

(3) Die sachliche Befähigung richtet sich nach den landesrechtlichen Ausbildungs- und 
Prüfungsregelungen.

§ 3 Ausbildungsvertrag, Nebenabreden 

(1) Vor Beginn der praxisintegrierten Ausbildung ist ein schriftlicher Ausbildungsvertrag 
abzuschließen, der neben der Bezeichnung des Ausbildungsberufs mindestens Angaben enthält 
über: 

1. die maßgebliche landesrechtliche Ausbildungs- und Prüfungsordnung in der jeweils 
geltenden Fassung sowie Art, sachliche und zeitliche Gliederung der Ausbildung, 

2. Beginn und Dauer der Ausbildung, 
3. Dauer der regelmäßigen täglichen und wöchentlichen Ausbildungszeit, 
4. Dauer der Probezeit, 
5. Zahlung und Höhe des Ausbildungsentgelts, 
6. Dauer des Urlaubs, 
7. Voraussetzungen, unter denen der Ausbildungsvertrag gekündigt werden kann, 
8. Inbezugnahme dieser Ordnung in ihrer jeweils geltenden Fassung.  

(2) Nebenabreden sind nur wirksam, wenn sie schriftlich vereinbart werden. Sie können gesondert 
gekündigt werden, soweit dies einzelvertraglich vereinbart ist.

§ 4 Beschlüsse der Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission 

Beschlüsse der Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission (bis 28. Februar 2023: Zentrale 
Kommission der Zentral-KODA) im Sinne von § 2 Abs. 1 der Ordnung der Zentralen 
Arbeitsrechtlichen Kommission (ZAK-Ordnung) sind mit ihrer Inkraftsetzung Bestandteil dieser 
Ordnung, soweit die Beschlüsse die Ausbildungsverhältnisse, auf die diese Ordnung Anwendung 
findet, betreffen.

§ 5 Probezeit 

(1) Die Probezeit beträgt sechs Monate. 

(2) Während der Probezeit kann das Ausbildungsverhältnis von beiden Seiten jederzeit ohne 
Einhaltung einer Kündigungsfrist gekündigt werden.

236



§ 6 Ärztliche Untersuchungen 

(1) Auszubildende haben auf Verlangen des Trägers der fachpraktischen Ausbildung vor ihrer 
Einstellung ihre gesundheitliche Eignung durch das Zeugnis eines Amts- oder Betriebsarztes 
nachzuweisen. Für Auszubildende, die unter das Jugendarbeitsschutzgesetz fallen, ist ergänzend § 
32 Abs. 1 JArbSchG zu beachten. 

(2) Der Träger der fachpraktischen Ausbildung ist bei begründeter Veranlassung berechtigt, 
Auszubildende zu verpflichten, durch ärztliche Bescheinigung nachzuweisen, dass sie in der Lage 
sind, die nach dem Ausbildungsvertrag übernommenen Verpflichtungen zu erfüllen. Bei dem 
beauftragten Arzt kann es sich um einen Betriebsarzt handeln, soweit sich die Betriebsparteien nicht 
auf einen anderen Arzt geeinigt haben. Die Kosten dieser Untersuchung trägt der Träger der 
fachpraktischen Ausbildung. 

(3) Auszubildende, die besonderen Ansteckungsgefahren ausgesetzt, mit gesundheitsgefährdenden 
Tätigkeiten beschäftigt oder mit der Zubereitung von Speisen beauftragt sind, sind in regelmäßigen 
Zeitabständen oder auf ihren Antrag bei Beendigung des Ausbildungsverhältnisses ärztlich zu 
untersuchen. Die Kosten dieser Untersuchung trägt der Träger der fachpraktischen Ausbildung, falls 
hierzu kein Dritter verpflichtet ist.

§ 7 Personalakten 

(1) Die Auszubildenden haben ein Recht auf Einsicht in ihre vollständigen Personalakten. Sie 
können das Recht auf Einsicht durch einen hierzu schriftlich Bevollmächtigten ausüben lassen. Sie 
können Auszüge oder Kopien aus ihren Personalakten erhalten.

(2) Beurteilungen sind Auszubildenden unverzüglich bekannt zu geben. Die Bekanntgabe ist 
aktenkundig zu machen.

§ 8 Wöchentliche und tägliche Ausbildungszeit 

(1) Die regelmäßige durchschnittliche wöchentliche Ausbildungszeit und die tägliche 
Ausbildungszeit der Auszubildenden, die nicht unter das Jugendarbeitsschutzgesetz fallen, richten 
sich nach den für die Mitarbeiter des Trägers der fachpraktischen Ausbildung maßgebenden 
Vorschriften über die Arbeitszeit. 

(2) Auszubildende dürfen im Rahmen des Ausbildungszwecks auch an Sonntagen und 
Wochenfeiertagen und in der Nacht ausgebildet werden. 

(3) Eine über die durchschnittliche regelmäßige wöchentliche Ausbildungszeit hinausgehende 
Beschäftigung ist nur ausnahmsweise zulässig.

§ 9 Ausbildungsentgelt 

(1) Das monatliche Ausbildungsentgelt in der Ausbildung Erzieherin und Heilerziehungspflegerin 
beträgt: 

  ab 1. April 2025 ab 1. Mai 2026
- im ersten Ausbildungsjahr 1.415,69 Euro 1.490,69 Euro
- im zweiten Ausbildungsjahr 1.477,07 Euro 1.552,07 Euro
- im dritten Ausbildungsjahr   1.578,38 Euro 1.653,38 Euro.
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(2) Das monatliche Ausbildungsentgelt in der Ausbildung Kinderpflegerin beträgt:                            

  ab 1. April 2025 ab 1. Mai 2026
- im ersten Ausbildungsjahr 1.343,20 Euro 1.418,20 Euro
- im zweiten Ausbildungsjahr 1.389,02 Euro 1.464,02 Euro.

(3) Das Ausbildungsentgelt ist zu demselben Zeitpunkt fällig wie das den Mitarbeitern des Trägers 
der fachpraktischen Ausbildung gezahlte Entgelt.

(4) Ist wegen des Besuchs einer weiterführenden oder einer berufsbildenden Schule oder wegen 
einer Berufsausbildung in einer sonstigen Einrichtung die Ausbildungszeit verkürzt, gilt für die 
Höhe des Ausbildungsentgelts der Zeitraum, um den die Ausbildungszeit verkürzt wird, als 
abgeleistete Ausbildungszeit.

§ 10 Unständige Entgeltbestandteile 

Für die Ausbildung an Samstagen, Sonntagen, Feiertagen und Vorfesttagen, für den 
Bereitschaftsdienst und die Rufbereitschaft, für die Überstunden und für die Zeitzuschläge gelten 
die §§ 14 bis 14b KAVO sinngemäß.

§ 11 Erholungsurlaub 

(1) Auszubildende erhalten Erholungsurlaub unter Fortzahlung ihres Ausbildungsentgelts (§ 9) in 
entsprechender Anwendung der für die Mitarbeiter des Trägers der fachpraktischen Ausbildung 
geltenden Regelungen (§§ 36, 37 KAVO) mit der Maßgabe, dass der Urlaubsanspruch bei 
Verteilung der wöchentlichen Ausbildungszeit auf fünf Tage in der Kalenderwoche in jedem 
Kalenderjahr 30 Ausbildungstage (ab 1. Januar 2027: 31 Ausbildungstage) beträgt. Im zweiten und 
dritten Ausbildungsjahr erhalten Auszubildende im Schichtdienst (§ 14a Abs. 2 KAVO) pauschal 
jeweils einen Tag Zusatzurlaub. 

(2) Der Erholungsurlaub ist nach Möglichkeit zusammenhängend während der unterrichtsfreien Zeit 
zu erteilen und in Anspruch zu nehmen. 

(3) Bei Urlaubsabgeltung gilt § 39 KAVO.

(4) Im Fall der Kündigung gemäß § 39 Abs. 4 Buchst. j TVöD (VKA) gilt ab deren Wirksamwerden 
Absatz 1 Satz 1 in folgender Fassung:
„Auszubildende erhalten Erholungsurlaub unter Fortzahlung ihres Ausbildungsentgelts (§ 9) in 
entsprechender Anwendung der für die Mitarbeiter des Ausbildenden geltenden Regelungen (§§ 36, 
37 KAVO) mit der Maßgabe, dass der Urlaubsanspruch bei Verteilung der wöchentlichen 
Ausbildungszeit auf fünf Tage in der Kalenderwoche in jedem Kalenderjahr 30 Ausbildungstage 
beträgt.“

§ 12 Ausbildungsmaßnahmen außerhalb der Ausbildungsstätte 

(1) Bei Reisen im Sinne von § 2 Abs. 2 Satz 1 der Anlage 15 KAVO erhalten Auszubildende eine 
Entschädigung in entsprechender Anwendung der für die Mitarbeiter des Trägers der 
fachpraktischen Ausbildung geltenden Reisekostenbestimmungen in der jeweiligen Fassung.
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(2) Bei Reisen zur vorübergehenden Ausbildung an einer anderen Einrichtung außerhalb der 
politischen Gemeindegrenze der Ausbildungsstätte sowie zur Teilnahme an Vorträgen, an 
Arbeitsgemeinschaften oder an Übungen werden die entstandenen notwendigen Fahrtkosten bis zur 
Höhe der Kosten für die Fahrkarte der jeweils niedrigsten Klasse des billigsten regelmäßig 
verkehrenden Beförderungsmittels (im Bahnverkehr ohne Zuschläge) erstattet; Möglichkeiten zur 
Erlangung von Fahrpreisermäßigungen (z.B. Schülerfahrkarten, Monatsfahrkarten, BahnCard) sind 
auszunutzen. Bei Reisen zur vorübergehenden Ausbildung an einer anderen Einrichtung außerhalb 
der politischen Gemeindegrenzen der Ausbildungsstätte nach Satz 1 wird bei notwendiger 
Unterbringung am auswärtigen Ausbildungsort für volle Kalendertage der Anwesenheit sowie für 
den An- und Abreisetag ein Verpflegungszuschuss gewährt, dessen Höhe sich in entsprechender 
Anwendung der für die Beschäftigten des Ausbildenden geltenden Reisekostenbestimmungen in der 
jeweiligen Fassung bemisst. Bei unentgeltlicher Verpflegung wird der Verpflegungszuschuss 
entsprechend einbehalten. Bei einer über ein Wochenende oder einen Feiertag hinaus andauernden 
Ausbildungsmaßnahme wird der Verpflegungsmehraufwand nach Maßgabe der Sätze 2 und 3 
erstattet. Die Sätze 2 bis 4 gelten nicht für den Besuch einer auswärtigen beruflichen Schule.

§ 13 Familienheimfahrten 

Für Familienheimfahrten vom jeweiligen Ort der Ausbildungsstätte zum Wohnort der Eltern, der 
Erziehungsberechtigten oder des Ehegatten werden den Auszubildenden monatlich einmal die im 
Bundesgebiet entstandenen notwendigen Fahrtkosten bis zur Höhe der Kosten der Fahrkarte der 
jeweils niedrigsten Klasse des billigsten regelmäßig verkehrenden Beförderungsmittels (im 
Bahnverkehr ohne Zuschläge) erstattet; Möglichkeiten zur Erlangung von Fahrpreisermäßigungen 
(z.B. Schülerfahrkarten, Monatsfahrkarten, BahnCard) sind auszunutzen. Beträgt die Entfernung 
mehr als 300 km, können im Bahnverkehr Zuschläge bzw. besondere Fahrpreise (z.B. für ICE) 
erstattet werden. Die Sätze 1 und 2 gelten nicht, wenn aufgrund geringer Entfernung eine tägliche 
Rückkehr möglich und zumutbar ist oder der Aufenthalt am jeweiligen Ort der Ausbildungsstätte 
weniger als vier Wochen beträgt.

§ 14 Schutzkleidung, Ausbildungsmittel, Lernmittelzuschuss 

(1) Soweit das Tragen von Schutzkleidung gesetzlich vorgeschrieben oder angeordnet ist, wird sie 
unentgeltlich zur Verfügung gestellt und verbleibt im Eigentum des Ausbildenden. 

(2) Der Ausbildende hat den Auszubildenden kostenlos die Ausbildungsmittel zur Verfügung zu 
stellen, die zur Berufsausbildung und zum Ablegen von Zwischen- und Abschlussprüfungen 
erforderlich sind.

§ 15 Entgelt im Krankheitsfall 

(1) Werden Auszubildende durch Arbeitsunfähigkeit infolge Krankheit ohne ihr Verschulden 
verhindert, ihre Verpflichtungen aus dem Ausbildungsvertrag zu erfüllen, erhalten sie für die Zeit 
der Arbeitsunfähigkeit für die Dauer von bis zu sechs Wochen sowie nach Maßgabe der 
gesetzlichen Bestimmungen bei Wiederholungserkrankungen das Ausbildungsentgelt (§ 9) in 
entsprechender Anwendung der für die Mitarbeiter des Trägers der fachpraktischen Ausbildung 
geltenden Regelungen fortgezahlt. 

(2) Im Übrigen gilt das Entgeltfortzahlungsgesetz. 
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(3) Bei der jeweils ersten Arbeitsunfähigkeit, die durch einen bei dem Träger der fachpraktischen 
Ausbildung erlittenen Arbeitsunfall oder durch eine bei dem Träger der fachpraktischen Ausbildung 
zugezogenen Berufskrankheit verursacht ist, erhalten Auszubildende nach Ablauf des nach Absatz 1 
maßgebenden Zeitraums bis zum Ende der 26. Woche seit dem Beginn der Arbeitsunfähigkeit einen 
Krankengeldzuschuss, wenn der zuständige Unfallversicherungsträger den Arbeitsunfall oder die 
Berufskrankheit anerkennt. Für die Berechnung der Höhe des Krankengeldzuschusses findet § 30 
Absatz 2 KAVO entsprechende Anwendung.

§ 16 Entgeltfortzahlung in anderen Fällen 

(1) Auszubildenden ist das Ausbildungsentgelt (§ 9) für insgesamt fünf Ausbildungstage 
fortzuzahlen, um sich vor den in den Ausbildungsordnungen vorgeschriebenen Abschlussprüfungen 
ohne Bindung an die planmäßige Ausbildung auf die Prüfung vorbereiten zu können; bei der 
Sechstagewoche besteht dieser Anspruch für sechs Ausbildungstage. 

(2) Der Freistellungsanspruch nach Absatz 1 verkürzt sich um die Zeit, für die Auszubildende zur 
Vorbereitung auf die Abschlussprüfung besonders zusammengefasst werden; es besteht jedoch 
mindestens ein Anspruch auf zwei Ausbildungstage.

§ 17 Vermögenswirksame Leistungen 

Nach Maßgabe des Vermögensbildungsgesetzes in seiner jeweiligen Fassung erhalten 
Auszubildende eine vermögenswirksame Leistung in Höhe von 13,29 Euro monatlich. Der 
Anspruch auf vermögenswirksame Leistungen entsteht frühestens für den Kalendermonat, in dem 
die erforderlichen Angaben dem Träger der fachpraktischen Ausbildung mitgeteilt werden, und für 
die beiden vorangegangenen Monate desselben Kalenderjahres. Die vermögenswirksamen 
Leistungen sind kein zusatzversorgungspflichtiges Entgelt.

§ 18 Weihnachtszuwendung 

(1) Auszubildende, die am 1. Dezember in einem Ausbildungsverhältnis stehen, haben Anspruch auf 
eine Weihnachtszuwendung. Diese beträgt 90 v.H. des den Auszubildenden in den Kalendermonaten 
August, September und Oktober durchschnittlich gezahlten Entgelts (Ausbildungsentgelt, in 
Monatsbeträgen bezahlte Zulagen und unständige Entgeltbestandteile gemäß § 10); 
unberücksichtigt bleibt hierbei das zusätzlich für Überstunden und Mehrarbeit gezahlte Entgelt, mit 
Ausnahme der im Dienstplan vorgesehenen Überstunden und Mehrarbeit. 

(2) Der Anspruch vermindert sich um ein Zwölftel für jeden Kalendermonat, in dem Auszubildende 
keinen Anspruch auf Ausbildungsentgelt (§ 9), Fortzahlung des Entgelts während des 
Erholungsurlaubs (§ 11) oder im Krankheitsfall (§ 15) haben. Die Verminderung unterbleibt für 
Kalendermonate, für die Auszubildende wegen Beschäftigungsverboten nach dem 
Mutterschutzgesetz kein Ausbildungsentgelt erhalten haben. Die Verminderung unterbleibt ferner 
für Kalendermonate der Inanspruchnahme der Elternzeit nach dem Bundeselterngeld- und 
Elternzeitgesetz (BEEG) bis zum Ende des Kalenderjahres, in dem das Kind geboren ist, wenn am 
Tag vor Antritt der Elternzeit Entgeltanspruch bestanden hat. 

(3) Die Weihnachtszuwendung wird mit dem für November zustehenden Ausbildungsentgelt 
ausgezahlt. Ein Teilbetrag der Weihnachtszuwendung kann zu einem früheren Zeitpunkt ausgezahlt 
werden. 
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(4) Auszubildende, die im unmittelbaren Anschluss an die Ausbildung vom Träger der 
fachpraktischen Ausbildung in ein Arbeitsverhältnis übernommen werden und am 1. Dezember 
noch in diesem Arbeitsverhältnis stehen, erhalten zusammen mit der anteiligen 
Weihnachtszuwendung aus dem Arbeitsverhältnis eine anteilige Weihnachtszuwendung aus dem 
Ausbildungsverhältnis. Erfolgt die Übernahme im Laufe eines Kalendermonats, wird für diesen 
Monat nur die anteilige Weihnachtszuwendung aus dem Arbeitsverhältnis gezahlt.

§ 19 Zusatzversorgung, Entgeltumwandlung 

(1) Für die Versicherung zum Zwecke einer zusätzlichen Alters-, Erwerbsminderungs- und 
Hinterbliebenenversorgung gilt § 35 KAVO. 

(2) Für die Entgeltumwandlung des Auszubildenden gilt die Regelung zur Entgeltumwandlung der 
Zentralen Kommission zur Ordnung des Arbeitsvertragsrechts im kirchlichen Dienst (Zentral-
KODA) vom 15. April 2002 in ihrer jeweils gültigen Fassung. Teilt der Auszubildende dem Träger 
der fachpraktischen Ausbildung die erforderlichen Angaben für eine vermögenswirksame Leistung 
(§ 17 Satz 2) nicht mit, erhält er auf Antrag eine monatliche Zulage in Höhe der 
vermögenswirksamen Leistung (§ 17 Satz 1) zur Brutto-Entgeltumwandlung, wenn diese gemäß 
Satz 1 durchgeführt wird; im Übrigen finden die Regelungen der Anlage 13 KAVO sinngemäß 
Anwendung. Die monatliche Zulage im Sinne des Satzes 2 ist kein zusatzversorgungspflichtiges 
Entgelt.

§ 20 Beihilfe im Geburtsfall 

Auszubildende erhalten im Geburtsfall eine Beihilfe in entsprechender Anwendung von § 5 der 
Anlage 10 KAVO.

§ 21 Beendigung des Ausbildungsverhältnisses 

(1) Das Ausbildungsverhältnis endet mit Ablauf der Ausbildungszeit; abweichende gesetzliche 
Regelungen bleiben unberührt. Im Falle des Nichtbestehens der Abschlussprüfung verlängert sich 
das Ausbildungsverhältnis auf Verlangen der Auszubildenden bis zur nächstmöglichen 
Wiederholungsprüfung, höchstens um ein Jahr. 

(2) Können Auszubildende ohne eigenes Verschulden die Abschlussprüfung erst nach beendeter 
Ausbildungszeit ablegen, gilt Absatz 1 Satz 2 entsprechend. 

(3) Beabsichtigt der Träger der fachpraktischen Ausbildung keine Übernahme in ein befristetes oder 
unbefristetes Arbeitsverhältnis, hat er dies den Auszubildenden drei Monate vor dem 
voraussichtlichen Ende der Ausbildungszeit schriftlich mitzuteilen. 

(4) Nach der Probezeit (§ 5) kann das Ausbildungsverhältnis unbeschadet der gesetzlichen 
Kündigungsgründe nur gekündigt werden 

a) aus einem sonstigen wichtigen Grund ohne Einhalten einer Kündigungsfrist (ein wichtiger Grund 
kann auch nach den Maßstäben der Grundordnung in der jeweils gültigen Fassung gegeben sein),

b) von den Auszubildenden mit einer Kündigungsfrist von vier Wochen. 

(5) Werden Auszubildende im Anschluss an das Ausbildungsverhältnis beschäftigt, ohne dass 
hierüber ausdrücklich etwas vereinbart worden ist, so gilt ein Arbeitsverhältnis auf unbestimmte 
Zeit als begründet.

241



§ 22 Übernahme von Auszubildenden 

Auszubildende werden nach erfolgreich bestandener Abschlussprüfung bei dienstlichem bzw. 
betrieblichem Bedarf im unmittelbaren Anschluss an das Ausbildungsverhältnis für die Dauer von 
zwölf Monaten in ein Arbeitsverhältnis übernommen, sofern nicht im Einzelfall personenbedingte, 
verhaltensbedingte, betriebsbedingte oder gesetzliche Gründe entgegenstehen. Im Anschluss daran 
werden diese Mitarbeiter bei entsprechender Bewährung in ein unbefristetes Arbeitsverhältnis 
übernommen. Der dienstliche bzw. betriebliche Bedarf muss zum Zeitpunkt der Beendigung der 
Ausbildung nach Satz 1 vorliegen und setzt zudem eine freie und besetzbare Stelle bzw. einen freien 
und zu besetzenden Arbeitsplatz voraus, die/der eine ausbildungsadäquate Beschäftigung auf Dauer 
ermöglicht. Bei einer Auswahlentscheidung sind die Ergebnisse der Abschlussprüfung und die 
persönliche Eignung zu berücksichtigen. Bestehende Mitbestimmungsrechte bleiben unberührt. 
Besteht kein dienstlicher bzw. betrieblicher Bedarf für eine unbefristete Beschäftigung, ist eine 
befristete Beschäftigung außerhalb von § 22 möglich.

§ 23 Abschlussprämie 

(1) Bei Beendigung des Ausbildungsverhältnisses aufgrund erfolgreich abgeschlossener 
Abschlussprüfung bzw. staatlicher Prüfung erhalten Auszubildende eine Abschlussprämie als 
Einmalzahlung in Höhe von 400 Euro. Die Abschlussprämie ist kein zusatzversorgungspflichtiges 
Entgelt. Sie ist nach Bestehen der Abschlussprüfung bzw. der staatlichen Prüfung fällig. 

(2) Absatz 1 gilt nicht für Auszubildende, die ihre Ausbildung nach erfolgloser Prüfung aufgrund 
einer Wiederholungsprüfung abschließen. Im Einzelfall kann der Träger der fachpraktischen 
Ausbildung von Satz 1 abweichen.

§ 24 Sonstige Bestimmungen 

Im Übrigen gelten die folgenden Bestimmungen der Kirchlichen Arbeits- und Vergütungsordnung 
(KAVO) für die (Erz-)Bistümer Aachen, Essen, Köln, Münster (nordrhein-westfälischer Teil) und 
Paderborn in ihrer jeweiligen Fassung sinngemäß: 

• § 8 Schweigepflicht, 
• § 8b Umsetzung der Ordnungen für den Umgang mit sexuellem Missbrauch und zur 

Prävention gegen sexualisierte Gewalt, 
• § 9 Belohnungen und Geschenke, 
• § 10 Nebentätigkeiten, 
• § 13 Schadenshaftung, 
• §§ 14-14d (Arbeitszeitbestimmungen), 
• § 31 Forderung bei Dritthaftung, 
• § 38 Sonderurlaub, 
• § 40 Arbeitsbefreiung, 
• § 47 Schlichtungsausschuss, 
• § 50 Zeugnis, 
• § 57 Ausschlussfristen. 
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§ 25 Inflationsausgleich

(1) Die §§ 1 bis 3 der Anlage 4 KAVO finden auf die Ausbildungsverhältnisse im Sinne dieser 
Ordnung nach Maßgabe der folgenden Absätze sinngemäß Anwendung.

(2) Abweichend von § 1 Abs. 2 S. 1 Anlage 4 KAVO beträgt die Höhe des Inflationsausgleichs 
(2023) 620 Euro. 

(3) Abweichend von § 2 Abs. 2 S. 1 Anlage 4 KAVO beträgt die Höhe der monatlichen 
Sonderzahlungen 110 Euro. 

(4) Anspruch auf Entgelt im Sinne des § 1 Abs. 1 bzw. § 2 Abs. 1 S. 3 Anlage 4 KAVO sind auch 
die Ansprüche auf Entgeltfortzahlung nach §§ 11, 15 und 16 dieser Ordnung.
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Ordnung für Studierende in ausbildungsintegrierten dualen  
Studiengängen (Studierendenordnung)69

Präambel 

Die Regelungen dieser Ordnung kommen zustande durch Beschlüsse der Regional-KODA 
Nordrhein-Westfalen und deren In-Kraft-Setzung durch die Diözesanbischöfe der (Erz-)Bistümer 
Aachen, Essen, Köln, Münster und Paderborn. Sie sind ausgerichtet auf die besonderen 
Erfordernisse der kirchlichen Dienste. Die Grundordnung des kirchlichen Dienstes (Grundordnung) 
ist Grundlage und in ihrer jeweiligen Fassung Bestandteil dieser Ordnung. Die Regelungen dieser 
Ordnung entsprechen im Wesentlichen den Bestimmungen des Tarifvertrages für Studierende in 
ausbildungsintegrierten dualen Studiengängen im öffentlichen Dienst (TVSöD-VKA). Soweit die 
Bestimmungen dieser Ordnung mit denen des TVSöD-VKA übereinstimmen, werden sie in gleicher 
Weise ausgelegt.

§ 1 Geltungsbereich, Begriffsbestimmungen 

(1) Diese Ordnung gilt für Personen, die mit Rechtsträgern im Sinne von § 1 Abs. 1 und 2 der 
Ordnung zur Mitwirkung bei der Gestaltung des Arbeitsvertragsrechts durch Kommissionen in den 
(Erz-)Diözesen Aachen, Essen, Köln, Münster (nordrhein-westfälischer Teil) und Paderborn einen 
Vertrag für die Teilnahme an einem ausbildungsintegrierten dualen Studiengang schließen. Die 
Personen werden nachfolgend Studierende genannt. Voraussetzung dafür, dass diese Ordnung auf 
Studierende Anwendung findet, ist auch, dass die Studierenden in einem Beruf ausgebildet werden, 
der 

a) von der Ordnung für Berufsausbildungsverhältnisse oder

b) von der Ordnung für Schülerinnen in praxisintegrierten Ausbildungsgängen zur Erzieherin, 
Kinderpflegerin oder Heilerziehungspflegerin nach landesrechtlichen Regelungen (PiA-Ordnung) 

erfasst wird. 

(2) Ausbildender ist, wer andere Personen zur Ausbildung einstellen darf. Die Ausbildereigenschaft 
bestimmt sich nach dem Aufbau der Verwaltung. 

(3) Das ausbildungsintegrierte duale Studium verbindet auf der Grundlage eines schriftlichen 
Ausbildungs- und Studienvertrags eine betriebliche Ausbildung, die von Absatz 1 Satz 3 
Buchstaben a) oder b) erfasst wird, mit einem Studium, das in einem vom Ausbildenden 
vorgegebenen Studiengang an einer Hochschule absolviert wird. Das ausbildungsintegrierte duale 
Studium gliedert sich in einen Ausbildungsteil und einen Studienteil, die beide jeweils dem 
Erreichen der entsprechenden Abschlussqualifikation dienen. Dabei beinhaltet der Studienteil des 
ausbildungsintegrierten dualen Studiums fachtheoretische Studienabschnitte an der Hochschule 
(Lehrveranstaltungen) und berufspraktische Studienabschnitte beim Ausbildenden oder einem von 
dem Ausbildenden zu bestimmenden Dritten.

69 Wenn in den Regelungen dieser Ordnungen nur die weibliche oder männliche Form verwendet wird, erfolgt dies 
aus Gründen der besseren Lesbarkeit. Es sind stets alle Geschlechter gemeint.
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§ 2 Einstellungsvoraussetzungen 

(1) Die Einstellung setzt eine dem kirchlichen Dienst entsprechende persönliche Eignung und 
sachliche Befähigung voraus. 

(2) Die persönliche Eignung richtet sich auch nach den Anforderungen der Grundordnung in ihrer 
jeweils geltenden Fassung. 

(3) Sachliche Befähigung für die Einstellung ist der für die Berufsausbildung und das Studium 
notwendige Schulabschluss.

§ 3 Ausbildungs- und Studienvertrag, Nebenabreden 

(1) Vor Beginn des Ausbildungs- und Studienverhältnisses ist ein schriftlicher Ausbildungs- und 
Studienvertrag zu schließen, der neben der Bezeichnung des beabsichtigten Studienabschlusses 
(Studienteil) und des integrierten Ausbildungsberufes (Ausbildungsteil) mindestens folgende 
Angaben enthält: 

a) die maßgebliche Studien- und Prüfungsordnung in der jeweils geltenden Fassung, die 
kooperierende Hochschule, den Aufbau und die sachliche Gliederung des ausbildungsintegrierten 
dualen Studiums, die maßgebliche Ausbildungs- und Prüfungsordnung in der jeweils geltenden 
Fassung sowie Art, sachliche und zeitliche Gliederung des Ausbildungsteils,

b) Beginn, Dauer und Verteilung des Studienteils einschließlich berufspraktischer Studienabschnitte 
(Studienplan) und Festlegung der diesbezüglichen Teilnahmepflicht sowie Beginn, Dauer und 
Verteilung des Ausbildungsteils (Ausbildungsplan),

c) Dauer der regelmäßigen täglichen oder wöchentlichen Ausbildungs- und Studienzeit,

d) Dauer der Probezeit,

e) Zahlung und Höhe des Studienentgelts sowie Studiengebühren,

f) Dauer und Inanspruchnahme des Urlaubs,

g) Voraussetzungen, unter denen das Vertragsverhältnis gekündigt werden kann,

h) Bindungs- und Rückzahlungsbedingungen,

i) die Inbezugnahme dieser Ordnung in ihrer jeweils geltenden Fassung sowie einen in allgemeiner 
Form gehaltenen Hinweis auf die Dienstvereinbarungen, die auf das Ausbildungs- und 
Studienverhältnis anzuwenden sind,

j) die Form des Ausbildungsnachweises nach dem Berufsbildungsgesetz (BBiG) für Studierende mit 
einem Ausbildungsteil nach § 1 Abs. 1 Satz 3 Buchst. a). 

(2) Nebenabreden sind nur wirksam, wenn sie schriftlich vereinbart werden. Sie können gesondert 
gekündigt werden, soweit dies einzelvertraglich vereinbart ist.

§ 4 Beschlüsse der Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission 

Beschlüsse der Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission (bis 28. Februar 2023: Zentrale 
Kommission der Zentral-KODA) im Sinne von § 2 Abs. 1 der Ordnung der Zentralen 
Arbeitsrechtlichen Kommission (ZAK-Ordnung) sind mit ihrer Inkraftsetzung Bestandteil dieser 
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Ordnung, soweit die Beschlüsse die Ausbildungs- und Studienverhältnisse, auf die diese Ordnung 
Anwendung findet, betreffen.

§ 5 Probezeit, Kündigung 

(1) Die Probezeit beträgt drei Monate für Studierende mit einem Ausbildungsteil nach § 1 Abs. 1 
Satz 3 Buchstabe a) und sechs Monate für Studierende mit einem Ausbildungsteil nach § 1 Abs. 1 
Satz 3 Buchstabe b). Wird die Ausbildung während der Probezeit um mehr als ein Drittel dieser Zeit 
unterbrochen, so verlängert sich die Probezeit bei Studierenden mit einem Ausbildungsteil nach § 1 
Abs. 1 Satz 3 Buchst. a) um den Zeitraum der Unterbrechung. 

(2) Während der Probezeit kann das Vertragsverhältnis von beiden Seiten jederzeit ohne Einhalten 
einer Kündigungsfrist gekündigt werden. 

(3) Nach der Probezeit kann das Vertragsverhältnis unbeschadet der gesetzlichen 
Kündigungsgründe nur gekündigt werden 

a) aus einem sonstigen wichtigen Grund ohne Einhalten einer Kündigungsfrist (ein wichtiger Grund 
kann auch nach den Maßstäben der Grundordnung in der jeweils gültigen Fassung gegeben sein),

b) von den Studierenden mit einer Kündigungsfrist von vier Wochen.

§ 6 Ärztliche Untersuchungen 

(1) Studierende haben auf Verlangen des Ausbildenden vor ihrer Einstellung ihre gesundheitliche 
Eignung durch das Zeugnis eines Amts- oder Betriebsarztes nachzuweisen. Für Studierende, die 
unter das Jugendarbeitsschutzgesetz (JArbSchG) fallen, ist ergänzend § 32 Abs. 1 JArbSchG zu 
beachten. 

(2) Der Ausbildende ist bei begründeter Veranlassung berechtigt, Studierende zu verpflichten, durch 
ärztliche Bescheinigung nachzuweisen, dass sie in der Lage sind, die nach dem Ausbildungs- und 
Studienvertrag übernommenen Verpflichtungen zu erfüllen. Bei dem beauftragten Arzt kann es sich 
um einen Betriebsarzt handeln, soweit sich die Betriebsparteien nicht auf einen anderen Arzt 
geeinigt haben. Die Kosten dieser Untersuchung trägt der Ausbildende. 

(3) Studierende, die besonderen Ansteckungsgefahren ausgesetzt, mit gesundheitsgefährdenden 
Tätigkeiten beschäftigt oder mit der Zubereitung von Speisen beauftragt sind, sind in regelmäßigen 
Zeitabständen oder auf ihren Antrag bei Beendigung des Ausbildungs- und Studienverhältnisses 
ärztlich zu untersuchen. Die Kosten dieser Untersuchung trägt der Ausbildende, falls hierzu kein 
Dritter verpflichtet ist.

§ 7 Nachweispflichten, Akteneinsichtsrecht 

(1) Die Leistungsnachweise aus dem Studienteil des ausbildungsintegrierten dualen Studiums sind 
Bestandteil der Personalakte der Studierenden. Hierzu haben die Studierenden die von den 
Hochschulen auszustellenden Leistungsübersichten nach den jeweiligen Studien- und 
Prüfungsordnungen sowie eine Abschrift des Abschlusszeugnisses unverzüglich nach 
Aushändigung dem Ausbildenden vorzulegen.

(2) Die Studierenden haben ein Recht auf Einsicht in ihre vollständigen Personalakten. Sie können 
das Recht auf Einsicht durch einen hierzu schriftlich Bevollmächtigten ausüben lassen. Sie können 
Auszüge oder Kopien aus ihren Personalakten erhalten.
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(3) Beurteilungen sind Studierenden unverzüglich bekannt zu geben. Die Bekanntgabe ist 
aktenkundig zu machen.

§ 8 Wöchentliche und tägliche Ausbildungs- und Studienzeit 

(1) Die durchschnittliche regelmäßige wöchentliche Ausbildungs- und Studienzeit und tägliche 
Ausbildungs- und Studienzeit der Studierenden richten sich während der fachtheoretischen 
Abschnitte nach der jeweiligen Ausbildungs-, Studien- und Prüfungsordnung. Die durchschnittliche 
regelmäßige wöchentliche Ausbildungs- und Studienzeit der Studierenden, die nicht unter das 
Jugendarbeitsschutzgesetz fallen, richtet sich während der berufspraktischen Abschnitte beim 
Ausbildenden nach den für die Mitarbeiter des Ausbildenden maßgebenden Vorschriften über die 
Arbeitszeit. Die Sätze 1 und 2 gelten auch bei der Durchführung von berufspraktischen Abschnitten 
einschließlich der praktischen Ausbildung des Ausbildungsteils bei einem Dritten. In dem 
Ausbildungs- und Studienvertrag nach § 3 werden die berufspraktischen Abschnitte verbindlich in 
einem Ausbildungs- und Studienplan vereinbart.

(2) Wird das Führen von Berichtsheften (Ausbildungsnachweisen) verlangt, ist den Studierenden 
dazu während der Ausbildungs- und Studienzeit Gelegenheit zu geben.

(3) An Tagen, an denen Studierende fachtheoretische Studienabschnitte an der Hochschule 
absolvieren, gilt die tägliche Ausbildungs- und Studienzeit als erfüllt. Im Übrigen gelten für 
Studierende, die eine Ausbildung nach § 1 Abs. 1 Satz 3 Buchst. a) absolvieren, Unterrichtszeiten 
einschließlich der Pausen als Ausbildungs- und Studienzeit. Dies gilt auch für die notwendige 
Wegezeit zwischen Unterrichtsort und Ausbildungsstätte, sofern die praktische Ausbildung oder 
berufspraktische Studienabschnitte nach dem Unterricht fortgesetzt werden.

(4) Im Übrigen gilt für Studierende mit einem Ausbildungsteil nach § 1 Abs. 1 Satz 3 Buchst. a), 
dass sie an Tagen, an denen sie im Rahmen ihres Ausbildungsteils an einem theoretisch 
betrieblichen Unterricht von mindestens 270 tatsächlichen Unterrichtsminuten teilnehmen, nicht zur 
praktischen Ausbildung herangezogen werden dürfen.

(5) Studierende dürfen im Rahmen des Ausbildungs- und Studienzwecks auch an Sonntagen und 
Wochenfeiertagen und in der Nacht ausgebildet werden.

(6) Eine Beschäftigung, die über die nach Absatz 1 geregelte Ausbildungs- und Studienzeit 
hinausgeht, ist nur ausnahmsweise zulässig. §§ 21, 23 JArbSchG und § 17 Abs. 7 BBiG bleiben 
unberührt.

§ 9 Studienentgelt und Studiengebühren 

(1) Studierende erhalten bis zum Ablauf des Kalendermonats, in dem die Abschlussprüfung des 
Ausbildungsteils erfolgreich abgelegt wird, ein Studienentgelt, das sich aus einem monatlichen 
Entgelt und einer monatlichen Zulage zusammensetzt. Das monatliche Entgelt beträgt 

a) für Studierende nach § 1 Abs. 1 Satz 3 Buchst. a)

  ab 1. April 2025 ab 1. Mai 2026
- im ersten Ausbildungsjahr 1.293,26 Euro 1.368,26 Euro
- im zweiten Ausbildungsjahr 1.343,20 Euro 1.418,20 Euro
- im dritten Ausbildungsjahr 1.389,02 Euro 1.464,02 Euro
- im vierten Ausbildungsjahr 1.452,59 Euro 1.527,59 Euro.
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 b) für Studierende nach § 1 Abs. 1 Satz 3 Buchst. b) 

  ab 1. April 2025 ab 1. Mai 2026
- im ersten Ausbildungsjahr 1.415,69 Euro 1.490,69 Euro
- im zweiten Ausbildungsjahr 1.477,07 Euro 1.552,07 Euro
- im dritten Ausbildungsjahr 1.578,38 Euro 1.653,38 Euro.

Die monatliche Zulage beträgt 150 Euro. Die Zulage erfolgt als monatliche Pauschale und damit 
unabhängig von der zeitlichen Verteilung der Ausbildungs- und Studienteile. 

(2) Nach dem Ablauf des Kalendermonats, in dem die Abschlussprüfung des Ausbildungsteils 
erfolgreich abgelegt wurde, erhalten die Studierenden anstelle des Studienentgelts nach Absatz 1 bis 
zur Beendigung des ausbildungsintegrierten dualen Studiums ein monatliches Studienentgelt in 
Höhe von 

- ab 1. April 2025 1.550,00 Euro
- ab 1. Mai 2026 1.625,00 Euro
bei einem ausbildungsintegrierten dualen Studiengang mit einem Ausbildungsteil nach § 1 Abs. 1 
Satz 3 Buchst. a),

- ab 1. April 2025 1.740,00 Euro
- ab 1. Mai 2026 1.815,00 Euro
bei einem ausbildungsintegrierten dualen Studiengang mit einem Ausbildungsteil nach § 1 Abs. 1 
Satz 3 Buchst. b). 

(3) Das Studienentgelt ist zu demselben Zeitpunkt fällig wie das den Mitarbeitern des Ausbildenden 
gezahlte Entgelt. 

(4) Der Ausbildende übernimmt die notwendigen Studiengebühren. 

(5) Ist wegen des Besuchs einer weiterführenden oder einer berufsbildenden Schule oder wegen 
einer Berufsausbildung in einer sonstigen Einrichtung die Ausbildungszeit des Ausbildungsteils 
verkürzt, gilt für die Höhe des Studienentgelts nach Absatz 1 der Zeitraum, um den die 
Ausbildungszeit des Ausbildungsteils verkürzt wird, als abgeleistete Ausbildungszeit. 

(6) Wird bei einem ausbildungsintegrierten dualen Studiengang mit einem Ausbildungsteil nach 
Maßgabe des § 1 Abs. 1 Satz 3 Buchst. a) die Ausbildungszeit des Ausbildungsteils 

a) im Falle des Nichtbestehens der Abschlussprüfung auf Verlangen der Studierenden bis zur 
nächstmöglichen Wiederholungsprüfung, höchstens um ein Jahr, verlängert oder

b) auf Antrag der Studierenden nach § 8 Abs. 2 BBiG von der zuständigen Stelle oder nach § 27c 
Abs. 2 der Handwerksordnung (HwO) von der Handwerkskammer verlängert, 

wird während des Zeitraums der Verlängerung das Studienentgelt nach Absatz 1 Satz 1 in 
Verbindung mit Satz 2 des letzten regelmäßigen Ausbildungsabschnitts des Ausbildungsteils 
gezahlt. 

(7) Können Studierende bei einem ausbildungsintegrierten dualen Studiengang mit einem 
Ausbildungsteil nach § 1 Abs. 1 Satz 3 Buchst. a) ohne eigenes Verschulden die Abschlussprüfung 
des Ausbildungsteils erst nach beendeter Ausbildungszeit ablegen, erhalten die Studierenden bis zur 
Ablegung der Abschlussprüfung des Ausbildungsteils ein Studienentgelt nach Absatz 1 Satz 1 in 
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Verbindung mit Satz 2 für den letzten regelmäßigen Ausbildungsabschnitt. Im Falle des Bestehens 
der Prüfung erhalten die Studierenden darüber hinaus rückwirkend von dem Zeitpunkt an, an dem 
der Ausbildungsteil geendet hat, den Unterschiedsbetrag zwischen dem ihnen gezahlten 
Studienentgelt nach Satz 1 und dem für das vierte Ausbildungsjahr maßgebenden Studienentgelt 
nach Absatz 1 Satz 1 in Verbindung mit Satz 2.

§ 10 Unständige Entgeltbestandteile 

(1) Für Studierende, deren berufspraktische Abschnitte einschließlich der praktischen Ausbildung 
des Ausbildungsteils an Samstagen, Sonntagen, Feiertagen und Vorfesttagen stattfinden, gelten die 
§§ 14 bis 14b KAVO sinngemäß. Dies gilt auch für den Bereitschaftsdienst und die Rufbereitschaft, 
für die Überstunden und für die Zeitzuschläge. 

(2) Für Studierende mit einem Ausbildungsteil nach § 1 Abs. 1 Satz 3 Buchst. b) beträgt der 
Zeitzuschlag für Nachtarbeit mindestens 1,28 Euro pro Stunde. Studierende mit einem 
Ausbildungsteil nach § 1 Abs. 1 Satz 3 Buchst. b) erhalten unter denselben Voraussetzungen wie die 
beim Ausbildenden beschäftigten Mitarbeiter 75 v.H. der Zulagenbeträge gemäß § 14b Abs. 6 
KAVO.

§ 11 Urlaub 

(1) Studierende erhalten Erholungsurlaub unter Fortzahlung ihres Studienentgelts in entsprechender 
Anwendung der für die Mitarbeiter des Ausbildenden geltenden Regelungen mit der Maßgabe, dass 
der Urlaubsanspruch bei Verteilung der wöchentlichen Ausbildungszeit auf fünf Tage in der 
Kalenderwoche in jedem Kalenderjahr 30 Ausbildungstage (ab 1. Januar 2027: 31 Ausbildungstage) 
beträgt. 

(1a) Im Fall der Kündigung gemäß § 39 Abs. 4 Buchst. j TVöD (VKA) gilt ab deren 
Wirksamwerden Absatz 1 in folgender Fassung:
„Studierende erhalten Erholungsurlaub unter Fortzahlung ihres Studienentgelts in entsprechender 
Anwendung der für die Mitarbeiter des Ausbildenden geltenden Regelungen mit der Maßgabe, dass 
der Urlaubsanspruch bei Verteilung der wöchentlichen Ausbildungszeit auf fünf Tage in der 
Kalenderwoche in jedem Kalenderjahr 30 Ausbildungstage beträgt.“

(2) Der Erholungsurlaub ist in der vorlesungs- und unterrichtsfreien Zeit in Anspruch zu nehmen. 

(3) Bei Urlaubsabgeltung gilt § 39 KAVO entsprechend. 

(4) Studierende mit einem Ausbildungsteil nach § 1 Abs. 1 Satz 3 Buchst. b), die im Ausbildungsteil 
im Schichtdienst (§ 14a Abs. 2 KAVO) eingesetzt werden, erhalten im zweiten und dritten Jahr des 
Ausbildungsteils je einen Tag Zusatzurlaub. Absatz 2 gilt entsprechend.

§ 12 Ausbildungs- und Studienmaßnahmen außerhalb der Ausbildungsstätte 

(1) Bei Reisen im Sinne von § 2 Abs. 2 Satz 1 der Anlage 15 KAVO, die im Rahmen des 
Ausbildungsteils oder der berufspraktischen Studienabschnitte erfolgen, erhalten die Studierenden 
eine Entschädigung in analoger Anwendung der Reisekostenbestimmungen, die für die Mitarbeiter 
des Ausbildenden jeweils gelten. Gleiches gilt bei Reisen zur Ablegung der in den 
Ausbildungsordnungen bzw. in den Studien- und Prüfungsordnungen vorgeschriebenen Prüfungen 
für Studierende mit einem Ausbildungsteil nach § 1 Abs. 1 Satz 3 Buchst. a). 
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(2) Bei Reisen von Studierenden mit einem Ausbildungsteil nach § 1 Abs. 1 Satz 3 Buchst. a) zur 
Teilnahme an überbetrieblichen Ausbildungsmaßnahmen im Sinne des § 5 Abs. 2 Satz 1 Nr. 6 BBiG 
außerhalb der politischen Gemeindegrenze der Ausbildungsstätte, werden die entstandenen  
notwendigen Fahrtkosten bis zur Höhe der Kosten der Fahrkarte der jeweils niedrigsten Klasse des 
billigsten regelmäßig verkehrenden Beförderungsmittels (im Bahnverkehr ohne Zuschläge) 
erstattet; Möglichkeiten zur Erlangung von Fahrpreisermäßigungen (z.B. Schülerfahrkarten, 
Monatsfahrkarten, BahnCard, Semesterticket) sind auszunutzen. Beträgt die Entfernung zwischen 
den Ausbildungsstätten hierbei mehr als 100 km, werden im Bahnverkehr Zuschläge 
beziehungsweise besondere Fahrpreise (z.B. für ICE) erstattet. Die nachgewiesenen notwendigen 
Kosten einer Unterkunft am auswärtigen Ort werden, soweit nicht eine unentgeltliche Unterkunft 
zur Verfügung steht, erstattet. Zu den Auslagen des bei notwendiger auswärtiger Unterbringung 
entstehenden Verpflegungsmehraufwands am auswärtigen Ausbildungsort wird Studierenden für 
volle Kalendertage der Anwesenheit sowie für den An- und Abreisetag ein Verpflegungszuschuss 
gewährt, dessen Höhe sich in analoger Anwendung der für die Mitarbeiter des Ausbildenden 
geltenden Reisekostenbestimmungen in der jeweiligen Fassung bemisst. Bei unentgeltlicher 
Verpflegung wird der jeweilige Sachbezugswert einbehalten. Bei einer über ein Wochenende oder 
einen Feiertag hinaus andauernden Ausbildungsmaßnahme werden die dadurch entstandenen 
Mehrkosten für Unterkunft und Verpflegungsmehraufwand nach Maßgabe der Sätze 3 bis 5 
erstattet. Die Sätze 1 bis 6 gelten auch für Reisen im Rahmen der fachtheoretischen 
Studienabschnitte, die Bestandteil von Studien- und Prüfungsordnungen sind, wenn die Hochschule 
außerhalb der politischen Gemeindegrenze der Ausbildungsstätte liegt. Für die notwendigen 
Auslagen beim Verpflegungsmehraufwand wird bei Reisen nach Satz 7 für volle Kalendertage der 
Anwesenheit am auswärtigen Ausbildungsort ein Verpflegungszuschuss in Höhe der nach der  
Sozialversicherungsentgeltverordnung maßgebenden Sachbezugswerte für Frühstück, Mittagessen 
und Abendessen gewährt. Bei unentgeltlicher Verpflegung wird der jeweilige Sachbezugswert 
einbehalten. Soweit eine Reise nach Satz 7 über ein Wochenende oder einen Feiertag hinaus 
andauert, gelten die Sätze 1 bis 3, 8 und 9 entsprechend.

(3) Bei Reisen von Studierenden mit einem Ausbildungsteil nach § 1 Abs. 1 Satz 3 Buchst. b) zur 
vorübergehenden Ausbildung an einer anderen Einrichtung außerhalb der politischen 
Gemeindegrenze der Ausbildungsstätte sowie zur Teilnahme an Vorträgen, an 
Arbeitsgemeinschaften oder an Übungen werden die entstandenen notwendigen Fahrtkosten bis zur 
Höhe der Kosten für die Fahrkarte der jeweils niedrigsten Klasse des billigsten regelmäßig 
verkehrenden Beförderungsmittels (im Bahnverkehr ohne Zuschläge) erstattet; Möglichkeiten zur 
Erlangung von Fahrpreisermäßigungen (z.B. Schülerfahrkarten, Monatsfahrkarten, BahnCard, 
Semesterticket) sind auszunutzen. Bei Reisen zur vorübergehenden Ausbildung an einer anderen 
Einrichtung außerhalb der politischen Gemeindegrenzen der Ausbildungsstätte nach Satz 1 wird bei 
notwendiger Unterbringung am auswärtigen Ausbildungsort für volle Kalendertage der 
Anwesenheit sowie für den An- und Abreisetag ein Verpflegungszuschuss gewährt, dessen Höhe 
sich in analoger Anwendung der für die Mitarbeiter des Ausbildenden geltenden 
Reisekostenbestimmungen in der jeweiligen Fassung bemisst. Bei unentgeltlicher Verpflegung wird 
der Verpflegungszuschuss entsprechend einbehalten. Bei einer über ein Wochenende oder einen 
Feiertag hinaus andauernden Ausbildungsmaßnahme werden die durch den 
Verpflegungsmehraufwand entstandenen Mehrkosten nach Maßgabe der Sätze 2 und 3 erstattet. Die 
Sätze 2 bis 4 gelten nicht für den Besuch einer auswärtigen beruflichen Schule sowie für Reisen im 
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Rahmen der fachtheoretischen Studienabschnitte, die Bestandteil von Studien- und 
Prüfungsordnungen sind, wenn die Hochschule außerhalb der politischen Gemeindegrenze der 
Ausbildungsstätte liegt.

(4) Bei Reisen von Studierenden mit einem Ausbildungsteil nach § 1 Abs. 1 Satz 3 Buchst. a), die 
im Rahmen des Ausbildungsteils für den Besuch einer auswärtigen Berufsschule erfolgen, werden 
die notwendigen Fahrtkosten erstattet, soweit sie monatlich 6 v.H. des Studienentgelts nach § 9 Abs. 
1 für das erste Studienjahr übersteigen. § 3 Abs. 4 der Anlage 15 KAVO findet sinngemäße 
Anwendung. Die notwendigen Auslagen für Unterkunft und Verpflegungsmehraufwand werden bei 
Besuch der regulären auswärtigen Berufsschule im Blockunterricht entsprechend Absatz 2 Sätze 3 
bis 6 erstattet. Soweit eine Reise nach Satz 3 über ein Wochenende oder einen Feiertag hinaus 
andauert, gilt Absatz 2 Sätze 3, 8 und 9 entsprechend. Leistungen Dritter sind anzurechnen. 

(5) Bei Abordnungen und Zuweisungen von Studierenden mit einem Ausbildungsteil nach § 1 Abs. 
1 Satz 3 Buchst. a), die im Rahmen des Ausbildungsteils erfolgen, werden die Kosten nach 
Maßgabe des Absatzes 2 erstattet.

§ 13 Familienheimfahrten 

Für Familienheimfahrten vom jeweiligen Ort der Ausbildungsstätte oder vom Ort der auswärtigen 
Berufsschule/Hochschule, deren Besuch vom Ausbildenden veranlasst wurde, zum Wohnort der 
Eltern, der Erziehungsberechtigten oder der Ehegattin/des Ehegatten werden den Studierenden 
monatlich einmal die im Bundesgebiet entstandenen notwendigen Fahrtkosten bis zur Höhe der 
Kosten der Fahrkarte der jeweils niedrigsten Klasse des billigsten regelmäßig verkehrenden 
Beförderungsmittels (im Bahnverkehr ohne Zuschläge) erstattet; Möglichkeiten zur Erlangung von 
Fahrpreisermäßigungen (z.B. Schülerfahrkarten, Monatsfahrkarten, Semesterticket, BahnCard) sind 
auszunutzen. Beträgt die Entfernung mehr als 300 km, können im Bahnverkehr Zuschläge bzw. 
besondere Fahrpreise (z.B. für ICE) erstattet werden. Die Sätze 1 und 2 gelten nicht, wenn aufgrund 
geringer Entfernung eine tägliche Rückkehr möglich und zumutbar ist oder der Aufenthalt am 
jeweiligen Ort der Ausbildungsstätte oder der auswärtigen Berufsschule/Hochschule weniger als 
vier Wochen beträgt.

§ 14 Schutzkleidung, Ausbildungsmittel, Lernmittelzuschuss 

(1) Studierende erhalten Schutzkleidung nach den Bestimmungen, die für die entsprechenden 
Mitarbeiter des Ausbildenden maßgebend sind. Diese wird unentgeltlich zur Verfügung gestellt, 
soweit das Tragen von Schutzkleidung gesetzlich vorgeschrieben oder angeordnet ist. Die 
Schutzkleidung verbleibt im  Eigentum des Ausbildenden. 

(2) Der Ausbildende hat den Studierenden im Rahmen des Ausbildungsteils kostenlos die 
Ausbildungsmittel zur Verfügung zu stellen, die zur Berufsausbildung und zum Ablegen von 
Zwischen- und Abschlussprüfungen bzw. der staatlichen Prüfung erforderlich sind. 

(3) Studierende mit einem Ausbildungsteil nach § 1 Abs. 1 Satz 3 Buchst. a) erhalten bis zum 
Abschluss des Ausbildungsteils einmal jährlich einen Lernmittelzuschuss in Höhe von 50 Euro 
brutto. Absatz 2 bleibt unberührt. Der Lernmittelzuschuss ist möglichst mit dem Ausbildungsentgelt 
des ersten Monats des jeweiligen Ausbildungsjahres zu zahlen, er ist spätestens im Zahlungsmonat 
September des betreffenden Ausbildungsjahres fällig.

251



§ 15 Entgelt im Krankheitsfall 

(1) Werden Studierende durch Arbeitsunfähigkeit infolge Krankheit ohne ihr Verschulden 
verhindert, ihre Verpflichtungen aus dem Ausbildungs- und Studienvertrag zu erfüllen, erhalten sie 
für die Zeit der Arbeitsunfähigkeit für die Dauer von bis zu sechs Wochen sowie nach Maßgabe der 
gesetzlichen Bestimmungen bei Wiederholungserkrankungen das Studienentgelt (§ 9) in 
entsprechender Anwendung der für die Mitarbeiter des Ausbildenden geltenden Regelungen 
fortgezahlt. 

(2) Im Übrigen gilt das Entgeltfortzahlungsgesetz. 

(3) Bei der jeweils ersten Arbeitsunfähigkeit, die durch einen bei dem Ausbildenden erlittenen 
Arbeitsunfall oder durch eine bei dem Ausbildenden zugezogene Berufskrankheit verursacht ist, 
erhalten Studierende nach Ablauf des nach Absatz 1 maßgebenden Zeitraums bis zum Ende der 26. 
Woche seit dem Beginn der Arbeitsunfähigkeit einen Krankengeldzuschuss, wenn der zuständige 
Unfallversicherungsträger den Arbeitsunfall oder die Berufskrankheit anerkennt. Für die 
Berechnung der Höhe des Krankengeldzuschusses findet § 30 Absatz 2 KAVO entsprechende 
Anwendung.

§ 16 Entgeltfortzahlung in sonstigen Fällen 

(1) Studierenden ist das Studienentgelt nach § 9 Abs. 1 für insgesamt fünf Tage fortzuzahlen, um 
sich vor den in den Ausbildungsordnungen für den Ausbildungsteil vorgeschriebenen 
Abschlussprüfungen ohne Bindung an die planmäßige Ausbildung auf die Prüfung vorbereiten zu 
können; bei der Sechstagewoche besteht dieser Anspruch für sechs Tage. 

(2) Der Freistellungsanspruch nach Absatz 1 verkürzt sich um die Zeit, für die Studierende zur 
Vorbereitung auf die Abschlussprüfung besonders zusammengefasst werden; es besteht jedoch 
mindestens ein Anspruch auf zwei Ausbildungstage. 

(3) Im Übrigen gelten die für die Mitarbeiter des Ausbildenden maßgebenden Regelungen zur 
Arbeitsbefreiung entsprechend.

§ 17 Vermögenswirksame Leistungen 

(1) Nach Maßgabe des Vermögensbildungsgesetzes in seiner jeweiligen Fassung erhalten 
Studierende eine vermögenswirksame Leistung in Höhe von 13,29 Euro monatlich. Der Anspruch 
auf vermögenswirksame Leistungen entsteht frühestens für den Kalendermonat, in welchem dem 
Ausbildenden die erforderlichen Angaben mitgeteilt werden, und für die beiden vorangegangenen 
Monate desselben Kalenderjahres. 

(2) Die vermögenswirksamen Leistungen sind kein zusatzversorgungspflichtiges Entgelt.

§ 18 Weihnachtszuwendung 

(1) Studierende, die am 1. Dezember in einem Ausbildungs- und Studienverhältnis stehen, haben 
Anspruch auf eine Weihnachtszuwendung. Die Weihnachtszuwendung beträgt 90 v.H. des den 
Studierenden für November des jeweiligen Jahres zustehenden Studienentgelts (§ 9). 

(2) Der Anspruch vermindert sich um ein Zwölftel für jeden Kalendermonat, in dem Studierende 
keinen Anspruch auf Studienentgelt (§ 9), Fortzahlung des Entgelts während des Erholungsurlaubs 
(§ 11) oder im Krankheitsfall (§ 15) haben. Die Verminderung unterbleibt für Kalendermonate, für 
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die Studierende wegen Beschäftigungsverboten nach dem Mutterschutzgesetz kein Studienentgelt 
erhalten. Die Verminderung unterbleibt ferner für Kalendermonate der Inanspruchnahme der 
Elternzeit nach dem Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz bis zum Ende des Kalenderjahres, in 
dem das Kind geboren ist, wenn am Tag vor Antritt der Elternzeit Entgeltanspruch bestanden hat. 

(3) Die Weihnachtszuwendung wird mit dem für November zustehenden Studienentgelt ausgezahlt. 
Ein Teilbetrag der Weihnachtszuwendung kann zu einem früheren Zeitpunkt ausgezahlt werden. 

(4) Studierende, die im unmittelbaren Anschluss an den ausbildungsintegrierten dualen Studiengang 
von ihrem Ausbildenden in ein Arbeitsverhältnis übernommen werden und Anspruch auf eine 
Weihnachtszuwendung nach § 33a KAVO haben, erhalten einmalig zusammen mit der anteiligen 
Weihnachtszuwendung aus dem Arbeitsverhältnis die anteilige Weihnachtszuwendung aus dem 
Ausbildungs- und Studienverhältnis. Erfolgt die Übernahme im Laufe eines Kalendermonats, wird 
für diesen Monat nur die anteilige Weihnachtszuwendung aus dem Arbeitsverhältnis gezahlt.

§ 19 Zusatzversorgung, Entgeltumwandlung 

(1) Für die Versicherung zum Zwecke einer zusätzlichen Alters-, Erwerbsminderungs- und 
Hinterbliebenenversorgung gilt § 35 KAVO. 

(2) Für die Entgeltumwandlung des Studierenden gilt die Regelung zur Entgeltumwandlung der 
Zentralen Kommission zur Ordnung des Arbeitsvertragsrechts im kirchlichen Dienst (Zentral-
KODA) vom 15. April 2002 in ihrer jeweils gültigen Fassung. Teilt der Studierende dem 
Ausbildenden die erforderlichen Angaben für eine vermögenswirksame Leistung nicht mit, erhält er 
auf Antrag eine monatliche Zulage in Höhe der vermögenswirksamen Leistung zur Brutto-
Entgeltumwandlung, wenn diese gemäß Satz 1 durchgeführt wird; im Übrigen finden die 
Regelungen der Anlage 13 KAVO sinngemäß Anwendung. Die monatliche Zulage im Sinne des 
Satzes 2 ist kein zusatzversorgungspflichtiges Entgelt.

§ 20 Beihilfe im Geburtsfall 

Studierende erhalten im Geburtsfall eine Beihilfe in entsprechender Anwendung von § 5 der 
Anlage 10 KAVO.

§ 21 Beendigung, Verkürzung und Verlängerung des Vertragsverhältnisses 

(1) Das Ausbildungs- und Studienverhältnis endet mit dem Ablauf der im Ausbildungs- und 
Studienvertrag vereinbarten Vertragslaufzeit. 

(2) Das Ausbildungs- und Studienverhältnis endet zudem: 

a) bei wirksamer Kündigung (§ 5 Abs. 2 und 3) oder

b) bei Exmatrikulation durch die Hochschule nach der jeweiligen Studien- und Prüfungsordnung 
oder

c) bei endgültigem Nichtbestehen einer notwendigen Ausbildungsprüfung des Ausbildungsteils; 
dies gilt nicht, wenn sich im Falle des Nichtbestehens der Abschlussprüfung der Ausbildungsteil auf 
Verlangen der Studierenden bis zur nächstmöglichen Wiederholungsprüfung, höchstens um ein Jahr, 
verlängert oder die Abschlussprüfung ohne eigenes Verschulden erst nach beendeter 
Ausbildungszeit des Ausbildungsteils abgelegt wird. 
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(3) Eine Verkürzung des Studienteils (Regelstudienzeit) kann in Abstimmung mit dem 
Ausbildenden beantragt werden, sofern eine Verkürzung nach der Studien- und Prüfungsordnung 
für den ausbildungsintegrierten dualen Studiengang zulässig ist und die Vereinbarkeit mit dem 
gleichzeitig zu absolvierenden Ausbildungsteil gewährleistet ist. Der Ausbildungs- und 
Studienvertrag ist entsprechend anzupassen. 

(4) Beabsichtigt der Ausbildende keine Übernahme in ein Arbeitsverhältnis, hat er dies dem 
Studierenden drei Monate vor dem voraussichtlichen Ende des Vertragsverhältnisses schriftlich 
mitzuteilen. 

(5) Werden Studierende im Anschluss an das Ausbildungs- und Studienverhältnis beschäftigt, ohne 
dass hierüber ausdrücklich etwas vereinbart worden ist, so gilt ein Arbeitsverhältnis auf 
unbestimmte Zeit als begründet.

§ 22 Abschlussprämie 

(1) Bei Beendigung des Ausbildungsteils aufgrund erfolgreich abgeschlossener Abschlussprüfung 
bzw. staatlicher Prüfung erhalten Studierende eine Abschlussprämie als Einmalzahlung in Höhe von 
400 Euro. Die Abschlussprämie ist kein zusatzversorgungspflichtiges Entgelt. Sie ist nach Bestehen 
der Abschlussprüfung bzw. der staatlichen Prüfung fällig. 

(2) Absatz 1 gilt nicht für Studierende, die den Ausbildungsteil des ausbildungsintegrierten dualen 
Studiums nach erfolgloser Prüfung aufgrund einer Wiederholungsprüfung abschließen. Im 
Einzelfall kann der Ausbildende von Satz 1 abweichen.

§ 23 Rückzahlungsgrundsätze 

(1) Werden die Studierenden oder die ehemals Studierenden beim Ausbildenden nach Beendigung 
ihres ausbildungsintegrierten dualen Studiums in ein Arbeitsverhältnis entsprechend ihrer 
erworbenen Abschlussqualifikation übernommen, sind sie verpflichtet, dort für die Dauer von fünf 
Jahren beruflich tätig zu sein. 

(2) Der vom Ausbildenden bis zur Beendigung oder zum Abbruch des ausbildungsintegrierten 
dualen Studiums gezahlte Gesamtbetrag, bestehend aus der monatlichen Zulage nach § 9 Abs. 1 
Satz 1 in Verbindung mit Satz 3, dem Studienentgelt nach § 9 Abs. 2 und den Studiengebühren (§ 9 
Abs. 4), ist von den Studierenden oder den ehemals Studierenden zurückzuerstatten: 

a) bei endgültigem Nichtbestehen einer notwendigen Ausbildungs- oder Studienprüfung, wenn die 
Erfolglosigkeit in den Verantwortungsbereich der Studierenden fällt, weil sie es schuldhaft 
unterlassen haben, den erfolgreichen Abschluss des ausbildungsintegrierten dualen Studiums im 
Rahmen des ihnen Möglichen zielstrebig zu verfolgen,

b) bei Beendigung des ausbildungsintegrierten dualen Studiums durch Kündigung vom 
Ausbildenden aus einem von den Studierenden zu vertretenden Grund oder durch eine 
Eigenkündigung der Studierenden nach Ende der Probezeit, die nicht durch einen wichtigen Grund 
gemäß § 626 BGB gerechtfertigt ist,

c) bei Ablehnung des Angebots, beim Ausbildenden im Anschluss an das erfolgreich bestandene 
ausbildungsintegrierte duale Studium entsprechend der erworbenen Abschlussqualifikation ein 
Beschäftigungsverhältnis zu begründen,
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d) soweit das Beschäftigungsverhältnis, das beim Ausbildenden im Anschluss an das erfolgreich 
bestandene ausbildungsintegrierte duale Studium entsprechend der erworbenen 
Abschlussqualifikation begründet wurde, aus einem von den ehemals Studierenden zu vertretenden 
Grund innerhalb der ersten fünf Jahre seines Bestehens endet. 

(3) Sofern berufspraktische Studienabschnitte beim Ausbildenden absolviert wurden, verringert sich 
der Rückzahlungsbetrag auf 75 v. H. des Gesamtbetrages nach Absatz 2. 

(4) Der zurückzuerstattende Gesamtbetrag nach Absatz 2 bzw. 3 wird für jeden vollen Monat, in 
dem nach Beendigung des ausbildungsintegrierten dualen Studiums ein Arbeitsverhältnis bestand, 
um 1/60 vermindert. 

(5) Die Rückzahlungspflicht in den Fällen des Absatzes 2 Buchstabe a) oder b) entfällt, wenn die 
Studierenden nach endgültigem Nichtbestehen der notwendigen Studienprüfung oder nach 
Kündigung infolge des Abbruchs des Studiums in ein Arbeitsverhältnis entsprechend der im 
Ausbildungsverhältnis erworbenen Qualifikation übernommen werden und dieses für die nach Satz 
3 festgelegte Bindungsdauer fortbesteht. Die Rückzahlungspflicht entfällt nicht, wenn das 
Arbeitsverhältnis innerhalb der Bindungsdauer gemäß Satz 3 aus einem vom Mitarbeiter zu 
vertretenden Grund endet. Abweichend zu Absatz 1 bemisst sich die Bindungsdauer nach der Dauer 
des Ausbildungs- und Studienverhältnisses, wobei jeder volle Monat des Ausbildungs- und 
Studienverhältnisses einem Monat Bindungsdauer entspricht. Zur Berechnung der 
Rückzahlungspflicht gilt Absatz 3; Absatz 4 ist sinngemäß anzuwenden. 

(6) Auf die Rückzahlungspflicht kann ganz oder teilweise verzichtet werden, soweit sie für die 
Studierenden oder die ehemals Studierenden eine besondere Härte bedeuten würde.

§ 24 Zeugnis 

Der Ausbildende hat den Studierenden im Sinne von § 1 Abs. 1 Satz 3 Buchst. a) bei Beendigung 
des Ausbildungsteils ein Zeugnis gemäß § 16 BBiG auszustellen. Das Zeugnis muss Angaben über 
Art, Dauer und Ziel der Ausbildung sowie über die erworbenen Fertigkeiten und Kenntnisse der 
Studierenden enthalten. Auf deren Verlangen sind auch Angaben über Führung, Leistung und 
besondere fachliche Fähigkeiten aufzunehmen. Für Studierende im Sinne von § 1 Abs. 1 Satz 3 
Buchst. b) gilt § 50 KAVO entsprechend.

§ 25 Konfliktregelung 

(1) Ist ein Ausschuss im Sinne des § 111 Abs. 2 Arbeitsgerichtsgesetz errichtet, so ist dieser vor 
Inanspruchnahme des Arbeitsgerichts anzurufen. Ist ein solcher Ausschuss nicht errichtet oder ist er 
sachlich nicht zuständig, so gilt Absatz 2.70

(2) Bei Streitigkeiten aus dem bestehenden Ausbildungs- und Studienverhältnis soll vor 
Inanspruchnahme des Arbeitsgerichts der gemäß § 47 KAVO beim (Erz-)Bischöflichen 
Generalvikariat bestehende Schlichtungsausschuss (im Bistum Essen: Schiedsstelle) angerufen 
werden. Die Anrufung des Schlichtungsausschusses macht die Beachtung arbeitsrechtlicher 
Ausschlussfristen, insbesondere bei Kündigungen nicht entbehrlich. 

70 Z.B. entfällt für Studierende nach § 1 Abs. 1 Satz 3 Buchst. b die Verpflichtung zur Anrufung eines Ausschusses.
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§ 26 Sonstige Bestimmungen

Für das Ausbildungs- und Studienverhältnis gelten im Übrigen die folgenden Bestimmungen der 
Kirchlichen Arbeits- und Vergütungsordnung (KAVO) sinngemäß: 

• § 8 Schweigepflicht, 
• § 8b Umsetzung der Ordnungen für den Umgang mit sexuellem Missbrauch und zur 

Prävention gegen sexualisierte Gewalt, 
• § 9 Belohnungen und Geschenke, 
• § 10 Nebentätigkeiten, 
• § 13 Schadenshaftung, 
• §§ 14 bis 14d (Arbeitszeitregelungen), 
• § 31 Forderung bei Dritthaftung, 
• § 38 Sonderurlaub, 
• § 40 Arbeitsbefreiung, 
• § 57 Ausschlussfristen.  

§ 27 Inflationsausgleich

(1) Die §§ 1 bis 3 der Anlage 4 KAVO finden auf die Ausbildungs- und Studienverhältnisse im 
Sinne dieser Ordnung nach Maßgabe der folgenden Absätze sinngemäß Anwendung.

(2) Abweichend von § 1 Abs. 2 S. 1 Anlage 4 KAVO beträgt die Höhe des Inflationsausgleichs 
(2023) 620 Euro.

(3) Abweichend von § 2 Abs. 2 S. 1 Anlage 4 KAVO beträgt die Höhe der monatlichen 
Sonderzahlungen 110 Euro.

(4) Anspruch auf Entgelt im Sinne des § 1 Abs. 1 bzw. § 2 Abs. 1 S. 3 Anlage 4 KAVO sind auch 
die Ansprüche auf Entgeltfortzahlung nach §§ 11, 15 und 16 dieser Ordnung. 
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Ordnung für Studierende in praxisintegrierten dualen 
Studiengängen

Präambel71

Die Regelungen dieser Ordnung kommen zustande durch Beschlüsse der Regional-KODA 
Nordrhein-Westfalen und deren Inkraftsetzung durch die Diözesanbischöfe der (Erz-)Bistümer 
Aachen, Essen, Köln, Münster und Paderborn. Sie sind ausgerichtet auf die besonderen 
Erfordernisse des kirchlichen Dienstes. Die Grundordnung des kirchlichen Dienstes 
(Grundordnung) ist Grundlage und in ihrer jeweiligen Fassung Bestandteil dieser Ordnung.

§ 1 Geltungsbereich

Diese Ordnung gilt für Personen, die mit Rechtsträgern im Sinne von § 1 Abs. 1 und 2 der Ordnung 
zur Mitwirkung bei der Gestaltung des Arbeitsvertragsrechts durch Kommissionen in den 
(Erz-)Diözesen Aachen, Essen, Köln, Münster (nordrhein-westfälischer Teil) und Paderborn 
(KODA-Ordnung Nordrhein-Westfalen) einen Vertrag für die Teilnahme an einem 
praxisintegrierten dualen Bachelorstudiengang schließen. Die Personen werden nachfolgend 
Studierende genannt.

§ 2 Begriffsbestimmungen   

(1) Das praxisintegrierte duale Studium verbindet auf der Grundlage eines schriftlichen 
Studienvertrags ein wissenschaftsbezogenes und zugleich praxisorientiertes Studium, das in einem 
vom Rechtsträger der Praxisstelle vorgegebenen Studiengang an einer Hochschule, Fachhochschule 
oder anerkannten Berufsakademie absolviert wird. Berufsakademien müssen einen staatlich 
anerkannten Abschluss verleihen können. Diese Abschlussbezeichnung muss mit den an 
Hochschulen verliehenen akademischen Graden gleichgestellt sein.

(2) Das praxisintegrierte duale Studium gliedert sich in einen fachpraktischen und einen 
fachtheoretischen Studienteil. Die Verzahnung von Theorie im Studienteil und praktischer 
Ausbildung in der Praxisstelle orientiert sich nah am Anforderungsprofil des künftigen Berufs. 
Dabei beinhaltet der Studienteil des praxisintegrierten dualen Studiums fachtheoretische 
Studienabschnitte an der Hochschule, Fachhochschule oder anerkannten Berufsakademie 
(Lehrveranstaltungen) und berufspraktische Studienabschnitte (Praxiszeit) beim Rechtsträger der 
Praxisstelle oder einem vom Rechtsträger zu bestimmenden Dritten.

(3) Inhalt dieser Ordnung ist die vertragliche Ausgestaltung der Praxiszeit beim Rechtsträger der 
Praxisstelle oder einem vom Rechtsträger der Praxisstelle zu bestimmenden Dritten.

(4) Die Praxisstelle gilt als zweiter Lernort im Studium.

§ 3 Einstellungsvoraussetzungen und Grundlagen

(1) Die Einstellung setzt eine dem kirchlichen Dienst entsprechende persönliche Eignung und 
sachliche Befähigung voraus. 

(2) Die persönliche Eignung richtet sich auch nach den Anforderungen der Grundordnung in ihrer 
jeweils geltenden Fassung. 

71 Wenn in den Regelungen dieser Ordnung nur die weibliche oder männliche Form verwendet wird, erfolgt dies aus 
Gründen der besseren Lesbarkeit.
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(3) Sachliche Befähigung für die Einstellung ist der für das Studium notwendige Schulabschluss.

(4) Der Bestand des Studienverhältnisses sowie die Bestätigung des Studienplatzes durch die 
Hochschule, Fachhochschule oder anerkannte Berufsakademie sind Wirksamkeitsvoraussetzungen 
dieses Praxisverhältnisses.

§ 4 Praxisvertrag, Nebenabreden

(1) Vor Beginn des praxisintegrierten dualen Studiums ist ein schriftlicher Praxisvertrag zwischen 
dem Studierenden und dem Träger der Praxisstelle zu schließen, der die Bezeichnung des 
beabsichtigten Studienabschlusses und mindestens folgende Angaben enthält:

a) Verweis auf diese Ordnung, die maßgebliche Studien- und Prüfungsordnung in der jeweils 
geltenden Fassung, den etwaigen Kooperationsvertrag mit der Hochschule, Fachhochschule oder 
anerkannten Berufsakademie sowie den Aufbau und die sachliche Gliederung des praxisintegrierten 
dualen Studiums,

b) Beginn, Dauer und Verteilung der Studienzeiten einschließlich berufspraktischer 
Studienabschnitte und Festlegung der diesbezüglichen Teilnahmepflicht (Studienplan),

c) Zahlung und Höhe des Studienentgelts,

d) Dauer und Inanspruchnahme des Urlaubs und

e) die Dauer der Probezeit.

(2) Nebenabreden sind nur wirksam, wenn sie schriftlich vereinbart werden. Sie können gesondert 
gekündigt werden, soweit dies einzelvertraglich vereinbart ist.

§ 5 Beschlüsse der Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission

Beschlüsse der Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission im Sinne von § 2 Abs. 1 der Ordnung der 
Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission (ZAK-Ordnung) sind mit ihrer Inkraftsetzung Bestandteil 
dieser Ordnung, soweit die Beschlüsse die Studienverhältnisse, auf die diese Ordnung Anwendung 
findet, betreffen.

§ 6 Probezeit                                                  

(1) Die Probezeit beträgt sechs Monate.

(2) Während der Probezeit kann jeder Vertragspartner das Vertragsverhältnis jederzeit mit einer 
Kündigungsfrist von 1 Monat zum Monatsende ohne Angabe von Gründen schriftlich kündigen.

§ 7 Ärztliche Untersuchung

(1) Studierende haben auf Verlangen des Trägers der Praxisstelle vor ihrer Einstellung ihre 
gesundheitliche Eignung durch das Zeugnis eines Amts- oder Betriebsarztes nachzuweisen. Für 
Studierende, die unter das Jugendarbeitsschutzgesetz (JArbSchG) fallen, ist ergänzend § 32 Abs. 1 
JArbSchG zu beachten. 

(2) Der Träger der Praxisstelle ist bei begründeter Veranlassung berechtigt, Studierende zu 
verpflichten, durch ärztliche Bescheinigung nachzuweisen, dass sie in der Lage sind, die nach dem 
Praxisvertrag übernommenen Verpflichtungen zu erfüllen. Bei dem beauftragten Arzt kann es sich 
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um einen Betriebsarzt handeln, soweit sich die Betriebsparteien nicht auf einen anderen Arzt 
geeinigt haben. Die Kosten dieser Untersuchung trägt der Rechtsträger der Praxisstelle.

(3) Studierende, die besonderen Ansteckungsgefahren ausgesetzt, mit gesundheitsgefährdenden 
Tätigkeiten beschäftigt oder mit der Zubereitung von Speisen beauftragt sind, sind in regelmäßigen 
Zeitabständen oder auf ihren Antrag bei Beendigung des Praxisverhältnisses ärztlich zu 
untersuchen. Die Kosten dieser Untersuchung trägt der Rechtsträger der Praxisstelle, falls hierzu 
kein Dritter verpflichtet ist.

§ 8 Nachweispflichten, Akteneinsichtsrecht

(1) Die Leistungsnachweise aus dem Studienteil des praxisintegrierten dualen Studiums sind 
Bestandteil der Personalakte der Studierenden. Hierzu haben die Studierenden die von den 
Hochschulen auszustellenden Leistungsübersichten nach den jeweiligen Studien- und 
Prüfungsordnungen sowie eine Abschrift des Abschlusszeugnisses unverzüglich nach 
Aushändigung dem Rechtsträger der Praxisstelle vorzulegen.

(2) Die Studierenden haben ein Recht auf Einsicht in ihre vollständigen Personalakten. Sie können 
das Recht auf Einsicht durch einen hierzu schriftlich Bevollmächtigten ausüben lassen. Sie können 
Auszüge oder Kopien aus ihren Personalakten erhalten.

(3) Beurteilungen sind Studierenden unverzüglich bekannt zu geben. Die Bekanntgabe ist 
aktenkundig zu machen.

§ 9 Wöchentliche und tägliche Praxiszeit

(1) Die regelmäßige durchschnittliche wöchentliche und tägliche Studienzeit der Studierenden 
richtet sich während der Praxiszeit nach den für die Mitarbeiter des Rechtsträgers der Praxisstelle 
jeweils maßgebenden Vorschriften über die Arbeitszeit und während der fachtheoretischen 
Abschnitte nach dem Praxis- und Studienplan sowie der jeweiligen Praxis-,Studien- und 
Prüfungsordnung. In dem Praxisvertrag nach § 4 wird die Studienzeit unter Berücksichtigung der 
Praxiszeit verbindlich in einem Studienplan vereinbart.

(2) An Tagen, an denen Vorlesungszeiten stattfinden, gilt die tägliche Studienzeit als erfüllt.

§ 10 Entgelt und Studiengebühren

(1) Die Studierenden erhalten für die Dauer des Praxisvertragsverhältnisses

ein monatliches Entgelt in Höhe von

- ab 1. Januar 2026 1.625 Euro

- ab 1. Mai 2026 1.700 Euro.

Das Entgelt nimmt nicht an allgemeinen Entgelterhöhungen teil.

(2) Das Studienentgelt ist steuer-, sozial- und zusatzversorgungspflichtiges Entgelt und wird bei 
seiner Berechnung und Auszahlung sowie der Bemessung anderer Entgeltleistungen wie 
Ausbildungsentgelt behandelt. 

(3) Studiengebühren werden vom Praxisbetrieb nicht übernommen.
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(4) Abweichend von Absatz 1 beträgt für Studierende, die das Praxisverhältnis in 
Tageseinrichtungen für Kinder absolvieren, die Höhe des monatlichen Entgelts

 ab 1. Januar 2026 ab 1. Mai 2026

- im 1. Jahr 1.345 Euro 1.415 Euro,

- im 2. Jahr 1.395 Euro 1.465 Euro,

- im 3. Jahr 1.490 Euro 1.560 Euro.

Dieses ist kein zusatzversorgungspflichtiges Entgelt.

§ 11 Unständige Entgeltbestandteile

Für die Ausbildung an Samstagen, Sonntagen, Feiertagen und Vorfesttagen, für den 
Bereitschaftsdienst und die Rufbereitschaft, für die Überstunden und für die Zeitzuschläge gelten 
die für die Mitarbeiter des Rechtsträgers der Praxisstelle geltenden Regelungen sinngemäß.

§ 12 Urlaub

(1) Studierende erhalten Erholungsurlaub unter Fortzahlung ihres Studienentgelts in entsprechender 
Anwendung der für die Mitarbeiter des Rechtsträgers der Praxisstelle geltenden Regelungen mit der 
Maßgabe, dass der Urlaubsanspruch bei Verteilung der wöchentlichen Ausbildungszeit auf fünf 
Tage in der Kalenderwoche in jedem Kalenderjahr 30 Ausbildungstage beträgt.

(2) Der Erholungsurlaub ist in der vorlesungsfreien Zeit in Anspruch zu nehmen.

(3) Abweichend von Absatz 2 ist für Studierende, die das Praxisverhältnis in Tageseinrichtungen für 
Kinder absolvieren, der Urlaub nach Möglichkeit zusammenhängend während der von der 
Hochschule, Fachhochschule oder anerkannten Berufsakademie festgelegten vorlesungsfreien 
Zeiten und während der Schließzeiten der Einrichtung zu nehmen und zu gewähren.

§ 13 Beendigung, Verkürzung und Verlängerung des Vertragsverhältnisses

(1) Das Praxisverhältnis endet mit der Beendigung des Studienverhältnisses, spätestens mit dem 
Ablauf der im Praxisvertrag vereinbarten Vertragslaufzeit (Ende der Regelstudienzeit). Bestehen 
Studierende die Abschlussprüfung vor Ablauf der vereinbarten Vertragslaufzeit, so endet das 
praxisintegrierte duale Studium mit Bekanntgabe des letzten Ergebnisses durch den 
Prüfungsausschuss gegenüber den Studierenden.

(2) Nach der Probezeit kann das Praxisverhältnis nur gekündigt werden:

a) aus wichtigem Grund ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist,

b) von dem Studierenden mit einer Kündigungsfrist von vier Wochen zum Monatsende.

(3) Das Vertragsverhältnis endet:

a) bei wirksamer Kündigung

b) bei Exmatrikulation durch die Hochschule, Fachhochschule oder anerkannte Berufsakademie 
(von Amts wegen oder auf Antrag der Studierenden) nach der jeweiligen Studien- und 
Prüfungsordnung.

Abweichende gesetzliche Regelungen bleiben unberührt.
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(4) Beim endgültigen Nichtbestehen des Studienabschlusses oder bei Abbruch des Studiums endet 
das Praxisverhältnis.

(5) Eine Verkürzung des Studienteils (Regelstudienzeit) kann in Abstimmung mit dem Rechtsträger 
der Praxisstelle beantragt werden, sofern eine Verkürzung nach der Studien- und Prüfungsordnung 
zulässig ist. Der Praxisvertrag ist entsprechend anzupassen.

(6) Das Vertragsverhältnis kann einmalig auf Verlangen des Studierenden bis zum Zeitpunkt der 
nächstmöglichen Wiederholungsprüfung verlängert werden, wenn die Abschlussprüfung nicht 
bestanden wurde. Der Praxisvertrag ist entsprechend anzupassen.

(7) Beabsichtigt der Rechtsträger der Praxisstelle keine Übernahme in ein Arbeitsverhältnis, hat er 
dies dem Studierenden drei Monate vor dem voraussichtlichen Ende des Vertragsverhältnisses 
schriftlich mitzuteilen. 

(8) Werden Studierende im Anschluss an das Praxisverhältnis beschäftigt, ohne dass hierüber 
ausdrücklich etwas vereinbart worden ist, so gilt ein Arbeitsverhältnis auf unbestimmte Zeit als 
begründet.

§ 14 Ausbildungs- und Studienmaßnahmen außerhalb der Ausbildungsstätte

Bei Reisen im Sinne von § 2 Abs. 2 Satz 1 der Anlage 15 KAVO, die im Rahmen des 
Praxisverhältnisses erfolgen, erhalten die Studierenden eine Entschädigung in entsprechender 
Anwendung der Reisekostenbestimmungen, die für die Mitarbeiter des Rechtsträgers der 
Praxisstelle jeweils gelten. Gleiches gilt bei Reisen zur Ablegung der in den Studien- und 
Prüfungsordnungen vorgeschriebenen Prüfungen.

§ 15 Schutzkleidung

Studierende erhalten Schutzkleidung nach den Bestimmungen, die für die entsprechenden 
Mitarbeiter des Rechtsträgers der Praxisstelle maßgebend sind. Diese wird unentgeltlich zur 
Verfügung gestellt, soweit das Tragen von Schutzkleidung gesetzlich vorgeschrieben oder 
angeordnet ist. Die Schutzkleidung verbleibt im Eigentum des Rechtsträgers der Praxisstelle.

§ 16 Entgelt im Krankheitsfall

(1) Werden Studierende durch Arbeitsunfähigkeit infolge Krankheit ohne ihr Verschulden 
verhindert, ihre Verpflichtungen aus dem Praxisvertrag zu erfüllen, erhalten sie für die Zeit der 
Arbeitsunfähigkeit für die Dauer von bis zu sechs Wochen sowie nach Maßgabe der gesetzlichen 
Bestimmungen bei Wiederholungserkrankungen das Entgelt (§ 10) in entsprechender Anwendung 
der für die Mitarbeiter des Rechtsträgers der Praxisstelle geltenden Regelungen fortgezahlt.

(2) Im Übrigen gilt das Entgeltfortzahlungsgesetz entsprechend.

(3) Bei der jeweils ersten Arbeitsunfähigkeit, die durch einen in der Praxisstelle erlittenen 
Arbeitsunfall oder durch eine in der Praxisstelle zugezogene Berufskrankheit verursacht ist, erhalten 
Studierende nach Ablauf des nach Absatz 1 maßgebenden Zeitraums bis zum Ende der 26. Woche 
seit dem Beginn der Arbeitsunfähigkeit einen Krankengeldzuschuss, wenn der zuständige 
Unfallversicherungsträger den Arbeitsunfall oder die Berufskrankheit anerkennt. Für die 
Berechnung der Höhe des Krankengeldzuschusses findet § 30 Absatz 2 KAVO entsprechende 
Anwendung.

261



§ 17 Entgeltfortzahlung in sonstigen Fällen 

(1) Studierenden ist das Studienentgelt nach § 10 für insgesamt fünf Tage fortzuzahlen, um sich vor 
den in den Studienordnungen vorgeschriebenen Abschlussprüfungen ohne Bindung an die 
planmäßigen Praxiszeiten auf die Prüfung vorbereiten zu können; bei der Sechstagewoche besteht 
dieser Anspruch für sechs Tage. 

(2) Der Freistellungsanspruch nach Absatz 1 verkürzt sich um die Zeit, für die Studierende zur 
Vorbereitung auf die Abschlussprüfung besonders zusammengefasst werden; es besteht jedoch 
mindestens ein Anspruch auf zwei Praxistage. 

§ 18 Vermögenswirksame Leistungen

(1) Nach Maßgabe des Vermögensbildungsgesetzes in seiner jeweiligen Fassung erhalten 
Studierende eine vermögenswirksame Leistung in Höhe von 13,29 Euro monatlich. Der Anspruch 
auf vermögenswirksame Leistungen entsteht frühestens für den Kalendermonat, in dem dem 
Rechtsträger der Praxisstelle die erforderlichen Angaben mitgeteilt werden, und für die beiden 
vorangegangenen Monate desselben Kalenderjahres.

(2) Die vermögenswirksamen Leistungen sind kein zusatzversorgungspflichtiges Entgelt.

(3) Absatz 1 gilt nicht für Studierende, die das Praxisverhältnis in Tageseinrichtungen für Kinder 
absolvieren.

§ 19 Weihnachtszuwendung

(1) Studierende, die am 1. Dezember in einem Praxisverhältnis stehen, haben Anspruch auf eine 
Weihnachtszuwendung. Die Weihnachtszuwendung beträgt 90 v.H. des den Studierenden für 
November des jeweiligen Jahres zustehenden Entgelts (§ 10).

(2) Der Anspruch vermindert sich um ein Zwölftel für jeden Kalendermonat, in dem Studierende 
keinen Anspruch auf Entgelt (§ 10), Fortzahlung des Entgelts während des Erholungsurlaubs (§ 12) 
oder im Krankheitsfall (§ 16) haben. Die Verminderung unterbleibt für Kalendermonate, für die 
Studierende wegen Beschäftigungsverboten nach dem Mutterschutzgesetz kein Studienentgelt 
erhalten haben. Die Verminderung unterbleibt ferner für Kalendermonate der Inanspruchnahme der 
Elternzeit nach dem Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz bis zum Ende des Kalenderjahres, in 
dem das Kind geboren ist, wenn am Tag vor Antritt der Elternzeit Entgeltanspruch bestanden hat.

(3) Die Weihnachtszuwendung wird mit dem für November zustehenden Entgelt ausgezahlt. Ein 
Teilbetrag der Weihnachtszuwendung kann zu einem früheren Zeitpunkt ausgezahlt werden.

(4) Studierende, die im unmittelbaren Anschluss an den praxisintegrierten dualen Studiengang vom 
Rechtsträger der Praxisstelle in ein Arbeitsverhältnis übernommen werden und Anspruch auf eine 
Weihnachtszuwendung nach § 33a KAVO haben, erhalten einmalig zusammen mit der anteiligen 
Weihnachtszuwendung aus dem Arbeitsverhältnis die anteilige Weihnachtszuwendung aus dem 
Praxisverhältnis. Erfolgt die Übernahme im Laufe eines Kalendermonats, wird für diesen Monat nur 
die anteilige Weihnachtszuwendung aus dem Arbeitsverhältnis gezahlt.

§ 20 Zusatzversorgung und Entgeltumwandlung

(1) Für die Versicherung zum Zwecke einer zusätzlichen Alters-, Erwerbsminderungs- und 
Hinterbliebenenversorgung gilt § 35 KAVO.
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(2) Für die Entgeltumwandlung des Studierenden gilt die Regelung zur Entgeltumwandlung der 
Zentralen Kommission zur Ordnung des Arbeitsvertragsrechts im kirchlichen Dienst (Zentral-
KODA, seit 1. März 2023: Zentrale Arbeitsrechtliche Kommission) vom 15. April 2002 in ihrer 
jeweils gültigen Fassung. Teilt der Studierende dem Rechtsträger der Praxisstelle die erforderlichen 
Angaben für eine vermögenswirksame Leistung nicht mit, erhält er auf Antrag eine monatliche 
Zulage in Höhe der vermögenswirksamen Leistung zur Brutto-Entgeltumwandlung, wenn diese 
gemäß Satz 1 durchgeführt wird; im Übrigen finden die Regelungen der Anlage 13 KAVO 
sinngemäß Anwendung. Die monatliche Zulage im Sinne des Satzes 2 ist kein 
zusatzversorgungspflichtiges Entgelt.

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für Studierende, die das Praxisverhältnis in Tageseinrichtungen 
für Kinder absolvieren.

§ 21 Beihilfe im Geburtsfall

Studierende erhalten im Geburtsfall eine Beihilfe in entsprechender Anwendung von § 5 der Anlage 
10 KAVO.

§ 22 Zeugnis

Der Rechtsträger der Praxisstelle hat den Studierenden bei Beendigung des fachpraktischen Teils 
des Studiums ein Zeugnis auszustellen. Das Zeugnis muss Angaben über Art, Dauer und Ziel des 
fachpraktischen Studienteils sowie über die erworbenen Fertigkeiten und Kenntnisse der 
Studierenden enthalten. Auf deren Verlangen sind auch Angaben über Führung, Leistung und 
besondere fachliche Fähigkeiten aufzunehmen.

§ 23 Konfliktregelung

Die Vertragspartner sollen bei Streitigkeiten aus dem Vertragsverhältnis des praxisintegrierten 
dualen Studiums vor Einschaltung von staatlichen Gerichten oder Behörden zum Zwecke der 
gütlichen Einigung den beim Generalvikariat bestehenden Schlichtungsausschuss (im Bistum 
Essen: Schiedsstelle) anrufen. Die Anrufung des Schlichtungsausschusses macht die Beachtung 
arbeitsrechtlicher Ausschlussfristen, insbesondere bei Kündigungen, nicht entbehrlich.

§ 24 Sonstige Bestimmungen

Für das Praxisverhältnis gelten im Übrigen die folgenden Bestimmungen der Kirchlichen Arbeits- 
und Vergütungsordnung (KAVO) sinngemäß: 

• § 6     Dienstliche Anordnungen, 
• § 8     Schweigepflicht, 
• § 8b     Umsetzung der Ordnungen für den Umgang mit sexuellem Missbrauch und zur 

Prävention gegen sexualisierte Gewalt, 
• § 9     Belohnungen und Geschenke, 
• § 10     Nebentätigkeiten, 
• § 13     Schadenshaftung, 
• §§ 14 bis 14d (Arbeitszeitregelungen), 
• § 16     Arbeitsversäumnis, 
• § 17     Vorgesetztenverhältnis, 
• § 31     Forderung bei Dritthaftung, 
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• § 38     Sonderurlaub, 
• § 40     Arbeitsbefreiung, 
• § 57     Ausschlussfristen. 
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